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Beginn: 10:01 Uhr 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren! Ich heiße Sie herzlich zur sechsten 
Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen will-
kommen. Mein Gruß gilt auch unseren Gästen auf 
der Zuschauertribüne sowie den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich sechs Abge-
ordnete entschuldigt; ihre Namen werden in das 
Protokoll aufgenommen. 

Wir haben heute ein Geburtstagskind. Seinen 
Geburtstag feiert Herr Christian Möbius. Herzli-
chen Glückwunsch, Herr Möbius! 

(Allgemeiner Beifall) 

Meine Damen und Herren, die Landeswahlleiterin 
hat mir mit Schreiben vom 27. Juli mitgeteilt, dass 
Herr Holger Ellerbrock aus der Landesreserveliste 
der FDP als Nachfolger der Abgeordneten Mari-
anne Thomann-Stahl mit Wirkung vom 28. Juli 
2005 Mitglied des Landtags geworden ist. 

Die Landeswahlleiterin hat mir weiterhin mit 
Schreiben vom 2. August 2005 mitgeteilt, dass 
Herr Karl-Josef Laumann aus der Landesreserve-
liste der CDU als Nachfolger des Abgeordneten 
Hans Peter Lindlar mit Wirkung vom 4. August 
2005 Mitglied des Landtags geworden ist. 

Ich bitte die Herren Ellerbrock und Laumann, zu 
mir zu kommen, damit ich die nach § 2 unserer 
Geschäftsordnung vorgesehene Verpflichtung 
vornehmen kann. 

Ich bitte Sie, die folgenden Worte der Verpflich-
tungserklärung anzuhören und anschließend 
durch Handschlag zu bekräftigen: 

„Die Mitglieder des Landtags von Nordrhein-
Westfalen bezeugen vor dem Lande, dass sie 
ihre ganze Kraft dem Wohle des deutschen 
Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Scha-
den von ihm wenden, die übernommene Pflicht 
und Verantwortung nach bestem Wissen und 
Können erfüllen und in der Gerechtigkeit ge-
genüber jedem Menschen dem Frieden dienen 
werden.“ 

Sehr geehrte Herren Kollegen, ich heiße Sie als 
neue Abgeordnete in der 14. Wahlperiode herzlich 
willkommen und wünsche Ihnen viel Erfolg bei der 
Arbeit. 

(Allgemeiner Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich die Ak-
tuelle Stunde als Tagesordnungspunkt 1 aufrufe, 
darf ich Ihnen Folgendes mitteilen: Die Ausschüs-

se des Landtages sind durch Beschluss des Ple-
nums vom 6. Juli 2005 spiegelbildlich zu den 
Ressorts bestellt worden. Durch Organisationser-
lass des Ministerpräsidenten vom 7. Juli 2005 
wurde das „Ministerium für Schule, Jugend und 
Kinder“ umbenannt in „Ministerium für Schule und 
Weiterbildung“.  

Der Ältestenrat hat deshalb in seiner Sitzung am 
24. August 2005 einstimmig empfohlen, den 
„Ausschuss für Schule“ entsprechend in „Aus-
schuss für Schule und Weiterbildung“ umzu-
benennen. - Ich sehe keinen Widerspruch. Dann 
ist das so beschlossen. 

Ich rufe auf: 

1 Aktuelle Stunde  

Thema:  Übermäßige Vorbelastung der 
Krankenhaus-Investitionsprogram-
me in NRW aufgrund zu überzoge-
ner Verpflichtungsermächtigungen 
der vergangenen Jahre  

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
gemäß § 90 Abs. 2 GeschO 

Meine Damen und Herren, mit Schreiben vom 
29. August 2005 haben die Fraktionen der CDU 
und FDP zu der genannten aktuellen Frage der 
Landespolitik eine Aussprache beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner vonseiten der antragstellenden Fraktion 
Herrn Kollegen Henke das Wort. 

Rudolf Henke (CDU): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Die CDU-Fraktion hat eine Aktuelle Stunde 
beantragt, damit wir hier im Plenum über die Situ-
ation bei der Investitionsfinanzierung der Kran-
kenhäuser in Nordrhein-Westfalen diskutieren 
können. Das ist notwendig geworden, weil die 
SPD die Krankenhäuser und die Öffentlichkeit im 
Augenblick mit ganz unverantwortlichen Behaup-
tungen von einem Investitionsstopp für die Kran-
kenhäuser verunsichert. Auch in einigen Zeitun-
gen wurde die Behauptung vom Investitionsstopp 
aufgegriffen. 

Es gibt aber keinen Investitionsstopp für die Kran-
kenhäuser, sondern alle im Rahmen der Verpflich-
tungsermächtigungen der alten Landesregierung 
bereits bewilligten Mittel werden weiter ausge-
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zahlt. Auch die pauschalen Fördermittel fließen 
ungeschmälert weiter. 

Bei der Regierungsübernahme mussten CDU und 
FDP allerdings feststellen, dass aufgrund der 
großspurigen Zusagen der alten Landesregierung 
in den vergangenen Jahren so viele Bewilligungen 
erteilt wurden, dass jetzt noch zusätzlich erteilte 
weitere Bewilligungen frühestens 2008 wirksam 
werden könnten. Während dieses Faktum von der 
alten Landesregierung bewusst kaschiert wurde, 
hat die neue Landesregierung diese Situation 
beim Namen genannt. 

Die von der neuen Landesregierung geschaffene 
Transparenz schafft für die Krankenhäuser mehr 
Sicherheit und mehr Klarheit als alle großspurigen 
Ankündigungen, hinter denen nichts steckt und 
die deshalb nicht zeitnah realisiert werden kön-
nen. 

Herr Minister Laumann hat dafür keine Kritik, son-
dern ausdrücklich Anerkennung und Lob verdient, 
und die CDU-Fraktion zollt ihm diese Anerken-
nung und dieses Lob. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wie ist die Lage? - Der Landeshaushalt sieht für 
die Krankenhausförderung im Wesentlichen drei 
Positionen vor: erstens Einzelförderung, über de-
ren Vergabe im Rahmen eines jährlich aufzustel-
lenden Investitionsprogramms entschieden wird; 
zweitens pauschale Förderung, die der Wiederbe-
schaffung kurzfristiger Anlagegüter dient; drittens 
Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwe-
cke. 

Die Zuweisungen und Zuschüsse für laufende 
Zwecke sind im Haushalt 2005 mit 6 Millionen € 
veranschlagt; diese Summe ist klein und für die 
weitere Betrachtung ohne wesentlichen Belang. 

Die pauschale Förderung wird an die Kranken-
häuser nach einem Schlüssel ausgezahlt, in den 
die Bettenzahl und die unterschiedlichen Fachdis-
ziplinen eines Krankenhauses eingehen; der An-
satz beträgt für 2005  311 Millionen €. Die Kran-
kenhäuser haben auf die Mittel der pauschalen 
Förderung einen gesetzlichen Anspruch. 

Die Einzelförderung ist für Neubauten, Ersatzbau-
ten und langfristige Anlagegüter vorgesehen. Die 
alte Landesregierung hat in den vergangenen 
Jahren 169 Millionen € hierfür angesetzt. Außer 
den Barmitteln sieht der Haushalt Verpflichtungs-
ermächtigungen für Einzelinvestitionen vor. Sie 
betragen in diesem Jahr 255 Millionen €. Also: 
255 Millionen € Verpflichtungsermächtigungen bei 
169 Millionen € Barmitteln. 

Nun sind die Verpflichtungsermächtigungen ge-
wiss ein Instrument, mit dem man arbeiten kann. 
Das betroffene Krankenhaus weiß, dass es mit 
der Förderzusage aus einer Verpflichtungser-
mächtigung planen kann und dass es sich nicht 
mehr nach anderen Quellen für Investitionsmittel 
umschauen muss. Das Instrument ist im Prinzip 
richtig angewendet, wenn man es richtig dosiert. 
Die CDU-Fraktion ist auch sicher, dass die neue 
Landesregierung dieses Instrument ebenfalls ein-
setzen wird - aber richtig dosiert. 

Offenbar ist die Verpflichtungsermächtigung ein 
sehr mit Suchtpotenzialen verknüpftes Heilmittel. 
Zumindest ist es ein außerordentlich beliebtes In-
strument. Für die Krankenhäuser ist es schön, 
künftig fließendes Geld einkalkulieren zu können. 
Für die alte Landesregierung war es schön, künf-
tige Regierungen im Voraus festzulegen, also den 
künftigen Spielraum einer neuen Regierung schon 
einmal vorsorglich zu reduzieren, und für die frü-
here Ministerin war es ein Genuss, bei den Betrof-
fenen den vorzeitigen Dank für die vorgezogene 
segensreiche Unterzeichung von Schecks auf die 
Zukunft entgegennehmen zu können. 

(Zuruf von der SPD: Das wollen Sie alles 
nicht mehr?) 

Offenbar war das System so verführerisch, dass 
man sich in den vergangenen Jahren zu einer 
Fehlentwicklung entschlossen hat, die sich darin 
niederschlägt, dass die alte Landesregierung 
großspurig ein Drittel mehr künftige Investitionen 
über Jahre hinweg versprochen hat, als im jewei-
ligen Haushaltsjahr an Barmitteln vorgesehen 
war. 

Im Jahr 2000 war die Verpflichtungsermächtigung 
5,7 Millionen € höher, als an Barmitteln vorgese-
hen. Im Jahr 2001 waren es schon 10,7 Millio-
nen €, und dann ging es los - wir verzeichnen ei-
nen rapiden Anstieg -: 2002  87 Millionen €, 2003  
87 Millionen €, 2004  86,4 Millionen €, 2005  
86,4 Millionen €. Das heißt, die alte Landesregie-
rung hat in den Jahren 2000 bis 2005 durch ihre 
Förderbescheide 363,2 Millionen € mehr gebun-
den, als in den Haushaltsjahren zur Ausgabe zur 
Verfügung standen. 

Wie gesagt: Das war vermessen, das war groß-
spurig, das war gefallsüchtig, das war von dem 
Wunsch geprägt, segnend durch das Land ziehen 
zu können und dafür Lob und Dank einzuheim-
sen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Nur, im Prinzip war das nichts anderes als eine 
etwas verdeckte Form der vorgezogenen Kredit-
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aufnahme auf die Zukunft. Ich kann es gut verste-
hen, dass es der SPD absolut peinlich ist und 
dass sie sich ziemlich blamiert fühlen muss, 

(Zurufe von der SPD) 

dass dieser Sachverhalt jetzt noch vor der Bun-
destagswahl offenkundig geworden ist. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Trotzdem sage ich: Es ist nicht in Ordnung, wenn 
Sie den zutreffenden Hinweis auf die Vorbelas-
tung der künftigen Haushalte jetzt zum Anlass 
nehmen, um an dem herumzumäkeln, der die Si-
tuation korrekt darstellt. 

Natürlich wäre eine Steigerung der Investitions-
mittel für die Krankenhäuser wünschenswert. Wir 
alle wissen aber, dass die von SPD und Grünen 
hinterlassene Haushaltssituation dies kaum ges-
tatten wird. Eine Erhöhung der Einzelförderung 
hätte unter diesen Umständen eine Kürzung bei 
den pauschalen Fördermitteln zur Folge. Das träfe 
jedes Krankenhaus in Nordrhein-Westfalen. Wol-
len Sie das wirklich? - Wir nicht! 

Da die Dinge so sind, wie sie sind, macht es jetzt 
wenig Sinn, immer noch mehr unterfinanzierte 
Bewilligungen zu erteilen, die so oder so frühes-
tens 2008 erfüllt werden können, weil das schon 
jetzt die Krankenhäuser zur Erstellung von Pla-
nungsunterlagen und Anträgen zwingt, die dann 
bis 2008 längst erneut geändert werden müssen. 

Natürlich wäre es am schönsten, wir könnten die 
wirklich problematische Investitionssituation etli-
cher Häuser durch Erhöhung der Mittel erleich-
tern. Die Haushaltssituation ist aber so, wie sie 
Rot-Grün hinterlassen hat. Nicht CDU und FDP, 
sondern SPD und Grüne haben in diesem Land 
einen Schuldenberg von mehr als 110 Milliarden € 
angehäuft, und SPD und Grüne sind dafür ver-
antwortlich, dass wir das Geld vieler ehrlicher 
Steuerzahler für viele Jahre bei Banken abliefern 
müssen, bei denen rote und rot-grüne Regierun-
gen Jahr um Jahr Kredite aufgenommen haben. 
Mit diesem Weg haben Sie Nordrhein-Westfalen 
ins Verderben geführt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Damit muss Schluss sein, und deswegen muss es 
so sein, dass wir Ihrer Kritik entgegentreten. Das 
tun wir mit Fakten, weil wir sagen, was ist, und 
nicht eine Politik fortsetzen, die großspurig und 
gefallsüchtig Versprechungen macht, die nicht 
haltbar sind. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kollege Henke. - Ich gebe jetzt Frau Fischer 
von der SPD das Wort. 

Birgit Fischer (SPD): Ja, Herr Kollege Henke, 
Absurdistan lässt grüßen. - Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich wäre 
mit Begriffen wie „vermessen“, „gefallsüchtig“ und 
„großspurig“ sehr vorsichtig. Man kann als Fakt 
festhalten, dass Sie als CDU-Fraktion Ihren eige-
nen Versprechen hinterherlaufen, feststellen, dass 
die Enden bei Ihren vollmundigen Ankündigungen 
schwer zusammenzuknüpfen sind und dass Sie 
jetzt Schuldige suchen. Das ist Fakt in dieser Dis-
kussion und dieser Debatte. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Man wundert sich, dass die CDU-Fraktion plötz-
lich einen Kurswechsel vornimmt, und zwar um 
180 Grad, und alle Positionen, die sie in der ver-
gangenen Periode vertreten hat - sogar die, die 
sie noch ihm Wahlkampf großspurig angekündigt 
hat -, jetzt überhaupt nicht einhält, sondern ver-
sucht, eine Rolle rückwärts oder „Rolle Rüttgers“ 
zu machen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die „Rolle Rüttgers“ war vielleicht im Wahlkampf 
ein Schlager. Im Parlament sollten wir jedoch da-
mit aufhören. Es geht darum, dass wir die Interes-
sen der Bürger und Bürgerinnen im Land, in die-
sem Fall der Patienten und Patientinnen, sowie 
der Krankenhäuser zu vertreten haben. Dabei hilft 
es nicht, dass wir hier einen Schlagabtausch füh-
ren. Jeder und jede von uns, egal ob in der Oppo-
sition oder in der Mehrheitsfraktion, ob in der Re-
gierung oder im Parlament, hat eines zu beherzi-
gen: Wir alle haben unseren Amtseid abgelegt, 
etwas für das Wohl des Landes, für das Wohl der 
Bürger und Bürgerinnen zu leisten. Da sind die 
Lügen, die Sie hier verbreiten, mit Sicherheit nicht 
angebracht. 

(Beifall von der SPD - Rudolf Henke [CDU]: 
Vorsichtig! - Weiterer Zuruf von der CDU: Ih-
re auch nicht!) 

- Ihre „Wahrheiten“, die Sie verbreiten, Herr Hen-
ke, haben sehr kurze Beine.  

(Rudolf Henke [CDU]: Was ist gelogen?  - 
Weitere Zurufe von der CDU) 

- Lassen Sie mich das ausführen. - Ich sage sehr 
deutlich: Jeder Parlamentarier sollte hier mit Ehr-
lichkeit, Offenheit und mit einer entsprechenden 
Problemlösungskompetenz operieren. Ich werde 
das tun. Meine Damen und Herren, es geht um 
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die Analyse der Lage, um Ziele und Konzepte, die 
man auf den Tisch legen muss, 

(Rudolf Henke [CDU]: Was ist gelogen?) 

und natürlich um Lösungen. Dabei hilft nur, die 
Fakten zu benennen, und das will ich gerne tun. 
Es hilft nicht, Dinge schönzureden und anderen 
die Schuld zuzuschreiben.  

Zu den Fakten: Alle Fraktionen im Landtag ha-
ben - das tun sie mit Sicherheit auch heute - kons-
tatiert, dass der Investitionsbedarf bei den Kran-
kenhäusern außerordentlich hoch ist. Die Kran-
kenhäuser stehen heute vor erheblichen Heraus-
forderungen, ob es die neuen Fallpauschalen und 
die gesamten Strukturveränderungen sind, die zu 
Konzentrationen, Kooperationen und Verbünden 
in Krankenhäusern zwingen, oder ob es die integ-
rierte Versorgung ist.  

All das setzt die Krankenhäuser unter einen un-
geheuren Modernisierungsdruck. Dieser Moderni-
sierungsdruck ist nur zu bewältigen, wenn es 
gleichzeitig möglich ist, die baulichen Verände-
rungen den neuen Herausforderungen so anzu-
passen, dass man im Wettbewerb um die beste 
Qualität der medizinischen Versorgung und auch 
im Preiswettbewerb, bezogen auf die unterschied-
lichsten Häuser, bestehen kann. Gemessen an 
diesen Herausforderungen steht das Land natür-
lich vor der Aufgabe, auch Investitionen zu leisten.  

Ein weiterer Fakt ist die duale Krankenhausfinan-
zierung, die wir haben. Das heißt, die Kranken-
kasse ist für die Versorgung der Patienten und 
Patientinnen zuständig, und für die Investitions-
kosten sind die Länder zuständig. Wenn bei den 
Krankenhäusern ein Modernisierungsdruck be-
steht, dann muss das Land alle Kraft aufwenden, 
um die Krankenhäuser zu begleiten und zu unter-
stützen, damit sie ihren Herausforderungen ge-
recht werden können. 

(Rudolf Henke [CDU]: Dann hätten Sie uns 
Rücklagen hinterlassen müssen!) 

- Herr Henke, ganz ruhig. - Die damalige Landes-
regierung unter Führung der SPD und der Grünen 
hat eine klare Konsequenz daraus gezogen und 
gesagt: Ein wichtiger Schwerpunkt in der Landes-
politik ist die Krankenhausfinanzierung. Wenn wir 
über die Krankenhausfinanzierung reden, dann 
reden wir über 440 Krankenhäuser in Nordrhein-
Westfalen mit 139.000 Betten. 240.000 Menschen 
sind in diesen Krankenhäusern beschäftigt. 

(Rudolf Henke [CDU]: Das wissen wir!) 

Wir haben im Doppelhaushalt 2004/2005 jährlich 
486 Millionen € für die Krankenhausinvestitionen 

und 255 Millionen € für die Verpflichtungsermäch-
tigungen zur Verfügung gestellt. Zu den Fakten 
gehört auch, dass Verpflichtungsermächtigungen 
die Grundlage und der Maßstab für die Finanzie-
rung der Krankenhäuser schlechthin sind. Wir re-
den hier über langfristige Maßnahmen, die ge-
plant sind. Die Krankenhäuser brauchen eines mit 
Sicherheit: eine zuverlässige Planung für die Zu-
kunft. Sie brauchen Planungssicherheit! 

(Beifall von der SPD) 

Wir reden über Maßnahmen, die schon seit vielen 
Jahren geplant sind und in der Umsetzung noch 
einmal mehrere Jahre in Anspruch nehmen. Die 
Krankenhäuser müssen genau wissen, welche 
Mittel sie in den Jahren 2004, 2005, 2006 und 
2007 erhalten,  

(Minister Karl-Josef Laumann: Aber nicht bis 
2013!) 

weil sie sonst die millionenschweren Baumaß-
nahmen nicht realisieren können. Es sind mehrere 
Partner in einem hohen Umfang daran beteiligt. 
Auch die Träger investieren immer mehr in ihre 
Krankenhäuser. Manchmal gibt es auch dritte Fi-
nanziers; zum Teil werden also auch Private be-
teiligt. Alle die brauchen natürlich eine Zusage, 
welchen Anteil das Land bei der Finanzierung ü-
bernimmt, damit sie wissen, womit sie in den 
nächsten Jahren rechnen können. 

(Helmut Stahl [CDU]: Das muss doch belast-
bar sein!) 

Sie verspielen gerade die Planungssicherheit für 
die Häuser. Damit gefährden Sie die Krankenhäu-
ser in Nordrhein-Westfalen, und zwar insbesonde-
re die der freien Träger und die kleinen Kranken-
häuser.  

(Beifall von der SPD) 

Eines ist vollkommen klar: Die Häuser, die recht-
zeitige Modernisierungsmaßnahmen verpassen, 
verspielen ihre Wettbewerbsfähigkeit hinsichtlich 
der Qualität der Leistungen, die sie erbringen 
können, und genauso auch die Wettbewerbsfä-
higkeit in finanzieller Hinsicht.  

Meine Damen und Herren, wir reden hier letztend-
lich über die Chancen der Patienten, das heißt 
über ihre Behandlungsmöglichkeiten in Nordrhein-
Westfalen. Daraus kann ich nur folgendes Fazit 
ziehen: 

Erstens. Ich hätte mir nie träumen lassen, dass 
ich einmal dafür gescholten werde, dass ich zu 
viel für die Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen 
getan habe. 



Landtag  01.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/6 
 

 

 

329

(Beifall von der SPD) 

Zweitens. In einer Situation, in der die CDU Dis-
kussionen über eine Finanzierung aus einer 
Hand, die sogenannte monistische Finanzierung, 
Investitionen auch über Krankenkassen abzuwi-
ckeln, eine deutliche Absage erteilt hat, bleibt es 
bei der dualen Finanzierung und bei der rechtli-
chen Verpflichtung des Landes. Es geht darum, 
die Entwicklung der Krankenhäuser in Nordrhein-
Westfalen so gut wie möglich zu unterstützen.  

Der Legendenbildung, die Sie betreiben, muss ich 
eine deutliche Absage erteilen. Dieser Landtag 
hat jederzeit eine Transparenz über das gehabt, 
was die Landesregierung gefördert hat. Der Land-
tag ist der Haushaltsgesetzgeber. Das heißt, jeder 
Euro der Verpflichtungsermächtigungen ist im 
Landtag offen gelegt und beschlossen worden.  

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Fischer, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Birgit Fischer (SPD): Ich komme zum Schluss.  

Ich kann mir vorstellen, dass, hätten wir in den 
letzten Jahren die Bewilligungen in dem Umfang 
nicht durchgeführt, der neue Minister die Bewilli-
gungen gerne ausgesprochen hätte. Aber fragen 
Sie doch einmal die Krankenhäuser, ob sie gerne 
noch zwei Jahre länger auf die dringend notwen-
digen Maßnahmen gewartet hätten! 

(Beifall von der SPD) 

Ihr Begriff von Verlässlichkeit ist mir, ehrlich ge-
sagt, ziemlich unverständlich.  

Ich betone nochmals: Die Krankenhäuser haben 
ein Recht auf Finanzierung. Wir müssen alle Mög-
lichkeiten nutzen - dazu biete ich die Zusammen-
arbeit mit der SPD-Fraktion an -, den Kranken-
häusern dieses Recht tatsächlich zu gewähren, 
weil es im Interesse der Patientinnen und Patien-
ten ist. - Herzlichen Dank.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Fischer. - Das Wort hat nun der Kollege 
Dr. Romberg. 

Dr. Stefan Romberg (FDP): Frau Präsidentin! 
Sehr verehrte Damen und Herren! Die 433 nord-
rhein-westfälischen Krankenhäuser stehen in gro-
ßer Verantwortung, die Menschen in Nordrhein-
Westfalen bei notwendigen stationären Behand-
lungen qualitativ hochwertig zu versorgen. Sie 

sind gleichzeitig ein wichtiger Wirtschaftsfaktor: In 
kleineren Orten sind sie nicht selten der größte 
Arbeitgeber. In der Aus- und Weiterbildung von 
Ärzten und Pflegekräften leisten sie große Diens-
te.  

Für Nordrhein-Westfalen sind leistungsfähige 
wohnortnahe Krankenhäuser immens wichtig. Zur 
stationären Versorgung soll jeder Mensch in Nord-
rhein-Westfalen ein Krankenhaus der Grundver-
sorgung in der Nähe und ein Krankenhaus der 
Schwerpunkt- beziehungsweise Maximalversor-
gung in angemessener Entfernung finden.  

Im Koalitionsvertrag haben CDU und FDP verein-
bart, das Verfahren für die Landesförderung von 
Investitionen grundlegend zu überarbeiten und zu 
straffen. Die Krankenhäuser werden in Zukunft 
einfacher als bisher eine Förderung beantragen 
können und schneller erfahren, ob sie eine Förde-
rung erhalten und welche Förderung sie bekom-
men.  

Dass unser Gesundheitsminister, Karl-Josef Lau-
mann, direkt bei seinem Amtsantritt genötigt wur-
de, für die kommenden zwei Jahre keine neuen 
Bewilligungsbescheide für Krankenhäuser auszu-
stellen, ist eindeutig der alten, rot-grünen Landes-
regierung anzulasten.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Es ist wahrlich unerträglich, dass die Ex-Ministerin 
Birgit Fischer weit über ihre Amtszeit hinaus Be-
willigungen in Höhe von 580 Millionen € unter-
schrieben hat.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Das ist so bei VE! - 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Im Haushalt sind - Herr Henke hat die Zahlen ge-
nannt - 169 Millionen € für Neuinvestitionen vor-
gesehen. Dass selbst für das Jahr 2011 - sechs 
Jahre nach der Abwahl von Ministerin Fischer - 
Verpflichtungsermächtigungen erteilt wurden, fin-
de ich nicht in Ordnung.  

(Beifall von FDP und CDU - Zurufe von SPD 
und GRÜNEN: Oh!) 

Frau Fischer, Sie haben ein schäbiges Politikver-
ständnis, wenn Sie für die Jahre 2006 bis 2011 so 
viele ungedeckte Schecks ausgestellt haben.  

(Beifall von FDP und CDU - Lachen von SPD 
und GRÜNEN) 

Frau Fischer, Sie haben damit das Wählervotum 
missachtet,  

(Beifall von der CDU - Lachen von der SPD) 
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die Handlungsfähigkeit der neuen Landesregie-
rung massiv eingeschränkt und für weitere ver-
deckte Schulden gesorgt - zusätzlich zur gewalti-
gen Schuldenlast, die das Land zu tragen hat. 
Dass Sie dann Minister Laumann öffentlich vor-
werfen, für ein Desaster zu sorgen, empfand ich 
als ignorant und frech.  

(Beifall von FDP und CDU - Lachen von der 
SPD) 

Das einzige Desaster, das man als „Desaster“ be-
zeichnen kann, ist das Ergebnis von zehn Jahren 
rot-grüner Regierung in Nordrhein-Westfalen. Es 
gab seit vielen Jahren keine vernünftige Planung 
für den Investitionsbedarf der Krankenhäuser.  

(Marc Jan Eumann [SPD]: Was gab es denn 
nun? Gab es eine Planung oder gab es kei-
ne Planung?) 

Landesgelder sind nach dem Gießkannenprinzip 
über NRW verteilt worden. Das wird sich ändern.  

(Beifall von der FDP) 

Die FDP-Landtagsfraktion unterstützt uneinge-
schränkt die Entscheidung von Gesundheitsminis-
ter Karl-Josef Laumann. 

 (Zurufe von der SPD) 

Wir stehen für ehrliche, transparente und nachhal-
tige Finanzpolitik. Neue Schulden zulasten der 
nachfolgenden Generationen müssen ein Ende 
haben.  

(Beifall von FDP und CDU - Zurufe von der 
SPD) 

Wir sind bestrebt, für die Bürger, für die Wirtschaft 
und für die Krankenhausträger ein verlässlicher 
Partner zu sein. Vorübergehende Durststrecken 
sind unvermeidbar. Das hat schon Ministerpräsi-
dent Jürgen Rüttgers in seiner Regierungserklä-
rung verkündet. Die Verantwortung für diese Be-
dingungen trägt jedoch eindeutig die alte, abge-
wählte rot-grüne Landesregierung.  

Liebe Kollegen, die Situation der Krankenhäuser 
ist alles andere als leicht: Neben dem seit Jahren 
bestehenden Investitionsstau - trotz dieses Ver-
fahrens - bringt die Umstellung auf Fallpauschalen 
zahlreiche Krankenhäuser in eine schwierige wirt-
schaftliche Lage. Einigen droht die Insolvenz. 

In dieser Situation ist es unverantwortlich, Investi-
tionszusagen auf viele Jahre im Voraus zu vertei-
len. Eine Landesregierung darf doch nicht ohne 
eine konkrete Krankenhausplanung Kliniken mit 
immensen Steuergeldern ausstatten, die vielleicht 

ein oder zwei Jahre später insolvent und damit 
nicht mehr in Funktion sind.  

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Es kann doch nicht sein, dass ein neuer Operati-
onssaal mitfinanziert wird, der nachher gar nicht 
benutzt wird und unbenutzt in der Gegend herum-
steht.  

(Beifall von FDP und CDU - Zuruf von der 
SPD: Ein Operationssaal in der Gegend? - 
Weitere Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

Dass die Krankenhausgesellschaft NRW die Plä-
ne von Minister Laumann kritisch begleitet, ist ihre 
Pflicht. Wenn der Präsident der Ärztekammer 
Westfalen-Lippe, Ingo Flenker, von einem „Tritt in 
die Kniekehlen der nordrhein-westfälischen Kran-
kenhäuser“ spricht,  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Dann hat er 
Recht!) 

sollte man als Hintergrund wissen, dass Herr 
Flenker ein roter Kammerpräsident ist, der nicht 
wieder zur Wahl antritt.  

(Heiterkeit und Oh-Rufe von der SPD) 

Verehrte Kollegen, sehr geehrte Damen und Her-
ren, CDU und FDP werden den Gesundheitsmarkt 
in NRW stärken und von Bürokratie entlasten. Je-
dem Bürger wird auch in Zukunft im Krankheitsfall 
ein leistungsfähiges wohnortnahes Krankenhaus 
zur Verfügung stehen. Es wird nicht den Unter-
gang der Krankenhäuser geben, wie Sie, Frau Fi-
scher, prophezeit haben.  

Wir stehen für die wohnortnahe leistungsstarke 
Versorgung mit einem starken Gesundheitsmarkt. 
Daran wird man uns messen können. - Danke 
sehr.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Romberg. - Als Nächstes gebe ich Frau 
Steffens von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
das Wort.  

Barbara Steffens (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Romberg, Sie 
sind neu im Bereich Arbeit, Gesundheit und So-
ziales. Vielleicht sollten Sie - das will ich Ihnen 
eingangs sagen - einmal in den Protokollen nach-
lesen, welche Investitionen und Erhöhungen Ihre 
Vorgängerin, Frau Pavlik, gefordert hat, bevor Sie 
den Mund aufmachen und lauthals verkünden, 
das sei die falsche Richtung.  

(Lebhafter Beifall von GRÜNEN und SPD) 
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Ich will darauf gar nicht mehr im Detail eingehen.  

Herr Henke, Sie haben den Bonus von Herrn 
Romberg nicht.  

(Marc Jan Eumann [SPD]: Genau!) 

Sie saßen die letzten Jahre im Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales und haben über die 
Krankenhauspolitik ausführlich mit uns und der 
damaligen Regierung gestritten. Sie haben uns 
immer wieder Vorwürfe gemacht, es gäbe zu we-
nig investive Mittel.  

Im Jahr 2002 haben wir dann die Mittel erhöht. 
Gestern, als ich so überlegt habe, wie es denn 
damals war, fiel mir ein, dass damals zwei Akteu-
re im Ausschuss waren, die den Mund riesig weit 
aufgerissen haben und gesagt haben: Da muss 
noch mehr rein. Das ist super. Wir wollen noch 
mehr Geld. Diese beiden Akteure waren Herr A-
rentz und Herr Henke. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Hört, hört! 
- Rainer Schmeltzer [SPD]: Was schert ihn 
sein Geschwätz von gestern!) 

Ich möchte Ihnen gern vorlesen, was Sie damals 
gesagt haben, Herr Henke. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Arentz hat damals gesagt, die erfreuliche Er-
höhung dieses Ansatzes könne dazu beitragen, 
den unrühmlichen 16. Platz in der Liga der Bun-
desländer zu verlassen, der zu Substanzverzehr 
in den Krankenhäusern geführt habe, teilweise 
sogar einer schlichten Enteignung der Träger na-
he komme. - Wir wissen, Herr Arentz hat immer 
übertrieben. Aber begrüßt hat er das. 

Ebenso wie Sie, Herr Henke. Tun Sie doch nicht 
so, als ob Sie in der Vergangenheit nicht dafür 
gewesen wären. Ihr Beitrag im Ausschuss am 
26. September ist im Protokoll so dargestellt: 

Rudolf Henke (CDU) begrüßt die Erhöhung der 
Verpflichtungsermächtigungen für den investi-
ven Krankenhausbereich. 

(Beifall und Zurufe von GRÜNEN und SPD) 

Dass Sie, Herr Henke, in der Regierung ankom-
men, ist richtig. Aber dass Sie so schnell ankom-
men und Ihre Vergangenheit und Ihre Forderun-
gen vergessen, das hätte ich Ihnen nicht zuget-
raut. Denn Sie sind eigentlich immer geradlinig 
gewesen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD - Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Was schert ihn sein Ge-
schwätz von gestern!) 

Ich könnte aus dem Protokoll weiter zitieren. 

(Zuruf von der SPD: Bitte!) 

Denn Ihre größte Sorge war, dass die Erhöhung 
der Verpflichtungsermächtigungen auch ja nicht 
nur für 2002 gilt, sondern Sie wollten die dauer-
haft festgeschrieben haben, was wir auch ge-
macht haben.  

Also, Herr Henke: Drehen Sie erst einmal den Ton 
ein bisschen leiser mit Ihrem „vermessen“ und 
„gefallsüchtig“ und überlegen Sie noch einmal, 
wie das vor drei Jahren bei Ihnen war. 

In dem Moment, in dem wir auch nur irgendwo in-
vestive Mittel nicht bewilligt haben, sind Sie näm-
lich mit Ihren Leuten durchs Land gezogen und 
haben Unterschriftenlisten gesammelt und dafür 
gesorgt, dass der Protest vor Ort mobilisiert wird. 
Wenn Sie sich einmal daran erinnern, was Sie 
gesagt und vertreten haben, dann lassen Sie uns 
in Ruhe überlegen, wie das mit der Krankenhaus-
förderung weitergehen kann. Aber machen Sie 
keine Schelte gegen die alte Regierung, wo Sie 
doch das, was wir gemacht haben, noch für zu 
wenig gehalten haben und mehr VEs und mehr 
Mittel wollten. Das finde ich verlogen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Genau mit dieser Lüge sind Sie in den Wahlkampf 
gezogen. In Ihrem Wahlprogramm steht: 
11 Milliarden € Investitionsstau in NRW. Hätten 
wir noch mehr VEs gehabt, dann hätten Sie viel-
leicht eine kleinere Summe in Ihr Programm 
schreiben können, aber Sie hätten die Schelte 
genauso betrieben, wie Sie es gemacht haben. 
Sie haben die Wahl auch in dem Punkt mit einer 
Lüge, mit einem Versprechen gewonnen, das Sie 
heute und hier nicht einhalten. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Kommen wir zu der Frage, wo wir denn hin wol-
len. Sie fordern mehr Transparenz. Natürlich 
brauchen wir Transparenz. Sie sind jetzt in der 
Regierung. Herr Laumann kann die Transparenz 
jetzt mit Inhalt füllen. Das heißt, ich fände es sinn-
voll, wenn Sie dem Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales vorlegen würden, welche 
VEs für welche Krankenhäuser bewilligt sind und 
in welchem Zeitraum sie bewilligt sind.  

Denn für Baumaßnahmen - das weiß jeder, der 
einmal irgendetwas mit Bauen zu tun hatte, und 
wenn Sie das nicht wissen, Herr Henke, dann 
kann Ihnen unser ehemaliger Bauminister auch 
gerne erklären, wie sich das mit VEs und dem 
Bauen verhält - braucht man Mittel, die man für 
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die kommenden Jahre einstellt. Sonst kann man 
nicht anfangen zu bauen. 

Also: Zeigen Sie Transparenz! Sagen Sie uns, 
welche VEs schon bewilligt worden sind, welche 
VEs eventuell im kommenden Jahr abgerufen 
werden und welche erst in den Jahren bis 
2010/2011. Denn es gibt ja unterschiedliche An-
kündigungen. Sagen Sie uns also, welche VEs da 
noch im Raum stehen.  

Dann können wir gemeinsam darüber reden, wel-
che Barmittel noch da sind und welche Barmittel 
wie ausgeschöpft werden. Danach reden wir im 
Detail darüber, wie Sie denn das, was Sie im Wei-
teren versprochen haben, nämlich dass da mehr 
Mittel hinein müssen, einhalten können und aus 
anderen Etats Mittel für die Deckung bekommen. 
Dann können wir im Detail wirklich über die Sache 
reden. 

Aber die Diskussion heute hier hat gezeigt: Ihnen 
geht es nicht um die Sache, sondern Ihnen geht 
es darum, im Nachhinein die ehemalige Regie-
rung anzugreifen und sich irgendwie aus der 
Wahlkampflüge herauszuschleichen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD - Zuruf von 
der SPD: Sehr richtig!) 

Wenn wir schon beim Thema Transparenz sind, 
dann seien Sie doch wenigstens auch so ehrlich 
und gucken einmal, womit Sie sich im Internet 
rühmen. Denn auf der Seite des Gesundheitsmi-
nisteriums steht immer noch, wie viel Investitionen 
in diesem Jahr verteilt werden. Wenn Sie sagen, 
das stimmt so alles gar nicht, das ist alles in den 
kommenden Jahren, dann bitte bereinigen Sie 
auch die Seite, und stellen Sie auch insoweit 
Transparenz her. 

Sie haben im Wahlkampf Bürokratieabbau und 
Verfahrensbeschleunigungen versprochen. Im Be-
reich der Krankenhauspolitik kann man einen 
Strich darunter ziehen. Da sehen Ihr Bürokratie-
abbau und Ihre Verfahrensbeschleunigung so 
aus: Keine Anträge! Kein Geld! Das ist die falsche 
Politik für Nordrhein-Westfalens Krankenhaus-
landschaft. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Steffens. - Für die Landesregierung hat Mi-
nister Laumann das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich mei-

ne, wir sollten in diese Debatte wieder ein biss-
chen mehr Sachlichkeit bringen. 

(Beifall von der CDU - Zuruf von Johannes 
Remmel [GRÜNE]) 

- Regen Sie sich doch gar nicht so auf.  

Wir alle im Landtag wissen, wie die Situation im 
Land Nordrhein-Westfalen aussieht. 

(Zuruf von der SPD: Außer Henke!) 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat einen Schul-
denturm in Höhe von 110 Milliarden €. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Das ist so!) 

Wir bezahlen jeden Tag 13 Millionen € an Zinsen, 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Stimmt auch!) 

um den Schuldendienst zu bezahlen. 

Wir haben im Land Nordrhein-Westfalen einen 
Haushalt von rund 48 Milliarden €, und wir haben 
wahrscheinlich Einnahmen in Höhe von gut 
40 Milliarden €. Das heißt, wir nehmen im laufen-
den Haushaltsjahr zwischen 7 und 8 Milliarden € 
an neuen Krediten auf.  

Wir haben im Haushalt eine Investitionsquote 
noch von gut 3 Milliarden €. Das heißt, wir neh-
men 4,5 Milliarden € mehr Kredite auf als wir in-
vestieren. Wenn das einer von uns bei sich zu 
Hause so machen würde, dann wäre er bankrott. 
Das ist die Wahrheit. 

Dann gibt es in diesem Land noch eine Verfas-
sung. Nach der Verfassung dürfen wir nicht mehr 
Schulden machen, als wir investieren. Am 
29. Juni 2005 habe ich hier geschworen, die Ver-
fassung des Landes zu verteidigen. Alle meine 
Kollegen im Kabinett haben das ebenfalls ge-
schworen. Weil wir diese Schwüre ernst nehmen, 
müssen wir einen Weg aufzeigen, wie wir im Land 
Nordrhein-Westfalen wieder zu einem verfas-
sungskonformen Haushalt kommen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sonst können wir uns diese Diskussion hier spa-
ren. 

Die Leute, die in unserer Verfassung festgelegt 
haben, dass man nicht mehr Schulden machen 
darf als man investiert, waren Männer und Frau-
en, die den Niedergang der Weimarer Republik 
erlebt haben, die auch daran gescheitert ist, dass 
sie am Ende nicht mehr finanzierbar war. 

(Ralf Jäger [SPD]: Was?) 

Das ist die Wahrheit! 
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(Zuruf von der SPD: Das ist Geschichtsklitte-
rung!) 

Ich sage Ihnen: Sie hatten gute Gründe dafür, 
festzulegen, dass nicht mehr Schulden gemacht 
werden dürfen als investiert wird. Deswegen müs-
sen wir wieder dorthin zurück. 

In der Vergangenheit kann im Landtag wer auch 
immer gesagt haben, was er will: Wir haben auf-
grund dieser Haushaltslage … 

(Zurufe von der SPD) 

Jetzt seien Sie doch mal einen Moment ruhig! Sie 
wissen doch, dass Sie in diesem Land Schulden 
ohne Ende gemacht haben! 

(Beifall von CDU und FDP - Widerspruch von 
der SPD) 

Sie haben sich in der Politik auf eine Weise ver-
halten, auf die sich keiner von Ihnen privat verhält! 

(Zuruf von der SPD: Werden Sie doch nicht 
ausfallend! - Anhaltende Unruhe - Glocke) 

Aufgrund dieser Situation weiß doch jeder, dass 
wir nicht die Möglichkeit haben, die Haushaltsan-
sätze zu erhöhen. Wir werden für den Unterhalt 
der Krankenhäuser weiterhin rund 300 Millionen € 
zur Verfügung stellen, die über die Pauschale an 
die Krankenhäuser fließen. Mit diesem Geld wer-
den die Krankenhäuser unterhalten. Es gibt ein 
Gerichtsurteil, dass keine Ersatzinvestitionen ge-
tätigt werden dürfen. 

Frau Kollegin Fischer, Sie wissen sehr genau, 
dass wir aus der Investitionsförderung überhaupt 
keine Modernisierungen fördern können; die Mo-
dernisierungen müssen über den Krankenkas-
senhaushalt finanziert werden. Es geht also nicht 
darum, was mir hier und da in der Presse begeg-
net, dass ein SPD-Kollege sagt: Daran, dass ein 
Krankenhaus keinen neuen OP bekommt und 
dass die Versorgung schlecht ist, ist Minister 
Laumann schuld, weil er keine Investitionsförde-
rung betreibt. 

(Zuruf von der SPD: Sie sind auf dem Weg 
der Besserung!) 

Die Erneuerung eines bereits vorhandenen OPs 
musste bei Frau Fischer und muss auch bei mir 
aus klaren gesetzlichen Gründen aus dem Topf 
„Unterhalt der Krankenkassen“ bezahlt werden. 

Nehmen wir noch einen weiteren Punkt: Ich sehe 
selber, wie viele Wünsche von den Krankenhäu-
sern an unser Haus herangetragen werden. Die 
allermeisten davon sind gut begründet. Wenn ich 
alle zusammenzähle, brauchte ich wohl eine hal-

be Milliarde Euro für die Krankenhäuser, um das 
ganz klar zu sagen. Sie werden keine einzige Re-
de und kein einziges Zitat von mir finden, dass ich 
gesagt hätte: Unsere Krankenhäuser in Nord-
rhein-Westfalen sind in einem schlechten Zu-
stand. Im Großen und Ganzen sind die Kranken-
häuser in Nordrhein-Westfalen in einem guten 
Zustand. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Die Bauten unserer Krankenhäuser sind - das 
können Sie einfach sehen - in vielen Städten in 
einem besseren Zustand als zum Beispiel unsere 
Schulen. 

(Zurufe von der SPD: Hören Sie sich das an, 
Herr Henke! - Da müssen Sie mal gut zuhö-
ren, Herr Henke!) 

Meine Damen und Herren, ich kann ja verstehen, 
dass man als Minister aufgrund der vielen Wün-
sche, die da waren, der Versuchung erliegt, mög-
lichst vielen zu sagen: Euer Wunsch ist berechtigt. 
Wir haben das fachlich geprüft, und es ist auch 
eine sinnvolle Investition, die ihr vorhabt. Deshalb 
bekommt ihr einen Bewilligungsbescheid. - Aber 
dann passierte das, worüber ich einfach nicht 
hinwegkomme: Im Jahr 2002, vorher nicht, haben 
Sie angefangen, jedes Jahr für 255 Millionen € 
Bewilligungsbescheide in die Landschaft zu schi-
cken. 170 Millionen € haben Sie an Barmitteln in 
den Haushalt eingestellt. Das ist - dieses Jahr mit 
eingerechnet - vier Jahre lang gemacht worden 
und führt zu einer Situation, in der wir jetzt kaum 
noch freie Mittel haben, weil wir eine Bugwelle vor 
uns herschieben. 

Ich bin schlicht und ergreifend der Meinung, dass 
wir diese Bugwelle ein Stück weit abbauen müs-
sen, indem wir uns eine Zeit lang, auf jeden Fall 
aber im Jahr 2006, mit neuen Bewilligungsbe-
scheiden äußerst zurückhalten. Mehr will ich gar 
nicht. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dann kommen wir wieder zu einem Zustand, in 
dem wir Planung, Bewilligung und Bau näher zu-
sammenbringen. 

(Zuruf von der SPD) 

Damit Sie das wissen: Ich habe für 2007 so gut 
wie keine freien Mittel, weil es rechtskräftige VEs 
in der Größenordnung von rund 170 Millionen € 
gibt. 2008 haben wir so gut wie keine freie Spitze, 
weil es die VEs gibt. Erst 2009 gibt es wieder eine 
kleine freie Spitze. Ich will nur, dass wir diese 
Bugwelle ein Stück weit abbauen, indem wir uns 
in den Bewilligungen zurückhalten. Die Konse-
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quenz ist logischerweise, dass Bewilligung und 
Geldfluss in Nordrhein-Westfalen wieder enger 
zusammenkommen; denn die bisherige Praxis hat 
dazu geführt, dass sie immer weiter auseinander 
gegangen sind. 

Jetzt sagen Sie: Man muss den Krankenhäusern 
auch Bewilligungen erteilen, damit sie planen 
können und vier bis fünf Jahre vorher wissen, 
dass sie das Geld vom Land bekommen. Dieses 
Argument kann man ernst nehmen. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Bis 2001 haben Sie die Dinge schön zusammen-
gehalten. Dann aber haben Sie Gas gegeben. Ich 
will den Zustand, den Sie bis 2001 hatten, durch 
eine Zurückhaltung in der nächsten Zeit wieder-
herstellen. 

Die Wahrheit ist doch: Wir haben knappes Geld. 
Das knappe Geld, das wir haben, müssen wie 
möglichst zielgenau - so weit das überhaupt mög-
lich ist - einsetzen. Darin sind wir uns doch alle 
einig. Wir müssen die Krankenhausstrukturen er-
kennen, die zukunftsfähig sind, und höllisch auf-
passen, dass wir nicht in Krankenhausstrukturen 
investieren, die vielleicht in 3 bis 5 Jahren vom 
Markt verschwinden. Das ist ein schwieriger Pro-
zess. 

Aber ich bin überzeugt davon, dass sich die Treff-
sicherheit der Fachabteilung dadurch erhöht, dass 
wir versuchen, die Planungsbewilligungszeiträu-
me, bis gebaut wird, wieder ein Stück weit enger 
zusammenzubringen. Das ist logisch. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Jetzt können Sie durchs Land gehen und sagen: 
Es gibt einen Investitionsstopp. - Den gibt es 
nicht! Wir werden auch im nächsten Jahr die VEs 
in der Höhe, die Sie hatten, umsetzen. Die einzige 
Einschränkung ist, dass ich die Barmittel aufgrund 
der allgemeinen Lage im Haushalt nicht erhöhen 
kann. Vielleicht kann man ein paar Millionen hin 
und her schieben; aber der große Wurf glückt 
damit nicht. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben gesagt, Sie 
wollen sie stornieren!) 

 - Ich storniere gar nichts. Das habe ich nicht ge-
sagt. Jede rechtskräftige VE wird eingelöst, das 
geht auch gar nicht anders. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
Ihre Redezeit ist beendet. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Im nächsten Jahr werden 

170 Millionen € an Investitionen entsprechend der 
ausgestellten VEs in verschiedene Krankenhäu-
ser des Landes fließen. Das Einzige, was ich nicht 
mache, sind neue VEs, um über diesen Hügel 
hinwegzukommen. 

(Beifall von der CDU) 

Ich bitte darum, diesen Weg mit Sachlichkeit zu 
begleiten. Ich sage Ihnen… 

(Zuruf von der SPD) 

Wer hat denn die Debatte begonnen, dass ich die 
Investitionen in den Krankenhäusern stoppen 
würde? 

(Hannelore Kraft [SPD]: Das ist doch Ihre 
Aktuelle Stunde! - Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
Ihre Redezeit ist beendet. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Wenn jemals der Spruch 
„Wenn man im Glashaus sitzt, soll man nicht mit 
Steinen werfen“ gegolten hat, 

(Widerspruch von SPD und GRÜNEN) 

dann gilt das für diejenigen, die jahrelang für 
80 Millionen € mehr Bewilligungsbescheide aus-
gestellt haben als bares Geld in der Kasse ist. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Jeder von uns hat in seinem Leben einmal ge-
lernt, dass das Ausstellen von ungedeckten 
Schecks - es sind politisch ungedeckte Schecks - 
keine seriöse Politik ist. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
die Redezeit ist zu Ende. Vielleicht melden Sie 
sich gleich noch einmal. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

- Sie können sich aufregen, wie Sie wollen. Es 
können sich andere im Land aufregen, wie sie 
wollen. Ich stehe in dieser Frage wie eine westfä-
lische Eiche, und der Hügel wird abgebaut. Punkt, 
aus! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Laumann. - Als Nächster hat Herr Kollege 
Bischoff von der SPD-Fraktion das Wort. 
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Rainer Bischoff (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Minister Laumann, ich habe in der ersten 
Passage Ihrer Rede ernsthaft darüber nachge-
dacht, ob Sie Sozialminister oder Finanzminister 
sind. Bisher bin ich davon ausgegangen, dass ein 
Sozialminister - ich bin selber Sozialpolitiker - in-
nerhalb des Kabinetts für soziale Anliegen eintritt 
und nicht im vorauseilenden Gehorsam schon vor 
der Haushaltsberatung sagt, wo gespart werden 
soll. 

(Widerspruch von CDU und FDP - Unruhe - 
Glocke) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Bischoff 
hat das Wort. 

Rainer Bischoff (SPD): Sie haben diese Entwick-
lung bereits bei einem Empfang des Verbandes 
der Ersatzkrankenkassen angesprochen, den wir 
gemeinsam besucht haben. Danach habe ich 
mich über Wochen nach Ihrer Motivationslage ge-
fragt. Warum tun Sie das? Warum wollen Sie für 
die Krankenhäuser - Sie haben das hier ver-
schleiert; wenn Sie keine Barmittel haben, können 
Sie keine Verpflichtungsermächtigungen neu ein-
gehen - für zwei Jahre einen Stopp einführen? 

(Minister Karl-Josef Laumann: Das ist doch 
nicht wahr!) 

Damit verursachen Sie einen dreijährigen Investi-
tionsstau.  

(Widerspruch von der CDU) 

Ein Krankenhaus in meinem Wahlkreis hat riesige 
Sorgen, dass es in drei Jahren wieder nicht dran-
kommt, weil sich die Anträge drei Jahre lang auf-
gestaut haben. Das verursachen Sie und versu-
chen es zu verschleiern. 

(Beifall von der SPD - Zurufe von der CDU) 

- Nun, ich habe vor der Sommerpause bei einer 
anderen Debatte hier gesprochen. Da habe ich 
Ihnen, Herr Laumann, gesagt: Wir nehmen Sie 
ernst als Arbeits- und Sozialminister. Aber wir 
werden Sie daran messen, wie Sie sich im Kabi-
nett verhalten und durchsetzen. Das war kein gu-
ter Start, dem Finanzminister, der heute gar nicht 
da ist, im vorauseilenden Gehorsam schon einmal 
anzubieten, wo man sparen kann, bevor die 
Haushaltsberatungen überhaupt beginnen. So et-
was habe ich noch nicht erlebt. 

(Beifall von der SPD - Zurufe von CDU und 
FDP) 

Herr Henke, Ihre Aussagen können natürlich nicht 
unwidersprochen bleiben. Frau Steffens hat das 
schon angesprochen. Wir sitzen seit fünf Jahren 
gemeinsam im Gesundheitsausschuss. Seit fünf 
Jahren haben Sie bei jeder Haushaltsberatung im 
Bereich Investitionsförderung für Krankenhäuser 
vorgetragen, es müsste mehr investiert werden. 
Das ist vorgelesen worden. Sie haben sich die 
Argumentation der Krankenhausgesellschaft 
NRW zu Eigen gemacht, die lautet: NRW ist 
Schlusslicht in der Bundesrepublik Deutschland. 

Wir wissen beide: Das muss man differenzierter 
sehen, das stimmt so nicht. Aber Sie haben uns 
mit dieser Argumentation sowohl im Ausschuss 
als auch im Plenum permanent genervt. Und jetzt 
kürzt Ihr Minister die Verpflichtungsermächtigun-
gen. 

(Zurufe: Nein!) 

- Nein, Entschuldigung, er kürzt die Barmittel. - 
Nun haben Sie, Herr Henke, die Chuzpe, sich 
darüber zu beklagen, dass die Regierung im Vor-
feld zu viel getan hätte. Das ist doch ein Trep-
penwitz! 

(Beifall von der SPD - Minister Karl-Josef 
Laumann: Ich muss es doch bezahlen!) 

Das sind doch Täuschungsmanöver, um abzulen-
ken, die hier veranstaltet werden. Das ist eine In-
szenierung. Nebenbei ist es dreist und unverfro-
ren, was Sie, Herr Henke, tun. Ich habe schon ei-
niges mitgemacht, aber das habe ich noch nicht 
erlebt. 

(Beifall von der SPD) 

Im Vergleich zu Ihnen ist ein Chamäleon in seiner 
Verwandlung eine Schnecke, wenn Sie in zwei 
Monaten das absolute Gegenteil von dem vortra-
gen, was Sie vorher fünf Jahre lang bei uns be-
schworen haben. Ich habe mich heute Morgen ge-
fragt, ob Sie hier reden werden - auch wegen Ih-
rer Funktion im Marburger Bund. Als ich heute 
Morgen kam, habe ich mich zuerst erkundigt, ob 
Herr Henke redet. Denn ich habe es nicht für 
möglich gehalten, dass Sie heute diese Nummer 
hier abziehen. Ich halte das für unglaublich. 

Ein letzter Aspekt. Wir wissen, wie dringend der 
Bedarf der Krankenhäuser vor Ort ist, Herr Lau-
mann. Ich lade Sie ein, ich habe in meinem Wahl-
kreis zwei. Sie stehen unter einem Riesendruck, 
weil die DRG-Veränderungen angestanden ha-
ben, weil es schon Strukturveränderungen gibt, 
weil auch in Nordrhein-Westfalen ein Bettenabbau 
notwendig ist. Alle müssen sich neu strukturieren. 
Dafür brauchen sie gerade in der jetzigen Situati-
on ganz besonders dringend Investitionsmittel.  
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Ich frage mich, ob Sie als Abgeordneter der CDU 
keine Kontakte zu den Krankenhäusern in Ihrem 
Wahlkreis haben. Nutzen Sie diese, wenn Sie 
welche haben. Nehmen Sie ansonsten Kontakte 
auf. Reden Sie mit den dortigen Verwaltungschefs 
Sie werden Ihnen sagen, wo der Schuh drückt. 
Obgleich Sie, Herr Laumann, festgestellt haben, 
wie ich mit Erstaunen zur Kenntnis genommen 
habe - ich habe Herrn Henke zugerufen: Hören 
Sie sich das gut an! -: Die Krankenhauslandschaft 
in NRW ist nach 39 Jahren sozialdemokratisch 
geführter Regierung ganz gut aufgestellt. - Das 
nehmen wir mit Freude zur Kenntnis. Herr Henke 
hat es offensichtlich nicht zur Kenntnis genom-
men. 

(Beifall von der SPD) 

Fazit: Wir brauchen Investitionen - dringender 
denn je. Die Krankenhäuser vor Ort darben, und 
Sie haben ihnen für zwei Jahre einen Stopp ver-
ordnet. Ihre Bugwelle heißt ja, dass Sie die Welle 
für zwei Jahre abschneiden, sodass keine neuen 
Möglichkeiten für Investitionen mehr bestehen. 
Das bedeutet, wir werden 2007 einen Investiti-
onsstau von drei Jahren haben. Mein Kranken-
haus in Rheinhausen, Herr Laumann, das jetzt 
einen Antrag vorbereitet hat, ist in der Sorge nicht 
2007 zum Zuge zu kommen, sondern erst 2010 
oder 2012. Bis dahin ist Ihnen aber die Entwick-
lung weggelaufen.  

So geht es den Krankenhäusern vor Ort, und das 
haben Sie verursacht. Das werden wir Ihnen nicht 
durchgehen lassen, andere übrigens auch nicht. 
Mein Kenntnisstand ist, dass die Krankenhausge-
sellschaft NRW morgen Früh zu einer Pressekon-
ferenz eingeladen hat. Auch die werden es ihnen 
nicht durchgehen lassen. Sie werden an der 
Fachöffentlichkeit scheitern - das sage ich Ihnen 
voraus -, und Sie werden sich nicht nur an der 
Fachöffentlichkeit, sondern auch an der Gesamt-
öffentlichkeit zu messen haben. Wir reden ja nicht 
über Krankenhäuser und Krankenhausträger, Herr 
Laumann, wir reden hier über Menschen, und 
zwar über kranke Menschen, über Patientinnen 
und Patienten in den Krankenhäusern in NRW. 
Um die geht es. Wir werden nicht zulassen, dass 
Sie die Versorgung bzw. die Investitionen stop-
pen, die dringend notwendig sind. Das werden wir 
Ihnen nicht durchgehen lassen; das müssen wir 
verhindern, und das werden wir tun. - Danke 
schön für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kollege Bischoff. - Für die CDU hat nun Herr 
Kollege Post das Wort. 

(Zuruf von Minister Karl-Josef Laumann - 
Hannelore Kraft [SPD]: Ohne Barmittelan-
satz keine VEs! Das haben Sie noch nicht 
verstanden!) 

Norbert Post (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wenn ich höhere VEs einge-
he, müsste ich eigentlich hingehen und die Bar-
mittel erhöhen, um diese höheren VEs abzubau-
en. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Danke schön!) 

Das haben Sie über die letzten vier Jahre ver-
säumt. Sie haben die Barmittel nicht erhöht. Statt-
dessen haben Sie schon VEs bis 2011 und dar-
über hinaus zugesagt. 

Meine Damen und Herren, das ist eine Kranken-
hausplanung für sieben bis acht Jahre. Wenn das 
noch eine Reaktion auf den Bedarf ist, dann weiß 
ich nicht, wie der Bedarf geplant ist; denn eigent-
lich hat sich der Bedarf bzw. die Landschaft im 
Zeitraum von drei Jahren stark geändert. 

Im Übrigen ist es nicht so, wie Sie eben behauptet 
haben, dass Barmittel gekürzt werden. Das ist 
grober Unfug, der hier gerade behauptet wurde. 
Die Barmittel, die bisher im Haushalt standen, 
bleiben so im Haushalt stehen. Lediglich die 
Wechsel auf die Zukunft, die Sie ausgestellt ha-
ben, müssen jetzt endlich einmal abgebaut wer-
den, damit die Leute eine gewisse Sicherheit ha-
ben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Nächster Punkt: Ihre Aussage zum Minister, er sei 
mehr Finanzminister als Sozialminister, ist ein 
Witz. Wenn Sie vollmundig soziale Versprechun-
gen machen und diese Versprechungen nachher 
nicht ordentlich finanziert im Haushalt darstellen, 
dann waren Sie nicht wert, Sozialminister zu sein. 

(Beifall von der CDU - Marc Jan Eumann 
[SPD]: Mit sozialer Gerechtigkeit haben Sie 
doch nichts mehr am Hut!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch kurz 
auf einige Äußerungen von Frau Fischer einge-
hen, die zwar sachlich begründet sind, dann in der 
Folge aber nicht richtig gewertet wurden. 

Frau Fischer, Sie haben gesagt: Der Bedarf ist 
hoch; wir müssen darauf reagieren. - Da sind wir 
einig. Das Problem ist, wie man reagiert. Wir 
müssen es endlich wieder schaffen, nahe an der 
Planung die Finanzierung und den Baubeginn 
herzustellen. Wenn wir das nicht schaffen, wissen 
die Krankenhäuser nicht, wie sie planen sollen. 
Sie wissen doch ganz genau, dass Planungen 
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zum Teil nach zwei, drei Jahren überholt sind und 
neu gemacht werden müssen. Dann haut man 
diese Planungen, die viel Geld gekostet haben, in 
die Tonne. Das kann doch nicht Sinn der Sache 
sein. 

(Beifall von der CDU) 

Die Zukunftsplanung muss zuverlässig sein. Das 
heißt, dass eine ordentliche Krankenhausbedarfs-
planung hinter einer Investitionsplanung stehen 
muss. Das haben Sie bisher versucht, sind 2001 
dann aber, aus welchen Gründen auch immer, 
von Ihrem tugendhaften Weg in der Planung ab-
gewichen. 

Die Investitionen müssen vom Land unterstützt 
werden. Sie werden weiter in der gleichen Höhe 
vom Land unterstützt werden. Nur: Wer Planung 
als Selbstzweck betrachtet und nicht auf die 
Landschaft und die Bedarfe reagiert, der macht 
sich einer Fehlplanung schuldig. Dann können Sie 
Geld wegwerfen. Das haben Sie getan, weil Sie 
nicht bis 2007 Zusagen gemacht haben, sondern 
bis 2011 und 2012. Darin sind Planungen enthal-
ten, die schon im Jahre 2008/2009 nichts mehr 
wert sein werden, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU) 

Damit gefährden Sie diese Häuser. Auf diese 
Weise legen Sie nämlich in den Häusern Geld 
fest. Die Häuser müssen Rücklagen bilden, um 
ihre eigene Planung erfüllen zu können. Das ist 
für ein Haus der Größenordnung unserer Kran-
kenhäuser gefährlich. 

Ich bitte Sie doch, Abstand von falschen Behaup-
tungen zu nehmen, nämlich von der Behauptung, 
es würden keine Barmittel zur Verfügung gestellt. 
Es wird lediglich zunächst einmal der Berg abge-
baut, den Sie geschaffen haben - mehr nicht. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Man muss in den nächsten Jahren auf Verände-
rungen in der Krankenhauslandschaft reagieren 
können. Sie selbst haben hier gestanden und uns 
die Veränderungen in der Landschaft vorgetra-
gen, die kommen werden. Darauf kann man nur 
reagieren und entsprechend agieren, wenn man 
nahe an diesen Veränderungen planen kann - und 
nicht sieben, acht Jahre im Voraus. 

(Birgit Fischer [SPD]: Das ist doch keine fes-
te Größe, die festgeschrieben wird! - Hanne-
lore Kraft [SPD]: Es geht doch um Baupla-
nung! Haben Sie sich mal damit beschäf-
tigt?) 

- Frau Kraft, es gilt für uns, Ihre in die Zukunft 
ausgestellten Wechsel abzuarbeiten - und sonst 
nichts. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Das Geld ist doch im 
Haushalt festgelegt!) 

- Nennen Sie doch Argumente. Tragen Sie hier 
aber nicht ein solches allgemeines Gewäsch vor. 
Das bringt überhaupt nichts. 

(Beifall von der CDU) 

Ein Festhalten an diesem Verfahren der langfristi-
gen Zusagen bringt sowohl das Land als auch die 
Krankenhausträger in arge Probleme, weil sie 
nicht sauber und nicht nahe an den Bedürfnissen 
planen können. 

Ich hoffe, dass wir künftig nicht mehr die Strick-
muster der SPD erfahren müssen, dass erst wider 
besseren Wissens eine Presseerklärung heraus-
gegeben wird und Behauptungen aufgestellt wer-
den, diese Behauptungen dann mit Stellungnah-
men des Entsetzens belegt werden und zum 
Schluss als Lösung des selbst gemachten Prob-
lems der Minister des Fehlverhaltens angeklagt 
wird. 

Meine Damen und Herren, das lassen wir Ihnen 
nicht durchgehen. Ihre Presseerklärung liegt hier 
vor, Frau Fischer. Das, was darin steht, ist falsch - 
um es nicht nah an die Unwahrheit zu bringen. - 
Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP - Widerspruch von 
der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kollege Post. - Das Wort hat nun die Kollegin 
Freimuth von der FDP. 

Angela Freimuth (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Ich habe mich immer gefragt: Wie konnte es 
passieren, dass wir im Land Nordrhein-Westfalen 
über 110 Milliarden € Schulden aufgehäuft haben, 
über 40 davon alleine in den letzten zehn Jahren? 
Wie konnte es passieren, dass Finanzminister wie 
Peer Steinbrück oder Jochen Dieckmann oder die 
finanz- und haushaltspolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion Gisela Walsken es zugelassen ha-
ben, dass wir in eine Haushaltssituation hinein-
kommen, in der wir mehr Zinsen für Schulden 
zahlen, als wir Kredite aufnehmen dürfen, dass 
wir Kredite aufnehmen müssen, um unsere 
Schuldzinsen zu bedienen - von Tilgung keine 
Rede? 
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Wie konnte es passieren, dass Tag für Tag allein 
13 Millionen € Zinsen aus dem Landeshaushalt 
gezahlt werden? 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Michael Vesper) 

Herr Kollege Bischoff, Sie haben dafür eine sehr 
eindrucksvolle Erklärung gegeben.  

Ich finde es wirklich bemerkenswert, dass Sie hier 
versuchen, die Mitglieder des Kabinetts ausein-
ander zu bringen, wo doch die Kollegin Fischer 
völlig zu Recht darauf hingewiesen hat, dass sie, 
die Mitglieder der Landesregierung, wie übrigens 
wir alle in diesem Haus dem Wohle der Menschen 
in diesem Land verpflichtet sind.  

(Rainer Bischoff [SPD]: Aber auch die Res-
sorts!) 

Meine Damen und Herren, wenn man sich diesen 
Grundsatz vor Augen hält, dann muss man in der 
Praxis auch tatsächlich eine Politik zum Wohle 
der Menschen insgesamt betreiben.  

(Rainer Bischoff [SPD]: In den verschiede-
nen Ressorts!) 

- Hören Sie doch endlich mal mit Ihrer Kirch-
tumspolitik immer nur von Ressort zu Ressort auf. 
Für den Landeshaushalt gibt es die Gesamtver-
antwortlichkeit. Die gesamte Regierung und das 
gesamte Parlament tragen die Verantwortung für 
den gesamten Landeshaushalt.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Aus meiner Sicht ist es nahezu unverschämt, 
dass Sie mit der von der alten Landesregierung in 
den letzten Jahren in den Landtag eingebrachten 
und von Ihnen mit Ihren Mehrheiten in diesem 
Hause durchgesetzten Haushalts- und Finanzpoli-
tik unsere Finanz- und Haushaltssituation in eine 
derartige Schieflage gebracht haben, dass wir fast 
an die Grenzen der Leistungsfähigkeit geraten 
sind, für die Menschen, die sich allein nicht helfen 
können, überhaupt noch solidarisch einzustehen. 
Das ist doch der Fakt.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Sie haben ein Beispiel für Investitionsbedarf he-
rausgegriffen. - Meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, es besteht Investiti-
onsbedarf bei den Krankenhäusern - unbestrit-
ten -, es besteht aber auch Investitionsbedarf bei 
den Schulen und Hochschulen, es besteht Investi-
tionsbedarf bei der Infrastruktur, es besteht Inves-
titionsbedarf mit Blick auf eine funktionsfähige 
Justiz und Polizei. Und in vielen anderen Berei-
chen, für die wir hier im Landtag verantwortlich 
zeichnen, besteht ebenfalls ein erhöhter Bedarf.  

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen insbesonde-
re von SPD und Grünen, wir sind auch in beson-
derer Weise nachfolgenden Generationen ver-
pflichtet und dürfen eben keine ungedeckten 
Schecks zulasten nachfolgender Generationen 
erteilen.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Deswegen müssen wir zu einer transparenten 
Haushaltspolitik zurückkommen. Wir brauchen ei-
ne klare Konsolidierung. Wir müssen diese de-
saströse Finanzsituation - mir ist jetzt wirklich völ-
lig nachvollziehbar, wie sie durch eine unverant-
wortliche Politik von Rot-Grün entstehen konnte - 
beseitigen. Wir brauchen eine andere Politik, mei-
ne Damen und Herren.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Sie sparen die Wirt-
schaft kaputt!) 

- Frau Kollegin Kraft, ich hätte mir wirklich ge-
wünscht, dass Sie ein bisschen vernünftiger ge-
haushaltet hätten,  

(Beifall von FDP und CDU) 

denn dann könnten wir nämlich jetzt alle mitein-
ander eine Politik im Interesse nachfolgender Ge-
nerationen betreiben.  

Ich will zum Schluss, weil sich meine Redezeit 
dem Ende zuneigt, …  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Sie ist schon 
zu Ende. 

Angela Freimuth (FDP): … sagen, dass wir ganz 
eindeutig eine verlässliche Krankenhausbedarfs-
planung brauchen und diese auch wollen. Wir 
werden eine solche Planung durchführen, um eine 
verlässliche und leistungsstarke Versorgung si-
cherzustellen.  

Wir wollen eine gezielte Förderung und damit die 
Abkehr vom Gießkannenprinzip auch hier in Nord-
rhein-Westfalen.  

Wir wollen die Finanz- und Haushaltspolitik in 
Nordrhein-Westfalen sanieren - vielleicht sogar 
erstmals sanieren -, damit wir wieder Spielräume 
bekommen für die notwendigen Investitionen, für 
eine Politik im Interesse und zum Wohle der Men-
schen in unserem Land.  

Deswegen bin ich Herrn Minister Laumann sehr 
dankbar für seine klare und deutliche Aussage, 
Planung, Bewilligung und Bau wieder stärker zu-
sammenführen zu müssen. - Meine Damen und 
Herren, ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von FDP und CDU) 
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Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. 
- Das Wort hat nun Frau Abgeordnete Steffens für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.  

(Zuruf von der CDU: Auch noch ein zweites 
Mal!) 

Barbara Steffens (GRÜNE): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren von der Opposition, dass 
Ihnen das nicht gefällt, ist mir schon klar, aber 
trotzdem rede ich ein zweites Mal.  

(Beifall von den GRÜNEN - Zurufe von der 
CDU) 

Frau Freimuth, wenn Sie von der Gesamtverant-
wortung reden, fände ich es schon gut, wenn Sie 
vielleicht auch noch einmal Ihr Verhalten im Bun-
desrat bezüglich Subventionsabbau reflektierten.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Hätten Sie sich anders verhalten, stünden wir 
heute auch woanders. Aber darauf will ich gar 
nicht näher eingehen.  

Herr Laumann, Sie sind Minister für die CDU. Sie 
haben sich hier hingestellt und am Anfang gesagt: 
Das, was in der Vergangenheit war, ist Vergan-
genheit. Wir müssen jetzt über den Haushalt re-
den.  

Ganz so einfach können Sie es sich nicht ma-
chen. Sie sind als CDU-Minister hier ins Amt ge-
kommen, weil die CDU in den letzten Jahren mit 
einer bestimmten Politik durchs Land gezogen ist. 
Die Versprechen, die im Krankhausbereich ge-
macht worden sind - das, was Herr Henke im 
Ausschuss und im Plenum vertreten hat, was bei 
den Touren durchs Land verkündet worden ist, 
was im Wahlprogramm steht -, bilden die Grund-
lage, auf der auch Sie gewählt sind.  

Wenn Sie sich da nun herausschleichen und ver-
künden, der Haushalt sei ganz schrecklich und 
alles sei ganz furchtbar, dann mag das zwar für 
einige Leute ganz nett klingen, vor allen Dingen 
für Ihre Fraktion, aber den Schuldenturm kannten 
Ihre Leute doch, als sie durchs Land gezogen 
sind und die Versprechen gemacht haben.  

In jeder Debatte zum Haushalt haben Ihre Leute 
angemahnt, wie katastrophal und desaströs der 
Haushalt ist. Trotzdem stehen in Ihrem Programm 
die Versprechen, trotzdem haben Ihre Leute im 
Ausschuss die Investitionsmittel gefordert. Entwe-
der ist das das größte Blackout der CDU-Fraktion 
oder Sie haben sich mit der Vergangenheit Ihrer 
nordrhein-westfälischen Partei noch nicht be-
schäftigt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Man kann nicht hingehen - Sie sind auf der 
Grundlage von Versprechen gewählt - und jetzt 
etwas ganz anderes machen. Das funktioniert so 
nicht, auch wenn es im Bund gerade mit dem 
Programm der CDU im Finanzbereich auf der ei-
nen Seite und Kirchhof als Minister auf der ande-
ren Seite wieder versucht wird. Das werden Ihnen 
die Wähler auf Dauer nicht durchgehen lassen, 
und wir lassen es Ihnen erst Recht nicht durchge-
hen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie sagen auf der einen Seite, wir hätten eine rie-
sige Bugwelle, und sprechen auf der anderen Sei-
te von Transparenz. Ich habe es schon einmal 
gesagt: Herr Laumann, legen Sie uns in der 
nächsten Ausschusssitzung eine Liste vor - sonst 
werden wir sie beantragen -, in der Sie im Detail 
aufführen, was denn Bugwelle heißt. Ich glaube 
noch nicht so richtig an die Bugwelle. Denn gera-
de bei Baumaßnahmen ist es oft so, dass be-
stimmte Sachen nicht gebaut, andere geändert 
werden. Legen Sie uns die Liste vor, und dann 
schauen wir mal, was wirklich noch bleibt.  

Der zweite Punkt: Sie wollen natürlich nicht die 
Barmittel streichen - das ist verstanden -, aber Sie 
wollen die VEs streichen. Das bedeutet einen 
Bewilligungsstopp und damit auf Jahre hinaus den 
Verzicht auf Bau. Denn die VEs sind notwendig, 
um Planungsmittel zu bewilligen. Eine Planung in 
2006 oder 2007 meint gleichzeitig, dass der Bau 
erst in 2008 oder in 2009 beginnt. Wenn Sie aber 
in 2006 und 2007 keine Planung über VEs bewilli-
gen, gibt es in den Jahren danach keinen Bau. 
Das ist nun einmal so im Geschäft, wenn man 
baut: Es gibt eine Planungsphase und eine Bau-
phase. Wir brauchen beides. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD - Minister 
Karl-Josef Laumann: Aber nicht vier Jahre 
planen, junge Frau!) 

Sie können nicht irgendwann beklagen: Och, jetzt 
haben wir aber keinen Krankenhausbau mehr in 
NRW! - Das läge dann daran, dass keine Planung 
mehr stattgefunden hätte. Und das geht nicht. 
Das werden wir Ihnen nicht durchgehen lassen. 

Wir brauchen eine Planung, wir brauchen dafür 
VEs im Haushalt. Wir brauchen Planungsbewilli-
gungen im kommenden Jahr, können aber dar-
über reden, in welchem Umfang. Zeigen Sie, wie 
gefordert, die Bugwelle im Detail auf und kommen 
Sie nicht immer mit nebulösen Formulierungen 
wie „da gibt es“, „das ist alles ganz furchtbar“. 
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(Minister Karl-Josef Laumann: Sie werden 
sich wundern! Ihnen werden die Augen trä-
nen, wenn Sie das sehen!) 

Die Grafik aus der Zeitung habe ich auch gese-
hen. Man lernt schon in der Schule, Grafiken und 
Kurven zu zeichnen. Man kann Grafiken manipu-
lieren und dieses und jenes als Prognose und Ist 
zeichnen. Wir können im Detail im Ausschuss 
darüber reden. Diese Grafik sagt nichts aus. Sie 
sagt aus, dass Sie sagen: Es gibt einen Schub bis 
2010. Legen Sie uns die Anträge im Detail vor 
und stellen Sie die Transparenz, für die Sie an-
geblich alle stehen, her. 

Herr Post, noch ein Satz zu Ihnen: Sie haben 
wieder nicht zugehört. Sie haben wieder gerufen: 
Wechsel auf die Zukunft, alles ganz schrecklich 
und furchtbar. Sie waren doch in der vergangenen 
Legislaturperiode auch im Ausschuss, Herr Post. 
Sie haben die Redebeiträge von Herrn Henke und 
Herrn Arentz gehört. Tun Sie doch nicht so, als ob 
die VEs und die ganzen Sachen allein Angele-
genheit der Regierung gewesen wären. Sie und 
Ihre Fraktion haben die Erhöhung begrüßt. Ich 
habe es aus dem Protokoll der Ausschusssitzung 
zitiert. 

(Norbert Post [CDU]: Das ist doch Unsinn!) 

Sie können es nachlesen. Das ist kein grünes Pa-
pier, sondern ein offizielles Ausschussprotokoll. 
Das können auch Sie gerne nachlesen; also tun 
Sie nicht so. Hören Sie auf, übernehmen Sie die 
Verantwortung für das, was Sie in der Vergan-
genheit begrüßt haben. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Verlassen Sie Ihren Weg nicht und lassen Sie uns 
gemeinsam eine Lösung für die Krankenhäuser 
finden. Stellen Sie Transparenz her, dann können 
wir weiterreden. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Jetzt hat Herr Abgeordneter Henke von 
der CDU-Fraktion das Wort. 

Rudolf Henke (CDU): Herr Präsident! Verehrte 
Damen, meine Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Lage, mit der wir uns befassen, ist 
exemplarisch für die Lage, in die rot-grüne Regie-
rungen nicht nur Nordrhein-Westfalen, sondern 
ganz Deutschland manövriert haben. Sie haben 
über die Verhältnisse gelebt. Sie wollen dieses 
Über-die-Verhältnisse-Leben offensichtlich endlos 
fortsetzen.  

Verehrter, geschätzter Herr Kollege Bischoff, das, 
was Sie hier über das Verhältnis von Sozialminis-
ter und Finanzminister vorgetragen haben, ist ge-
nau der programmatische Ansatz, der ins Verder-
ben führt; der Ansatz, der da heißt: Wenn man nur 
ein soziales Herz hat und sich nur für soziale Be-
lange einsetzt, genügt das; dann braucht man auf 
Geld keine Rücksicht zu nehmen, sondern kann 
im Prinzip Versprechungen und Ankündigungen 
machen - 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

im rheinischen Karneval würde man vielleicht sa-
gen: Kamelle verteilen -, solange man Kraft dazu 
hat; aber die Frage, wie das hinterher finanziert 
wird und woher das Geld kommt, spielt keine Rol-
le.  

Dieses Geld aber muss erarbeitet werden. Es 
muss von Menschen aufgebracht werden, die es 
wahrscheinlich lieber für irgendeinen Zweck aus-
geben würden, den sie selber bestimmen. Aber 
der Staat muss über Steuermittel seine Aufgaben 
finanzieren. 

Jetzt muss man sich mit der Frage befassen: Was 
wäre Ihre Pflicht gewesen, verehrte Frau Ministe-
rin a. D. Fischer? - Ihre Pflicht wäre es gewesen, 
entweder das eine oder andere zu tun:  

Sie hätten entweder Rücklagen schaffen, Rückla-
gen in den Haushalt einstellen und dafür sorgen 
müssen, dass das Land nicht bis an die Halskrau-
se verschuldet ist, sondern Sie einen Haushalt 
übergeben, in dem Rücklagen für die bereits aus-
gesprochenen Verpflichtungsermächtigungen vor-
handen sind. Das hieße, dafür zu sorgen, dass 
die Wechsel, die man ausgestellt hat, auch ge-
deckt sind, so wie das jeder, der ein Konto führt, 
machen muss. Das wäre die eine Möglichkeit ge-
wesen. 

(Zuruf von Birgit Fischer [SPD]) 

Oder es hätte eine andere Möglichkeit gegeben. 
Damit bin ich bei den Haushaltsberatungen für 
2001 und 2002 und dem Jahr 2001; Frau Kollegin 
Steffens hat uns freundlicherweise noch einmal 
die Stunden des Ringens damals in Erinnerung 
und in Präsenz gerufen; dafür bin ich dankbar. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Gerne!) 

Was war das für eine Zeit, Frau Steffens? - Das 
war die Zeit, als hier der Vorgänger des abge-
wählten Ministerpräsidenten, also Herr Clement, 
saß. Er war der Ministerpräsident, der mit der Pa-
role durch das Land gezogen ist: Wir werden in-
nerhalb von fünf Jahren die Arbeitslosigkeit in 
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Nordrhein-Westfalen halbieren. Das waren da-
mals Ihre Ankündigungen.  

Auf diesen Ankündigungen basierend haben Sie 
den Eindruck erweckt, dass sich die Zahl der so-
zialversicherungspflichtigen Arbeitsplätze und 
damit die Finanzkraft des Landes erheblich erhö-
hen würden und Sie die Arbeitslosigkeit in den 
Griff bekommen würden. Dadurch haben Sie da-
mals den Eindruck erweckt, dass Sie über we-
sentlich höhere Einnahmen verfügen würden, als 
sie dann tatsächlich geflossen sind. Sie haben 
uns all die Jahre mit Ihren Finanzministern offiziell 
Haushaltssituationen vorgespiegelt, die nicht wahr 
waren. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Das ist doch Un-
sinn!) 

Natürlich ist es richtig, dass die Krankenhäuser 
besser damit fahren würden, wenn wir sie groß-
zügiger bei den Investitionen bedenken könnten. 
Das ist nicht Punkt irgendeines Konfliktes oder 
Streites.  

Nur, verehrter Herr Kollege Bischoff, wenn Sie 
von den 460 Krankenhäusern in Nordrhein-
Westfalen sprechen und auf die DRG-Systematik 
hinweisen, dann stellt sich doch die Frage: Was 
bedeutet ein Baransatz von 169 Millionen €?  

In den Krankenhäusern gibt es 1.900 Fachabtei-
lungen. Wenn Sie für jede dieser Fachabteilungen 
die Vorbereitungen auf das DRG-System bei-
spielsweise mithilfe von Investitionen in die elekt-
ronische Datenverarbeitung, in die Computeran-
lagen der Häuser, in die Krankenhausinformati-
onssysteme aus Landesmitteln finanzieren wollen, 
wenn Sie diesen Eindruck erwecken wollen, was 
bleibt dann bei einem Ansatz von 169 Millionen € 
tatsächlich für jede der 1.897 Fachabteilungen an 
Mitteln übrig?  

Das ist die nächste Luftbuchung, die Sie vollfüh-
ren. Sie machen eine virtuelle Politik. Sie sind 
immer noch nicht von den Fakten geerdet. Das ist 
nach wie vor auf eine Weise großspurig, dass 
man sich nur abwenden kann. 

Verehrte Frau Fischer, ich wäre Ihnen im Übrigen 
dankbar, wenn Sie, was den Vorwurf der Lüge 
angeht, noch einmal konkret würden. In unserem 
Wahlprogramm, das jeder nachlesen kann, steht: 

Durch ihre jahrzehntelange Misswirtschaft und 
übermäßigen Bürokratismus hat die rot-grüne 
Landesregierung bis heute bei den Kranken-
häusern einen Investitionsstau in Höhe von 
mehr als 11 Milliarden € zu verantworten. 

Das hat Frau Steffens zitiert. Und dann kommt der 
Satz: „Das können wir nicht sofort ändern.“ - Das 
ist eine klare Ansage. Es stimmt nicht, dass wir 
den Eindruck erweckt hätten, diesen Stau von 
11 Milliarden € innerhalb kurzer Zeit abzubauen. 
Insofern fordere ich Sie auf, Ihren Vorwurf der Lü-
ge unbedingt zurückzunehmen. - Ich bedanke 
mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Nun hat Frau Abgeordnete Gebhard von 
der SPD-Fraktion das Wort. 

Heike Gebhard (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Im Gegensatz 
zu meinen Vorrednerinnen und Vorrednern stehe 
ich hier als eine Abgeordnete, die diesem Parla-
ment erstmalig angehört. Ich muss einräumen, 
dass ich nach der Debatte, die ich heute habe 
verfolgen dürfen, und auch schon nach dem gan-
zen Vorgeplänkel viel besser verstehen kann, wo 
die Politikverdrossenheit in unserem Land zum 
Teil herrührt.  

Ich finde es wirklich ungeheuerlich, dass es mög-
lich ist, dass Abgeordnete, die diesem Parlament 
jahrelang angehört haben und noch immer ange-
hören, durch das Land ziehen und permanent 
vom Investitionsstau erzählen, der in den Kliniken 
herrscht, die fordern, unbedingt aufzustocken, die 
im Wahlkampf entsprechend tönen, und kaum 
dass sie die Möglichkeit haben, Politik direkt zu 
gestalten, weil sie die Regierungsmehrheit stellen, 
plötzlich sagen: Oh je, oh Schreck, oh Graus! Wir 
haben ja gar nicht gewusst, wie schlecht die 
Haushaltslage ist! 

(Beifall von der SPD) 

Das kann ich nicht nachvollziehen. Selbst als Au-
ßenstehende war es mir möglich nachzulesen, 
wie die Haushaltssituation des Landes ist.  

Wer hat das Primat, über den Haushalt zu bera-
ten? - Das Parlament! Jede und jeder Abgeordne-
te hatte die Chance, im Haushaltsausschuss des 
Parlaments zuzuhören. Jede Verpflichtungser-
mächtigung ist im Landeshaushalt durch Be-
schluss abgesichert. Das sind keine ungedeckten 
Schecks. Das kann man nachlesen. 

Das heißt, hier den Eindruck zu erwecken, als 
wenn jetzt alles ganz neu wäre, als müsste man 
völlig neu planen, als habe man mit allem, was da 
ist, nichts zu tun, finde ich schon ziemlich unge-
heuerlich. 

(Beifall von der SPD) 
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Was ich darüber hinaus ungeheuerlich finde, ist, 
dass man hergeht und sagt: Um Gottes Willen! Da 
könnten in Zukunft Fehlplanungen passieren, 
dann wird das nachher gar nicht gebaut. - Meine 
Damen und Herren, wissen Sie denn nicht, wie 
Planungen zustande kommen? Wissen Sie nicht, 
welche Vorgespräche mit den Bezirksregierungen 
dazu stattfinden, dass die Regionalräte dazu all-
jährlich tagen und Hitlisten aufstellen, wer in wel-
cher Reihenfolge drankommt? Wenn diese Listen 
endlich im Ministerium landen, dann sind sie so 
lange vorberaten, dass die Menschen, dass die 
Krankenhäuser vor Ort wirklich nur noch auf den 
letzten Segen warten.  

Wir haben die Situation, dass die Projekte, die für 
2005 anstanden, noch nicht mit Bewilligungsbe-
scheiden versehen worden sind. Für 2006 und 
2007 scheint es keine mehr zu geben. Sprich: 
Drei Jahre lang müssen wir davon ausgehen, 
müssen die Krankenhäuser davon ausgehen, 
dass das, was sie bisher mit den Bezirksregierun-
gen beraten haben, alles für den Eimer war. In der 
Tat: In drei Jahren müssen sie neue Planungen 
machen. Dann sind die Planungen wirklich über-
holt. Ich finde das unverantwortlich. 

(Beifall von der SPD) 

Unverantwortlich finde ich es auch, das Hohelied 
der Gesamtverantwortung zu singen, ein Beispiel 
herauszugreifen und zu erklären: An der Stelle 
dürfen wir jetzt nicht mehr das machen, was wir 
gemeinsam versprochen haben, was die Kran-
kenhäuser zu bekommen haben, was sie brau-
chen, was notwendig ist im Interesse der Kran-
kenhäuser, im Interesse der Patienten. In diesem 
Zusammenhang spricht man zwar von Gesamt-
verantwortung, schlägt aber an anderer Stelle 
Pflöcke ein. 

Ich habe kein Verständnis dafür, dass plötzlich 
wieder Gelder für Reiterstaffeln da sind, aber für 
die Krankenhäuser nicht. - Recht herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 
vor. Dann schließe ich die Aktuelle Stunde. 

Wir kommen zu: 

2 Schulbezirke für Grundschulen bestehen 
lassen  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/118 

Ich eröffne die Beratung. - Als erste Rednerin hat 
Frau Abgeordnete Schäfer von der SPD-Fraktion 
das Wort. 

Ute Schäfer (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen! Liebe Kollegen! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Das Thema Schulbezirke hat 
uns auch in der vergangenen Legislaturperiode 
schon sehr häufig beschäftigt.  

In der Vergangenheit war es eine zentrale Forde-
rung der FDP, die Wahl des Schulstandorts frei-
zugeben und die Schulbezirke abzuschaffen. Ich 
zitiere aus diesem Anlass aus einer Drucksache 
der vergangenen Legislaturperiode, der Drucksa-
che 13/720 -, mit Erlaubnis des Präsidenten -: 

„Gerade die Wahl des Grundschulstandortes ist 
in erster Linie eine organisatorische Frage, bei 
der es auf die Zweckmäßigkeitsüberlegungen 
der Erziehungsberechtigten … ankommt.“ 

So der Antrag der FDP aus der letzten Legislatur-
periode! 

Jemand, der damals im Landtag saß und auch 
heute im Landtag sitzt, kommentierte diesen An-
trag in seinem Internetauftritt am 16. Februar 
2001 folgendermaßen: 

Ich finde diesen Satz widerlich, denn er unter-
schlägt das Interesse der Kinder, macht sie zur 
beliebigen Verfügungsmasse von Organisatio-
nen und Eltern. Hinter diesem Satz steht die 
Mentalität, mit der die FDP die Bildungsdiskus-
sion nur zu gerne infiziert. 

Diese Aussagen hat gemacht: der CDU-Kollege 
Herr Solf.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Da hat er 
Recht!) 

Da er mir mit seiner Medieninformation voll aus 
der sozialdemokratischen Seele spricht, möchte 
ich gerne weiter aus diesem Schreiben von Herrn 
Solf zitieren. Herr Solf kommentiert die bildungs-
politischen Vorstellungen der FDP weiter - ich zi-
tiere mit Erlaubnis des Präsidenten -: 

Der Bildungsprozess wird bei der FDP nicht als 
Teil der Entwicklung eines Menschen verstan-
den, sondern zunächst als Instrument, um mög-
lichst viele Humaneinheiten möglichst fit für die 
Volkswirtschaft oder was auch immer zu ma-
chen. 

Dagegen wehre ich mich. 

(Beifall von der SPD) 
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Das Fitmachen kann nur ein Teilaspekt sein. 
Wichtiger ist die ganzheitliche Entwicklung des 
Kindes, des jungen Menschen. 

(Beifall von der SPD) 

Dazu gehört während der Grundschulzeit die ganz 
bewusste Einordnung in das unmittelbare Wohn-
umfeld des Kindes. Sie sollte nur in Ausnahmefäl-
len aufgebrochen werden. 

Kinder, die auf dem Rücksitz des elterlichen PKW 
oder, schlimmer noch, alleine im Schulbus hin- 
und hergekarrt werden, will ich nur in unumgängli-
chen Fällen sehen - und zwar im Interesse der 
Kinder. Eine freie Grundschulwahl birgt die Ge-
fahr, dass die Kinder aufgrund egoistischer Eltern-
interessen um ihr Recht gebracht werden, im ge-
wohnten und vertrauten Lebensraum, möglichst 
zusammen mit ihnen schon aus dem Kindergarten 
bekannten Kindern die zuständige Grundschule 
besuchen zu dürfen. 

(Beifall von der SPD) 

„Ich gehe davon aus“ - so Herr Solf im Jahre 
2001; ach, ist er jetzt da? Ich habe ihn eben noch 
nicht gesehen; ja, da ist er - “dass der Schulaus-
schuss im Landtag in diesem Sinne entscheiden 
wird.“ 

(Beifall von der SPD) 

Nun, Herr Solf, wie Sie sich erinnern, hat der 
Schulausschuss in der letzten Legislaturperiode in 
diesem Sinne entschieden, und zwar mit den 
Stimmen von Rot-Grün und CDU. Er hat das 
FDP-Ansinnen abgelehnt.  

Nach der Wahl sieht es auf einmal anders aus. Es 
gibt eine neue Landesregierung, und - siehe da - 
bei der CDU konnte man den Eindruck bekom-
men, dass sie nach dem Motto handelt: Was 
kümmert mich mein Geschwätz von gestern? 

(Beifall von der SPD) 

Im Koalitionsvertrag ist nämlich nachzulesen, 
dass, dem Wunsch der FDP entsprechend, die 
Abschaffung der Schulbezirke bis zum Jahr 2008 
festgeschrieben wird.  

Herr Recker hat in seiner gestrigen Pressemel-
dung noch eins draufgesetzt. Er schreibt: 

„Wir haben in der letzten Legislaturperiode ein 
Feuer gelegt.“ 

Sie benutzten sogar diese Vokabel, Herr Recker. 

„Die SPD will den Eltern vorschreiben, auf wel-
che Schule sie ihre Kinder schicken sollen. Mit 
dieser Gleichmacherei ist jetzt Schluss.“ 

(Beifall von der SPD) 

Haben Sie sich eigentlich schon einmal mit Herrn 
Solf darüber unterhalten? Haben Sie sich schon 
einmal mit Frau Kastner darüber unterhalten? Ich 
habe mir überlegt, ob ich nicht heute hier die Re-
de von Frau Kastner vortrage, die im Plenum, vor 
dem Landtag genauso wie Herr Solf argumentiert 
hat.  

Ich könnte Ihnen auch eine Pressemeldung von 
Herrn Fehring, Ihrem Kollegen aus Höxter, vorle-
sen, der sich mit dem Bürgermeister vor Ort in 
Bad Driburg getroffen hat. Beide sind sich einig, 
dass die Abschaffung der Schulbezirke gerade für 
den ländlichen Raum ein riesengroßes Problem 
bedeutet. - Ja, was machen wir denn da? 

Dann finde ich es außerdem ganz erstaunlich, 
dass es auch zwei Minister in der Landesregie-
rung gibt - ich gucke die Schulministerin, Frau 
Sommer, und den Herrn Minister Laschet, der für 
Integration zuständig ist, an -, die sich kritisch ge-
äußert haben. Sie haben gesagt, dass dies nicht 
das erste und vordringliche Problem sei, das zu 
lösen sei. Man hört also auch innerhalb der Lan-
desregierung sehr wohl kritische Töne und muss 
sich wirklich die Frage stellen: Warum machen 
Sie das alles? 

(Beifall von der SPD) 

Es ist häufiger nachzulesen, dass es immer um 
das Wohl des Kindes geht: Das Maß aller Dinge 
ist das Wohl des Kindes. Ich finde, Herr Solf so-
wie auch Frau Kastner und Herr Fehring haben 
diese Dinge sehr wohl im Blick. Aber was machen 
denn der Rest der Koalitionsfraktionen und die 
Landesregierung zukünftig? Ich frage Sie: Warum 
tun Sie das? 

Es mischen sich noch weitere kritische Stimmen 
in die Debatte, nämlich die der Vertreter der kom-
munalen Spitzenverbände. Auch von dieser Seite 
wird in zwei Äußerungen davor gewarnt, die 
Schulbezirke aufzulösen, weil das die Kommunen, 
auch was ihre schulpolitische Planung betrifft, tat-
sächlich in ein Chaos stürzen würde. Die Kom-
munen können dann nicht mehr handeln und ihre 
Finanzströme nicht mehr entsprechend kalkulie-
ren. Der Städte- und Gemeindebund hat in seiner 
letzten Präsidiumssitzung einen Beschluss ge-
fasst, in dem er die Abschaffung der Schulbezirke 
ablehnt. 

(Beifall von der SPD) 

Interessanterweise waren in dieser Sitzung auch 
Herr Palmen und Herr Papke anwesend. Beide 
haben sich massiv gegen dieses Votum ausge-
sprochen. Sie konnten immerhin erreichen, dass 
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das Präsidium diesen Beschluss etwas modifiziert 
hat. Ursprünglich sollte er lauten: „Wir lehnen die-
ses strikt ab.“ Nach der Intervention von Herrn 
Papke und Herrn Palmen lautet er nun: „Wir leh-
nen ab.“ 

(Beifall von der SPD - Zuruf von der SPD: 
Das sind echte Erfolge!) 

- Donnerwetter, das ist ein echter Erfolg. 

(Beifall von der SPD) 

Noch einmal: Das Maß aller Dinge ist das Wohl 
unserer Kinder. Danach handelt die neue Landes-
regierung. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sagt sie!) 

Ich frage Sie allen Ernstes: Woran, glauben Sie, 
hat die alte Landesregierung ihr Handeln ausge-
richtet? Ich frage Sie allen Ernstes, ob Sie an-
nehmen, wir hätten das Wohl der Kinder nicht in 
den Mittelpunkt gestellt. - Gerade weil wir das ge-
tan haben, haben wir entschieden: Es ist wichtig, 
dass ein Kind wohnortnah in die Schule geht, weil 
dieser wohnortnahen Beschulung eine sozialinte-
grative Funktion zukommt. 

(Beifall von der SPD) 

Es muss in dem Umfeld, in dem es aufwächst, 
auch zur Schule gehen. Es muss zusammen mit 
Kindern aus seinem Umfeld groß werden.  

Wollen Sie wirklich, dass die Kinder durch die 
Gegend gefahren werden - von Punkt A nach 
Punkt B -, wobei Sie genau wissen, dass sich da-
durch im Land Schulen für Reiche und Schulen 
für Arme entwickeln werden? Wollen Sie dies 
wirklich? Das frage ich Sie. 

(Beifall von der SPD - Zuruf von der FDP) 

Sie gucken immer wieder nach Bayern. Der Minis-
terpräsident wird ja nicht müde, dies zu betonen. 
Ich habe fast den Eindruck, das Maß aller Dinge 
ist das, was in Bayern passiert. Dann sollten Sie 
einmal zur Kenntnis nehmen, dass es in Bayern 
Schulsprengel gibt - das heißt dort so nett  und 
dass in Hessen und in Baden-Württemberg 
Schulbezirke existieren. Niemand käme dort auf 
die absurde Idee, diese aufzulösen. 

(Beifall von der SPD) 

Ich bitte Sie also: Überdenken Sie Ihre voreilig 
gemachten Verlautbarungen, und stimmen Sie 
unserem Antrag heute in der Plenardebatte zu. - 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Als nächster Redner hat Herr Abgeordne-
ter Kaiser von der CDU-Fraktion das Wort. 

Klaus Kaiser (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Frau Schäfer, es 
freut mich, hier zumindest eine Gemeinsamkeit 
feststellen zu können. Wir beide schätzen den 
Kollegen Solf sehr. Da gibt es natürlich einen Un-
terschied: Sie schätzen ihn aus Ihrem sozialde-
mokratischen Herzen heraus - ich verfüge nicht 
über ein solches -, während ich ihn und all seine 
Diskussionsbeiträge aus ganzem Herzen schätze. 

(Beifall und Heiterkeit von der CDU) 

Zur Sache selbst! Das, was die SPD hier schulpo-
litisch vorgelegt hat, ist ein kapitaler Fehlstart. Ich 
zitiere aus der „Westfälischen Rundschau“, die 
sicher nicht im Verdacht steht, Hofberichterstatter 
der CDU zu sein, vom 25.08. Darin fordert die 
SPD: „Schulen bestrafen“. Das ist wirklich die 
Spitze der Ungeheuerlichkeit, meine Damen und 
Herren. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Das ist Unsinn!) 

Ich bin der Meinung, dass unsere Schulen mit 
39 Jahren SPD-Schulpolitik wahrlich genug ge-
straft sind. 

(Beifall von der CDU) 

Die neue Koalition wird dafür sorgen, 

(Hannelore Kraft [SPD]: Zum Thema!) 

dass sie jetzt endlich wieder frei arbeiten dürfen. 
Vielleicht hätte es der SPD nach 39 Jahren Ver-
antwortung in der Schulpolitik gut getan, zunächst 
einmal zuzuhören, in welche Richtung die Ent-
wicklungen gehen. 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Versuchen wir, einfach sachlich zu bleiben. Als 
Schlussbilanz der rot-grünen Schulpolitik bleibt 
festzuhalten: In keinem anderen Bundesland ist 
der Schulerfolg stärker vom sozialen Hintergrund 
der Eltern abhängig als in Nordrhein-Westfalen. 

Mit dem Antrag, den die SPD eingebracht und 
den Frau Schäfer umfangreich begründet hat, 
werden eben keine neuen Wege gegangen, son-
dern man glaubt mit Denkverboten weiterzukom-
men. Das ist aber irrig. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Denkverbote 
haben Sie!) 

Der Antrag ist inhaltlich schwach und handwerk-
lich schlecht gemacht. Wer für die Beibehaltung 
von Schulbezirken argumentiert und sagt, dass 
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dann die Kinder allein beziehungsweise mit ande-
ren Schülerinnen und Schülern den Schulweg 
selbstständig beschreiten können, der hat meines 
Erachtens schlichtweg die Realität der Grund-
schulen nicht mehr im Blick.  

Wir müssen uns vor Augen führen, was die Koali-
tion vereinbart hat. CDU und FDP sehen den 
Wegfall der Schuleinzugsbezirke als Ende eines 
Prozesses an. Deshalb haben wir als Zeitpunkt 
das Jahr 2008 vereinbart. Deshalb gibt es von uns 
auch keinen parlamentarischen Schnellschuss. 
Wir bereiten diesen Prozess gut und differenziert 
vor und leisten somit einen Beitrag zur Lösung der 
anstehenden Herausforderungen im Grundschul-
bereich.  

Die Probleme an den Grundschulen machen eine 
Diskussion um die Schulbezirke notwendig. Es ist 
eine Illusion zu glauben, man käme im Grund-
schulbereich in den nächsten zehn Jahren über 
die Runden, ohne über die Schulbezirke zu reden. 
Da gibt es klaren Handlungsbedarf. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Wo denn?) 

Das wird deutlich, wenn man sich die Herausfor-
derungen klar macht. 

Erstens. Die demographische Entwicklung be-
droht eine Vielzahl unserer Grundschulen, gerade 
auch im ländlichen Bereich. 

Zweitens. Die Probleme der Segregation sind vor 
allem in Ballungsgebieten, aber nicht nur da eine 
große gesamtgesellschaftliche Herausforderung, 
die insbesondere auch im Grundschulbereich 
Handlungskonzepte erfordert. 

Drittens. Die Ergebnisse der Pisa-Studien verlan-
gen weitere Qualitätsverbesserung auch im Be-
reich der Grundschule, die nicht zuletzt durch 
mehr Wettbewerb erreicht werden wird. 

Viertens. Wir brauchen verbesserte unterrichtliche 
und außerunterrichtliche Angebote für alle Schüle-
rinnen und Schüler durch inhaltlich verschieden 
profilierte Grundschulen. 

Fünftens. Die verbesserte individuelle Förderung 
in allen Schulformen ist die Voraussetzung für 
mehr Chancengerechtigkeit in Nordrhein-
Westfalen. 

Sechstens - das ist auf den Städte- und Gemein-
debund bezogen -: Wir wollen keine Reformen zu-
lasten der Kommunen.  

Um diese Zielsetzungen zu erreichen, wird die 
Aufhebung der Schulbezirke ein sehr hilfreiches 
Steuerungselement sein. 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

- Glauben Sie, ich bin 25 Jahre in der Kommunal-
politik. Da bin ich relativ gut zu Hause. Sie können 
mir nichts mehr beibringen, was man da lernen 
kann. Da bin ich ziemlich sicher. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Dann können Sie 
ja aufhören!) 

- Ich komme gleich darauf. - Wenn wir selbststän-
dige und profilierte Schulen wollen, dann ist es 
sinnvoll, dass Grundschulen auch zusätzliche An-
gebote in den Schwerpunkten ihres Angebots 
machen. Viele Eltern hätten sich gefreut, wenn sie 
ihr Kind zum Beispiel in einer Grundschule hätten 
anmelden können, in der etwa das Theaterspiel, 
die Musik, der Sport, die Sprache oder die Recht-
schreibung einen besonderen Schwerpunkt bildet. 

Um einen Wettbewerb zu ermöglichen, brauchen 
wir den produktiven Wettbewerb. Wir müssen die 
Suche nach einer möglichst schülergerechten 
Schule aufnehmen. Durch Profilbildung gibt es so 
die Chance für besonders engagierte Schulen, 
den Fortgang und den Fortbestand der eigenen 
Schule auch vor dem Hintergrund zurückgehen-
der Schülerzahlen abzusichern. 

Jetzt werde ich einmal kommunalpolitisch: Es gibt 
im ländlichen Bereich für manches Dorf nur die 
Möglichkeit, die Schule auf Dauer vor Ort zu hal-
ten, wenn sie besonders attraktiv ist, damit auch 
Kinder von anderen Ortsteilen hinzukommen. 

(Zuruf von der SPD) 

Das ist das, was wir mit den kommunalen Spit-
zenverbänden in Ruhe erörtern möchten. Man re-
gelt das doch nicht über Schuleinzugsbezirke. 
Dadurch begünstigt man einen Verdrängungs-
wettbewerb. Stattdessen müssen wir produktiv 
vorgehen. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Dann müssen die 
Kinder noch weiter fahren! Was ist das für 
eine Logik?) 

- Frau Kraft, Sie versuchen, Lautstärke als Kon-
zept zu verkaufen. Das hilft nicht. Laut ist nicht 
besser. Das gilt auch für die Schulpolitik. 

Wir werden nicht alles durch das Schulprogramm 
regeln können. Wir können nur - und das ist die 
Absicht - künftig Schulen vergleichen. Bei Schulen 
und Vergleich von Schulen gilt: Wir können nicht 
Äpfel mit Birnen vergleichen.  

Wir haben heute eine stillschweigend geduldete 
Ungerechtigkeit im Grundschulbereich. Die vorhe-
rige Regierung hat nichts dagegen gemacht wie 
bei vielen anderen Entwicklungen auch. 
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(Hannelore Kraft [SPD]: Die Verhandlungen 
haben Sie eingebracht!) 

Heute hat eine Grundschule mit einem sehr ge-
ringen Anteil von Kindern mit Migrationshin-
tergrund die gleiche Personalausstattung wie eine 
gleich große Grundschule mit mehr als 50 % oder 
einem noch höheren Anteil von Kindern mit Migra-
tionshintergrund oder Sprachproblemen. Beide 
Schulen können aber nicht Gleiches leisten. 

Die Koalition sagt deshalb: Wir werden dafür sor-
gen, dass die Schule, die die schwierigeren Aus-
gangsbedingungen zu bewältigen hat, gleiche 
Chancen durch verbesserte Unterrichts- und 
Schulbedingungen bekommt. Dadurch kann die 
Schule in den Wettbewerb treten und ihn auch 
bestehen.  

Das ist ein Thema, über das wir reden müssen. 
Es ist eine Illusion zu glauben, heute sei im 
Grundschulbereich alles Friede, Freude, Eierku-
chen, alles in bester Ordnung. Wir haben doch 
extreme Unterschiede. Darauf muss man situati-
onsgerecht und modern reagieren.  

Dafür brauchen wir aber den Vorlauf bis 2008. 
Das unterscheidet uns nachdrücklich von Ihrer 
Politik, Frau Schäfer. Wir ersetzen Aktionismus 
und Leuchtturmprojekte durch nachhaltige Ent-
wicklungsstrategien. Das wird dann zum Erfolg 
führen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Am Ende des Prozesses werden wir bessere und 
leistungsfähigere Grundschulen mit zufriedeneren 
Lehrerinnen und Lehrern und mit besseren Schü-
lerinnen und Schülern haben. Wir werden die 
Aufhebung in enger Kooperation mit den Städten 
und Gemeinden machen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, es ist 
doch ganz klar, dass sich der Städte- und Ge-
meindebund derzeit gegen die Pläne der Landes-
regierung wendet. Die Städte und Gemeinden ha-
ben doch 39 Jahre Erfahrung mit der roten Lan-
desregierung gemacht. Und dies war immer die 
gleiche: Wenn die in Düsseldorf beschließen, 
müssen die vor Ort zahlen. - Ich kann aus 
25 Jahren Erfahrung in der Kommunalpolitik er-
zählen, wie sich das vor Ort immer darstellt. 

Diese jahrzehntelange Erfahrung ist doch Resultat 
dessen, was vonseiten der Städte und Gemein-
den vorgebracht wird. Es ist aber eben die neue 
Kultur unserer Politik, wenn wir sagen, dass die 
geplante Änderung nicht zulasten der Kommunen 
erfolgen wird. Im Gegenteil: Sie wird die Freiräu-
me für die kommunalen Schulträger weiter erhö-
hen. Denn natürlich gilt, dass jede Schule eine 

Höchstkapazität hat. Genauso, wie heute jede 
Schule in privater Trägerschaft oder viele Gymna-
sien mit Höchstzahlen arbeiten müssen, wird dies 
auch weiterhin für Grundschulen gelten. 

Selbstverständlich wird man Kriterien finden, nach 
denen zunächst einmal Kinder aus dem direkten 
Wohnquartier einen Vorrang vor anderen Kindern 
haben; das wird sich wahrscheinlich auch in der 
Praxis wenig ändern. Ich bin mir sicher, dass wir 
gemeinsam mit den Städten und Gemeinden ver-
nünftige Wege finden werden. Ich kann Ihnen 
heute schon Städte nennen, die gerne an der 
Spitze voranmarschieren würden, 

(Hannelore Kraft [SPD]: Die kann ich Ihnen 
auch nennen!) 

weil es eine große Chance für aktive und aufge-
schlossene Schulträger ist, eine verbesserte und 
attraktivere Schullandschaft zu erhalten. 

(Zuruf von der SPD: Ein Beispiel!) 

Das hilft im Wettbewerb der Städte insbesondere 
vor dem Hintergrund der demographischen Ent-
wicklung. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Ihr An-
trag steht zur direkten Abstimmung. Das ist gut 
so. Denn für die Ausschussberatung gibt er wirk-
lich nicht genug her. Wir können ihn hier nur ab-
lehnen. Gleichzeitig freuen wir uns sehr auf den 
Dialog mit der Opposition, wenn wir unseren Vor-
schlag zur Auflösung der Schulbezirke als Be-
standteil einer neuen und innovativen Schulpolitik 
vorlegen. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP - Zuruf von der 
SPD: Darauf freuen wir uns!) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Als nächste Rednerin hat Frau Abgeord-
nete Beer von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! CDU-
Bürgermeister laufen Sturm. Die kommunalen 
Spitzenverbände formulieren lautstarken Protest 
und wehren sich. Und wogegen formiert sich der 
Widerstand? Welche rot-grünen Ansinnen müs-
sen zurückgewiesen werden? - Nein, das ist die 
falsche Fährte. Der Blick muss in die entgegenge-
setzte Richtung gehen. 

Es macht sich nämlich Ernüchterung über die In-
halte des schwarz-gelben Koalitionsvertrags breit. 
Schließlich verstößt der Plan, die Grundschulbe-
zirke aufzulösen, gegen die wohlbegründeten frü-
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heren CDU-Positionen - Positionen, die, wie 
schon im Antrag erwähnt, mit Grünen, SPD und 
eben gemeinsam in der letzten Legislaturperiode 
gegen das Ansinnen der FDP, die Grundschulbe-
zirke zu schleifen, gemeinsam bekundet und ab-
gestimmt worden sind. 

Mit der Unterschrift unter diesen unglückseligen 
Koalitionsvertrag haben Sie alle Kolleginnen und 
Kollegen der letzten Legislaturperiode düpiert, die 
sich engagiert und sachkundig zustimmend zum 
notwendigen Bestand der Grundschulbezirke 
auch im Schulausschuss geäußert haben. 

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Ich habe dazu eben in diesem Sinne schon die 
CDU-Kollegen Herrn Solf und Frau Kastner im Juli 
hier an dieser Stelle zitieren dürfen; Frau Schäfer 
hat dies heute noch einmal verdeutlicht. 

Aber der richtige und wichtige Protest aus den 
Kommunen zeigt Wirkung: Immerhin haben sich 
nun mit der Schulministerin Frau Sommer und 
dem Generationenminister Herrn Laschet zwei 
CDU-Kabinettsmitglieder langsam und zaghaft 
aus der Koalitionsdeckung gewagt und melden zu 
Recht aus der fachlichen Sicht erhebliche Beden-
ken gegen die Auflösung der Grundschulbezirke 
an. 

Es hat mich wiederum nicht gewundert, dass der 
Ministerpräsident sofort beschwichtigend in Rich-
tung FDP das Koalitionsmäntelchen über den sich 
entwickelnden Zwist gebreitet hat, um das schwe-
lende Feuer im Keim zu ersticken, obwohl Herr 
Recker, wie wir aus der Presse erfahren, eigent-
lich ganz gerne zündelt. Schließlich soll in der Öf-
fentlichkeit vor den anstehenden Wahlen die 
schwarz-gelbe Harmonienummer nicht die ersten 
tiefen Risse zeigen. Aber um welchen Preis? 

(Zurufe von der FDP) 

Ministerpräsident Rüttgers muss sich weiterhin 
vorhalten lassen, dass er es zulässt, dass Kinder 
auf den Markt geworfen werden. 

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE] - Wi-
derspruch von der CDU) 

Was soll an dem Sozialdarwinismus, den die Koa-
lition damit provoziert, liberal sein? - Kein Wunder, 
dass sich die Grande Dame des Liberalismus, 
Hildegard Hamm-Brücher, aus dieser bestenfalls 
pseudoliberalen Partei verabschiedet hat. 

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE] - Zu-
rufe von der FDP) 

Die FDP ist bestenfalls pseudoliberal, was auch 
die Einlassungen von Frau Pieper-von Heiden zur 

Zensur des national und international renommier-
ten Diversity-Handbuchs für Fachkräfte in Erzie-
hung und Beratung mit Vielfalt umgehend zeigen: 
Da geht es um professionelle Hilfen auch für Leh-
rerinnen und Lehrer im Umgang mit dem Thema 
„Schwul und lesbisch sein“ in der Schule. Das war 
wirklich ein Ausweis wahrer Liberalität. Herzlichen 
Glückwunsch! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ministerpräsident Rüttgers hat die Schulministerin 
und den Generationenminister in Sachen Grund-
schulbezirke doch wider besseres Wissen zu-
rückgepfiffen. Er schwärmt in Pressegesprächen 
von der Entwicklung von Familienzentren, die so-
zial-räumlich angesiedelt sind, Unterstützungssys-
teme bündeln und weiterentwickeln und damit die 
Bildungsaspiration und Erziehungskompetenz 
stärken sollen, die zur Frühförderung beitragen 
sollen, um dann im nächsten Schritt den Auftrag 
der Grundschule zur sozialen Kohäsion zu fördern 
und ihre sozial-integrative Funktion auf dem Koali-
tionsaltar zu opfern. 

Deshalb wird uns gleich - offensichtlich gegen ihre 
eigenen Bedenken und den Widerstand der 
Kommunen - Frau Ministerin Sommer vortragen 
müssen, dass die Aufhebung der Grundschulbe-
zirke kommen soll, im Realisierungsprozess kos-
metisch geschönt, weil zeitlich vielleicht etwas ge-
streckt, aber im Ergebnis gleich. 

Die dazu sattsam bekannten und schon oft gehör-
ten Begründungen bleiben dünn und letztlich fach-
lich nicht haltbar. Zum Beispiel: Eltern umgehen 
die bestehenden Regelungen doch heute schon. - 
Tatsächlich. 

Kinder besuchen auch heute schon vereinzelt au-
ßerhalb ihres Wohnbezirks die Grundschule. - 
Aber schauen wir uns die Gründe dafür einmal 
näher an: zum Beispiel, weil das Kind einen Platz 
im gemeinsamen Unterricht braucht, weil das Kind 
Betreuungszeit braucht und diese in der Grund-
schule in dem entsprechenden Bezirk noch nicht 
angeboten wird. Da bieten Kommunen verant-
wortlich im Einzelfall die Möglichkeit, nicht genutz-
te Plätze in anderen Bezirken in Anspruch zu 
nehmen. 

Es ist doch dann die Aufgabe der Politik, diese 
Möglichkeiten durch Schaffung der Rahmenbe-
dingungen für Ganztagsangebote zum Beispiel an 
den Schulen flächendeckend zu schaffen. 

Herr Kaiser, Pisa lesen ist zwar prima, aber Pisa 
verstehen ist wichtiger. Wir wissen doch aus den 
internationalen Studien, dass ein Problem im 
deutschen Schulsystem die Varianz zwischen den 
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einzelnen Schulen ist. In Deutschland beeinflusst 
diese Varianz laut Pisa die Leistungsentwicklung 
zu mehr als 60 %. Das, was wir in der Sekundar-
stufe I als massives Problem konstatieren müssen 
und identifiziert haben, können wir doch nicht auf 
die Primarstufe herunterziehen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Frankfurter Erziehungswissenschaftler Frank-
Olaf Radtke hat in seinen Untersuchungen im 
Rhein-Main-Gebiet belegt, dass die Freigabe der 
Schuleingangsbezirke nicht zu einer Qualitäts-
steigerung durch Marktmechanismen - das ist ja 
der Fetisch der sogenannten Liberalen - führt, 
sondern dass „Black and White Scools“ entstan-
den sind und eine soziale Gettoisierung stattge-
funden hat. Das wollen Sie jetzt provozieren und 
auf Nordrhein-Westfalen übertragen? 

Ich empfehle Ihnen im Übrigen auch noch aus 
anderen Gründen, als das die Kollegin Schäfer 
getan hatte, einen Blick nach Bayern; denn Bay-
ern hat mit gutem Grund keine konfessionell ge-
bundenen Grundschulen mehr und braucht des-
halb auch keine besonderen Gemeinschafts-
grundschulen. Das hat offenbar nicht dazu ge-
führt, den allgemein stark christlich-konservativen 
Charakter der Grundschulen aufzuweichen.  

Es ist unsere Pflicht, alle Schulen in die Lage zu 
versetzen, die geforderte Qualität zu erbringen 
und gute Schulen für ihre Kinder vor Ort zu sein. 
Schulen, die dabei vor besonderen Aufgaben und 
Herausforderungen stehen können, brauchen - 
darin stimme ich Ihnen, Herr Kaiser, ausdrücklich 
zu - auch eine besondere Unterstützung und Res-
sourcen. Wir werden Sie bei der Aufgabe unter-
stützen, die Varianz zwischen den Schulen auf 
diesem schulfachlichen Weg abzubauen, damit 
die Eltern die Gewissheit haben, dass, egal an 
welcher Schule sie ihr Kind anmelden, es Zugang 
zu einem qualitativ hochwertigen Grundbildungs-
angebot hat. Das gilt auch für die Grundschule, 
die ich vor Ort habe, und deshalb geht mein Kind 
dorthin. 

Wenn wir die Aufgabe meistern, die Varianz zwi-
schen den Schulen zu minimieren, dann brauchen 
wir die Aufhebung der Bezirke nicht mehr. Das ist 
im Übrigen genau die Quintessenz, die die 
Grundschuleltern an dieser Stelle ziehen.  

Sie können den aufmerksamen Eltern auch nicht 
die Argumentation zumuten, Sie stärkten mit einer 
solchen Maßnahme das Elternrecht. Sie geben 
vor, das Elternrecht zu stärken, aber im Gegenteil 
Sie privilegieren nur wenige und lassen den Rest - 
das sind in der Regel die sozial Schwächeren und 
diejenigen, die keine Möglichkeit haben, ihre Kin-

der morgens als Taximütter durch die Gegend zu 
kutschieren - im Regen stehen, was die Qualitäts-
entwicklung der Schulen vor Ort angeht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn Sie das verstanden und nachvollzogen ha-
ben, dann müssen Sie uns auch nicht mehr das 
Missverständnis des Profilgedankens besonders 
im Rahmen der offenen Ganztagsgrundschule 
präsentieren und als Begründung für die Auflö-
sung der Grundschulbezirke heranziehen. Alle 
Kinder sollen von einem zusätzlichen kulturellen, 
musisch kreativen Bildungsangebot, von einem 
Sport- und Bewegungsangebot, von einem Bil-
dungsverständnis profitieren, das Kopf, Herz und 
Hand berücksichtigt. Das passiert in der Grund-
schule vor Ort. Aber es hat unterschiedliche Ge-
sichter, verfolgt jedoch den gleichen Grundsatz; 
denn das Angebot wird natürlich in der Regel von 
den Verbänden getragen, die vor Ort aktiv sind 
und die die weiter gehenden sozialen Beziehun-
gen anbieten. Das gilt auch für die außerschuli-
schen Kooperationspartner, die vielfältig vorhan-
den sind. Eltern können vor Ort in der Grundschu-
le, in deren Nähe sie wohnen, dieses Angebot 
mitgestalten und mitbestimmen. 

Frau Minister Sommer, wenn Sie heute die Auflö-
sung der Grundschulbezirke als Koalitionsvorha-
ben doch vertreten müssen, dann bitte ich Sie, die 
folgenden Punkte zu erläutern: 

Sie wollen Kinder mit fünf Jahren einschulen. Ste-
hen die sogenannten i-Dötzchen demnächst auch 
mit allen anderen vor den bereits überfüllten öf-
fentlichen Verkehrsmitteln und müssen sich ge-
gen die älteren Schüler und Erwachsenen auf 
dem Weg zur Arbeit durchsetzen?  

Wie sehen Ihre Schulwegsicherungskonzepte für 
Grundschüler/innen aus, die sich quer durch die 
Stadt zur Schule bewegen müssen? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau Abge-
ordnete, Ihre Redezeit ist zu Ende. Ich bitte Sie, 
zum Schluss zu kommen. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Ich komme zum Schluss. - 
Was sagen Sie den Gesundheitsexperten, die den 
Wert des Fußwegs ganz deutlich betonen? 

Was sagen Sie frauenpolitisch dazu, dass Sie die 
Gattung der Taximütter neu beleben, die zur Ver-
fügung stehen müssen und nichts anderes zu tun 
haben, als ihre Kinder quer durch die Stadt zur 
Schule zu fahren?  

Sie torpedieren mit Ihren Plänen die Schulent-
wicklungsplanung. 
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Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau Kolle-
gin, kommen Sie bitte zum Schluss. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Dieser Auseinanderset-
zung werden Sie sich weiterhin stellen müssen. - 
Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Als nächster Redner hat Herr Abgeordne-
ter Witzel von der FDP-Fraktion das Wort.  

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Vorredner von 
Rot-Grün haben es in der Tat realisiert: Wir haben 
in Nordrhein-Westfalen neue Zeiten und politische 
Veränderungen. Wir sind der Auffassung, dass 
sich unser Land Fehler in der Politik, wie sie in 
den letzten Jahren gemacht worden sind, nicht 
länger leisten kann, wenn wir nicht länger an Zu-
kunftsfähigkeit verlieren wollen.  

Man kann ja vieles diskutieren, aber ich habe 
noch nicht so ganz den Einwurf der Grünen-
Fraktion verstanden, warum gerade unter frauen-
politischen Gesichtspunkten die Aufhebung von 
Grundschulbezirken gendermäßig problematisch 
sein soll. Die Argumente liegen sicherlich auf an-
deren Feldern.  

Wenn ich an den heutigen Vortrag unserer Ex-
Ministerin Schäfer denke, dann frage ich mich, wo 
Sie leben. Sie verantworten eine Bildungspolitik, 
die im Ergebnis dazu geführt hat, dass Nordrhein-
Westfalen bundesweit bei der Schülerleistung am 
Ende steht,  

(Beifall von FDP und CDU) 

dass es Schüler in Nordrhein-Westfalen im Ver-
gleich zu Schülern aus anderen Bundesländern 
mit einem erheblichen Wettbewerbsnachteil zu 
tun haben, dass Nordrhein-Westfalen bezüglich 
einiger Kompetenzen bei der Pisa-Nacherhebung 
das einzige Bundesland in ganz Deutschland ist, 
wo in Teilbereichen noch Verschlechterungen ge-
genüber der ersten Erhebung im Jahre 2001 ein-
getreten sind. All das vertreten Sie mit Ihrer Poli-
tik. Sie haben in Nordrhein-Westfalen bezogen 
auf die Kompetenzen bei Pisa die schlechtesten 
Ergebnisse, aber Sie haben die formal höchsten 
Abschlüsse, weil hier an bestimmten Schulformen 
jeder den Abschluss bekommt, den er gerne hät-
te. Das ist nach Ihrem Verständnis gute Bildungs-
politik, aber nicht nach unserem.  

Wir werden die Schule im Wettbewerb einführen. 
Wir werden in der Koalition das machen, was wir 

partnerschaftlich verabredet haben. Wir werden in 
Nordrhein-Westfalen ein Schulranking einführen, 
und wir werden die freie Schulwahl umsetzen, 
weil wir der Auffassung sind, dass wir unser Bil-
dungssystem nach vorne bringen müssen. 

Schule im Wettbewerb löst den Obrigkeitsstaat 
des 19. Jahrhunderts ab. Wir werden konsequent 
handeln, und zwar mit einem beispiellosen Para-
digmenwechsel, weil wir der Auffassung sind, 
dass eine schulische Wettbewerbslandschaft bes-
ser ist, in der Schüler zu Marktteilnehmern wer-
den, in der ein Qualitätswettbewerb um das beste 
Angebot stattfindet, in der sich Schulen anstren-
gen, ihre Resultate zu verbessern und dafür die 
notwendige Unterstützung des Staates erfahren, 
um dieses Ziel zu erreichen.  

Wir werden zukünftig Schüler individuell besser 
fördern und ihnen mehr Freiheiten einräumen, 
auch bei der Wahl des für sie passenden schuli-
schen Angebotes. Aber Sie müssen den Men-
schen in diesem Land wirklich einmal ihr Ver-
ständnis von sozialer Herkunft und den Bildungs-
chancen, die sich daraus ergeben, erklären.  

Es gibt in Nordrhein-Westfalen als Ergebnis Ihrer 
Politik einen enorm hohen Zusammenhang zwi-
schen Bildungschancen und sozialer Herkunft. Es 
gibt ihn unter anderem auch deshalb, weil Sie die 
Schüler mit Schulbezirksgrenzen starr in das 
Wohnquartier einmauern, in dem sie geboren 
sind: Wenn Sie den Zaun um den sozialen Brenn-
punkt gezogen haben, lassen Sie Kinder daraus 
auch nicht ausbrechen. Wenn Sie den Zaun der 
Schulbezirksgrenzen um die Villengegend ziehen, 
verhindern Sie, dass andere dort im Austausch 
diese Schulstandorte besuchen.  

Was soll das für eine Politik sein, mit Abschottung 
über Schulbezirksgrenzen zu arbeiten? - Sie bil-
den letztlich das Wohnumfeld im Bildungsbereich 
ab. Diese Politik müssen Sie hier einmal erklären.  

Deshalb: Wir werden für eine ausgewogenere 
Verteilung der Schülerschaft sorgen. Wir zwingen 
niemanden, auf ein wohnortnahes schulisches 
Angebot zu verzichten. Das will selbstverständlich 
auch niemand. Insofern müssen Sie auch nie-
mandem Angst machen. Jeder kann auch zukünf-
tig eine wohnortnahe Schule besuchen, er muss 
es aber nicht.  

Damit sorgen wir für eine erhebliche Besserstel-
lung und für eine Gleichberechtigung der Eltern. 
Heute bemühen sich viele  Eltern - auch das ist 
ein Ergebnis Ihrer Politik -, über das Konfessions-
privileg aus vorhandenen staatlichen Strukturen 
auszubrechen. Sie beschäftigen für viel Geld An-
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wälte damit, Schüler mit Sonderbegründungen 
aus Schulstandortfestlegungen herauszuklagen.  

Wir brauchen mehr Flexibilität. Es gibt auch junge 
Mütter, für die eine betriebsstättennahe Beschu-
lung sinnvoller ist als die wohnortnahe Beschu-
lung. Wir brauchen mehr Mobilität in unserer Ge-
sellschaft für ein modernes Leben. Wir wollen 
mehr Freiheit für mehr Schüler, mehr Wettbewerb 
und mehr Qualität. Das dient allen am meisten. - 
Vielen Dank.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Nun hat das Wort die Ministerin für Schule 
und Weiterbildung, Frau Kollegin Sommer. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich begrüße Sie heute zur 
ersten Sitzung nach der Sommerpause.  

(Marc Jan Eumann [SPD]: Guten Morgen!) 

Ich freue mich sehr, dass meine Kollegin Schäfer 
einen Leitsatz, an den ich - so habe ich es ver-
sprochen - jede meiner Reden knüpfe, übernom-
men hat: Das Maß aller Dinge ist das Wohl der 
Kinder.  

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Sehr gut!) 

Ich freue mich, dass ich Sie mit diesem Satz ü-
berzeugen konnte und hoffe, dass es auch in 
meinen weiteren Ausführungen zu den Schulbe-
zirksgrenzen dazu kommen wird.  

(Beifall von der CDU) 

Ich nehme die hier und in der öffentlichen Diskus-
sion geäußerten Sorgen und Bedenken ernst. Ich 
kann Ihnen aber auch versichern, dass die Lan-
desregierung, besser sollte ich sagen: "ich", 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Aha!) 

um gleich keine Fehlinterpretationen zuzulassen, 
die Abschaffung der Schulbezirke mit großer 
Sorgfalt, sehr geehrte Frau Kollegin Beer, in en-
ger Abstimmung mit den kommunalen Spitzen-
verbänden vorbereiten werde.  

(Beifall von CDU und FDP) 

In dem vorliegenden Antrag heißt es, dass Schul-
bezirke für Grundschulen die wohnortnahen Schu-
len sichern, die allen Kindern offen stehen und so 
dem sozial-integrativen Auftrag gerecht werden.  

Meine Damen und Herren, in der Theorie ist das 
richtig. Aber sehen wir uns doch einmal an, wel-
che Situation wir tatsächlich vorfinden: Grundsätz-

lich besucht jedes Kind die für seinen Wohnort 
zuständige Grundschule. Aus wichtigem Grund 
sind aber bereits jetzt Ausnahmen möglich. Von 
wem, frage ich Sie, werden diese Ausnahmen ge-
nutzt? Wir wissen doch alle ganz genau, dass es 
gerade nicht die Eltern aus bildungsfernen und 
sozial benachteiligten Familien sind. Es sind die 
Eltern aus bildungsnahen Familien. Sie wissen 
nämlich ganz genau, wie man die Behörden über-
listen kann und wie man eine Genehmigung auch 
ohne intensive Absprachen und Begründungen 
bekommt.  

Schon heute gibt es also Mittel und Wege, dass 
Eltern ihre Kinder in vermeintlich besseren 
Grundschulen eines anderen Schulbezirks an-
melden können. Dahinter verbirgt sich für mich ein 
Stück Ungerechtigkeit. Auch deshalb wollen wir 
diese unangenehme, unnötige Genehmigungsbü-
rokratie abbauen.  

Es gibt nun einmal Grundschulen - Sie haben 
darauf auch schon verwiesen -, die ein bestimm-
tes Profil haben, zum Beispiel ein fremdsprachli-
ches, ein sportliches oder ein gesundheitliches, 
das für bestimmte Eltern für Ihr Kind nicht von In-
teresse ist. Sie als alte Landesregierung haben im 
Zuge der Schulprogrammarbeit doch Schulen da-
zu aufgefordert, ein spezifisches Profil zu entwi-
ckeln. Ist es dann nicht konsequent, wenn Eltern 
ihre Kinder auf Schulen mit einem Profil ihrer 
Wahl schicken?  

(Beifall von der CDU und Ingrid Pieper-von 
Heiden [FDP])  

Aus diesem Grund sind schon bisher in verschie-
denen Kommunen - Sie werden das wissen - die 
Einzugsbereiche ausgeweitet worden, zum Bei-
spiel bei den Montessori-Schulen.  

Ein weiterer Vorwurf lautet, der Wegfall der 
Schulbezirke trage dazu bei, dass Grundschulkin-
der nicht mehr mit Kindern zusammen sein könn-
ten, die sie bereits aus dem Kindergarten kennen. 
Diese Sorge ist meines Erachtens nicht begrün-
det. Selbstverständlich wird es den Eltern auch 
nach dem Wegfall der Schulbezirke freistehen, Ihr 
Kind bei der wohnortnächsten Grundschule an-
zumelden.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Die armen Eltern 
werden das auch müssen!) 

Ich glaube, dass die überwiegende Mehrheit der 
Eltern auch nach dem Wegfall der Schulbezirke 
ihre Kinder in die wohnortnächste Grundschule 
schicken werden. Wenn Eltern allerdings meinen, 
dass ihr Kind an einer anderen Grundschule bes-
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ser gefördert werden kann, sollte man das akzep-
tieren.  

(Beifall von CDU und FDP - Zuruf von Han-
nelore Kraft [SPD]) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau Ministe-
rin, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Ich würde gern fortfahren. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Die Antwort 
lautet also Nein. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Ich meine, dass wir am Anfang der 
Schulzeit einfach auch den Eltern zugestehen 
müssen - das ist für mich ein ganz wichtiger As-
pekt -, dass sie ihre Kinder am besten kennen und 
nicht die Schule. 

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU] und 
Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

Unbegründet ist auch eine weitere in dem Antrag 
geäußerte Befürchtung. Sie lautet, dass der Weg-
fall der Schulbezirke zu einem unfairen Wettbe-
werb führe und dies der Idee der Integration wi-
derspreche. 

Hierzu kann ich Ihnen sagen, dass wir den Weg-
fall der Schulbezirke so gestalten werden, dass es 
nicht zu einer solchen Situation kommen wird. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir wollen einen stärkeren Wettbewerb zwischen 
den Schulen, weil wir davon überzeugt sind, 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

dass die Schulen dadurch angeregt werden, ihre 
Arbeit selbstbewusst darzustellen. 

In diesem Rahmen müssen aber Schulen, die 
beispielsweise unter besonders schwierigen 
Rahmenbedingungen arbeiten - Herr Kaiser hat 
das eben angedeutet -, zum Beispiel mit einem 
hohen Migrantenanteil, besonders unterstützt 
werden. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Etwas konkreter 
bitte!) 

Dadurch sollen sie für den Wettbewerb - es wurde 
eben erwähnt - fit gemacht werden. Wir werden 
durch begleitende Maßnahmen sicherstellen, 
dass es eben keine Ghettoschulen gibt. 

(Beifall von der CDU - Manfred Kuhmichel 
[CDU]: Sehr gut!) 

Die Landesregierung wird sicherstellen, dass die 
Kommunen auch künftig Steuerungsmöglichkeiten 
haben. Sie wird eine neue Regelung deshalb in 
enger Abstimmung mit den kommunalen Spitzen-
verbänden erarbeiten. Nicht umsonst haben wir in 
der Koalitionsvereinbarung eine Übergangszeit 
bis zum Jahr 2008 vorgesehen. 

(Carina Gödecke [SPD]: Mit anderen Wor-
ten: Sie wissen noch gar nicht, wie Sie es 
machen wollen!) 

Dadurch wird es den Kommunen ermöglicht, sich 
auf eine veränderte Schulentwicklungsplanung 
einzurichten. 

Es wird nach meiner festen Erwartung auch zu-
künftig so sein, dass eine bestimmte Schule für 
ein bestimmtes Gebiet zuständig ist. Nur wollen 
wir es den Eltern freistellen, ihr Kind auch an einer 
anderen Schule anzumelden, ohne dass sie sich 
dafür rechtfertigen müssen. 

(Beifall von CDU und FDP - Hannelore Kraft 
[SPD]: Sagen Sie das einmal den Sozialhil-
feempfängereltern!) 

Sie müssen also zum Beispiel nicht mehr darüber 
streiten, dass für eine teilzeitbeschäftigte Mutter 
eine Schule auf dem Weg zur Arbeit liegt oder bei 
Betreuung durch Großeltern eine andere Schule 
besser geeignet wäre. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Das geht heute 
schon! - Gegenruf von Ralf Witzel [FDP]: 
Das geht nicht!) 

Klar ist dabei auch: Höhere Kosten für die Schü-
lerbeförderung müssen dann die Eltern und nicht 
die Allgemeinheit tragen. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Schönen Dank!) 

Das ist nur konsequent.  

Wie wir alle wissen, wird die Zahl der Kinder in 
unserem Land leider zurückgehen. Diese demo-
graphische Entwicklung kann nicht ohne Auswir-
kungen auf die Anzahl der Schulen bleiben. Der 
Landesrechnungshof hat in seinem Jahresbericht 
2005 festgestellt, dass bereits heute viele öffentli-
che Grundschulen in Nordrhein-Westfalen zu klein 
sind. Dieser Trend wird sich leider auch noch wei-
ter verstärken. 

Eine Ursache für zu kleine Grundschulen sieht der 
Landesrechnungshof darin, dass Grundschulen 
häufig in unmittelbarer Nähe, teilweise nur einen 
Kilometer voneinander entfernt, errichtet wurden. 
Der Landesrechnungshof empfiehlt daher zu prü-
fen, ob sich das Land in Zukunft noch eine so 
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große Anzahl von Grundschulen in räumlicher 
Nähe leisten kann. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Das ist ja noch 
schlimmer!) 

Wenn Eltern nun die Grundschule frei wählen 
können, erhalten wir Anhaltspunkte dafür, welche 
Grundschulen attraktiv sind und gute Arbeit leis-
ten und welche nicht. 

(Beifall von der CDU und Ingrid Pieper-von 
Heiden [FDP]) 

Dies erleichtert Schulträgern und Schulaufsicht 
die Entscheidung darüber, welche Schulen erhal-
tenswert sind. Bei einer Beibehaltung der Schul-
bezirke würde es einen solchen Anhaltspunkt 
nicht geben. 

Wir meinen - das habe ich eben schon betont -, 
dass die Eltern am besten wissen, was gut für ihr 
Kind ist. Wir wollen sie deshalb nicht unnötig be-
vormunden. Wenn sie der Meinung sind, dass ihr 
Kind an einer anderen als der wohnortnächsten 
Schule besser gefördert werden kann, werden sie 
dafür gute Gründe haben. Wir vertrauen darauf, 
dass Eltern vernünftige Entscheidungen im Sinne 
ihres Kindes treffen. Die im Antrag beschriebenen 
Szenarien halte ich deshalb für deutlich überzo-
gen. 

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

Ich bin davon überzeugt, das ist ein vernünftiger 
Wettbewerb unter den Schulen - ich nehme noch 
einmal auf, was eben gesagt wurde - zum Wohle 
unserer Kinder. Denn das ist der Maßstab aller 
Dinge. Wir werden mit entsprechenden Stell-
schrauben sicherstellen, dass es auch nicht zu 
sozialen Schieflagen kommen wird. 

(Beifall von der CDU - Hannelore Kraft 
[SPD]: Natürlich kommt es dazu!) 

Wir haben ja in dieser Diskussion über die Schul-
bezirksgrenzen heute auch sehr viele Zitate ge-
hört. Ich möchte meinen Beitrag auch mit einem 
Zitat schließen. Ich halte dieses Zitat für ein ganz 
wichtiges Zitat, denn es stammt aus einer Schule. 
Das ist ja unser Bestreben, dass sich unsere Be-
schlüsse dort positiv auswirken. Eine Schule aus 
Hambach schreibt heute: 

„Auch die Schulen müssen sich heute aus un-
serer Sicht dem Wettbewerb stellen, und jede 
Schule sollte ihr Profil finden. Hier ist der 
Schulausschuss des Landtags gefordert, die 
Versprechungen aus dem Koalitionsvertrag 
einzuhalten.“ 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. - Für die SPD-Fraktion hat der Abge-
ordnete Große Brömer das Wort. 

Wolfgang Große Brömer (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
man als zweiter Redner seiner Fraktion zu einem 
Antrag Stellung nehmen darf, ist es häufig so, 
dass man den vorbereiteten Redetext an die Seite 
legen muss, weil man zu viel Zeit benötigt, um auf 
die vorangegangenen Argumentationen der Spre-
cher der anderen Fraktion einzugehen. So ist es 
leider auch heute. 

Ich glaube, dass man sich einige Äußerungen und 
einige Zitate auf der Zunge zergehen lassen 
muss, um sich vorstellen zu können, wie ernst-
haft, objektiv und seriös wir in den nächsten fünf 
Jahren eigentlich in diesem Hause über schulpoli-
tische Vorstellungen diskutieren sollten. Bei Herrn 
Witzel habe ich mir eigentlich ursprünglich einmal 
geschworen, überhaupt keine Stellung mehr zu 
seinen pseudoliberalen ideologischen Vorstellun-
gen zu nehmen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Kollege Witzel, wenn man allen Ernstes hier in 
diesem Hause die Tatsache von bestehenden 
Schulbezirksgrenzen im Grundschulbereich in Zu-
sammenhang mit obrigkeitsstaatlichem Denken 
bringt, wenn man sich zu der Äußerung hinreißen 
lässt - ich zitiere -, „jeder bekommt in Nordrhein-
Westfalen den Schulabschluss, den er gerne hät-
te“, dann macht das deutlich, dass man Sie in den 
nächsten Wochen und Jahren zumindest schulpo-
litisch nicht mehr ernst nehmen muss. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Beim Kollegen Kaiser schwankt man immer zwi-
schen Mitgefühl und Sympathie. 

(Lachen von der SPD) 

Herr Kaiser, wir erkennen an, dass Sie es heute 
als Sprecher der CDU verdammt schwer hatten, 
zu dem Antrag und - aus Ihrer Sicht besonders - 
zu dem Inhalt des Koalitionsvertrages Stellung zu 
nehmen. Denn Sie waren das Opfer Ihrer Frakti-
on, um deutlich zu machen, welchen Salto morta-
le die CDU-Fraktion gerade in der Frage der 
Schulbezirksgrenzen in den letzten Monaten of-
fensichtlich gezwungenermaßen machen musste.  

Deswegen lasse ich es mir nicht entgehen, die 
Kollegin Kastner aus der Plenardebatte vom 
14. Februar 2001 zu zitieren, die das eigentlich 
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damals schon auf den Punkt gebracht hatte. Mit 
Erlaubnis des Präsidenten darf ich aus dem Pro-
tokoll vorlesen. Frau Kastner hat damals gesagt: 

„Lassen Sie mich zum Schluss noch einen Ge-
sichtspunkt dieses Antrags benennen, der mir 
echte Sorgen macht. Ich könnte mir vorstellen, 
dass bei Aufhebung der Schuleinzugsbezirke 
für Grundschulen ein Effekt eintritt, der so hof-
fentlich von keinem in diesem Hause gewollt 
ist, nämlich dass es in unserem Land Gebiete 
gibt, in denen Eltern die Aufhebung der Schul-
bezirke dazu nutzen, ihre Kinder in ‚bessere’ 
Schulen zu schicken. … So wäre es durchaus 
möglich, dass es Klassen geben könnte, in de-
nen keine deutschen Kinder mehr zu finden wä-
ren. Dabei ist es, so meine ich, neben dem 
Vermitteln von Lese-, Schreib- und Rechen-
künsten eine der vornehmsten Aufgaben von 
Kindergärten und Grundschulen, zur Integration 
unterschiedlichster Gruppierungen in unserer 
Gesellschaft beizutragen.“ 

Dem ist eigentlich inhaltlich nichts mehr hinzuzu-
fügen; denn genau das ist der Effekt, der auftreten 
wird. 

(Beifall von der SPD) 

Ich darf ganz konkret aus meinem Wahlkreis be-
richten, welche Effekte in der Vergangenheit 
schon aufgetreten sind. Denn in der Tat, Frau Mi-
nisterin Sommer, gibt es Ausnahmeregelungen. 
Es gibt sogar die Möglichkeit, ohne Ausnahmere-
gelung - ich unterstelle einfach einmal: unter Vor-
täuschung falscher Zielsetzung seitens der Eltern  
die Schulwahl im Grundschulbereich ohne Schul-
einzugsbereiche zu manipulieren. 

Insbesondere in den Großstädten gibt es nämlich 
nach wie vor das Problem, dass in den Ballungs-
räumen Schulen existieren, die als katholische 
Bekenntnisgrundschulen andere Schuleinzugsbe-
reiche haben als die Gemeinschaftsgrundschulen. 
Sie sind zum Teil gemeinsam unter einem Dach 
mit einer Gemeinschaftsschule untergebracht. 
Lässt man sich die statistischen Daten einmal vor-
lesen, stellt man fest, dass das Schulwahlverhal-
ten in diesen Bereichen ganz eindeutig nicht von 
Qualitätskriterien, sondern von migrationspoliti-
schen Kriterien im negativen Sinne geprägt ist. 
Das heißt, dass die Gemeinschaftsgrundschulen 
einen erheblich höheren Anteil an Migrationskin-
dern haben zugunsten der katholischen Bekennt-
nisschulen, die nicht in diesem Maße darunter zu 
leiden haben. 

Das hat schon so weit geführt, dass es in meinem 
Wahlkreis Oberhausen katholische Bekenntnis-
schulen gibt, an denen die Schülerpopulation zum 

überwiegenden Teil nicht katholisch ist, sondern 
anderen Religionen angehört. Das macht die Far-
ce deutlich. 

Wenn Sie sagen, Frau Ministerin Sommer, dass 
es schon immer Ausnahmen gegeben hat und 
deswegen die Schuleinzugsbereiche aufgelöst 
werden müssen, kann ich nur den Kopf schütteln 
und muss einfach sagen: Nach der Logik müssten 
wir auch alle Ampelanlagen abschaffen, weil es 
immer noch Leute gibt, die auch bei rot über die 
Straße fahren. Das kann nicht Ziel seriöser Bil-
dungspolitik sein. 

(Lachen und Beifall von der SPD) 

Meine Redezeit ist leider zu Ende. Ich hätte gerne 
noch nachgefragt, was ich nun in meinem letzten 
Satz tun will. Frau Ministerin Sommer, wenn Sie 
sich tatsächlich hier hinstellen und sagen, bevor 
wir die Schuleinzugsbereiche fallen lassen, wer-
den wir die Schulen in die Lage versetzen, in ih-
rem Wettbewerb untereinander mit gleichen 
Chancen tätig werden zu können, dann sind Sie 
uns schuldig geblieben, auch nur ansatzweise zu 
beschreiben, mit welchen Maßnahmen und kon-
kreten Schritten, mit welchen Instrumentarien Sie 
tatsächlich die Schulen in die Lage versetzen wol-
len, in den nächsten zwei Jahren gleiche Wettbe-
werbschancen bei fallenden Schuleinzugsberei-
chen überhaupt gewährleisten zu können. Darauf 
sind wir neugierig, und das werden wir sicherlich 
weiter mit Ihnen diskutieren müssen. - Danke 
schön. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Große Brömer. - Für die CDU-
Fraktion spricht jetzt Herr Recker. 

Bernhard Recker (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Sie von Rot-Grün haben im-
mer noch nicht verstanden, worum es uns in die-
ser Frage geht. Verstehen Sie, dass Sie mit den 
Methoden von gestern wirklich nicht die Probleme 
von morgen lösen können? Wir müssen neue 
Wege gehen, meine Damen und Herren. Ich 
möchte meine Ausführungen mit einigen Passa-
gen aus der „Rheinischen Post“ vom 25. August 
zu diesem Thema beginnen, das es auf den Punkt 
bringt. Mit Erlaubnis des Präsidenten darf ich zitie-
ren: 

„Die SPD ist mit ihrer Schulpolitik gescheitert. 
… Kaum in der Opposition angekommen, ver-
ziehen sich die Bildungspolitiker der NRW-SPD 
in die linke Schmollecke. Die Abschaffung von 
Grundschulbezirken, wie von Schwarz-Gelb 
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geplant, teile die Gesellschaft in Arm und 
Reich, weil angeblich nur Reiche ihre Kinder 
umherfahren könnten. Dabei hat Eltern-
Engagement nichts mit Reichtum zu tun. Sozi-
aldemokraten in Finnland, Schweden oder 
Großbritannien wissen das: Sie ermöglichen 
dort die freie Schulwahl. Und die von ihnen re-
gierten bzw. mitregierten Staaten liegen bei Pi-
sa vorn.“ 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau Löhr-
mann? 

Bernhard Recker (CDU): Nein, ich habe zu we-
nig Zeit.  

Besser kann man die Situation in NRW nicht dar-
stellen. Ja, wir wollen Wettbewerb. Aber wir wer-
den die Schulen vorher für diesen Wettbewerb fit 
machen. Das unterscheidet uns. 

(Beifall von der CDU) 

Wenn die Schulen sich in einem besonders 
schwierigen Umfeld befinden, werden wir ent-
sprechende Unterstützung gewähren. Vergessen 
Sie bitte bei der Diskussion nicht, wo der Grund 
für die Schwierigkeiten der Schulen in sozialen 
Brennpunkten liegt! Er liegt in der mangelnden 
Sprachfähigkeit. Genau da werden wir ansetzen. 
Wir werden die Sprachfähigkeit aller Kinder nach 
dem vierten Lebensjahr überprüfen und bei fest-
gestellten Defiziten verbindliche Förderungen 
durchführen. Sie kennen unser Ziel: Wer nicht 
Deutsch sprechen kann, wird nicht eingeschult. 
Diese Maßnahme wird ein Meilenstein sein, um 
Gettoisierung in der Schule zu vermeiden. 

(Beifall von der CDU) 

Denn diese liegt überwiegend im mangelnden 
Sprachverständnis und in mangelnder Sprachfä-
higkeit begründet. 

Sie kennen die heutige Praxis. Gerade sogenann-
te privilegierte Eltern schaffen es mit allen Tricks, 
ihren Kindern die Schule ihrer Wahl zu ermögli-
chen. Die Kinder anderer Eltern bleiben außen 
vor. Um es noch einmal deutlich zu machen: Es 
bleibt bei dem Grundsatz „kurze Beine, kurze 
Wege“. Selbstverständlich sollen zunächst die 
Kinder aus dem bisherigen Schulbezirk den Erst-
anspruch auf die Schule in ihrer Nähe haben. Wa-
rum sollen aber, wenn dann noch Kapazitäten frei 
sind, Eltern aus anderen Wohnbereichen diese 
Schulen nicht mit ihren Kindern ergänzend auffül-
len - natürlich auf eigene Kosten? Es gibt also 
keine zusätzlichen Kosten oder Ergänzungsbau-

ten bei den Kommunen. Keiner will das bei den 
erkennbaren Schülerzahlen. Seien Sie sicher, wir 
werden das in Abstimmung mit den Kommunen 
umsetzen. 

Wir müssen neue Wege gehen, auch oder gerade 
in Nordrhein-Westfalen. Die Erfahrung der Ver-
gangenheit hat gezeigt: Ein einfaches „Weiter so“ 
reicht nicht. Deshalb haben wir das in der Koaliti-
onsvereinbarung übereinstimmend so beschlos-
sen. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Recker. - Für die FDP-Fraktion hat 
Frau Pieper-von Heiden das Wort. 

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Herr Präsident! 
Meine Kolleginnen und Kollegen! Frau Schäfer - 
das muss ich eingangs sagen -, wenn Sie früher 
in ähnlich belehrender Manier vor Ihrer Klasse 
gestanden haben wie heute vor uns, kann das 
kein sehr angenehmes Lernklima für die Schüler 
gewesen sein. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Wir, CDU und FDP, werden bis 2008 die Schul-
bezirksgrenzen für Grundschulen aufheben, und 
wir wollen Transparenz bezüglich Unterrichtsqua-
lität und Lernerfolg an den einzelnen Schulen 
schaffen. Das hat nichts, aber auch gar nichts mit 
Schulen für Arme und Reiche zu tun. Dies ist eine 
bewusste Irreführung, sogar eine Hetzkampagne 
von Ihrer Seite. 

(Zuruf und Lachen von der SPD) 

- Doch. Es ist eine Irreführung, dass Sie die 
Kommunen durch die Aussage aufgehetzt haben, 
dass unerwartete Kostenschübe auf sie zukämen. 

(Widerspruch von SPD und GRÜNEN) 

- Doch, Sie haben sie ja erst wachgerüttelt. - El-
tern sollen die Möglichkeit erhalten, auch die 
Grundschule für ihr Kind frei wählen zu können. 
Dieses kann, muss aber nicht die nächstgelegene 
Grundschule sein, wie es die Ministerin auch aus-
geführt hat. Den Kommunen werden keine zusätz-
lichen Kosten entstehen. Das wird Elternsache 
sein. Auch das haben wir von der Ministerin ge-
hört. Wir brauchen den Wettbewerb unter den 
Schulen, damit sich die Qualität ständig verbes-
sern kann. Oder wollen Sie den Status quo an 
den Schulen  einige davon haben wir ja durch-
aus -, die aufgrund des sozialen Umfelds keine 
ausreichenden Leistungen erbringen, einfrieren? 
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Sie haben mit der Gießkanne gefördert. Wir wer-
den es anders machen. 

Es ist ein seltsames und fragwürdiges Verständ-
nis von Integration, wenn Sie sagen, bestehende 
Schulbezirksgrenzen trügen dazu bei, Integration 
zu bewahren. Ihre Befürchtungen beziehen sich 
auf die sogenannten Brennpunktschulen in sozial 
benachteiligten Wohngebieten, die es in der Tat 
gibt.  

Wir haben aber immer betont, dass diese zusätz-
lich Ressourcen erhalten sollen, zum Beispiel eine 
günstigere Schüler-Lehrer-Relation, gezielte 
Sprachförderung oder zusätzliche sozialpädago-
gische Kräfte. Eine Gießkannenversorgung unse-
rer Schulen wie unter Rot-Grün wird es nicht mehr 
geben, sondern stattdessen gemessen am sozia-
len Umfeld und der Schülerschaft einer Schule 
einen über den Grundbedarf einer normalen 
Schule hinausgehenden angemessenen Zuschlag 
von Ressourcen. Dann können auch die bisheri-
gen sogenannten Brennpunktschulen ohne weite-
res den Wettbewerb um die besten Ideen und 
Konzepte aufnehmen. 

Es gibt wirklich viele gute Gründe für die Aufhe-
bung von Schulbezirksgrenzen. Grundschulen 
haben wie andere Schulen auch Kernlernziele, die 
für alle Kinder gelten. Aber Kinder entwickeln 
auch von Beginn an unterschiedliche Interessen 
und Talente. Je besser bereits in der Grundschule 
darauf eingegangen werden kann, umso stärker 
entwickelt sich die grundsätzliche Motivation bei 
Kindern, auch die Dinge engagiert anzugehen, die 
nicht zu ihren Lieblingsbeschäftigungen und Stär-
ken gehören. Dies verbessert den Lernerfolg ins-
gesamt.  

Hierauf kann jedoch bisher in der Regel kaum 
Rücksicht genommen werden. Wegen bestehen-
der Schulbezirksgrenzen muss beispielsweise das 
musisch begabte Kind heute noch eine Schule 
besuchen, an der es vielleicht nicht einmal einen 
Fachlehrer für Musik gibt. Das haben Sie in der 
Vergangenheit ganz besonders vernachlässigt; 
den Fachlehrermangel für Musik bezogen auf 
Grundschulen beklagen wir schon seit Jahren. 
Oder das sportlich begeisterte Kind besucht heute 
noch eine Grundschule, an der Sportunterricht so 
gut wie keine Rolle spielt. Oder das kognitiv be-
sonders begabte Kind landet vielleicht an einer 
Grundschule, deren Lehrkräfte Ausreißer an der 
Spitze der Leistungs- und Begabungsskala even-
tuell sogar als Bedrohung empfinden.  

Das darf nicht sein. Neben der gesicherten Ein-
haltung festgeschriebener Unterrichtsstandards 
sollen unsere Grundschulen im Land je nach örtli-

chen Gegebenheiten und Kooperationsmöglich-
keiten auch besondere Profile bilden und entwi-
ckeln können und mit ihrer Unterrichtsqualität und 
ihren ausgewiesenen Stärken in den Wettbewerb 
treten können. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Abgeordnete, 
Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Dies wollen Sie 
doch wohl allen Kindern, für deren Entwicklung 
genau dieses eine Profil besonders wichtig wäre, 
nicht vorenthalten, allein weil sie zufällig in einem 
nicht zuständigen Schulbezirk wohnen. Das wol-
len wir aufheben - sorgfältig, sukzessive, sehr gut 
geplant und in Diskussion mit allen Betroffenen. - 
Danke. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete Pieper-von Heiden. 

Meine Damen und Herren, die antragstellende 
Fraktion hat direkte Abstimmung beantragt. Des-
halb komme ich  zur Abstimmung über den An-
trag Drucksache 14/118. Wer diesem Antrag 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Das sind die SPD-Fraktion 
und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist 
dagegen? - Die Fraktion der CDU und die FDP-
Fraktion. Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu: 

3 Die Koalition hält Wort - 1.000 zusätzliche 
Lehrerstellen sind ein guter Start  

Antrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/127 

Ich darf darauf hinweisen, dass die Fraktion der 
SPD hierzu einen Entschließungsantrag einge-
bracht hat, der die Drucksachennummer 14/159 
trägt. 

Ich eröffne die Beratung. Als erster Redner hat 
der Abgeordnete Recker für die CDU-Fraktion das 
Wort. 

Bernhard Recker (CDU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn mich 
jemand draußen fragt, für welche Partei er sich 
bei einer Wahl entscheiden soll - vor allem je-
mand, der völlig unpolitisch ist -, so gebe ich ihm 
schlicht und einfach die Antwort: Wähle die Partei, 
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die vor der Wahl das sagt, was auf die Bürger zu-
kommt. Und vor allem: Wähle die Partei, die in der 
Vergangenheit auch das umgesetzt hat, was sie 
vor der Wahl gesagt hat. 

Meine Damen und Herren, wenn ich diese Mess-
latte anlege, so ist Rot-Grün ganz einfach nicht 
wählbar, sowohl in Düsseldorf als auch in Berlin. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Der Bürger registriert das sehr genau. Darum hat 
er Sie im Mai abgewählt, und genau darum wird 
Rot-Grün am 18. September keine Chance ha-
ben, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU) 

Ja, genau das ist unser Markenzeichen. Wir set-
zen nach der Wahl das um, was wir dem Bürger 
vor der Wahl versprochen haben. Es geht hier 
schlicht und einfach um Glaubwürdigkeit von Poli-
tik. 

Meine Damen und Herren, geradezu symbolhaft 
für unsere Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit ist 
diese zügige Bereitstellung von 1.000 zusätzli-
chen Lehrerstellen. Bitte vergessen Sie auch nicht 
die Ausweitung bzw. Ergänzung des Topfes „Geld 
statt Stellen“ um 20 Millionen €, was einer Kapazi-
tät von weiteren 1.000 Stellen entspricht. 

Die CDU-Fraktion ist den Verantwortlichen in der 
Regierung dankbar, dass sie dieses Signal für ei-
nen Neuanfang in der Bildungspolitik so schnell 
gesetzt hat. Es ist in der Tat so: Wir reden nicht; 
wir handeln. 

Ich möchte ein dickes Kompliment für den zügi-
gen Vollzug aussprechen - vor allem dem Ministe-
rium und Ihnen, Frau Ministerin, an der Spitze, 
aber auch allen, die bei den Bezirksregierungen 
dies in einem wirklichen Kraftakt geschafft haben. 
Es war eine tolle Leistung, die viele nicht für mög-
lich gehalten haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, im Grunde sollte doch 
jeder, der an einer wirklichen Verbesserung der 
Situation an den Schulen interessiert ist, die Grö-
ße haben, diese Leistung fair anzuerkennen. Das 
ist landesweit eigentlich auch so geschehen. Nur 
Rot-Grün, die politische Gruppe, die für das De-
saster an den Schulen in Nordrhein-Westfalen 
verantwortlich ist, kommt mit billiger, zum Teil po-
lemischer Kritik, die sogar den Begriff Lehrerlüge 
beinhaltet, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU) 

Was hier geschieht, ist geradezu pervers. Es war 
doch die rot-grüne Landesregierung, die bei der 
sogenannten Umsetzung der „Verlässlichen Schu-
le“ Wortbruch begangen hat. Statt zugesagter 
6.100 wurden gerade einmal 4.000 Lehrer zusätz-
lich eingestellt. 

Und es war doch die rot-grüne Landesregierung, 
die verantwortlich ist für die jüngste Aussage im 
aktuellen Bildungsmonitor des Institutes der deut-
schen Wirtschaft, wo es unter anderem heißt: „In 
keinem anderen Bundesland ist die Betreuung an 
den Schulen so schlecht wie in Nordrhein-
Westfalen.“ 

Und es ist doch mit das verheerendste Ergebnis 
rot-grüner Bildungspolitik, wenn Pisa bestätigt, 
dass in keinem anderen Land die Bildungschan-
cen so von der sozialen Herkunft abhängen wie in 
Nordrhein-Westfalen. Als Sozialdemokrat würde 
ich in den Boden sinken, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall von der CDU) 

Nun noch einige wenige Anmerkungen zu den 
konkreten Vorwürfen der jetzigen Opposition: Da 
ist zunächst der als Lehrerlüge bezeichnete Hin-
weis, mit den 1.000 zusätzlichen Stellen werde 
weitgehend auf steigende Schülerzahlen reagiert. 
Dies ist ein geradezu grotesker Vorwurf. Ich frage 
Sie von Rot-Grün - besonders Sie, Frau Schäfer -: 
Wo waren denn Ihre Vorkehrungen für steigende 
Schülerzahlen? 

(Beifall von der FDP) 

Diese Schüler sind nicht vom Himmel gefallen. 
Spätestens seit deren Geburt wusste die alte 
Landesregierung, was auf das System Schule zu-
kommt. Tatsache ist aber: Keine einzige zusätzli-
che Stelle war vorgesehen. Und es ist einzig und 
allein das Versäumnis der alten Regierung, diese 
Stellen nicht frühzeitig zusätzlich eingerichtet zu 
haben. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Bernhard Recker (CDU): Nein, ich möchte in 
meinem Text weitermachen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Sie gestatten keine 
Zwischenfrage. 

Bernhard Recker (CDU): Uns liegen Informatio-
nen vor, dass Sie trotz Kenntnis über steigende 
Schülerzahlen keine zusätzlichen Stellen einge-
richtet hatten, meine Damen und Herren. 
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(Beifall von CDU und FDP) 

Wie dreist und unverschämt muss jemand sein, 
der einen noch wesentlich größeren Unter-
richtsausfall in Kauf genommen hätte, eine end-
lich handelnde Regierung, die in einem finanzpoli-
tischen und verwaltungstechnischen Kraftakt 
1.000 Stellen zusätzlich schafft, dann der Lehrer-
lüge zu bezichtigen? 

Noch dreister ist der Vorwurf, die Lehrerstellen 
seien auf Pump finanziert, meine Damen und Her-
ren. Ich frage Sie: Wer hat denn das finanzielle 
Chaos mit über 110 Milliarden € Schulden hinter-
lassen? 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die gerade zwei Monate im Amt befindliche Re-
gierung kann in dieser Zeit doch wohl kein finan-
zielles Sanierungsprogramm umgesetzt haben. 
Das sollte jedem fairen und mitdenkenden Men-
schen eigentlich klar sein. 

Meine Damen und Herren, die Botschaft ist: El-
tern, Schule und vor allem Schülerinnen und 
Schüler in Nordrhein-Westfalen können endlich 
aufatmen. Priorität für Bildung ist und bleibt die 
Devise der neuen Landesregierung und der sie 
tragenden Fraktionen. 

Diese 1.000 Stellen sind der erste Schritt in der 
Umsetzung unserer Wahlaussagen im Kernbe-
reich Bildung. Die jungen Menschen in Nordrhein-
Westfalen werden nach und nach endlich die 
Rahmenbedingungen erhalten, die sie für die 
Gestaltung ihrer Zukunft benötigen, aber auch 
verdienen. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Recker. - Meine Damen und Her-
ren, jetzt hat für die zweite antragstellende Frakti-
on, die FDP-Fraktion, Frau Pieper-von Heiden das 
Wort. 

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Herr Präsident! 
Meine Kolleginnen und Kollegen! Sosehr Sie sich 
hier auch bemühen - ich meine die vor dem 22. 
Mai Verantwortlichen für die Bildungspolitik -: Es 
wird Ihnen nicht gelingen, diesen gigantischen Er-
folg der kurzfristigen Einstellung von nahezu allen 
1.000 Lehrkräften zum angestrebten Termin 
kleinzureden. Das ist ein riesiger Erfolg und wird 
auch in der Bevölkerung landauf, landab als sol-
cher wahrgenommen. Die Menschen sehen: Hier 
wurden keine puren Wahlversprechungen ge-
macht, hier wird tatsächlich gehandelt, und zwar 
schnell und verlässlich.  

Sie dagegen haben geschludert. Es ist schon 
mehr als dreist, wenn Sie sich nun hier hinstellen 
und sagen, diese Neueinstellungen könnten nicht 
einmal etwas zur Behebung des Unterrichtsaus-
falles beitragen, weil zusätzliche Bedarfe entstan-
den seien. Frau Exministerin Schäfer, Sie selbst 
sind doch wissenden Verstandes und sehendes 
Auges unverantwortlicherweise in diese Situation 
hineingestolpert. Denn Ihnen und nur Ihnen waren 
die leicht angestiegenen Schülerzahlen nachweis-
lich ab dem Frühjahr bekannt. Aber Sie haben nur 
zugesehen und keinerlei Vorsorge getroffen, ge-
treu dem Motto: Nach mir die Sintflut.  

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Pieper-von 
Heiden, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Nein, ich möch-
te bitte zu Ende führen.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das ist aber 
langweilig! Sie sind wohl überfordert!) 

Hätte die neue Landesregierung nicht so schnell 
und so konsequent gehandelt, wäre der seit Jah-
ren unter Ihrer Verantwortung unveränderte Un-
terrichtsausfall von mehr als fünf Millionen Stun-
den pro Jahr noch weiter angestiegen. Die neue 
Landesregierung hat das verhindert und sorgt mit 
diesen Lehrerneueinstellungen und weiteren 
Maßnahmen - „Geld statt Stellen“ ist um 20 Millio-
nen € erhöht worden - dafür, dass der Unter-
richtsausfall kontinuierlich behoben wird. Ich finde 
es richtig und begrüße es in diesem Zusammen-
hang außerordentlich, dass sich Frau Ministerin 
Sommer sehr genau die über die Jahre von Ihnen 
vorgenommenen Freistellungen ansehen wird, um 
den Unterrichtsausfall weiter zu reduzieren. 
Stichwort: 19.000 Lehrer. Bei dieser Zahl läuft es 
einem doch kalt über den Rücken.  

Eines muss ich Ihnen, Frau Schäfer, aber an die-
ser Stelle noch sagen: Entsetzt war ich, dass Ihre 
Fraktion über die schnelle und erfolgreiche Ein-
stellung fast aller 1.000 neuen Lehrer zum Schul-
jahresbeginn von einer Lehrerlüge gesprochen 
hat. Weil Sie als frühere Lehrerin, Frau Schäfer, 
bei einer solchen Fehlaussage vielleicht ein paar 
Hemmungen empfunden haben - Lehrer sollen ja 
schließlich eine Vorbildfunktion ausüben -, haben 
Sie diese Ungeheuerlichkeit doch lieber Ihrer 
Fraktionsvorsitzenden in den Mund gelegt, obwohl 
Sie selbst ansonsten nichts unkommentiert las-
sen.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Ich darf wohl allein 
reden, Frau Pieper-von Heiden!) 
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Und Frau Kraft hat sich dabei auch glatt verho-
ben, wie überhaupt Sie beide wohl noch den rich-
tigen Stil im Umgang mit den Erfolgen  

(Widerspruch von der SPD) 

und dem konsequenten Handeln der neuen 
Schulministerin finden müssen.  

(Beifall von FDP und CDU - Helmut Stahl 
[CDU]: Das stimmt!) 

Wir machen weiter auf diesem Erfolgskurs. Egal, 
was Sie sagen: Die Bürgerinnen und Bürger in 
unserem Land erkennen den roten Faden des 
neuen Regierungshandelns in Nordrhein-
Westfalen. - Danke schön.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Pieper-von Heiden. - Jetzt hat für die SPD-
Fraktion der Abgeordnete Link das Wort.  

Sören Link (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin ja noch neu in diesem Parla-
ment und muss sagen: Ich bedauere es außeror-
dentlich, dass einer von meinen beiden Lieblings-
komikern jetzt nicht mehr im Raum ist, aber die 
andere ist ja da geblieben. Von daher ist die 
Trauer nicht ganz so tief.  

(Helmut Stahl [CDU]: Das war aber ein Auf-
takt!) 

- Ja, ich weiß, aber das musste einfach mal raus.  

(Weitere Zurufe von der CDU) 

- Lassen Sie mich mal zu Ihrem Antrag kommen. 
Ich zitiere aus Ihrem tollen Antrag.  

(Erneut Zurufe von der CDU) 

- Warten Sie!  

„Die Koalition hält Wort - 1.000 zusätzliche Leh-
rerstellen sind ein guter Start“, so lautet die Über-
schrift des  Antrags der beiden Regierungsfraktio-
nen. Ich kann es auch anders betonen: 1.000 zu-
sätzliche Lehrerstellen.  

Ich möchte an dieser Stelle sagen, dass ich gene-
rell die Einstellung der 977 Lehrkräfte ausdrück-
lich begrüße. Schulpolitik ist nämlich kein Thema, 
das zur Fundamentalopposition missbraucht wer-
den sollte, und das wird auch hier und heute von 
meiner Seite aus nicht geschehen.  

Aber: Bei all dem Jubel über den plötzlichen Per-
sonalsegen, der quasi aus heiterem Himmel über 
die Schullandschaft dieses Landes niedergegan-
gen sein soll, muss es doch gestattet sein, zu fra-

gen, was hinter den populistischen Ankündigun-
gen der Landesregierung steckt. Wie wirken sich 
die Einstellungen qualitativ aus? Was kommt an 
Lehrkräften vor Ort an welchen Schulen an? 

Zunächst ein paar Gedanken zur qualitativen Sei-
te. Gerade in den Mangelfächern, beispielsweise 
den Naturwissenschaften, suchen weiterführende 
Schulen teilweise seit Jahren nach Lehrkräften mit 
entsprechenden Lehrbefähigungen.  

(Unruhe von der CDU) 

- Hören Sie zu, da können Sie was lernen.  

(Zurufe von der CDU) 

Landesweit sind hier Hunderte schulscharfe Aus-
schreibungen erfolgt und - man höre und staune - 
leider oftmals ohne den gewünschten Erfolg 
geblieben. Diese Lehrerinnen und Lehrer gab es 
bisher auf dem Arbeitsmarkt in NRW nicht in aus-
reichender Zahl, und es gibt sie auch heute nicht. 
Das ist die Wahrheit, meine Damen und Herren.  

Auch nach dem Weltjugendtag und dem Besuch 
des Heiligen Vaters glaube ich als religiös gefes-
tigter Mensch an vieles, aber nicht daran, dass es 
dieser neuen Landesregierung plötzlich in einem 
Anflug sprichwörtlicher Brotvermehrung während 
der Sommerpause gelungen sein soll, diese Lehr-
kräfte mit Mangelfachkombinationen auf dem Leh-
rermarkt zu vervielfachen. Welche Lehrer werden 
denn dann an die Schulen geschickt, wenn sich 
die tatsächlichen Fächerbedarfe, wie eben festge-
stellt, auf dem Stellenmarkt gar nicht abbilden?  

Ich möchte hier nicht unnötig Wasser in den Wein 
gießen, aber die Freude des Schulleiters über die 
Besetzung einer offenen Stelle an seiner Schule 
dürfte doch etwas getrübt sein, wenn statt des 
lang ersehnten Physiklehrers ein weiterer Kollege 
mit der Kombination Deutsch und Geschichte das 
Lehrerzimmer auffüllt. Ich frage Sie daher, Frau 
Sommer: Gelingt es Ihnen wirklich, den Unter-
richtsausfall in Mangelfächern mit Ihren neu ein-
gestellten Lehrerinnen und Lehrern auch nur an-
satzweise qualitativ vernünftig zu kompensieren? 
Ich für meinen Teil glaube dies nicht, es sei denn, 
dass Sie künftig den fachfremden Unterricht zur 
Regel werden lassen wollen, wie Sie es ja bereits 
in den Medien angekündigt haben. 

Meine Damen und Herren, die Sommerpause hat 
eine kleine Zäsur ins parlamentarische Leben ge-
bracht; das haben wir gerade schon gehört. Ich 
möchte Ihnen deshalb noch einmal das Schreiben 
Ihres Finanzministers vom 12. Juli 2005 an den 
Haushalts- und Finanzausschuss in Erinnerung 
rufen, wo es heißt  
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(Manfred Kuhmichel [CDU]: Es geht um den 
Antrag!) 

- ich zitiere aus dem Schreiben Ihres Finanzminis-
ters -: 

„Die Entwicklung der Schülerzahlen für das 
Schuljahr 2005/2006 verläuft anders als prog-
nostiziert.“ 

Und weiter - hören Sie zu -:  

„Um den Grundbedarf in den Schulen decken 
zu können …, müssen deshalb für das Schul-
jahr 2005/2006 weitere 1.000 Lehrerstellen be-
reitgestellt werden.“ 

Zitat Ende. Gezeichnet: Dr. Helmut Linssen.  

Es heißt also: „Um den Grundbedarf decken zu 
können“. 

Sehr geehrte Frau Sommer, stellen Sie wirklich 
1.000 zusätzliche Lehrkräfte ein, wie Sie es be-
haupten, oder stellen Sie mehr Lehrkräfte ein als 
bisher geplant, weil es schlicht mehr Schüler gibt 
als erwartet, wie es Ihr Finanzminister schreibt 
und wie Sie es nach dem Gesetz auch müssten? 
Dann allerdings machen Sie nicht mehr und nicht 
weniger als das, was jede andere Landesregie-
rung auch machen müsste: Sie sorgen dafür, 
dass mehr Schüler auch mehr Lehrer bekommen. 
So oft Sie es auf Pressekonferenzen auch be-
haupten mögen, Fakt ist: Sie stellen keine zusätz-
lichen Lehrkräfte ein, sondern befriedigen nur den 
Grundbedarf der Schulen, was zwar durchaus eh-
renhaft ist, aber Ihr Getöse, das Sie darum ma-
chen, nicht im Ansatz rechtfertigt. 

(Zuruf von Michael Solf [CDU]) 

Lassen Sie mich noch ein paar Bemerkungen 
zum Einstellungsverfahren machen. In Ihrem Koa-
litionsvertrag schreiben Sie - ich zitiere -: „Schulen 
erhalten Stellen und ein Sachmittelbudget. Sie 
stellen ihre Lehrer selbst ein.“ - So weit die 
schwarz-gelbe Theorie. Auch Herr Kaiser sagte 
vorhin hier im Plenum: Schulen sollen endlich 
freier arbeiten können. Das, was Sie verkünden 
und aufgeschrieben haben, hört sich toll an, doch 
schauen wir uns einmal die Praxis an: 

Während bislang unter rot-grüner Regierung in 
NRW über 90 % aller Lehrkräfte von den weiter-
führenden Schulen selbst ausgesucht wurden, 
haben Sie nun einen anderen Weg eingeschla-
gen. Statt schulscharfer Stellenbesetzung erfolgte 
das sogenannte Listenverfahren. „Sozialismus 
statt Freiheit“ könnte man dazu sagen - ein deutli-
ches, wenn auch unerwartetes Signal der neuen 
Regierung; denn Sie handeln damit frei nach dem 

planwirtschaftlichen Motto: "Dachziegel sind heute 
leider aus, nehmen Sie doch Zement." Anders 
ausgedrückt: Leider haben wir keinen Physikleh-
rer im Angebot, aber freu dich über den Deutsch-
lehrer, sonst bekommst du gar keinen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ist das die neue Autonomie für Schulen, wie sie 
insbesondere der FDP für die nächsten Jahre 
vorschwebt? - Dann gute Nacht. 

Ich möchte Ihnen die Situation vor Ort, damit Sie 
es verstehen können, an einem Fall verdeutli-
chen, der mir zu Ohren gekommen ist, meine 
Damen und Herren von der CDU und auch von 
der FDP: Ein Lehrer wurde im schulscharfen Ein-
stellungsverfahren in den letzten beiden Jahren 
gleich zweimal wegen mangelnder Eignung an 
einer Schule abgelehnt. Nun bekommt diese 
Schule genau diesen Lehrer, der bereits mehrfach 
abgewiesen worden ist, zugewiesen. Ich bin mir 
sicher: Der ewige Dank dieser Schule wird Ihnen 
gewiss sein, Frau Sommer. 

Was Sie hier praktizieren, ist unter dem Strich 
weder ein Erfolgsmodell noch ein guter Start. Wo-
zu dann der ganze Aufwand? - Weil Sie, meine 
Damen und Herren von der Landesregierung, ein 
Theaterkabinett sind, das die Inszenierung liebt. 
Ihnen ging es nur darum, nach den Sommerferien 
mit einem Paukenschlag Hunderte von neuen 
Lehrern wie weiße Kaninchen aus dem Hut zu 
zaubern. Ganz egal, ob auch ein paar schwarze 
Hasen dabei sind, Hauptsache die 1.000 Stellen 
werden publikumswirksam besetzt. Darum ging es 
Ihnen, und zwar „zufällig“ pünktlich zum Ende der 
parlamentarischen Sommerpause, pünktlich vor 
der Bundestagswahl. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Peinlich!) 

- Hören Sie zu. Wäre es Ihnen um die Sache ge-
gangen, dann hätten Sie den Schulen die Wahl 
gelassen, welche Lehrkräfte sie einstellen und 
welche nicht. Nicht nur an dieser Stelle waren wir 
in NRW durchaus schon einmal weiter. 

Lassen Sie mich abschließend noch etwas zum 
Wert von zentralen bildungspolitischen Aussagen 
von CDU und FDP sagen, die neue Landesregie-
rung werde die Hauptschule stärker berücksichti-
gen und fördern; so hieß es zumindest bislang. 
Auf meine Nachfrage, wie viele von den sage und 
schreibe 31 neuen Lehrkräften, die wir in Duis-
burg überhaupt bekommen haben, künftig an ei-
ner Hauptschule unterrichten würden, erhielt ich 
die Antwort: kein einziger. Auch wir haben Haupt-
schulen, Frau Pieper, auch wenn Sie das viel-
leicht verwundert. Kein einziger Ihrer tollen neuen 
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Lehrer wird also in Duisburg an einer Hauptschule 
unterrichten. Ich denke, das spricht für sich. 

(Zuruf von Michael Solf [CDU] - Unruhe) 

- Warten Sie noch ein paar Sekunden, dann bin 
ich fertig. Mein Fazit der ganzen Geschichte: zu-
sätzliche Lehrkräfte - Fehlanzeige, zusätzlicher 
Fachunterricht in Mangelfächern - Fehlanzeige, 
zusätzliche Freiheit für die Schulen - Fehlanzeige, 
zusätzliche Lehrkräfte - zumindest in Duisburg, 
was die Hauptschulen angeht, Fehlanzeige. Gut 
gemeint ist leider oftmals das Gegenteil von gut 
gemacht, so wohl auch hier. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Link. - Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt Frau Beer das Wort. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Eine historische 
Rede! - Sigrid Beer [GRÜNE]: Danke! - Man-
fred Kuhmichel [CDU]: Nein, Ihr Vorgänger!) 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich bedanke 
mich für die Vorbemerkung des Kollegen - eine 
historische Rede. Ich möchte noch einmal als Zu-
sammenfassung und Quintessenz aus der vorhe-
rigen Diskussion festhalten, und das ist historisch: 
Ab heute geht es für die Grundschulen in Nord-
rhein-Westfalen um das Überleben. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Aber zum jetzigen Thema: Ich möchte gleich zu 
Anfang vorausschicken, dass die Grünen die zü-
gige Umsetzung des Vorhabens der Einstellung 
von 1.000 Lehrerinnen und Lehrern begrüßen. 

(Beifall von der CDU) 

Wir bleiben dabei, dass die Investitionen in Bil-
dung Priorität haben müssen, dass es sinnvoller 
ist, in Bildung zu investieren, anstatt später teuer 
die Defizite zu reparieren. Die steigenden Schü-
lerzahlen haben allerdings auch im letzten Jahr 
schon dazu geführt, dass 1.000 Stellen zusätzlich 
geschaffen werden mussten. Nur, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, Ihren Selbstbejubelungsantrag, 
den Sie uns vorgelegt haben, hätten Sie besser 
so nicht formuliert. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich frage mich ernsthaft, wie er einzuordnen ist. 
Handelt es sich hier etwa um einen klassischen 
Fall von Autosuggestion? Sie reden sich selbst 
etwas ein und machen sich vor, Sie hätten tat-

sächlich schon etwas von Ihrem Wahlversprechen 
eingelöst, 4.000 Lehrerstellen zusätzlich 

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

gegen den bestehenden Unterrichtsausfall, aber 
auch für die Einrichtung der echten Ganztags-
schule und kleinere Klassen, also 4.000 multifunk-
tionale Lehrer und Lehrerinnen neu in den Lan-
desdienst zu bekommen. Oder handelt es sich bei 
Ihren Ausführungen vielleicht, wie ich eben auch 
vermerkt habe, um eine Variante der bekannten 
Brutto-/Nettoschwäche, ausgedehnt auf die Be-
rechnung von Lehrerstellen? Ich möchte eigent-
lich annehmen, dass es sich um Autosuggestion 
handelt; denn wenn das nicht so sein sollte, 
müsste ich Ihnen die Täuschung der Bürgerinnen 
und Bürgern allgemein, der Schulen und im Be-
sonderen der Eltern vorwerfen. Nehmen Sie bitte 
deshalb das Wort Glaubwürdigkeit nicht allzu vor-
schnell in den Mund. 

Gehen wir das Ganze noch einmal durch und 
rechnen gemeinsam: 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Nein, das kön-
nen Sie allein machen!) 

Sie haben - das ist, wie gesagt, sehr begrüßens-
wert - ca. 1.000 Lehrer und Lehrerinnen einge-
stellt. Damit erreichen Sie, dass Sie bei gestiege-
nen Schülerzahlen die Vorgaben der Schüler-
Lehrer-Relation einhalten. Sie erfüllen und errei-
chen damit den Status quo, und das ist gut so. 
Aber jetzt sind die 1.000 Stellen weg. Sie lassen 
sich leider nicht mehr auf andere Stellen und an-
dere Felder anrechnen. Sie haben den Bürgerin-
nen und Bürgern und den Schulen darüber hinaus 
mindestens 4.000 zusätzliche Lehrer und Lehre-
rinnen versprochen. 

(Bernhard Recker [CDU]: Was hätten Sie 
denn gemacht?) 

- Herr Recker, ich bitte um Ihre Aufmerksamkeit. 
Dann können Sie den Rechenprozess nachvoll-
ziehen, dann können wir das gemeinsam machen. 

Sie rechnen die 1.000 Stellen in Ihrer Antragsbe-
gründung munter als erste Tranche dieser 4.000 
Stellen an. Das ist doch in höchstem Grade unse-
riös. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die Schulen und die Eltern werden sich auf den 
Arm genommen fühlen, wenn sich über die beste-
hende Situation hinaus nichts wirklich Substan-
zielles tut und wenn Sie nur in Rechenkünsten 
schwelgen. 
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Ich will diese 1.000 Stellen, die Sie eingebracht 
haben, aber noch einmal unter die Lupe nehmen 
und Ihnen dazu einige Fragen stellen.  

Auf den Internetseiten des Bildungsportals, also 
den Seiten des Schulministeriums, sind die Zah-
len der Prognosen zum Einstellungsbedarf für alle 
Schulformen nachzulesen. Das empfehle ich Ih-
nen. Der Mittelwert beträgt für die Jahre 2006 bis 
2010 nach diesen Angaben insgesamt 7.000 Stel-
len. Dieser steigende Einstellungsbedarf speist 
sich natürlich auch aus den Kolleginnen und Kol-
legen, die aus dem Dienst ausscheiden. 

Diese Tendenz zeichnet sich auch schon in den 
Zahlen der letzten Jahre ab. Am 3. September 
2004 wurden in der Schuljahrespressekonferenz 
die folgenden Zahlen präsentiert: Im letzten Jahr 
wurden zu beiden Einstellungsterminen 5.543 
Lehrer und Lehrerinnen eingestellt, zusätzlich 
300 Lehrer und Lehrerinnen im Vertretungspool, 
70 Werklehrer und Werklehrerinnen, 187 Sozial-
pädagogen und Sozialpädagoginnen, also insge-
samt 6.100 Lehrer und Lehrerinnen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Zahlen der 
neuen Schulministerin geben leider keine Aus-
kunft darüber, wie es in diesem Jahr mit der De-
ckung des Einstellungsbedarfs für alle ausge-
schiedenen Kollegen und Kolleginnen insgesamt 
aussieht. Was ist davon zu halten? Wir haben hier 
einen Mehrbedarf von insgesamt 6.700 Stellen. 
Sie haben in Ihrer Konferenz selbst davon ge-
sprochen, dass Sie 3.335 Einstellungen vorge-
nommen haben. Davon sind knapp 1.000 Stellen 
aus diesem Sonderpool. Die muss ich jetzt eigent-
lich von dem gesamten Einstellungsgrundbedarf 
abziehen. Sie haben also lediglich 2.399 Lehrer 
und Lehrerinnen eingestellt, um die ausscheiden-
den Kollegen und Kolleginnen zu ersetzen. Reicht 
das wirklich aus? Die Antwort darauf sind Sie uns 
bisher schuldig geblieben. Wir wissen nicht, ob 
der Bedarf wirklich abgedeckt ist. 

Ist es außerdem richtig, dass von einzelnen Schu-
len schon Stellen zurückgerufen worden sind, weil 
der Vertretungspool jetzt quasi blankgezogen 
wurde?  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das heißt, wenn in Zukunft Krankheitsfälle oder 
Mutterschaftsvertretungen anstehen, dann haben 
die Schulen keinen Ersatz mehr. Wir produzieren 
also auf der anderen Seite munter weiter Unter-
richtsausfall.  

(Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]: Arbeitsplät-
ze schaffen!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, aus guten 
Gründen ist in den vergangenen Jahren das Ver-
fahren der sogenannten schulscharfen Stellen-
ausschreibung forciert und ausgeweitet worden. 
Was sagen Sie zur Kritik der Schulen, dass jetzt 
auch die Bewerber und Bewerberinnen in den 
Schuldienst gekommen sind, die von Schulen 
vorher aus guten Gründen, häufig unter Qualitäts-
aspekten abgelehnt worden sind? 

(Beifall von Sören Link [SPD]) 

Was sagen Sie Eltern, Schülern und Schülerin-
nen, die es eventuell in verstärktem Maße mit 
Lehrerinnen und Lehrern zu tun bekommen, die 
diesen Beruf besser nicht ergriffen hätten?  

Was sagen Sie den Schulen, die Lehrer und Leh-
rerinnen mit der dringend benötigten Fächerkom-
bination nicht bekommen haben? Kommt es viel-
leicht vor diesem Hintergrund zu einer vollkom-
men neuen Einschätzung der Bedeutung und des 
Wertes von fachfremdem Unterricht, der höchsten 
schulpolitischen Sünde, die Sie in diesem Haus 
immer gegeißelt haben? Hat das Konsequenzen 
für die Lehrerausbildung? Gehen wir wieder zu-
rück zu dem Lehrer für alle Schulformen, der mul-
tifunktional einsetzbar ist? Das wäre eine Per-
spektive. Klären Sie uns bitte darüber auf!  

Sie haben in Sat 1 darüber gesprochen: Ein Leh-
rer ist ein Lehrer. Darüber sollte man sich freu-
en. - Ja natürlich, das muss Konsequenzen ha-
ben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Eine andere Facette aus dem Zahlenwerk: Die 
Ministerin hat sich eine Stärkung der Hauptschu-
len vorgenommen. 

(Bernhard Recker [CDU]: Ja!) 

Ich frage Sie hier: Ist der Anteil von landesweit 
fünf Stellen aus den vorgenannten 936 Einstellun-
gen zum 19. August der erste Meilenstein der sat-
ten Lehrerversorgung an Hauptschulen? 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es ist zudem erstaunlich, dass die Schulform, die 
nach Ihnen vorliegenden Zahlen in der Sek. I und 
der Sek. II den höchsten Schülerzuwachs hat, 
nämlich die Gesamtschule, unterproportional ver-
sorgt wird. 

Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen, ich will 
nur noch eine Frage anschließen: Die Ministerin 
hat auf eine Journalistenfrage zu den Zahlen der 
Lehrereinstellungen gesagt, Zahlen könne sie sich 
schlecht merken, sie sei für die Visionen da. - Ge-
hört zu diesem visionären Zahlenwerk der Minis-
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terin eigentlich auch die freiwillige und unbezahlte 
Mehrarbeit von Kolleginnen und Kollegen, wie das 
über die Aufforderung an die Hauptschullehrer 
und -lehrerinnen geschehen ist, doch bitte freiwil-
lig Nachmittagsunterricht anzubieten? Ist das die 
satte Lehrerversorgung, die den Hauptschulen in 
Aussicht gestellt worden ist? 

Unter Berücksichtigung und zur Klärung all dieser 
Fragen würde ich Ihnen gerne empfehlen, die Ju-
belarie für heute abzusagen und die Musik vorerst 
nach Hause zu schicken. - Danke schön. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete Beer. - Jetzt hat Frau Ministerin 
Sommer das Wort. Bitte schön. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte gerne weiter Mu-
sik machen, 

(Beifall von CDU und FDP) 

weil ich glaube, dass wir hier Grund zum Jubeln 
haben. Und die Musik bezahlen können wir auch. 

Zusätzliche Lehrerstellen und 20 Millionen € zu-
sätzlich für den Vertretungsunterricht - das sind 
die beiden ersten Maßnahmen im Schulbereich, 
mit denen die neue Landesregierung Maßstäbe 
setzt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Von den 1.000 zusätzlichen Lehrerinnen und Leh-
rern haben wir bereits nach gut fünf Wochen 977 
eingestellt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Durch die zusätzlich eingestellten Lehrkräfte wird 
Unterrichtsausfall effektiv und ganz konkret an 
einzelnen ausgewählten Schulen bekämpft. 

In diesem Zusammenhang die Antwort auf eine 
Ihrer Fragen, Frau Beer: Selbstverständlich blei-
ben wir bei dem Beschluss, unsere längst verges-
sene Schulform Hauptschule wieder in den Blick 
zu nehmen.  

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Das ist wohl 
wahr! Wer hat die eigentlich vergessen?) 

Ich versichere Ihnen hier - und das mache ich 
nachdrücklich -, dass die Lehrerversorgung über 
diese 1.000 Stellen sehr deutlich schulbezogen 
war - nicht schulformbezogen. Wenn Sie nun be-
klagen, dass die ein oder andere Hauptschule 
keine Lehrerstelle bekommen hat, dann sage ich: 

Sie brauchte dann auch keine. Wir haben den 
Bedarf vorher ganz genau abgeklopft. 

(Widerspruch von der SPD) 

Das war Aufgabe der Bezirksregierungen. Ich 
denke, ich kann mich auf meine Bezirksregierun-
gen auch verlassen.  

(Beifall von CDU und FDP - Carina Gödecke 
[SPD]: Herr Solf hat sich eben kritisch geäu-
ßert!) 

Ich möchte Sie gerne daran erinnern: 5 Millionen 
Unterrichtsstunden sind nicht nur im Jahr 2003, 
sondern erneut auch im zurückliegenden Schul-
jahr 2004/2005 ausgefallen. Auf die einzelnen 
Schulformen bezogen betrug der Unterrichtsaus-
fall zwischen 3,7 und 6,8 % der Stunden. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Wahnsinn!) 

Zur Klarstellung: Unter Unterrichtsausfall werden 
nicht diejenigen Stunden erfasst, in denen, weil 
etwa ein Lehrer krank ist, Vertretungsunterricht 
stattfindet. Alle im Frühjahr zu hörenden Behaup-
tungen, die Unterrichtssituation an unseren Schu-
len habe sich entscheidend gebessert, waren rei-
ne Nebelkerzen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sehr geehrte Damen und Herren von der Opposi-
tion, ich bin Ihnen sehr dankbar, dass Sie die Zahl 
von 5 Millionen Stunden Unterrichtsausfall nun 
auch öffentlich einräumen. 

(Zuruf von der SPD: Die haben wir immer 
eingeräumt! Die haben wir nie bestritten!) 

Die neue Landesregierung hat mit der Bereitstel-
lung der ersten 1.000 zusätzlichen Lehrerstellen 
Wort gehalten. Wir lassen unsere Schulen nicht 
allein. Wir halten Wort und werden auch die an-
gekündigten zusätzlichen 3.000 Lehrerstellen bis 
zum Ende der Legislaturperiode bereitstellen. Wir 
werden handeln. Wir sehen nicht tatenlos zu. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Eben ist es schon angeklungen. Wir hören immer 
wieder, dass man erstaunt sagt: Das, was Sie 
versprochen haben, machen Sie wirklich. - Dabei 
soll es bleiben, um gegen den Unterrichtsausfall 
an nordrhein-westfälischen Schulen anzutreten. 
Das ist ein Schritt in die richtige Richtung. 

Ich möchte Ihnen etwas aus einem Brief des nord-
rhein-westfälischen Lehrerverbandes aus der ver-
gangenen Woche vortragen. Darin heißt es:  

Mit Respekt und Dank registrieren Philologen-
verband und Realschullehrerverband, dass die 
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zusätzliche Einstellung von 1.000 Lehrerinnen 
und Lehrern angekündigt und organisatorisch 
kraftvoll und zügig umgesetzt wurde. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Es ist nun nicht schwer, von der Oppositionsseite 
aus zu sagen: Das hätten wir auch getan. - Ich 
möchte gern auf meine Zeit als Schulaufsichtsbe-
amtin zu sprechen kommen. Das ist nur Wochen 
her. Im Schulamt Gütersloh hatten wir offene Stel-
len. Wir haben Appelle an die Bezirksregierung 
gerichtet. Diese Appelle sind an das damalige Mi-
nisterium weitergegangen. Als Antwort haben wir 
gehört: Es wird keine Stellen geben. 

(Zurufe von der CDU) 

Ich war vor einigen Tagen in Gütersloh. Die Stel-
len an den Grundschulen und an den Sonder-
schulen wurden besetzt - nicht an den Hauptschu-
len, denn dort gab es keinen Bedarf, weil es in 
Gütersloh einen Überhang an Hauptschullehrern 
gab. 

(Zuruf von der SPD: Ach nein! In einer ver-
gessenen Schulform!) 

Das, was Herr Recker eben deutlich gesagt hat, 
möchte ich an dieser Stelle wiederholen: Kinder 
fallen nicht einfach vom Himmel. Sie sind da, und 
- ich greife Ihr Rechenexempel auf, ich bin eine 
einfache Grundschulfrau - sie sind zählbar. Sie 
sind nämlich mit fünf oder sechs Jahren einfach 
da. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Tatsache ist doch: Die Vorgängerregierung hatte 
die besorgniserregende Situation im Frühjahr 
2005 nicht zur Kenntnis nehmen wollen und des-
halb auch keinerlei Vorsorge gegen einen abseh-
baren massiven Unterrichtsausfall getroffen. Sie 
hätte die Schulen mit diesem Problem allein ge-
lassen. 

Meine Damen und Herren, dies ist keine Vermu-
tung, sondern wir haben dafür schriftliche Belege 
im Haus. Am 15. April 2005 fand eine Bespre-
chung unter Leitung des damaligen Staatssekre-
tärs im Schulministerium mit den Schulabteilungs-
leitungen der Bezirksregierung statt. Dabei wiesen 
diese darauf hin, dass nach ihnen vorliegenden 
Anmeldedaten aus den Schulen die Zahl der zu-
gewiesenen Lehrerstellen nicht ausreichen werde, 
um den Bedarf der Schulen ab dem 22. August 
2005 abzudecken. Darüber hinaus seien die Mittel 
für den Vertretungsunterricht im ersten Halbjahr 
2005 sehr stark in Anspruch genommen worden. 
Die verbleibenden Mittel würden nicht ausreichen, 

um den notwendigen Vertretungsunterricht zu si-
chern. 

(Zuruf von der CDU: Hört, hört!) 

In der Besprechung wurde Folgendes vereinbart: 
Die Bezirksregierungen sollten über die Situation 
in den einzelnen Schulformen ergänzend berich-
ten. Der Termin - auch das lassen Sie sich bitte 
auf der Zunge zergehen - wurde auf den 
25. Mai 2005 verlegt, drei Tage nach der Land-
tagswahl. 

(Beifall von CDU und FDP - Zurufe von der 
CDU) 

Es war nicht vorgesehen, aufgrund der dann vor-
liegenden Daten ernsthafte Vorkehrungen zu tref-
fen und Konsequenzen zur Verhinderung des ab-
sehbaren massiven Unterrichtsausfalls zu ziehen.  

Bei der Übernahme der Verantwortung waren die 
Planungen und Vorbereitungen auf diesem Mini-
malstand zu Beginn des Schuljahres 2005/2006 
bereits weitgehend abgeschlossen. Eine sofort 
von uns veranlasste Analyse der im Ministerium 
vorliegenden Daten zeigte, dass die den Schulen 
zur Verfügung stehende Zahl der Lehrerstellen 
deutlich zu niedrig geschätzt war. Diese seit meh-
reren Jahren nicht ausreichende Lehrerversor-
gung war in der Vergangenheit und wäre auch im 
neuen Schuljahr eine wesentliche Ursache für Un-
terrichtsausfall gewesen. 

Zudem habe ich die Situation vorgefunden, dass 
die Mittel für den Vertretungsunterricht im ersten 
Nachtragshaushalt um 10 Millionen € gekürzt wor-
den waren. Ohne die sofort in die Wege geleitete 
Aufstockung um 20 Millionen € wäre spätestens 
Ende Oktober 2005 kein Geld mehr für Unter-
richtsvertretungen vorhanden gewesen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Im ersten Halbjahr waren bereits über 70 % der 
Mittel verbraucht. Diese 20 Millionen mehr für die 
Zeit bis Ende Dezember entsprechen einem Ge-
genwert von weiteren 1.000 Stellen. Es ist die 
zweite Maßnahme in unserem Kampf gegen Un-
terrichtsausfall an den Schulen in Nordrhein-
Westfalen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wenn ich von weiteren 1.000 Stellen in diesem 
Zeitraum spreche, dann möchte ich zusammen-
fassen: Damit zeigt sich, dass wir im Grunde ge-
nommen nicht nur über 1.000 Stellen reden, son-
dern über 2.000. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Meine Damen und Herren, ich stehe nach wie vor 
auf dem Standpunkt: Jede zusätzliche Lehrkraft 
ist ein großer Gewinn für die Schulen. Bei diesem 
Einstellungsverfahren wurde fachspezifischer Be-
darf bedient. Die Schulaufsicht hat hierauf in be-
sonderem Maße geachtet. Zusätzlicher Förderun-
terricht kann erteilt werden. Die zusätzlich einge-
stellten Lehrkräfte sind gut qualifiziert. 

Vizepräsident Edgar Moron: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Beer von 
den Grünen? 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Wir werden gleich in der Fragestunde 
noch einmal darüber reden. Ich möchte jetzt wei-
termachen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Gut. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Der Notendurchschnitt der neu einge-
stellten Lehrerinnen und Lehrer liegt bei 1,8. Wir 
"gründeln" keineswegs auf dem Grund, sondern 
wir haben hoch qualifizierte Lehrer eingestellt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

In diesem Zusammenhang, um das hervorragen-
de Ergebnis zu untermauern, möchte ich Ihnen 
sagen - wir müssen über das von Frau Beer ge-
nannte Beispiel des zweimal abgelehnten Lehrers 
oder der zweimal abgelehnten Lehrerin noch ein-
mal sprechen -: Im schulscharfen Verfahren, das 
nicht nur Sie, sondern auch wir grundsätzlich fa-
vorisieren, wird kein Lehrer aufgrund mangelnder 
Qualifikation nicht eingestellt. In der Regel sind 
das alles Topleute, die als Examensdurch-
schnittsnote 1,0 oder ein wenig mehr aufweisen. 
Niemals aber gibt es Lehrer, die mit schlechten 
Noten in ein schulscharfes Verfahren gehen. Sie 
kommen gar nicht in dieses Verfahren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir haben ... 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Ministerin, Ih-
re Redezeit ist leider zu Ende. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Dann werde ich mich den Fragen 
nachher weiter stellen. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Darf ich noch einen Satz sagen? 

Vizepräsident Edgar Moron: Natürlich dürfen 
Sie noch einen Satz sagen. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Ich möchte es loswerden, weil es ein-
fach so schön ist. Ich meine, man sollte auch 
einmal aus der Schule heraus berichten.  

Ich bin von der Leiterin eines Gymnasiums ange-
sprochen worden. Sie sagte, sie sei so glücklich 
über die Neueinstellung einer Lehrerin. Sie habe 
sich vorgestellt und gesagt: Liebe Eltern, ich bin 
da. Ich bin das Rüttgers-Geschenk. - Danke. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Schönen Dank, 
Frau Ministerin. - Jetzt hat die Abgeordnete Schä-
fer für die SPD-Fraktion das Wort. Bitte schön. 

Ute Schäfer (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen! Liebe Kollegen! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Lassen Sie mich vorab erklä-
ren, dass niemand in der SPD-Fraktion der Mei-
nung ist, dass 1.000 Lehrerstellen mehr an unse-
ren Schulen etwas Schlechtes sind, im Gegenteil: 
Wir begrüßen das sehr. 

(Zuruf von der SPD) 

Ich habe es an keiner anderen Stelle anders ge-
sagt. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Aber: Als Opposition - in der Funktion, in dieser 
Rolle stehe ich hier - muss man klar machen, für 
wen und für was diese Lehrerstellen eingesetzt 
worden sind. 

(Bernhard Recker [CDU]: Was haben Sie 
denn gemacht? - Zurufe von der CDU) 

Da bleiben Sie sehr nebulös und verkünden: Das 
ist alles gegen Unterrichtsausfall. Eigentlich ist es 
auch für mehr Schülerinnen und Schüler. Fakt 
bleibt: Diese 1.000 Lehrerstellen sind nur deswe-
gen geschaffen worden, weil es mehr Schülerin-
nen und Schüler an unseren Schulen gab als 
prognostiziert. 

(Erregte Zurufe von der CDU) 

Wenn Sie, Frau Ministerin Sommer, dann sagen, 
Kinder fielen nicht vom Himmel, sondern Kinder 
seien da, dann sollten Sie der Vollständigkeit hal-
ber hinzufügen, dass es in den Grundschulen 
deshalb eine höhere Zahl von Anmeldungen gab, 
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weil wir, die alte Landesregierung, eine neue 
Schuleingangsphase eingeführt haben. Das heißt, 
die Zahlen haben sich durch ein neues System 
anders entwickelt. 

(Erregte Zurufe von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Schäfer, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Witzel? 

Ute Schäfer (SPD): Und, Frau Ministerin Som-
mer, Sie sollten dann fairerweise auch nicht ver-
schweigen, dass an den berufsbildenden Schulen 
und in der Sekundarstufe II mehr Schülerinnen 
und Schüler da sind, weil es zu wenig Ausbil-
dungsplätze in Nordrhein-Westfalen gibt. Das 
konnte man in der Tat vorher nicht … 

(Bernhard Recker [CDU]: Völlig neu! - Erreg-
te Zurufe von der CDU) 

- Regen Sie sich doch nicht so auf! Vielleicht gön-
nen Sie mir das Wort und hören erst einmal zu! 
Sie haben dann auch noch die Möglichkeit zu re-
agieren - ganz ruhig, meine Damen und Herren. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Schäfer! 

Ute Schäfer (SPD): Es gibt an den weiterführen-
den Schulen mehr Schüler und Schülerinnen als 
geplant, weil es in Nordrhein-Westfalen an Aus-
bildungsplätzen fehlt.  

Wenn Sie ausführen, der alten Landesregierung 
seien diese Zahlen von den Bezirksregierungen 
übermittelt worden, dann ist das richtig. Aber die 
alte Landesregierung ist nach einem anderen 
Prinzip verfahren. 

(Erhebliche Unruhe) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Ministe-
rin Schäfer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Witzel? 

Ute Schäfer (SPD): Nein, ich möchte erst meine 
Redezeit nutzen; vielleicht im Anschluss daran. 

Wir haben aufgrund einer statistischen Rückmel-
dung immer mit verlässlichen Zahlen gehandelt, 
und zwar auf der Grundlage der Oktober-Statistik. 
Das hätten Sie genau so tun müssen. 

(Zurufe von der CDU) 

Sie haben aufgrund von Schätzungen gehandelt. 
Das ist Ihr gutes Recht. Sie dürfen aber nichtbe-

haupten, die alte Landesregierung hätte nicht ge-
handelt. Das ist falsch. 

(Beifall von der SPD) 

Und der Begriff „Lehrer-Lüge“ ist insofern berech-
tigt, als Sie mit der Aussage - im Internetauftritt 
der CDU NRW nachzulesen - angetreten sind: 
Unterrichtsgarantie für alle Schulen. - Diese 1.000 
Lehrer, die Sie begrüßenswerterweise eingestellt 
haben, dienen nur dazu, den Mehrbedarf auf-
grund der höheren Zahl von Schülerinnen und 
Schülern zu decken, und nicht dazu, den Unter-
richtsausfall, den Sie vorher attackiert haben, zu 
beheben. Das ist der eigentliche Skandal! 

(Beifall von der SPD) 

Wenn Sie da ehrlich wären, könnte ich diese Dis-
kussion verstehen. Aber da verschleiern Sie et-
was. An der Stelle argumentieren Sie nicht sau-
ber. 

(Zurufe von CDU und FDP) 

Und es ist Aufgabe der Opposition, dieses deut-
lich zu machen. 

(Fortgesetzt Zurufe von der CDU - Helmut 
Stahl [CDU]: Sie wollten weniger!) 

Ein weiterer Punkt. Sie behaupten, die Haupt-
schule wäre die vergessene Schulform. Zweimal 
hat die Ministerin hier und heute gesagt, die 
Hauptschulen in Nordrhein-Westfalen seien über-
proportional ausgestattet. 

Warum sind sie denn überproportional ausgestat-
tet? - Weil wir diesen Hauptschulen in der Ver-
gangenheit sehr viel Zuwendung gewidmet ha-
ben, und zwar mehr, als Sie jemals hier werden 
aufbringen können. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ein weiterer Punkt ist höchst interessant: Unter-
richtsgarantie. Da sind Sie fünf Jahre lang land-
auf, landab gezogen, Herr Recker, und haben 
verkündet: Wir wollen eine Stellenreserve. Das ist 
das richtige Instrument, um den Unterrichtsausfall 
zu beseitigen. 

Nun kommen Sie an die Regierung, und als Ers-
tes kassieren Sie die Stellenreserve ein und sa-
gen: Das alte Instrument, das die alte Landesre-
gierung eingeführt hat, ist viel effizienter; das sagt 
Frau Ministerin Sommer. 

Merken Sie eigentlich, was da passiert? - Sie ü-
bernehmen ein ums andere Mal Dinge, die wir 
praktiziert und die Sie vorher bekrittelt haben. 
Dann stellen Sie sich noch hier hin und zeigen 
auf, was Sie an Neuem etabliert hätten. 
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Also, ich halte fest: 1.000 Lehrerinnen und Lehrer 
mehr sind gut, aber man muss ehrlich darüber in-
formieren, wofür diese Lehrer da sind. Es ist 
schön, dass der Finanzminister hereinkommt; 
schließlich hat er diesen Brief geschrieben. Übri-
gens, wenn er den Brief nicht geschrieben hätte, 
dann hätten Sie diese Lehrer jetzt nicht einstellen 
dürfen. Dann hätten Sie sie nur über einen Nach-
trag einstellen dürfen.  

Jetzt muss man sich außerdem überlegen, warum 
Sie mit Macht vor dem 18. September 1.000 neue 
Lehrerstellen in Nordrhein-Westfalen schaffen 
wollten. 

(Helmut Stahl [CDU]: Weil sie nötig sind!) 

Vielleicht gibt es auch einen Zusammenhang zwi-
schen der Bundestagswahl -das Wort ist sogar 
schon gefallen - und diesem Ad-hoc-Verfahren, 
diesem Top-down-Verfahren. Denn in der Tat: Die 
Art und Weise, wie Sie die Lehrer an die Schulen 
gebracht haben, entspricht überhaupt nicht unse-
rer Vorstellung in der SPD von eigenverantwortli-
chen Schulen, 

(Bernhard Recker [CDU]: Sie wollen die Leh-
rer nicht!) 

weil wir die Schulen auswählen lassen. In der 
Vergangenheit sind die Einstellungen in Nord-
rhein-Westfalen zu 95 % schulscharf gelaufen. 
Sie aber haben hier Planwirtschaft betrieben, um 
einen schnellen Erfolg vorweisen zu können. 

(Zurufe von der CDU) 

Wie gesagt: Das haben die Bezirksregierungen 
hinbekommen, und sie haben unter Hochdruck 
und gut gearbeitet. Aber nicht alle Schulen freuen 
sich über das „Rüttgers-Geschenk“. 

Und was mit der Unterrichtsgarantie sein wird, 
gucken wir uns bei den nächsten Haushaltsbera-
tungen an. Wir schauen dann einmal, wie das 
Füllhorn dann ausgeschüttet wird. - Danke schön. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN - Zurufe von 
der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schäfer. - Als nächster Redner hat 
der Kollege Kaiser das Wort. 

Klaus Kaiser (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn ich 
mich recht erinnere, hatte Frau Schäfer eingangs 
gesagt, wir sollten uns alle beruhigen, sie wolle 
uns in ruhigem Ton einiges zur Sache mitteilen. 
Das haben wir dann verfolgt. 

(Heiterkeit von der CDU) 

Sie haben natürlich folgendes Problem, Frau 
Schäfer; ich habe es vorhin auch schon ange-
sprochen: Sie sind in der kritischen Situation, 
dass Sie hier als Konkursverwalterin der rot-
grünen Schulpolitik auftreten und glauben, nach 
drei Tagen hier Saniererin spielen zu können. An 
diesem Grundwiderspruch scheitern Sie. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das Problem, das Sie hier ansprechen, ist doch 
der Versuch, Schule schlechtzureden, um vom 
eigenen Versagen abzulenken. Das ist doch der 
Auslöser für diese Debatte. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Es ist doch eine Unverschämtheit gegenüber den 
Lehrerinnen und Lehrern, die ihren Dienst in den 
Schulen ausüben, ihnen mit Strafe zu drohen un-
ter der Devise: All das, was vorher gemacht wor-
den ist, war nicht ausreichend!  

Ich glaube, eine Schulreform in Nordrhein-
Westfalen ist nur möglich, wenn wir die Lehrerin-
nen und Lehrer mit ins Boot nehmen und ihnen 
sagen: Den Job, den ihr macht, macht ihr gut, und 
ihr seid engagiert. - Man erreicht nichts, wenn 
man sie beschimpft. 

(Beifall von CDU und FDP - Bernhard Re-
cker [CDU]: Richtig!) 

Lassen Sie uns sachlich werden. - Es wird über 
Ganztagsschulen berichtet. Ich war jetzt von einer 
Hauptschule in meiner Heimatstadt eingeladen. 
Diese hat ein zehnjähriges Jubiläum gefeiert, 
nämlich dass es ihr seit zehn Jahren gelungen ist, 
durch Improvisation und durch das Mitmachen 
von Dritten Ganztagsangebote vorzuhalten. 
Gleichzeitig hat sie gefeiert, dass ihr Antrag auf 
Einrichtung eine Ganztagsschule seit zehn Jahren 
von der Landesregierung abgelehnt wird. - Das ist 
die Bilanz von Rot-Grün. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Da bitte ich Sie, Frau Schäfer genau zuzuhören: 
Die Hauptschule wird zum Kernbestandteil unse-
rer Bildungspolitik werden, und ihr wird die ent-
sprechende Priorität eingeräumt, weil wir sie un-
bedingt brauchen und weil wir den Schülerinnen 
und Schülern dieser Schulform bessere Lebens-
chancen verschaffen müssen. Das, was zur Errei-
chung dieses Zieles notwendig ist, müssen wir 
entsprechend angehen. - Ich glaube, das, was Sie 
bisher in diesem Bereich geleistet haben, bringt 
uns nicht weiter, und auch ideologische Scheu-
klappen bringen uns nicht weiter. 
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Noch vor der ersten Sitzung des Schulausschus-
ses und ehe die Ministerin im Fachausschuss im 
Zusammenhang darlegen konnte, wie die Planung 
für die nächsten Jahre aussieht, veranstalten Sie 
hier Debatten und nehmen Verunglimpfungen vor, 
ohne sachlich zu sein. Ich glaube, Frau Schäfer, 
das wird Ihnen auf Dauer nicht nützen. Sie wer-
den Gefangene Ihrer eigenen Aussagen und Ihrer 
eigenen Ankündigungen. Von daher bitte ich Sie 
um ein bisschen Vorsicht. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich nenne nur ein Beispiel, um die Intransparenz 
Ihres Systems deutlich zu machen; ich glaube, 
Frau Pieper-von Heiden hat es eben angespro-
chen. Da wird plötzlich eine Zahl bekannt: 
19.000 Lehrer sind nicht mit der Erteilung von Un-
terricht befasst. Niemand weiß heute, was diese 
Lehrer eigentlich machen. 

(Ute Schäfer [SPD]: Schulleitung zum Bei-
spiel!) 

Und das ist Intransparenz, und das ist eben der 
Konkurs, den Sie hier vor Ort veranstaltet haben. 
Das zeigt die Steuerungsdefizite, die Sie hier nicht 
abgebaut haben, und diese werden wir in den 
nächsten Jahren entschieden angehen. 

Wir werden die Prioritäten in Richtung Qualitäts-
verbesserung setzen. Wir werden Hauptschulen 
zum Thema machen. Wir werden -das erwarten 
viele händeringend - das Schulgesetz novellieren; 
das werden wir noch im Herbst angehen. Und wir 
werden die Ganztagsangebote ausbauen, und 
zwar qualitativ, weil es dem Wohle der Schülerin-
nen und Schüler und deren Lebenschancen dient. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Deshalb, Frau Schäfer, seien Sie ein bisschen ru-
higer. Fügen Sie sich ein wenig mehr in die Op-
positionsrolle ein, und stellen Sie Lehrer weniger 
als Sündenböcke dar. Fordern Sie weniger, die 
Schulen zu bestrafen. Ich glaube, das tut uns al-
len gut. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kaiser. - Als nächste Rednerin hat 
die Kollegin Sylvia Löhrmann das Wort. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Drei kleine Anmerkun-
gen: 

Erstens. Frau Sommer, ich finde es nicht ange-
messen, bezogen auf Lehrkräfte, welchen Ge-

schlechts auch immer, von einem „Rüttgers-
Geschenk“ zu sprechen.  

(Zurufe von der CDU - Manfred Kuhmichel 
[CDU] meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

Ich würde es als genauso unangemessen empfin-
den - wer mich kennt, der weiß das auch -, von 
einem „Steinbrück-Geschenk“ zu sprechen. Leh-
rerinnen und Lehrer sind wichtig, wir schätzen sie 
alle und sie sollen ihre Arbeit gut tun. 

Zweitens. Ich hätte mich gefreut, hätte die neue 
Regierung bei den Stellen, die wir von Rot-Grün 
trotz gleich schwieriger Haushaltslage geschaffen 
haben, ähnliche Jubelarien ausgestoßen.  

Drittens - und das ist nun das Wichtigste -: Der 
Finanzminister ist anwesend. Im „Generalanzeiger 
Bonn“ vom 29. August 2005 konnte ich nachle-
sen, wie der Finanzminister aus dem Koalitions-
vertrag zitiert hat: 

„Allerdings müssen erreichbare Rationalisie-
rungsgewinne und Veränderungen aufgrund 
der demographischen Entwicklung berücksich-
tigt werden.“ 

Es heißt dazu kommentierend in dem Zeitungsar-
tikel: 

„Damit weist er vorsorglich schon einmal darauf 
hin, dass es die 4.000 versprochenen neuen 
Lehrerstellen in den kommenden fünf Jahren 
angesichts der rückläufigen Schülerzahlen nicht 
geben wird.“ 

Ich hätte gerne, dass der Finanzminister oder die 
Schulministerin dies dem Hohen Hause und der 
interessierten Öffentlichkeit einmal erklärt. - Herz-
lichen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Damit erüb-
rigt sich die Frage, ob Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Kuhmichel zulassen. - Als nächster 
Redner hat der Kollege Witzel das Wort.  

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Man würde sich 
wundern, wenn man die Wortbeiträge der heuti-
gen Opposition mit dem Regierungshandeln von 
Rot-Grün in den letzten zehn Jahren vergleichen 
würde.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Sie haben zu Beginn der letzten Legislaturperiode 
einen Riesenpopanz veranstaltet und einen Plan 
auf den Weg gebracht, der sich „Verlässliche 
Schule für Nordrhein-Westfalen“ nennt. Das Ein-
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zige, was an diesem Plan verlässlich ist, ist der 
Umstand, dass er unverlässlich finanziert ist und 
mit den versprochenen Lehrerstellen, die Sie an-
gekündigt haben, so nicht realisiert worden ist.  

Wir haben nun zu Beginn dieser Legislaturperio-
de - wir mussten ja das übernehmen, was Sie uns 
als Scherbenhaufen hinterlassen haben - von der 
ersten Minute an im Rahmen der uns von Ihnen 
gelassenen Möglichkeiten und Handlungsspiel-
räume die Arbeit aufgenommen, indem wir die in 
der Koalitionsvereinbarung verabredeten Ziele 
systematisch abarbeiten. Hierbei stoßen wir bei 
Ihnen auf entsprechende Kritik. Das ist nicht red-
lich, wenn man sich Ihr Handeln in den letzten 
zehn Jahren in Nordrhein-Westfalen anschaut. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Der Unterschied - das kann ich Ihnen sagen, Frau 
Exministerin Schäfer - besteht in Folgendem: Sie 
haben angekündigt und wir werden handeln.  

Frau Beer von den Grünen, die Instrumente des 
Mangels, die Sie aufgeführt haben - ich kann es 
Ihnen nicht verdenken, denn Sie waren in den 
letzten fünf Jahren nicht im Landtag -, sind nicht 
unsere Instrumente, sondern das waren Ihre In-
strumente.  

Frau Ministerin Sommer hat Ihnen dargelegt, nach 
welchen Qualitätskriterien und welcher individuel-
len Bedarfslage diese Lehrer bei diesem Einstel-
lungstermin rekrutiert worden sind. Sie hingegen 
haben in den letzten fünf Jahren mit „Nichterfül-
lern“ an den Schulen gearbeitet und bei vielen 
Einstellungsverfahren von den Anforderungen ab-
gesehen, die man eigentlich in qualitativer Hin-
sicht bei Lehrerneueinstellungsverfahren stellen 
sollte.  

Sie haben die Kassen geplündert, indem Sie weit 
überproportional bereits bis zum 22. Mai das Jah-
resbudget in Anspruch genommen haben. Sie ha-
ben, wie wir das interessanterweise von Frau Mi-
nisterin Sommer erfahren haben, alle Probleme in 
Ihren internen Planungs- und Besprechungsrun-
den bis zum 25. Mai vertagt, die vorhandenen Mit-
tel weit überproportional bis zum 22. Mai ausge-
geben und uns damit leere Kassen hinterlassen. 
Und nun machen Sie uns auch noch für die der-
zeitige Situation verantwortlich! 

Frau Schäfer, Sie haben gesagt, Sie hätten nicht 
gewusst, was auf dem Lehrstellenmarkt passiert. - 
Ich habe hier im Plenum im Januar dieses Jahres 
über das neue Schulgesetz gesprochen. Sie ha-
ben damals hinsichtlich der Unterrichtsversorgung 
in etwa das Gleiche dargelegt wie heute. Auch 

unser Ministerpräsident hat sich damals persön-
lich in die Debatte eingebracht.  

Ausweislich des Plenarprotokolls haben wir das, 
was damals zu veranlassen gewesen wären, 
rechtzeitig als nötige Planungsschritte angespro-
chen. Wir haben auf die Entwicklungen, die auf 
dem Lehrstellenmarkt stattfinden, hingewiesen, 
nämlich darauf, dass Sie der neuen Regierung als 
Erblast nach zehn Jahren Ausbildungskonsens 
die schlechteste Versorgungslage auf dem Lehr-
stellenmarkt hinterlassen, dass immer mehr Leh-
rer an Berufskollegs gebraucht werden, weil das 
duale System erodiert, weil dadurch immer weni-
ger Schüler in Teilzeitbildungsgängen sind und 
stattdessen immer mehr junge Menschen vollzeit-
schulische Warteschleifen nutzen. All das haben 
wir im Januar dieses Jahres beziffert.  

Wir haben Sie aufgefordert, politisch zu handeln 
und die Konsequenzen daraus zu ziehen. Sie je-
doch haben damals gelacht. Heute behaupten 
Sie, Sie hätten von den Problemen dieses Landes 
nichts gewusst. Das ist nicht ehrlich.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Sie können sich darauf verlassen, dass wir als 
Koalition handeln und Wort halten werden. Wir 
haben ein zusätzliches Volumen von 6.400 Stel-
len, 2.400 für zusätzliche Anstrengungen im 
Ganztagsbereich und 4.000 zur Verbesserung der 
Unterrichtssituation an unseren Schulen. Sie kön-
nen sich darauf verlassen: Wir reden zwar nicht 
wie Sie in großen Stufenplänen über vermeintlich 
verlässliche Politik, aber wir werden verlässlich 
die Schritte zum Wohle unserer Schüler umset-
zen, die für Nordrhein-Westfalen notwendig sind. - 
Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Witzel. - Als nächster Redner hat für 
die Landesregierung Finanzminister Dr. Helmut 
Linssen das Wort. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Da ein Finanzminister immer gerne über jedes 
Stöckchen springt, das die Opposition ihm hinhält, 
sage ich Ihnen, Frau Löhrmann, gerne etwas zu 
den Zahlen und zu dem Zitat, das Sie hier ge-
bracht haben.  

Der Journalist hat mich nicht wörtlich zitiert, son-
dern ich philosophiere sehr gerne über die Be-
merkungen im Koalitionsvertrag, die da heißen: 
1,5 % der Stellen müssen eingespart werden. Da-
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von gibt es Ausnahmen. Darauf gibt es die Be-
merkung, dass selbstverständlich demographi-
sche Veränderungen und Gewinne aus technolo-
gischen Entwicklungen berücksichtigt werden 
müssen.  

Ich erkläre mit aller Deutlichkeit - es steht so in 
der Koalitionsvereinbarung-, dass 4.000 Lehrer in 
dieser Legislaturperiode eingestellt werden. Dabei 
bleibt es. Daran hält sich die Landesregierung. 

(Beifall von CDU und FDP - Sylvia Löhrmann 
[GRÜNE]: „Zusätzlich“ hat er nicht gesagt!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen 
Dank. - Der Vollständigkeit halber weise ich dar-
auf hin, dass die Landesregierung ihre Redezeit 
um fast zwei Minuten überzogen hat - für den Fall, 
dass in den Fraktionen der Wunsch nach einer 
Wortmeldung besteht. - Wortmeldungen sehe ich 
nicht. Dann, meine Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, kommen wir zum Schluss 
der Beratung.  

Ich lasse nun über den Antrag der Fraktionen der 
CDU und der FDP "Die Koalition hält Wort - 1.000 
zusätzliche Lehrerstellen sind ein guter Start", 
Drucksache 14/127, abstimmen. Die Antragsstel-
lerinnen haben direkte Abstimmung beantragt. 
Wer dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Damit ist der Antrag mit den Stimmen 
von CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen angenommen.  

Ich lasse nun über den Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD Drucksache 14/159 ab-
stimmen. Wer diesem Entschließungsantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenstimmen! - Enthaltungen? - Damit 
ist der Entschließungsantrag mit den Stimmen 
von CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ich rufe auf:  

4 Arbeitsplatzvernichtung durch CDU/FDP in 
der Windkraftindustrie in NRW stoppen - 
Ausbau der Windkraft in NRW weiterhin 
ermöglichen  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/115 

Ich erlaube mir an dieser Stelle bereits den Hin-
weis auf den Entschließungsantrag der Fraktio-
nen der CDU und der FDP Drucksache 14/156. 

Ich eröffne die Beratung und gebe für die antrag-
stellende Fraktion dem Kollegen Priggen das 
Wort.  

Reiner Priggen (GRÜNE): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen! Liebe Kollegen! Wer die Bericht-
erstattung in den Medien in diesem Sommer ver-
folgt hat, kam überhaupt nicht umhin, eine Reihe 
von Berichten zum Klimaschutz und zu Umweltka-
tastrophen zur Kenntnis zu nehmen. Die Trocken-
heit auf der iberischen Halbinsel und die Vielzahl 
der Brände, die Hochwasserschäden in den Al-
penregionen und die aktuelle Situation am Golf 
von Mexiko, die sich als immer katastrophaler 
entpuppt, sind doch - das lässt sich nicht mehr 
leugnen - immer deutlichere Anzeichen für einen 
Klimawandel, gegen den man eigentlich energi-
sche Maßnahmen einleiten müsste.  

Die Katastrophe bei dieser Katastrophe sind die 
Scheuklappen und die Ignoranz, die bei einigen 
Menschen, die es eigentlich besser wissen müss-
ten, immer noch vorherrschen. Möglicherweise 
werden wir gleich wieder Diskussionsbeiträge hö-
ren wie: Es habe immer warme und kalte Zeiten 
gegeben. Man könne das nicht ernsthaft als An-
zeichen des Klimawandels wahrnehmen. Man ha-
be noch Zeit und könne sich auf Forschung und 
Wissenschaft konzentrieren.  

Dass Sie es uns nicht glauben, mag noch ange-
hen. Aber nehmen Sie doch die Stellungnahmen 
der Versicherungswirtschaft dazu zur Kenntnis. 
Oder beachten Sie von der CDU die Äußerungen 
Ihres Ex-Ministers Töpfer heute Morgen im Radio. 
Dann kann man eigentlich nicht anders, als ernst-
haft klimapolitische Konzepte, Maßnahmen und 
deren konkrete Umsetzung zu fordern.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wenn man sich die Regierungserklärung angehört 
und den Koalitionsvertrag angesehen hat - man 
wird es auch möglicherweise gleich noch erle-
ben -, so mangelt es allem, was sie bisher vorge-
legt haben, an einem: Weder im Koalitionsvertrag 
noch in der Regierungserklärung noch in den we-
nigen Debatten der letzten Zeit finden sich im An-
satz Äußerungen, wie Sie diese Problematik an-
gehen wollen. Dazu hören wir immer wieder 
nichts.  

(Zuruf von der CDU: Ja, ja!) 

Alles zu diesem Thema ist ein Kreuzzug gegen 
Windkraft, auf den Sie sich verständigt haben. 
Dieser Kreuzzug - ich kenne das nach fünf Jahren 
Debatte - gipfelte in der Bemerkung von Herrn 
Minister Wittke, zu lesen in der „NRZ“ am 
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13. August, in der er folgendermaßen zitiert wird: 
„Wir wollen weitere Windkraftanlagen verhindern.“ 

(Beifall von der CDU - Minister Oliver Wittke: 
Jawohl!) 

- Herr Wittke, ich muss Ihnen ehrlich sagen: Ich 
habe ja viel dummes Zeug dazu gehört. Aber ich 
finde, wenn man diese Aussage - Sie als Gelsen-
kirchener sind prädestiniert, sich zu diesem The-
ma zu äußern - ernst nimmt, kann ich Sie nur fra-
gen: Wissen Sie eigentlich, was Sie bei den Fir-
men in Nordrhein-Westfalen - in Gelsenkirchen 
gibt es Firmen, die sich mit diesem Thema be-
schäftigen - damit anrichten? Offensichtlich wis-
sen Sie es nicht. Denn es ist unverantwortlich, 
damit derart leichtfertig umzugehen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Gestatten Sie mir noch eine Anmerkung: Ich habe 
verfolgt, dass Sie im Sommer in der Presse sehr 
aktiv waren.  

(Zuruf von Minister Oliver Wittke)  

Dann habe ich mich gefragt, ob Sie schon unter 
dem Kronprinzen-Syndrom leiden. Das kenne ich 
noch von früher, von Wolfgang Clement. Ich frag-
te mich, ob Sie sich warmlaufen oder was Sie ge-
trieben hat.  

(Heiterkeit und Beifall von GRÜNEN und 
SPD) 

Aus meiner Sicht haben Sie in eine Reihe von 
Fettnäpfchen getreten. An dieser Stelle lagen Sie 
in der Sache massiv daneben.  

Im Moment werden weltweit 8.000 MW pro Jahr in 
Neubauten umgesetzt. Die deutschen Firmen sind 
Weltmarktführer. Die Exportanteile erhöhen sich 
ständig. In Nordrhein-Westfalen gibt es eine gan-
ze Reihe von namhaften mittelständischen Fir-
men - leider keinen ganz großen Anlagenbauer -, 
die sehr aktiv sind, die einen sehr guten Ruf be-
sitzen und im Weltmarkt erhebliche Anteile an den 
Komponenten haben: Eickhoff und Jahnel-
Kestermann in Bochum - bei Ihnen in der Nach-
barschaft -, Bosch Rexrodt in Witten, Renk in 
Rheine, die Flender-Tochter Winergy in Voerde 
oder Siempelkamp in Krefeld, die als einzige Fir-
ma in der Lage ist, für die neuen großen Anlagen 
die Gussteile zu drehen.  

Gestern bin ich einer Einladung gefolgt, die sich 
an Landtagsabgeordnete aus Niedersachsen und 
aus NRW richtete. Eine Kollegin von der SPD und 
ein Kollege von der CDU aus Niedersachsen wa-
ren auch da; von der Koalition aus NRW natürlich 
niemand, denn an den Sachthemen besteht im-

mer wenig Interesse. Die Firma General Electrics 
hat uns geschildert, was das für sie bedeutet.  

Herr Laumann, die Firma sitzt in Ihrer direkten 
Nachbarschaft. Sie beschäftigt im Wesentlichen 
Leute aus dem Kreis Steinfurt, die der früheren 
Firma Tacke angehört haben, die in einen Vorort 
von Rheine, nach Salzbergen, gewechselt ist.  

Die Firma sagt, sie hat 700 Mitarbeiter in Rheine 
und einen Exportanteil von 75 %. Der Mutterkon-
zern sitzt in den USA. Es gibt hier diese eine 
Tochter, weil das ingenieursmäßige und fachliche 
Know-how in Deutschland am stärksten ist.  

(Zuruf von der CDU) 

- Nein. - In der Firma wird natürlich diskutiert, wo-
hin die Neubaukapazitäten für die nächste Gene-
ration von 4- und 5-MW-Anlagen vergeben wer-
den sollen. In der Firma wird bei der Mutter auch 
das Engagement diskutiert, das in China 2006 
beginnt. Da wird sehr wohl eine unverantwortliche 
Äußerung wie die von Herrn Wittke zur Kenntnis 
genommen. Ich habe keine Probleme damit - um 
das klar zu sagen -, über Abstände und andere 
Sachen zu diskutieren. Aber das, was er gemacht 
hat, ist unverantwortlich. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das nehmen die auch zur Kenntnis und werden 
sich entsprechend entscheiden. Wenn sie den 
Eindruck haben, dass das in Deutschland nicht 
mehr gewünscht wird, und wenn Sie sich mit der 
Linie auch auf Bundesebene durchsetzen, dann 
werden die nächsten Investitionsentscheidungen 
für Neubauten eben so getroffen, dass sie in die 
USA oder gleich ganz nach China gehen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das zieht sich durch alle Firmen durch. Das kann 
eine Landesregierung eigentlich nicht verantwor-
ten. 

Vielleicht könnten Sie einmal zur Kenntnis neh-
men: Wir haben 2.000 Windanlagen und 1 Million 
Arbeitslose und nicht 1 Million Windkraftanlagen 
und 2.000 Arbeitslose, Herr Wittke. Wenn Sie das 
zur Kenntnis nehmen würden, würde vielleicht 
auch Ihr unverantwortliches Gerede an der Stelle 
unterbleiben. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Priggen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Dr. Papke? 

Reiner Priggen (GRÜNE): Ja, natürlich. Bitte 
schön. 
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Dr. Gerhard Papke (FDP): Lieber Herr Kollege 
Priggen, da Sie hier zum wiederholten Male in 
wirklich bizarrer Weise versuchen, einen Zusam-
menhang zwischen der Subventionierung von 
Windindustrieanlagen und Arbeitsplätzen in Nord-
rhein-Westfalen herzustellen, möchte ich Sie fra-
gen, ob Ihnen denn immer noch nicht die ein-
schlägigen Untersuchungen, unter anderem des 
Bremer Energieinstituts und des RWI, bekannt 
sind, unabhängige wissenschaftliche Untersu-
chungen, in denen nachgewiesen worden ist, 
dass durch die Subventionierung der Windindust-
rie in Deutschland keine Arbeitsplätze geschaffen 
werden, sondern per saldo vernichtet werden. 
Sind Ihnen diese Untersuchungen denn jetzt end-
lich bekannt geworden? 

(Beifall von der FDP) 

Oder darf ich mein Angebot wiederholen, sie Ih-
nen zur Verfügung zu stellen? 

(Beifall von der FDP) 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Dr. Papke, das 
ist der Unterschied zwischen uns beiden. Sie le-
ben nur auf der Ebene von Untersuchungen und 
Studien. Ich habe aber zehn Jahre lang in einem 
Maschinenbaubetrieb gearbeitet, und ich gehe in 
die Firmen und rede mit den Betriebsräten und mit 
den Firmenleitungen. Die schildern die Situation 
ganz anders als Sie aus Ihrer akademischen 
Sicht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie haben sich auf die Fahne geschrieben, 10.000 
Arbeitsplätze in NRW kaputtzumachen. Und es ist 
bedauerlich, dass die CDU, die ein erhebliches 
Verdienst bei der Entwicklung der Windkraft hat, 
Ihnen jetzt auf diesem Irrweg offensichtlich folgen 
will. Das ist wirklich bedauerlich. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Was die übermäßige Subventionierung angeht - 
wir beide haben es ja heute Morgen schon im 
WDR diskutiert -: Wenn ich mir meine Stromrech-
nung - das können Sie alle machen - der Stadt-
werke Aachen ansehe - Herr Kollege Henke, wir 
kommen aus der gleichen Stadt -, dann sind darin 
für erneuerbare Energien 0,51 Cent pro Kilowatt-
stunde ausgewiesen.  

Wir sind ein 5-Personen-Haushalt. Wir haben 
Kosten in Höhe von 19,40 € im Jahr für erneuer-
bare Energien. Aus diesem Topf werden 10 % 
des Stroms in Deutschland - so weit sind wir mitt-
lerweile - bezahlt. Das ist bei Gott keine Belas-

tung, die man nicht tragen kann. Die können wir 
tragen, die können aber auch andere tragen.  

Diese Belastung ist in der Größenordnung auch 
vertretbar, wenn wir uns angucken, was wir un-
ausweichlich an erneuerbaren Energien herstellen 
müssen, da wir alle wissen und sachlich damit 
umgehen müssen, dass Mitte des Jahrhunderts 
sowohl das Öl zu Ende sein wird als auch Uran 
und Gas sehr viel weniger vorhanden sein wer-
den. Dann werden wir nämlich die erneuerbaren 
Energien massiv ausgebaut haben müssen. 

Ihr Kreuzzug ist mir nun lange bekannt. Aber dass 
die CDU Ihnen in der Art folgt, ist bedauerlich. Am 
meisten tut mir Leid, dass Herr Wittke auch noch 
in diesen Chor einstimmt. 

Deswegen kann ich nur an Sie appellieren: Blei-
ben Sie auf dem Weg der Vernunft! 10.000 Ar-
beitsplätze mit 75 % Exportanteil sind eine Menge 
wert. Das, was wir als Private an Umlage dafür 
zahlen, ist aus meiner Sicht vernünftig und ver-
tretbar. - Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Priggen. - Für die Fraktion der CDU 
hat der Kollege Weisbrich das Wort. 

Christian Weisbrich (CDU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Priggen, ich 
muss sagen: Mit diesem Antrag erweisen sich die 
Grünen einmal mehr als ziemlich rücksichtslose 
Klientelpolitiker. Arbeitsplätze in der Windkraftin-
dustrie möchten Sie schützen. Arbeitsplätze, die 
durch überteuerte Energiepreise bereits kaputtge-
gangen sind oder künftig noch kaputtgehen, wer-
den von Ihnen ausgeblendet. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Auf diese Scheuklappenpolitik, meine Damen und 
Herren, lassen wir uns ganz bestimmt nicht ver-
engen. 

Strom - Herr Priggen, das wissen Sie genauso gut 
wie ich - ist ein elementarer Produktions- und 
Kostenfaktor, der die Konkurrenzfähigkeit der 
Wirtschaft in hohem Maße beeinflusst. Die von 
der Union seinerzeit maßgeblich durchgesetzte 
Liberalisierung des Strommarktes hat zu Preis-
senkungen in Höhe von rund 7,5 Milliarden € ge-
führt. Dadurch sind deutsche Unternehmen im in-
ternationalen Wettbewerb gestärkt und die priva-
ten Haushalte, insbesondere die Familien, spür-
bar entlastet worden. 
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Diesen Erfolg der Liberalisierung hat die rot-grüne 
Bundesregierung dann total konterkariert, und 
nicht zuletzt deswegen steht sie jetzt wohl vor 
dem Aus. 

Gegenüber 1998 hat sich die Belastung der 
Strompreise, die der Staat verursacht hat, also 
rot-grüne Regierungen verursacht haben, von 
rund 2 Milliarden € auf rund 12 Millarden € pro 
Jahr erhöht, zuzüglich Mehrwertsteuer, wie ich 
anmerken möchte. 

Das Energiewirtschaftliche Institut der Universität 
Köln rechnet nach der gegenwärtigen Entwicklung 
mit einem Anstieg der Einspeisevergütung allein 
aus dem EEG auf knapp 5 Milliarden € im Jahr 
2010. Heute schon liegt der Anteil der Windkraft 
an den förderfähigen EEG-Strommengen bei jähr-
lich etwa 2,6 Milliarden €. 

Zusammen mit der Privilegierung von Windkraft-
anlagen im Baugesetzbuch hat das zu einem exp-
losionsartigen Anstieg der Anzahl von Windrädern 
geführt, wie Sie selbst berichtet haben. Allein in 
Nordrhein-Westfalen drehen sich mittlerweile 
mehr als 2.300 solcher Anlagen. 

Aber - und jetzt kommt es - die liefern nach ihren 
eigenen Angaben alle zusammen nur 
3,7 Milliarden kWh Strom. Das sind etwa 2 % der 
nordrhein-westfälischen Jahreserzeugung. Das ist 
so gut wie gar nichts. 

Meine Damen und Herren, ich bin der Letzte, der 
Windenergie verteufelt. Aber Sie werden vor dem 
Hintergrund dieser Zahlen doch auch sagen: So 
kann es nun wirklich nicht weitergehen. Ein derart 
mageres Ergebnis rechtfertigt weder die durch die 
Windräder verursachte Landschaftszerstörung 
noch die Subventionshöhe insgesamt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Herr Priggen, es mag durchaus zutreffen, dass in 
der Windkraftbranche in Nordrhein-Westfalen 
10.000 Arbeitsplätze entstanden sind. Aber nach 
den Zahlen, die Sie vorgelegt haben, fördern wir 
als Stromkunden jeden davon mit jährlich mehr 
als 33.000 € aus dem EEG. Das ist eine massive 
Kaufkraftabschöpfung - und jetzt komme ich auf 
das zurück, was Kollege Dr. Papke gerade gefragt 
hat -, das ist eine Abschöpfung von Kaufkraft, die 
für andere Investitionszwecke dann nicht mehr zur 
Verfügung steht. Das Bremer Energieinstitut 
kommt deshalb zu der Bewertung: 

Durch das EEG verbindlich festgeschriebene 
Vergütungen, die über dem energiewirtschaftli-
chen Wert des erzeugten Stroms liegen, führen 
zur Verringerung des für andere Konsumaus-
gaben zur Verfügung stehenden Budgets und 

damit zu Beschäftigungsverlusten, die über die 
gesamte Laufzeit der EE-Anlagen auftreten. 

Das ist eine ganz eindeutige Aussage. Also: 
Durch Windenergieanlagen wird volkswirtschaft-
lich insgesamt zusätzlich keine Beschäftigung ge-
schaffen, sondern volkswirtschaftlich führt das auf 
Sicht zu einer Vernichtung von Arbeitsplätzen, 
weil die Energiepreise überteuert sind und nicht 
dem tatsächlichen Wert der erzeugten Energie 
entsprechen. 

Herr Priggen, was Sie hier vorschlagen, ist nicht 
mehr und nicht weniger als der Tausch von Sub-
ventionen für Bergleuten, gegen die wir immer 
gemeinsam gekämpft haben, gegen Subventio-
nen für Windradbauer. Das möchten wir nicht. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Falls es in der nordrhein-westfälischen Windkraft-
industrie künftig zu Arbeitsplatzverlusten kommen 
sollte, dann ganz bestimmt nicht durch unsere 
neue Standortpolitik mit Augenmaß, wie sie Herr 
Wittke zitiert hat. Der Grund könnte allenfalls sein, 
dass durch Ihre hektische Windkraftvorrangpolitik 
der heimische Markt bereits total gesättigt ist. Wo 
in Nordrhein-Westfalen wollen Sie denn noch 
Windräder aufstellen? 

Das sieht doch wohl auch das von Ihnen ansons-
ten hochgeschätzte Wuppertal Institut so, denn es 
kommt in einer Analyse aus dem Jahr 2004, als 
von unseren Plänen - auch von der Aussage von 
Herrn Minister Wittke - überhaupt noch nichts be-
kannt und noch nicht die Rede war, zu der Bewer-
tung, dass für nordrhein-westfälische Unterneh-
men bei der Windenergie künftig Marktpotenziale 
vor allem im Bereich Repowering und Sonderan-
wendungen liegen, außerdem bei Zulieferern und 
Dienstleistungen für Offshore- und Exportanwen-
dungen. Dafür gibt es ja nun wohl in Nordrhein-
Westfalen mittlerweile genug Referenzanlagen. 

Die nordrhein-westfälische Windenergieindustrie 
wird also nicht darunter leiden, dass wir es schwe-
rer machen wollen, die Landschaft weiter zu 
verspargeln. Sie wird vielmehr darunter leiden, 
dass der heimische Markt gesättigt ist und dass 
sie in Zukunft ihr Heil in der Ferne suchen muss, 
wogegen wir überhaupt nichts haben. 

Eines muss ich außerdem noch sagen: Herr Prig-
gen, wir sind unseren Wählern - das ist mittlerwei-
le die Mehrheit der Menschen im Land, wie Sie 
wissen - eine Neufassung des Windenergieerlas-
ses schuldig. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Ja wann kommt 
er denn?) 
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Das haben wir vor der Wahl versprochen, und 
dieses Versprechen, Herr Horstmann, lösen wir 
ein. Da können Sie ganz beruhigt sein. Und wir 
werden es mit Augenmaß und rechtssicher einlö-
sen. Undurchdachte Schnellschüsse, wie das Ihr 
Regierungshandeln immer ausgezeichnet hat, 
wird es bei uns nicht geben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Neufassung des Windenergieerlasses wird in 
Kürze vorgelegt. 

Was wir darüber hinaus brauchen, ist ein energie-
politisches Gesamtkonzept - Herr Priggen, da ge-
be ich Ihnen Recht -, das in sich schlüssig und 
wenigstens für die nächsten 30 Jahre funktionsfä-
hig ist. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

Daran arbeitet die Landesregierung mit Hoch-
druck. Ich darf Ihnen versichern: Schwarze Löcher 
wie in Ihrem Szenario wird es darin nicht geben. 
Ich erinnere nur an die ungelöste Frage der 
Grundlastversorgung im Falle des Atomausstie-
ges. Sie haben nie erklären können, wie Sie die-
ses Riesenloch schließen wollen. Wir wollen eine 
zukunftsoffene und ideologiefreie Energiepolitik, 
die objektiv an den Zielen der Wirtschaftlichkeit, 
der Versorgungssicherheit sowie der Umwelt- und 
Sozialverträglichkeit orientiert ist. 

(Zuruf von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

In unserem Fokus stehen Effizienzsteigerung und 
tabufreie Energieforschung. Bei uns wird Nord-
rhein-Westfalen garantiert das Energieland Num-
mer eins bleiben. Wir wollen einen breiten Ener-
giemix, zu dem auch wachsende Anteile an er-
neuerbaren Energien gehören, aber wir sind nicht 
bereit, Wirtschaft und Verbraucher mit völlig über-
zogenen Preisen für ein Energiekonzept zu be-
lasten, das sich - entschuldigen Sie mir den Aus-
druck - nur Ideologen mit vernebeltem Hirn aus-
gedacht haben können. Wir werden deshalb die 
Verteuerung der Energie durch staatliche Eingriffe 
ebenso beenden wie die Überförderung der 
Windkraft. - Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP - Lachen von der 
SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Weisbrich. - Als nächste Rednerin 
hat für die Fraktion der SPD die Kollegin Schulze 
das Wort. 

Svenja Schulze (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Für mich lässt sich aus der 

Diskussion um Windkraft in den letzten Monaten 
eigentlich nur eins ganz deutlich erkennen: Es 
geht wirklich nur noch um Ideologie. Ich finde es 
unverantwortlich, wenn durch eine Landesregie-
rung so ideologisch gehandelt wird und dadurch 
ein ganzer Industriezweig in Nordrhein-Westfalen 
gefährdet und verunsichert wird. Mit Genehmi-
gung der Präsidentin zitiere ich Johannes Schiel 
vom Verband des deutschen Maschinen- und An-
lagenbaus, der in der „Westdeutschen Zeitung“ 
am 24. August gesagt hat:  

Wenn die Unternehmen das politische Signal 
unerwünscht bekommen, werden sie auf Dauer 
dort produzieren, wo sie verkaufen. 

Das wird dann nicht hier bei uns in Nordrhein-
Westfalen sein. Wenn diese Industrie bei uns ab-
wandert, hat das deutliche Folgen: Es arbeiten in 
der Windradindustrie 62.000 Menschen - 10.000 
davon hier in Nordrhein-Westfalen. Vor der Wahl 
hat die CDU großartig versprochen, 1 Million Ar-
beitsplätze zu schaffen. Nach der Wahl wird als 
Erstes die Abschaffung von Arbeitsplätzen ange-
gangen. Ich finde, das ist ein deutlicher Wider-
spruch. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN - Zuruf von 
der FDP: Das ist Unsinn!) 

Es gibt auch noch ein paar andere Widersprüche. 
Frau Thoben, die heute leider nicht hier ist, hat 
gesagt, dass sie die mittelständische Wirtschaft 
fördern will. Die Windkraftindustrie vor allen Din-
gen hier in Nordrhein-Westfalen ist eine überwie-
gend mittelständische Industrie. Warum wird die 
denn dann nicht gefördert? Gerade im Ruhrgebiet 
sind in diesem Bereich ganz viele kleine mittel-
ständische Unternehmen, die früher Steinkohlezu-
lieferer waren, wie zum Beispiel Jahnel-
Kestermann, inzwischen zu Windkraftzulieferern 
geworden und haben Weltmarktplätze erreicht. 
Die werden nicht gefördert, andere sollen geför-
dert werden. Das ist doch einfach nur noch Ideo-
logie. 

(Zuruf von der FDP: Sie haben noch nicht 
mitbekommen, dass die subventioniert wer-
den?) 

- Ich weiß das. - Obwohl das erfolgreiche Unter-
nehmen sind, die international wettbewerbsfähig 
sind, wollen Sie mit dem Windkrafterlass verhin-
dern, dass hier in Nordrhein-Westfalen weitere 
Windkrafträder gebaut werden und dass diese In-
dustriesparte weiter ausgebaut werden kann. 

Das führt dann aber auch dazu, dass so etwas 
wie Repowering - also der Ersatz und die Verbes-
serung von Anlagen - nicht mehr stattfinden kann. 
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Repowering ist nach Angaben des Bundesver-
bandes Windenergie vor allen Dingen deshalb 
wichtig, weil man damit alte Anlagen aus den 
80er- und 90er-Jahren leistungsfähiger machen 
kann. Der Bundesverband Windenergie weist in 
seiner heutigen Pressekonferenz noch einmal 
ausdrücklich darauf hin, dass man weniger Anla-
gen bauen muss, wenn man die bestehenden 
leistungsfähiger macht. Mit dem neuen Windkraft-
erlass verhindern Sie also sogar, dass Windkraft-
anlagen durch effizientere Anlagen ersetzt und 
dadurch Anlagen abgebaut werden können. Sie 
zementieren damit den Zustand, wie er jetzt be-
steht, und verhindern Innovation. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Nichts ist zu En-
de gedacht!) 

Es reicht nicht, nur einen Innovationsminister zu 
haben, wenn Sie solche Innovationen nicht auch 
fördern. Sonst kann man das Ministerium auch 
direkt in Innovationsverhinderungsministerium 
umbenennen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Schulze, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Dr. Papke? 

Svenja Schulze (SPD): Nein, Herr Papke kann 
gleich selber noch dazu reden. 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Ich würde aber 
gerne etwas fragen, Frau Kollegin!) 

- Nein, Sie fragen mich wieder, ob ich die Studien 
kenne. Ich kenne diese Studien. Lesen Sie die 
Studien mal! 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Ich verspreche 
Ihnen auch, ich frage Sie was anderes!) 

- Nein! Lassen Sie mich das erst einmal ausfüh-
ren. Bei dieser Debatte kann man fragen: Gibt es 
ein Gesamtkonzept? CDU und FDP haben sich 
etwas ausgedacht. Steckt da vielleicht mehr da-
hinter? Im Moment kann man Zweierlei erkennen. 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Ich hätte Sie et-
was ganz Nettes gefragt!) 

- Wunderbar. 

Erstens. Die CDU will auf Bundesebene noch wei-
ter gehen, als wir es hier in Nordrhein-Westfalen 
bisher diskutiert haben. Merkel und Co. wollen die 
Zuschüsse im Rahmen des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes reduzieren. 

(Demonstrativer Beifall von der FDP) 

Das ist eine zusätzliche Gefährdung für die Ar-
beitsplätze in Nordrhein-Westfalen. Das muss 
man doch sehen.  

Zweitens. Sie wollen die Laufzeiten für Atom-
kraftwerke verlängern. Aber auch Uran ist endlich; 
es ist nur noch für 40 Jahre vorhanden. Sie müss-
ten also dazusagen, dass Sie auch die Schnelle-
Brüter-Technik wieder wollen oder was auch im-
mer. Sagen müssten Sie auch, was das für Nord-
rhein-Westfalen heißt. Stehen Sie auch in Nord-
rhein-Westfalen dazu, alte Atommeiler weiterlau-
fen zu lassen, Druck herauszunehmen, das EEG 
zu schleifen? Wie sollen dann alternative Ener-
giequellen noch gefördert werden? 

Das kann ich vor allen Dingen nicht begreifen, 
wenn man sich in der Welt umsieht. Wir sehen die 
Bilder aus New Orleans, die Überschwemmungen 
in Bayern. Sie wissen doch, dass man in diesem 
Bereich etwas tun muss. Wir müssen in die Zu-
kunft investieren. Sie wissen auch - Herr 
Weisbrich hat das gesagt -, dass Nordrhein-
Westfalen Energieland Nummer eins ist. Wenn wir 
Energieland Nummer eins bleiben wollen, müssen 
wir in allen Bereichen der Energie Nummer eins 
sein und nicht nur in einzelnen.  

Ich sehe bei Ihnen auch kein Gesamtkonzept. 
Herr Weisbrich hat eben gesagt, Sie wollen ein 
Konzept entwickeln. Sie sind jetzt aber Regierung 
und müssen ein solches Konzept langsam vorle-
gen und nicht nur fordern. 

Ich kann auf das verweisen, was wir in der SPD 
gemacht haben. Wir sind immer für einen Ener-
giemix aus verschiedenen Quellen eingetreten. 
Wir brauchen diesen Energiemix. Denn wir brau-
chen in allen Bereichen Versorgungssicherheit; 
wir brauchen Wirtschaftlichkeit; wir brauchen 
Umweltverträglichkeit und Sozialverträglichkeit.  

Ich komme noch einmal zum Klimaschutz. Sie 
können ruhig mit dem Kopf schütteln. Sie sehen 
doch, zu welchen Konsequenzen der massenhaf-
te Ausstoß von Treibhausgasen geführt hat und 
heute führt. Wir haben die schrecklichen Bilder 
aus New Orleans und aus Bayern doch noch vor 
Augen. Wir wissen aber auch alle, dass das, was 
wir heute an Klimaänderungen erleben, von dem 
verursacht ist, was wir in den 60er-Jahren in die 
Luft geblasen haben. Denn das Klimasystem 
braucht vier bis fünf Jahrzehnte, um sich anzu-
passen. Mit diesem Wissen müssen wir heute in 
der Politik Konsequenzen ziehen und sagen, wie 
wir den Energiebereich nach vorne bringen wol-
len. Das ist eine Zukunftsaufgabe, bei der die U-
nion deutlich versagt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Wir müssen die ökologische Modernisierung vo-
ranbringen. Die CDU verspielt da wissentlich un-
sere Möglichkeiten. Das können wir nicht mittra-
gen. Die SPD hat immer für einen nachhaltigen 
Kurs gestritten. Wir wollten ökologische Moderni-
sierung. Wir brauchen einen Energiemix, und wir 
brauchen in den einzelnen Energieformen Effi-
zienz. Um das zu erreichen, muss man zum Bei-
spiel bei der Windkraft weitere Techniken fördern.  

Unser Energiekonzept liegt auf dem Tisch. Jetzt 
sind Sie am Zuge. Einfach zu sagen, da brauche 
man etwas, und ansonsten abzuwarten, ist kein 
Konzept. Ich fordere Sie auf - das steht auch im 
Antrag -, endlich etwas zu sagen und von dieser 
Konzeptlosigkeit wegzukommen. Sie müssen 
Farbe bekennen. Von unserer Seite steht einiges 
zur Verfügung, was Sie ruhig einmal nachlesen 
könnten. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schulze. - Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP Kollege Holger Ellerbrock 
das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Landtagsdebatten haben 
den Vorteil, spannend zu sein, und manchmal 
kommt etwas Neues dabei heraus. Ich weiß nicht, 
ob uns bewusst geworden ist, dass Kollegin 
Schulze gerade ein Verhandlungsangebot ge-
macht hat. Sie hat gesagt: Nordrhein-Westfalen 
muss in allen - sie hat betont: in allen - Energie-
trägern Nummer eins bleiben. Frau Kollegin, für 
die FDP kann ich sagen, dass wir damit hinsicht-
lich der Diskussion zu Kernkraft und Windkraft in 
eine Verhandlungsposition kommen. Dieses wer-
den wir unterstützen. 

(Beifall von FDP und CDU - Svenja Schulze 
[SPD] schüttelt den Kopf.) 

- Ich zitiere sie nur wörtlich. 

Kollege Priggen und ich diskutieren ganz gerne, 
weil wir eine naturwissenschaftlich orientierte 
Ausbildung haben. Frau Schulze, Sie reden so 
leicht über Klimawandel. Das Klima wandelt sich 
täglich; das war schon immer so. Es geht um den 
anthropogenen Einfluss unserer klimarelevanten 
Spurengase, insbesondere CO2 und Methan. Wir 
müssen da wirklich vorsichtig sein. Ich weiß nicht, 
ob Sie wissen, dass vor rund 1.000 Jahren Wein-
bau in Pommern völlig normal war. Dort herrsch-
ten viel höhere Temperaturen ohne irgendeinen 
nennenswerten anthropogenen Einfluss.  

Wir haben in der Wissenschaftssociety ein breites 
Spannungsfeld. Die Wissenschaftssociety ist auch 
sehr merkantil ausgerichtet. Mit apokalyptischen 
Vorstellungen kann ich immer öffentliche Förder-
gelder für Forschung verfügbar machen. Das ist 
das Spannungsfeld zwischen Meteorologen und 
Geologen. Ich komme aus der Szene, weiß, wo-
von ich rede, und habe auch Geld damit verdient. 
Deswegen: Seien Sie ein klein wenig vorsichtig! 

Nächster Punkt: Exportorientierung. - Natürlich 
sind wir für eine Exportorientierung. Deswegen ist 
hinsichtlich der Energiepolitik die Position der 
FDP bei Windkraft eindeutig. Wir sagen: For-
schung und Entwicklung ja, eine degressive An-
schubfinanzierung ist aber selbstverständlich. 
Darüber haben wir uns hier sehr lange unterhal-
ten. Das gilt auch für Nordrhein-Westfalen. Wir 
wenden uns allerdings ganz massiv gegen eine 
Dauersubvention ohne großen technischen Fort-
schritt. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Ihrer Argumentation, Herr Kollege Priggen - Herr 
Kollege Weisbrich hat es eben angesprochen: wir 
sitzen in einem Boot und sind beide gegen Sub-
ventionierung und wollen so schnell wie möglich 
aus der Steinkohle aussteigen, weil wir darin kei-
ne Zukunft mehr sehen -, kann ich aufgrund einer 
einfachen Überlegung nicht folgen:  

Die Steinkohle wird mit rund 2,7 bis 3 Milliarden € 
pro Jahr subventioniert. Das entspricht einer Net-
tostromproduktion von ungefähr 22 bis 23 %. 
Wenn man konservativ niedrige Schätzungen fi-
nanzieller Förderungen zugrunde legt, erhält die 
Windkraft über unser Portmonee - eine Subventi-
on im erweiterten Sinne - die gleiche Förderung 
von rund 3 Milliarden €. Aber dafür bekommen wir 
nur 4,4 % der Nettostromerzeugung. Wir erhalten 
also nur weniger als ein Fünftel an Energie in Be-
zug auf die Steinkohlensubventionierung. Wenn 
ich das in Relation setze, ist die Steinkohlensub-
ventionierung hoch effizient. Wenn Sie also völlig 
zu Recht fordern: „Raus aus der Steinkohlesub-
ventionierung!“, muss ich im Analogieschluss 
auch die Windkraftsubvention im weitesten Sinne 
bekämpfen, wenn ich glaubwürdig bleiben will. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Nun wird gesagt, es seien 10.000 Arbeitsplätze 
gefährdet. Natürlich sind wir dafür, dass wir Ar-
beitsplätze so weit wie möglich erhalten und sogar 
noch neue dazubekommen. Deswegen sagen wir 
Ja zu Forschung und Entwicklung und wollen 
auch neue Techniken nach vorne bringen. Das gilt 
auch für Bergbauforschung im Anlagenbereich. 
Auch dort stehen wir ja „positiv“ dafür. Auf Dauer 
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subventionierte Arbeitsplätze sind allerdings, wie 
wir langfristig gemerkt haben, keine zukunftsorien-
tierten Arbeitsplätze, sondern Arbeitsplätze, die 
uns alle belasten und mit denen wir überhaupt 
nicht vorankommen. Deswegen ist das nicht trag-
fähig. Von daher wollen wir so etwas nicht. 

Die Aussagen des Bremer Instituts, aber auch des 
DIW, dass das EEG letztendlich in seiner Steue-
rungsfunktion ökologisch nutzlos, ökonomisch 
nicht tragfähig und unsinnig ist, müssen wir doch 
einfach einmal anerkennen. Deswegen: Emotio-
nen runter! Wir sollten versuchen, das Ganze auf 
einer rationalen Ebene zu lassen. 

Dann kommen wir an einen bestimmten Punkt, an 
dem wir sagen: Hier haben wir alle unsere Glau-
bensrichtungen. - Diese Glaubensrichtung ist bei 
der FDP eben eindeutig marktwirtschaftlich orien-
tiert. Das ist unsere Zielrichtung. Sie sagen an 
dieser Stelle: Wir Grünen haben unsere Ideologie; 
wir wollen Windkraft. - Da sagen wir Nein. Und die 
notwendige Mehrheit haben wir inzwischen. 

Herr Kollege Priggen, tun Sie mir bitte einen Ge-
fallen. Sie fokussieren in Ihrer Argumentation ge-
gen Herrn Kollegen Papke oftmals sehr deutlich - 
„Kreuzzug“ und alles Mögliche. Ich kann Ihnen ei-
nes versichern: Alles, was mit dem Begriff Kohle 
und dem Begriff Windenergie zusammenhängt, ist 
in dieser FDP-Fraktion wie in der vorherigen FDP-
Fraktion einvernehmlich; alle stehen dahinter. 
Herr Kollege Papke versteht es, sehr pointiert zu 
argumentieren und das deutlich zu machen. Ich 
versuche es auf meine Art zu machen. In dieser 
Position ist die FDP einvernehmlich und spricht 
wirklich mit einer Stimme. Deswegen bitte ich Sie, 
nicht irgendwie ein Feindbild aufzubauen. Bezie-
hen Sie sich bei solchen Äußerungen auf die gan-
ze FDP; dann ist das in Ordnung. 

(Beifall von der FDP) 

Wir unterstützen natürlich unseren Antrag. Ihren 
Antrag, Herr Kollege, müssen wir ablehnen. Er 
entspricht wirklich nicht unserer Überzeugung. Wir 
halten ihn sogar für schädlich. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ellerbrock. - Nun hat in Stellvertre-
tung für die entschuldigte Ministerin Thoben Mi-
nister Helmut Linssen das Wort. Herr Linssen, bit-
te sehr. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich bitte um Vergebung, dass Sie bei diesem 

Thema, das mir allerdings hinlänglich bekannt ist, 
mit mir vorlieb nehmen müssen. - Bevor ich zu 
den einzelnen Forderungen des Antrages komme, 
die vom Landtag an die Landesregierung gerichtet 
werden sollen, möchte ich etwas Grundsätzliches 
voranstellen. 

Diese neue Regierung ist gewählt worden, um ei-
ne wirklich neue Politik zu machen. Dafür hat sie 
die Mehrheit gefunden. Dies tut sie auch in die-
sem Bereich - ob es gefällt oder nicht. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich möchte Ihnen klar sagen, dass die neue Lan-
desregierung in Nordrhein-Westfalen nicht Feind 
der erneuerbaren Energien ist. In diese Ecke las-
sen wir uns nicht stellen. Wir verteufeln die rege-
nerativen Energien nicht. Wir stehen aber für eine 
Energiepolitik ohne ideologische Scheuklappen. 

(Reiner Priggen [GRÜNE]: Wofür denn kon-
kret?) 

- Sie müssen noch ein bisschen zuhören, Herr 
Priggen. - Es ist unstreitig, dass der Anteil erneu-
erbarer Energien an der Energieversorgung stei-
gen wird. Das ergibt sich schon zwangsläufig aus 
der Endlichkeit der fossilen Energien und aus den 
Anforderungen aus dem Klimaschutz. 

Vorhin fiel das Wort Augenmaß. Das gab mir Ver-
anlassung, noch einmal über Max Weber nachzu-
denken. Herr Priggen, ich unterstelle Ihnen 
durchaus, dass Sie diese Politik mit Leidenschaft 
betreiben. Ich würde aber behaupten, dass Sie 
das in diesem Falle nicht mit Augenmaß tun. Dar-
über möchte ich gerne noch ein paar Worte verlie-
ren. 

So ist nämlich zum Beispiel die Landschaftsinan-
spruchnahme durch Windkraftanlagen immens. 
Das wissen wir. Dies wird auch aus der zuneh-
menden Kritik der Bevölkerung deutlich. Noch ha-
ben erneuerbare Energien eine, wie ich meine, 
relativ gute Akzeptanz in der Bevölkerung. Das 
sollte man aber nicht weiter gefährden. 

Doch nun zu den Einzelheiten des Antrags! Die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat über die 
Windindustrie in Nordrhein-Westfalen ein paar all-
seits bekannte Fakten aufgezählt, die bei nähe-
rem Hinsehen allerdings wenig aussagekräftig 
sind. 

Je weiter Windkraftanlagen von der Küste entfernt 
liegen, desto weniger Volllaststunden weisen sie 
in ihrer Energiebilanz auf. Da Niedersachsen nicht 
nur an der Küste, sondern auch im Binnenland 
Windkraftanlagen hat, ist es wenig erstaunlich, 
dass sich der durchschnittliche Energieertrag aller 
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Anlagen in Nordrhein-Westfalen um nur 7 % von 
dem der Anlagen in Niedersachsen unterscheidet. 
Dies bestätigt jedoch die Auffassung der Landes-
regierung in Nordrhein-Westfalen, dass solche 
Anlagen, wenn sie einen wesentlichen Beitrag zur 
Energiegewinnung leisten sollen, im Wesentlichen 
an oder sogar vor die Küste gehören. 

Es ist richtig, dass mit der Windenergie im ver-
gangenen Jahr in Deutschland mehr als 
25 Milliarden Kilowattstunden Strom erzeugt wur-
den. Diese Stromerzeugung ist aber - das weiß 
jeder - nur begrenzt planbar. Daher trägt die in-
stallierte Windenergiekraftwerksleistung von rund 
17.000 Megawatt in Deutschland nur zu 6 % - das 
sind etwa 1.000 Megawatt - zur sicheren Versor-
gung bei; denn nur mit diesem Anteil können die 
Energieversorger nach Aussagen der Dena-
Studie sicher rechnen. Daraus folgen eben all die 
Konsequenzen für den Kraftwerkspark. 

Die Landesregierung unterstützt selbstverständ-
lich die Erschließung von Auslandsmärkten für 
nordrhein-westfälische Unternehmen, zum Bei-
spiel durch Messebeteiligungen und durch Teil-
nahmemöglichkeiten an Delegationsreisen. Eines 
ergänzenden Konzeptes für ein „Export-Schau-
fenster für moderne Windtechnologie“ - so haben 
Sie es genannt - bedarf es nach unserer Meinung 
nicht. 

Die deutsche Windindustrie hat bereits einen 
Weltmarktanteil von 50 %. Die Exportquote liegt 
bei 60 %. Beide Zahlen sind im Antrag völlig rich-
tig wiedergegeben. Dies ist sicherlich auch ein Er-
folg der Unterstützung durch das Land im Rah-
men von Messebeteilungen bzw. Delegationsrei-
sen, die so manche Tür im Ausland geöffnet ha-
ben. Ein ergänzendes Export-Schaufenster benö-
tigt niemand. Daher ist es überflüssig, dies jetzt 
von der Landesregierung zu fordern. 

Die Landesregierung verfügt über ein Konzept zur 
Förderung auch der erneuerbaren Energien in 
Nordrhein-Westfalen, das von der Forschung über 
die technische Entwicklung und die Demonstrati-
on neu entwickelter Techniken bis zur Marktein-
führung reicht. Hinzu kommen wichtige Einrich-
tungen wie die Landesinitiativen „Zukunftsener-
gien NRW“ und „Energieagentur NRW“. Sie un-
terstützt damit das Ziel der Europäischen Union, 
den Beitrag der erneuerbaren Energien an der 
Energieversorgung zu erhöhen, aber natürlich ü-
berprüft die Landesregierung die Förderung auf 
ihre Effizienz.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther)  

Wir haben ein Förderkonzept vorgefunden, aber 
wir hätten uns gewünscht, dass in der Vergan-

genheit mehr im Bereich der Evaluierung getan 
worden wäre. In diesem Bereich ist viel Geld aus-
gegeben worden, aber die Wirksamkeit der Pro-
gramme wurde nicht überprüft. Das holen wir jetzt 
nach.  

Der neue Windkraftanlagenerlass wird der beste 
Beweis für die schnelle Lösung von Sachfragen 
sein, wie sie die Koalitionsvereinbarung der neuen 
Landesregierung auf den Weg gegeben hat. Ich 
meine, Frau Schulze, diese Landesregierung ist 
neun Wochen im Amt; ein bisschen mehr Geduld 
sollten Sie vielleicht doch schon haben.  

Vielleicht ist es ja auch möglich - ich habe ja all 
die Diskussionen um den alten Windenergieerlass 
mitbekommen -, dass die SPD bei dem neuen 
Windenergieerlass sogar mitstimmt. Denn ich er-
innere mich an die vielen Bauchschmerzen, die 
die Kolleginnen und Kollegen der SPD mit diesem 
natürlich von den Grünen diktierten Erlass und vor 
allem den nicht ausreichenden Abstandsflächen 
damals gehabt haben.  

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
gefährdet auch keine Arbeitsplätze. Gerade zu 
diesem Thema haben verschiedene Redner der 
Fraktionen Stellung hier genommen. Ich kann es 
durchaus verstehen, Herr Priggen, wenn Sie ei-
nen Betrieb, der in diesem Bereich arbeitet, besu-
chen, dass Ihnen da viele Sorgen und Bedenken 
vorgetragen werden. Sie haben auch zu Recht 
hervorgehoben, dass solche Betriebe sich umge-
stellt haben. Sie kamen zumeist aus irgendeiner 
anderen maschinenbautechnischen Entwicklung 
und haben sich dann auf Windkraftanlagen ge-
stürzt und damit, hoffe ich, auch gute Geschäfte 
gemacht. Dass sie sich sorgen, ist zum Beispiel 
bei den Bergbauzulieferern genauso.  

Die Frage, ob das so weitergeht, ist berechtigt. 
Aber unternehmerisches Handeln verlangt, sich 
auf veränderte Märkte immer wieder neu einzu-
stellen. Und das wird man meines Erachtens bei 
einer Sättigung des Marktes in diesem Bereich 
auch tun müssen. Entweder hat man eine starke 
Stellung im Export, oder man ist so innovativ für 
entsprechende Anlagen, die offshore tätig sein 
können. Ansonsten wird sich ein Unternehmer 
auch immer wieder neue Märkte suchen müssen.  

Bereits im letzten Jahr und Anfang dieses Jahres, 
also noch unter der alten Landesregierung, ist im 
Übrigen der Zubau von Windkraftanlagen in Nord-
rhein-Westfalen drastisch zurückgegangen. Nur in 
Brandenburg und Niedersachsen gab es 2005 
noch einen deutlichen Zuwachs von installierter 
Leistung im dreistelligen Megawattbereich, bei 
uns allerdings nicht. Das liegt unter anderem an 
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dem hohen Planungsgrad - Sie wissen, 75 % der 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen haben Kon-
zentrationszonen ausgewiesen -, es liegt an der 
Sättigungsgrenze - viele Konzentrationszonen 
sind ausgebucht - und insbesondere natürlich an 
dem wachsenden Widerstand in der Bevölkerung. 
Klageverfahren brauchen ihre Zeit, und die Ge-
richte erkennen immer mehr an, dass die moder-
nen, besonders hohen Windkraftanlagen das 
Landschaftsbild verunstalten.  

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen behauptet, in 
Niedersachsen habe sich ein Mindestabstand von 
1.000 m nicht durchsetzen lassen. Richtig ist, 
meine Damen und Herren: Das OVG Niedersach-
sen hatte verlangt, dass der Abstand von 1.000 m 
im Einzelnen städteplanerisch begründet werden 
muss. Dagegen hat das OVG unseres Landes 
entschieden: Im Rahmen von Bauleitplanungen 
können pauschale Abstände zu jeder schützens-
werten Wohnbebauung angesetzt werden. Diese 
Abstände können zulässigerweise auf einen vor-
beugenden Immissionsschutz ausgerichtet wer-
den und auch weitere potenzielle Siedlungserwei-
terungsflächen mit berücksichtigen. Das OVG 
Nordrhein-Westfalen hat ausgeführt, dass die 
Gemeinde zugunsten der Bürger pauschale Ab-
stände „auf der sicheren Seite“ einhalten könne. 
Der neue Erlass wird den Gemeinden Argumenta-
tionshilfe für diese „sichere Seite“ geben.  

Die Koalitionsvereinbarung enthält das Ziel, bun-
desgesetzliche Regelungen, also Baugesetzbuch 
und EEG, zu ändern. Meine Damen und Herren, 
das betrifft den Bereich, den ich früher gerade von 
der Regierungsseite oft genug vorgetragen be-
kommen habe, dass man mehr auf Effizienz ach-
ten muss. Effizienz heißt, dass man nicht nur den 
Nutzen betrachtet, sondern auch die Kosten nicht 
außer Acht lässt. Ich wiederhole es gerne: Das 
EEG kostet uns 2005 sehr wahrscheinlich 
5 Milliarden €. Die Windenergie wird dabei einen 
Anteil von 2,6 Milliarden € haben. Das sind Sub-
ventionstatbestände, auch wenn sie nicht direkt 
aus dem Bundes- oder Landeshaushalt kommen, 
sondern eben über den Strompreis von den EVUs 
eingezogen werden muss.  

Ich meine, Herr Priggen, wenn ich mir den Hin-
weis erlauben darf, man muss sich auch eine 
Konsistenz in der Argumentation überlegen: 
Wenn Sie bei der Steinkohle so klar argumentie-
ren, dass diese Dauersubvention gerade ange-
sichts von Effizienzgesichtspunkten nicht verträg-
lich ist - und Herr Ellerbrock hatte die sehr viel 
größere Effizienz bei der Steinkohle hier noch 
einmal deutlich gemacht -, dann müssen wir hier 
bei der Windenergie konsequent sein und genau-

so denken. Wenn ich sage „Wir vernichten keine 
Arbeitsplätze“, dann hängt das damit zusammen, 
dass wir selbst dann, wenn der eine oder andere 
Arbeitsplatz in der Windenergie verloren geht, mit 
den eingesparten Subventionen eben etwas an-
deres fördern müssen, was wirtschaftlicher ist und 
unter Effizienzkriterien einen sehr viel besseren 
Ertrag bringt.  

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
wird entscheiden, in welcher Weise dem Ziel, 
mehr Effizienz in diesen Bereich zu bringen, nach 
der Bundestagswahl Rechnung getragen werden 
kann. Auch wenn es Ihnen nicht gefällt: Die Bun-
desratsinitiativen werden so schnell wie möglich 
eingebracht werden. Die Änderung des Land-
schaftsgesetzes ist im Übrigen auf dem Weg.  

Die neue Landesregierung, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, wird sich durch Anträge der 
Parteien, denen die Wählerinnen und Wähler 
nicht mehr das Vertrauen ausgesprochen haben, 
in ihrer Politik für die Menschen und für die Um-
welt in diesem wunderschönen Land Nordrhein-
Westfalen nicht beirren lassen. - Ich danke Ihnen 
für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Linssen. - Als Nächster hat Herr Dr. 
Horstmann von der SPD-Fraktion das Wort.  

Dr. Axel Horstmann (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
nicht so üppige Besuch im Plenum sollte uns nicht 
davon abhalten zu bemerken, dass sich die Lan-
desregierung, Herr Dr. Linssen, an dieser Stelle 
zum Thema erneuerbare Energien in anderer Art 
und Weise geäußert hat, als es die Fraktionen der 
CDU und der FDP in diesem Hause in den ver-
gangenen fünf Jahren bei jeder dieser Debatten, 
zumeist vertreten durch die Kollegen Weisbrich 
und Dr. Papke, immer getan haben.  

Ich will das feststellen. Das war eine andere Aus-
sage, übrigens auch für jemanden, der aus der 
Fraktion der CDU hier im Haus kommt; denn in-
dem Sie sich jetzt als Vertreter der Landesregie-
rung zu einem Konzept zur Förderung der erneu-
erbaren Energien bekennen, wie immer es auch 
aussehen mag, vertreten Sie eine andere Politik 
als die, die Sie beispielsweise bei der Verab-
schiedung des Haushalts, der jetzt noch gilt, ge-
fordert haben.  

Herr Kollege Weisbrich hat als Vertreter der CDU-
Fraktion die Ausfinanzierung des gesamten För-
derprogramms „Erneuerbare Energien“ im Lan-
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deshaushalt gefordert. Nur noch die Verpflichtun-
gen sollten bedient werden, die zwei Jahre rei-
chen. Alle anderen Mittel zur Förderung erneuer-
barer Energien sollten gestrichen werden, übri-
gens nicht nur der Windenergie. Dagegen ist das, 
was Sie hier gesagt haben, Herr Kollege Linssen, 
eine andere Aussage. Ich begrüße das ja; Sie 
sollten sich über diese Feststellung nicht be-
schweren. 

Die Windenergie - Herr Kollege Weisbrich, Sie 
haben es gesagt - wird natürlich verteufelt. Das 
sieht man am besten daran, dass der Koalitions-
vertrag, der zwischen der Union und der FDP ab-
geschlossen worden ist, der fünf Jahre Regie-
rungsarbeit tragen soll, die Windenergienutzung in 
Deutschland und Nordrhein-Westfalen auch mit 
problematischen, wahrscheinlich nicht anwendba-
ren Mitteln bekämpfen will. 

Herr Kollege Linssen, jeder weiß, dass Sie nach 
neun Wochen Regierungszeit einen Anspruch 
darauf haben, noch nicht mit allem fertig zu sein, 
was Sie angekündigt haben. An der Stelle schaue 
ich vielleicht Herrn Minister Wittke an. Aber das ist 
nicht Ihr Problem. Sie tun sich mit den Mitteln 
schwer, mit denen Sie die Windkraftnutzung be-
kämpfen wollen, auf die Sie sich leichtfertigerwei-
se in dem Koalitionsvertrag mit der FDP eingelas-
sen haben, von der wir wissen, dass sie seit lan-
gem die Windkraftnutzung verteufelt. Ich glaube, 
das Wort darf man durchaus in den Mund neh-
men. Sie tun sich schwer damit. Das ist Ihr Prob-
lem. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie werden jetzt an einer zweiten Stelle, an der es 
um die Energiepolitik geht - der erste Fall war die 
Steinkohle -, schmerzlich erfahren, dass das, 
worauf Sie sich in Ihren Vereinbarungen mit der 
FDP leichtfertig eingelassen haben, so nicht reali-
sierbar ist. Sie werden bei Ihren Ansprüchen ab-
specken müssen; der Kollege Wittke beherrscht 
das ja verbal ganz gut, wie man in der öffentlichen 
Auseinandersetzung mit diesem Thema bemerkt. 
Sie werden genauso wie bei der Steinkohle sehen 
müssen, dass mit nassforschen politischen For-
mulierungen, auf die man sich vielleicht im Über-
schwang eines gemeinsamen Sieges leichtfertig 
einlässt, nachher kein Staat zu machen ist. 

Das ist übrigens nicht nur ein rechtliches Problem. 
Auch bei Ihrem Versuch, die Windenergienutzung 
in Deutschland einzuschränken - Bundesratsinitia-
tive zur Veränderung des EEG -, werden sie es 
mit ganz anderen politischen Gegnern zu tun be-
kommen als mit den Grünen. Das jetzt gültige Er-
neuerbare-Energien-Gesetz ist schließlich ein 

Kompromiss von A- und B-Ländern in der Bun-
desrepublik Deutschland. Es gibt auch innerhalb 
der Union, Herr Linssen, viele Befürworter der 
derzeitigen Förderung der Windenergienutzung in 
Deutschland, sonst wäre sie nicht Gesetz gewor-
den. Ich kann sie namhaft machen: An den Minis-
terpräsidenten norddeutscher Bundesländer hat 
sich der Ministerpräsident von Nordrhein-
Westfalen, Herr Rüttgers, schon die Zähne aus-
gebissen, als er versucht hat, den Transrapid 
AmsterdamRuhrgebiet in das Parteiprogramm der 
CDU hineinzuschreiben, was bekanntlich an 
Herrn von Beust, an Herrn Wulf und am schles-
wig-holsteinischen Ministerpräsidenten Carsten-
sen gescheitert ist. 

Deswegen sage ich: Das ist eine Verteufelung. 
Sie haben sich auf untaugliche und nicht anwend-
bare Instrumente zur Bekämpfung der Windkraft-
nutzung in Deutschland eingelassen. Dies wiegt 
umso schwerer, als Sie selbst feststellen, dass 
der Zubau von Windkraftanlagen in Nordrhein-
Westfalen zurückgeht. Warum quälen Sie sich mit 
solchen Ankündigungen, wenn Sie beobachten, 
dass schon das derzeitige Förderungssystem für 
die erneuerbaren Energien, so wie ich es in die-
sem Haus nach der Novellierung 2004 immer 
dargestellt habe, dazu führt, dass die Windkraft-
nutzung mehr und mehr nur noch an sinnvollen 
Standorten stattfindet - weil man ja über die Effi-
zienzkriterien sprechen muss? 

Das Ganze fällt auch deshalb schwer, weil Sie zur 
Zukunft der erneuerbaren Energien - das muss 
ich nun stärker an die Fraktion der CDU, an Herrn 
Kollegen Weisbrich richten - bisher ohne Alterna-
tive geblieben sind. Sie wollen etwas stoppen, 
ohne eine eigene Vorstellung zu äußern, was Sie 
an seine Stelle setzen wollen. Darauf warten vie-
le. Herr Kollege Uhlenberg hätte bestimmt von der 
Landwirtschaft gesprochen. Viele Kommunen 
warten darauf. Sie wollen wissen, wie es weiter-
geht. 

Wie ist beispielsweise unter den Bedingungen, die 
Sie jetzt baurechtlich zu schaffen ankündigen, 
das, was Sie, Herr Linssen, die Effizienzverbesse-
rung der Windkraft genannt haben, durchführbar, 
wenn Sie das Repowering von Anlagen durch 
modernere Technik dadurch erschweren, dass 
Sie baurechtliche Auflagen machen, die rechtlich 
höchst problematisch sind und mit denen Sie 
wahrscheinlich scheitern werden? Wo liegt der 
Sinn einer solchen Politik, einer solchen Kraftan-
strengung, wenn Sie merken, dass sich die Dinge 
ohnehin in eine Richtung bewegen, wie sie die al-
te Landesregierung angekündigt hat? 
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Wenn von schwarzen Löchern gesprochen wird, 
Herr Kollege Weisbrich, muss ich sagen: Das ist 
sehr mutig. Die CDU nicht nur in Nordrhein-
Westfalen, sondern in Deutschland überhaupt 
bleibt uns bisher die Antwort nach der Energie der 
Zukunft schuldig. Die Ratlosigkeit, was werden 
soll, wie der zukünftige Energiemix aussehen soll, 
ist dieses Mal nicht durch Herrn Kirchhof aufge-
deckt worden, sondern es war Herr von Pierer, 
der Chef des von einer möglichen künftigen Bun-
deskanzlerin Merkel angekündigten Beraterteams 
für Wirtschaft und Innovation in Deutschland. So 
muss ich ihn wohl nennen. 

Nicht mehr 32, nicht 40, wie bisher thematisiert, 
sondern 60 Jahre Laufzeit von Atomkraftwerken - 
das zeigt schlagend, wozu eine energiepolitische 
Vorstellung führt, die bisher nichts anderes auf-
zuweisen und auszusagen hat als: Weg mit der 
Steinkohle, weg mit der Windkraft, weg mit den 
erneuerbaren Energien, alles unrealistisch. Sie 
muss dann zum unrealistischen Mittel der Lauf-
zeitverlängerung von Atomkraftwerken auf 60 
Jahre greifen, zu der es in diesem Land, in 
Deutschland nicht kommen wird. 

Deswegen kann ich Sie nur auffordern: Stellen 
Sie sich! Dies ist das Energieland Nummer eins in 
Deutschland. Sie verantworten jetzt die Regie-
rungsgeschäfte und müssen eine Vorstellung da-
von haben, wie die Energiezukunft dieses Landes 
aussehen soll und wie die ökonomischen Chan-
cen dieses Landes in der Energiezukunft der Welt 
genutzt werden sollen. Diese vermisse ich leider. 
Ich fordere Sie dringend auf, sie hier vorzulegen. 
Wer dieses Land regieren will, muss zur Energie-
zukunft Deutschlands und der Welt etwas zu sa-
gen haben, und zwar mehr, als Sie bisher gesagt 
haben. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Horstmann. - Als Nächster hat der Kollege 
Ortgies das Wort. 

Friedhelm Ortgies (CDU): Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Die Äuße-
rungen der Oppositionsfraktionen veranlassen 
mich nun doch, noch ein paar Sätze zu der gan-
zen Thematik zu sagen. 

Zunächst einmal, Herr Priggen, Frau Schulze: 
Dass Sie eine Verbindung herstellen zwischen 
den wirklich zu beklagenden Naturkatastrophen in 
den USA und in anderen Teilen der Welt einer-
seits 

(Zuruf von den GRÜNEN: Bayern!) 

und dem Aufstellen neuer Windräder in Nord-
rhein-Westfalen andererseits, ist populistisch und 
unangemessen. Völlig unangemessen. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, seit fünf Jahren bin ich 
im Landtag. In schöner Regelmäßigkeit, im Halb-
jahrestakt, diskutieren wir hier über das Thema 
Windenergie, über das Für und Wider; die Frakti-
onen haben die verschiedensten Anträge dazu 
gestellt. Eines hat sich aber geändert: Am 22. Mai 
2005 gab es eine Wahl; das Ergebnis ist Ihnen 
bekannt. Wir machen nun nichts anderes als das, 
was wir vor der Wahl gesagt haben; wir setzen 
das um, was wir den Leuten vor der Wahl ver-
sprochen haben: Wir möchten den Bau neuer 
Windräder erschweren und für die Menschen er-
träglicher machen. Nicht mehr und nicht weniger! 

Frau Schulze, Herr Horstmann, manchmal lohnt 
auch ein Blick in ein Protokoll, das noch gar nicht 
so alt ist. Vielleicht erkundigen Sie sich einmal, 
Herr Horstmann, was Sie noch vor einem guten 
halben Jahr gesagt haben. Ich zitiere Sie - mit Er-
laubnis der Präsidentin - aus der Plenarsitzung 
vom 26. Januar 2005:  

„Es ist uns genauso wie der Bundesregierung 
nicht verborgen geblieben, dass gegenwärtig 
die stromintensive Industrie … erhebliche Kos-
tensteigerungen durch das EEG hinnehmen 
muss, die meines Erachtens das Maß des Zu-
mutbaren überschreiten.“ 

Zitat Dr. Horstmann, damals als Minister für Ener-
gie zuständig! - Sie haben hier eben wortreich er-
klärt, was wir falsch machten bei der Windenergie. 
Ich habe aber von Ihnen nicht eine Äußerung ge-
hört, was Sie denn gemacht hätten. 

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion be-
kennt sich zum Ziel des Klimaschutzes. Wir wol-
len bei den erneuerbaren Energien einen Anteil 
von 12,5 % erreichen. Und wir wollen vor allen 
Dingen eine weitere Unterstützung erneuerbarer 
Energien und nachwachsender Rohstoffe, die die 
Menschen akzeptieren, erreichen. Der Kollege 
Minister Uhlenberg hat in mehreren öffentlichen 
Verlautbarungen gesagt, dass er auf diesem Feld 
weiter tätig sein wird. Nur: Wir werden die Prioritä-
ten anders setzen. Wir möchten beispielsweise 
nachwachsende Rohstoffe fördern: Holz, Raps, 
Rüben, Hanf usw. usf. Damit helfen wir vielen Be-
trieben auf dem Lande und nicht wenigen Privile-
gierten, die eventuell einen guten Standort für 
Windräder haben oder Abschreibungsmodelle 
nutzen wollen. 
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Beispiel: Durch die Isolierung eines Gebäudes er-
reichen Sie pro Euro eingesetztes Kapital den 
vier- bis fünffachen Effekt für den Klimaschutz, bei 
der CO2-Einsparung, als mit der Windenergie. Ich 
glaube, diese Zahl zeigt schon, wo Prioritäten ge-
setzt werden sollen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Ih-
re Politik der Toleranz und der Finanzierung im-
mer höherer Anlagen ist in Nordrhein-Westfalen 
gescheitert. Wir haben Sie immer davor gewarnt 
und haben immer gesagt: Passen Sie auf, dass 
uns diese Dinger nicht über den Kopf wachsen. - 
Sie haben nicht auf uns gehört. 

Wir möchten Wertschöpfung für den ländlichen 
Raum, die vielen zugute kommt und nicht einigen 
wenigen Privilegierten. Wir möchten keine weitere 
Verschandelung des ländlichen Raumes. Ich nen-
ne jetzt einmal einen bestimmten Begriff: Wir wol-
len blühende Landschaften 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

- der ist positiv besetzt, ich weiß -  

(Lachen von der SPD) 

durch Raps, Mais, Hanf und Sonnenblumenfelder 
statt Windräder von Horizont zu Horizont. Das ha-
ben wir vor der Wahl versprochen - und jetzt ma-
chen wir es.  

(Svenja Schulze [SPD]: Strahlende Zukunft!) 

Ich hoffe - auch das ist an die SPD-Fraktion ge-
richtet -, dass Sie Ihre Position noch einmal über-
denken. Ihre Einlassungen zu Beginn dieses Jah-
res stimmen mich hoffnungsfroh, dass es hier ei-
nen breiten politischen Konsens gibt. - Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ortgies. - Herr Priggen von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das Wort. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Herr Ortgies, dass 
Sie sich für Ostwestfalen Hanffelder wünschen, 
stimmt mich hoffnungsfroh. 

(Zurufe von der CDU) 

- Wir können in der Sache ja hart miteinander re-
den. Es macht ja auch Spaß, sich zuzuhören. Das 
ist manchmal vielleicht auch schöner als Schulde-
batten, ehrlich gesagt.  

(Beifall von der CDU) 

Herr Weisbrich, dass Sie gesagt haben, Sie arbei-
teten mit Hochdruck an einem Energiekonzept, ist 
doch, ehrlich gesagt, ein Armutszeugnis. Sie hat-
ten so viel Zeit. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: 39 Jahre!) 

- Ja, 39 Jahre. Aber nehmen wir nur einmal die 
letzten zehn, 15 Jahre.  

(Christian Weisbrich [CDU]: Wir müssen erst 
den Schutt wegräumen!) 

Ich habe die Klimapolitik intensiver verfolgt nach 
Rio, nach Club of Rome. Das hat man diskutiert, 
das hat man während des Studiums aufgenom-
men. Da hat auch die CDU ihre Wurzeln gehabt. 
Das, was Töpfer und Merkel vor zehn, 15 Jahren 
gesagt haben, was Töpfer heute noch sagt, hat 
seine Gültigkeit. Die Energiepolitik hat uns hier in 
den letzten Jahren beschäftigt. Und jetzt kommen 
Sie, übernehmen im größten Industrieland der 
Republik die Regierungsverantwortung und sa-
gen: Wir arbeiten an einem Energiekonzept. - Das 
ist doch eigentlich unerträglich. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Dass Sie, Herr Ellerbrock, der jetzt wieder bei uns 
ist - herzlich willkommen; das habe ich vorhin ver-
gessen -, genau mit denselben Worten, die Sie 
hier schon früher gesagt haben -„Vor tausend 
Jahren gab es Weinbau in Pommern“ -, auf die 
Klimaschutzdebatte reagieren, die die UN, die 
Kohl und andere als realen Bestandteil der Politik 
umgesetzt haben, sich so etwas zu Eigen ma-
chen! - Das ist die typische Position der FDP. 

Wenn man auf der einen Seite sagt: „Wir wollen 
erneuerbare Energien weiterentwickeln“, dann 
muss man auch sagen, wie weit, womit und was 
es kostet. Wenn ich die eine Technik nicht will, die 
die billigste ist, und die andere Technik will, dann 
muss ich auch sagen, was das kostet. Da bleiben 
Sie die ganze Zeit im Nebel. Es ist ja nicht so, 
dass Sie Alternativen anbieten und dann sagen 
würden: Wir stellen uns vor, da ist der Marktsätti-
gungsgrad erreicht, da gibt es noch ein paar Refe-
renzanlagen, viel mehr passiert da nicht, und da-
für gehen wir dann in diesen und jenen Technik-
bereich. - Darüber könnte man ja streiten. Aber 
Sie bleiben jede Antwort in der Sache schuldig. 
Das ist an der Stelle nur nebulös. 

Herr Weisbrich, wenn Sie sagen, der Satz von 
Herrn Wittke „Wir wollen weitere Windkraftanla-
gen verhindern“ sei - ich zitiere Sie - „Standortpoli-
tik mit Augenmaß“, dann ist das wirklich ein hu-
morvoller Beitrag, den ein Niederrheiner bringen 
kann. Ich habe das anders verstanden, und die 



Landtag  01.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/6 
 

 

 

382

Firmenvertreter, mit denen ich bis jetzt geredet 
habe, haben das auch anders verstanden. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Er hat es nicht 
so gemeint!) 

- Er hat es nicht so gemeint, gut. Dann hätte er 
vielleicht etwas dazu sagen können, aber das hat 
er leider nicht getan. 

Ich möchte gern noch ein kurzes Wort an den 
Herrn Finanzminister richten. In einer Sache ha-
ben Sie, was die Substanz betrifft, absolut Un-
recht. Sie haben gesagt, Sie kümmerten sich jetzt 
um die Regierungsprogramme. Die Programme 
würden evaluiert.  

Die Evaluierung des REN-Programms habe ich 
als Abgeordneter jedes Jahr genau verfolgt. Ich 
kenne das bei einer Reihe von Förderprogram-
men. Bei keinem anderen Förderprogramm hat 
man es so gemacht, dass jedes Jahr Firmenver-
treter und andere darüber diskutiert haben und 
nacheinander die Windkraft, die Wärmepumpen 
und die Photovoltaik aus der Förderung genom-
men worden sind   auf Vorschlag und im Dialog 
mit den Firmen. Das ist jedes Jahr gemacht wor-
den. Ich habe es als das Programm erlebt, das 
am besten evaluiert wurde. Das wäre bei allen 
Programmen sinnvoll. 

In einem Jahr war ein Kollege der FDP anwesend. 
Sonst war ich immer der einzige Abgeordnete - 
obwohl alle eingeladen worden waren. Aber die 
Evaluierung liegt vor. Das Haus hat sie gut ge-
macht. Ich hoffe, dass Frau Thoben das an der 
Stelle vernünftig weiterführt. - Schönen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Priggen. - Herr Ellerbrock hat jetzt das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Um ein paar Missverständnisse auszu-
räumen: Herr Horstmann, Sie haben gesagt, wir 
hielten die Windenergie für Teufelswerk und woll-
ten sie bekämpfen. Es ist zutreffend, dass wir ge-
gen Windenergie sind, weil sie eine geringe 
Stromproduktionseffizienz hat, weil wir mit Regel-
energie fahren und Reserveenergie vorhalten 
müssen und erhebliche Kosten mit Netzeinspei-
sungen haben.  

Aber dass Sie von den Mitarbeitern Ihres Hauses 
behaupten, dass diese contra legem handeln, fin-
de ich als ehemaliger Beamter des Landes Nord-
rhein-Westfalen eine Zumutung. Sie unterstellen 
den Mitarbeitern, einen Verhinderungserlass vor-
zulegen. 

Das kann ich mir überhaupt nicht vorstellen. In 
den neuen Ministerien befinden sich immer noch 
dieselben Mitarbeiter. Ich bin zutiefst davon über-
zeugt, dass diese Mitarbeiter nach wie vor Recht 
und Gesetz verpflichtet sind und einen Erlass fer-
tigen werden, der ausschließlich einer sachge-
rechten Abwägung unterschiedlicher Güter mit 
den Lebenserwartungen und den Lebensbedürf-
nissen der Bevölkerung Rechnung trägt.  

Dass darin natürlich auch die entsprechenden 
Verwaltungsgerichtsurteile, Oberverwaltungsge-
richtsurteile und Bundesverwaltungsgerichtsurteile 
einfließen, ist selbstverständlich. Aber dass Sie 
als ehemaliger Minister diesen Kollegen unterstel-
len, Sie würden einen „Verhinderungs“-Erlass 
machen, ist ungeheuerlich. Das ist nicht tragbar, 
und da stelle ich mich immer vor die Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Beifall von der FDP - Zurufe von der CDU) 

Der nächste Punkt ist, dass Sie eindeutig sagen, 
wir wüssten, was die Energie betrifft, nicht, was 
wir wollten.  

Präsidentin Regina van Dinther: Lassen Sie ei-
ne Zwischenfrage zu, Herr Ellerbrock?  

Holger Ellerbrock (FDP): Nein, ich möchte im 
Zusammenhang vortragen.  

Über unser Energiekonzept haben wir in der letz-
ten Legislaturperiode ausdrücklich gesprochen. 
Wir haben gesagt: Ja, das Erneuerbare-Energien-
Gesetz wollen wir ändern. - Wir wollen es nicht 
aufheben. Wir sind offen in der Diskussion, was 
die Quotenregelungen betrifft, die Wasserkraft als 
Kulturgut, die Biomasse, die Unterstützung der 
Landwirtschaft, nachwachsende Rohstoffe usw. 

Aber eines ist für uns auch klar: In der Zukunft 
muss es mehr geben als die Energiesparvariante 
von heute. Die Zukunft ist viel facettenreicher, als 
wir es uns vorstellen können. Fantasie ist etwas, 
was sich manche Leute gar nicht vorstellen kön-
nen. Das wurde in der Diskussion heute deutlich. - 
Danke schön. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ellerbrock. - Herr Minister Wittke hat sich 
gemeldet. Bitte schön. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Abgeordneter Horstmann und Herr Abgeord-
neter Priggen, ein bisschen Geduld wünsche ich 
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Ihnen. Die Oppositionszeit wird nämlich noch lan-
ge dauern, und Sie können sicher sein, dass wir, 
so, wie es von mir angekündigt worden ist, zügig, 
nämlich noch in diesem Monat, einen Windener-
gieerlass vorlegen werden. Dieser Windenergieer-
lass wird Recht und Gesetz selbstverständlich 
beachten. 

(Beifall von der CDU) 

Herr Kollege Horstmann, ich finde es erstaunlich, 
dass Sie Ihren ehemaligen Mitarbeitern, deren 
Vorgesetzter Sie bis vor wenigen Wochen waren, 
unterstellen - so haben Sie es heute vor diesem 
Hohen Haus getan -, Sie würden nach einem 
möglichen Regierungswechsel plötzlich Recht und 
Gesetz außer Acht lassen. 

Sie können sicher sein, dass wir, anders als es in 
der Vergangenheit beispielsweise im Umweltmi-
nisterium der Fall gewesen ist, keinen Verhinde-
rungserlass vorlegen werden, sondern stattdes-
sen das umsetzen werden, was wir in unserer 
Koalitionsvereinbarung vereinbart haben und was 
im Übrigen auch schon Bestandteil der Wahlpro-
gramme von CDU und FDP im nordrhein-west-
fälischen Landtagswahlkampf war. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
lassen Sie eine Zwischenfrage zu?  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Nein, im Moment nicht. Ich möchte im Zusam-
menhang vortragen.  

Herr Priggen, mir kommen ein wenig die Tränen, 
wenn ausgerechnet Sie sich hier plötzlich zum 
Anwalt der Arbeitsplätze und der Beschäftigten in 
Nordrhein-Westfalen aufspielen. Sie haben durch 
Ihre Politik in den letzten zehn Jahren dazu beige-
tragen, dass in Nordrhein-Westfalen Zehntausen-
de von Arbeitsplätzen verschwunden sind: in der 
chemischen Industrie, weil Sie die Energiepreise 
systematisch verteuert haben; in der Bio- und 
Gentechnologie, weil Sie eine ideologische Politik 
umgesetzt haben, die Forscher und Wissenschaft-
ler aus dem Land getrieben hat; in anderen ener-
giepolitischen Bereichen, weil Sie beispielsweise 
nicht dafür gesorgt haben, dass zügig, mit schnel-
len Genehmigungsverfahren neue Steinkohle- 
oder Braunkohlekraftwerke in Nordrhein-
Westfalen gebaut werden konnten. 

Das alles war die Regierungspolitik der Vergan-
genheit. Damit haben Sie Zehntausende von Ar-
beitsplätzen in Nordrhein-Westfalen auf dem Ge-
wissen. Nicht umsonst ist in den vergangenen 
Jahren die Arbeitslosigkeit in unserem Land so in 
die Höhe geschnellt. 

Ich finde es schon vermessen, wenn Sie jetzt die 
Einschränkung einer Entwicklung beklagen, durch 
die die Landschaft in Nordrhein-Westfalen ver-
schandelt wurde und die ökologisch und ökono-
misch unsinnig war. Diese Entwicklung wird jetzt 
ein Stück weit eingeschränkt. Es gibt nämlich kein 
anderes Binnenland, das über mehr Windräder, 
über mehr Windkraftanlagen als Nordrhein-West-
falen verfügt. Schauen Sie nach Bayern, nach 
Baden-Württemberg, nach Rheinland-Pfalz - Nie-
dersachsen nicht, das ist ein Küstenland -, nach 
Hessen, nach Sachsen-Anhalt, nach Branden-
burg: Sie werden kein anderes Binnenland finden, 
in dem so systematisch auch an den unsinnigsten 
Standorten Windenergieanlagen gebaut worden 
sind. Das war ideologische Politik, und mit dieser 
ideologischen Politik machen wir, so, wie wir es 
angekündigt haben, jetzt Schluss. - Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön. - 
Herr Dr. Horstmann hat sich noch einmal zu Wort 
gemeldet. Bitte schön. 

Dr. Axel Horstmann (SPD): Frau Präsidentin! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister 
Wittke, keineswegs unterstelle ich, dass sich Mit-
arbeiter der Landesregierung rechtswidrig verhal-
ten oder sich daran beteiligen, etwas Rechtswidri-
ges auf den Weg zu bringen. Deswegen bin ich 
auch zuversichtlich, dass eine Erlasslage ge-
schaffen wird, die zumindest der FDP nicht gefal-
len wird. Da bin ich ganz zuversichtlich, weil ich 
mit diesem Thema ein bisschen beschäftige. 

Die Zeitungen berichten darüber, dass der Wind-
krafterlass noch nicht vorliegt. Das spricht für 
Rechtmäßigkeitsprüfungen innerhalb der Landes-
regierung, nicht dagegen. Lassen Sie mich das 
deutlich sagen. 

Herr Wittke, Sie haben die Belastungen der Ener-
gieverbraucher angesprochen: Ich kann nicht um-
hin, mich daran zu erinnern, dass ich heute Mor-
gen in der „Presseschau“ gelesen habe, dass das 
Land Nordrhein-Westfalen gemeinsam mit dem 
Land Baden-Württemberg eine Initiative zur Ein-
führung einer PKW-Maut in Deutschland starten 
wird. 

Das ist schon sehr auffällig. Wie man in der Situa-
tion steigender Benzinpreise darauf kommen 
kann, die Autofahrer auch noch in dieser Art und 
Weise in Anspruch zu nehmen, ist mir völlig un-
verständlich. - Herzlichen Dank. 
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Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister 
Wittke, noch einmal. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Herr Horstmann, ich nutze die Situation ger-
ne, vor dem Hohen Hause zu sagen, dass wir mit 
dem Unsinn Schluss machen, den Sie eingeleitet 
haben. Unter Ihrer Verantwortung wurde in der 
letzten Verkehrsministerkonferenz, an der Sie 
teilgenommen haben, eine Arbeitsgruppe einge-
setzt, die zum Ziel hatte, eine Pkw-Maut zu erar-
beiten und in Deutschland einzuführen. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Ich habe dage-
gen gestimmt!) 

Mit diesem Unsinn ist mit dem heutigen Tage 
Schluss. Ich habe heute die Anweisung an mein 
Haus gegeben, dass sämtliche Arbeiten, die Sie 
eingeleitet haben, sofort beendet werden. Es wird 
keine weiteren Arbeiten an einer Pkw-Maut in 
Nordrhein-Westfalen unter meiner Verantwortung 
geben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das war rot-grüne Politik der Vergangenheit. Das 
haben Sie in Ihrer Amtszeit in der letzten Ver-
kehrsministerkonferenz im April vergangenen Jah-
res eingeleitet. Mit dem heutigen Tage ist das be-
endet. Herzlichen Dank, dass ich Gelegenheit hat-
te, das klarzustellen. 

(Beifall von der CDU - Dr. Axel Horstmann 
meldet sich zu Wort.) 

Präsidentin Regina van Dinther: Kommen Sie 
bitte noch einmal nach vorne, Herr Dr. Horst-
mann. 

Dr. Axel Horstmann (SPD): Die Situation ist et-
was ungewöhnlich. Mir liegt aber daran, Herr Mi-
nister Wittke, Ihnen zu sagen: Wenn Sie die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter gerade meines e-
hemaligen Hauses loben, dann wird es ganz ein-
fach sein, auch mit den neuen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern Ihres Ministerbüros festzustellen, 
dass Nordrhein-Westfalen, vertreten durch mich, 
gegen die entsprechende Beschlussfassung der 
Verkehrsministerkonferenz eingetreten ist, die üb-
rigens auf Vorschlag Ihres Kollegen Mappus aus 
Baden-Württemberg zustande gekommen ist. 
Nordrhein-Westfalen hat dagegen gestimmt, um 
es ganz deutlich zu sagen. 

(Christof Rasche [FDP]: Warum haben Sie 
dann die Federführung übernommen?) 

In der Mehrheit waren die CDU- und CSU-geführ-
ten B-Länder in der Bundesrepublik Deutschland 
dafür. Nordrhein-Westfalen stand auf der Seite 
der Neinstimmen. Es ist relativ einfach, das he-
rauszubekommen. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Okay. - Meine 
Damen und Herren, gibt es weitere Wortmeldun-
gen? - Herr Minister, bitte. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Lieber Herr Kollege Horstmann, 
da mir die Unterlagen zufälligerweise vorliegen 
und ich mich heute intensiv mit dem Thema be-
schäftigt habe, möchte ich Sie an dieser Stelle bit-
ten, dem Hohen Hause nicht Sand in die Augen 
zu streuen. 

Unter Ihrer Verantwortung ist im nordrhein-
westfälischen Verkehrsministerium unter dessen 
Federführung eine Arbeitsgruppe eingerichtet 
worden, in der genau das, was ich gerade vorge-
tragen habe, erarbeitet worden ist. Es ist richtig, 
es hat einen Verkehrsministerkonferenz-Be-
schluss gegeben. Sie haben aber zugelassen, 
dass in Ihrem Hause dazu Unterlagen erstellt 
worden sind, dass dazu Ideenskizzen und Stel-
lungnahmen produziert worden sind. 

Wenn wir uns einig sind, dann freue ich mich, 
dass Sie eine Kurskorrektur vorgenommen haben, 
dass Sie heute eine andere Auffassung vertreten. 
Wir hatten diese Auffassung immer schon. Mit uns 
wird es heute und auch morgen keine Pkw-Maut 
geben. Schön das wir in dieser Frage einig sind.  - 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, wenn ich jetzt keine Wortmeldungen 
mehr feststelle, kommen wir an den Schluss der 
Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrages Drucksache 14/115 einschließlich des 
Entschließungsantrages Drucksache 14/156 an 
den Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie - federführend -, an den Ausschuss für 
Bauen und Verkehr sowie an den Ausschuss 
für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz. Die abschließende Be-
ratung und Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer 
dieser Überweisungsempfehlung zustimmen 
kann, den bitte ich um Handzeichen. - Wer enthält 
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sich? - Wer ist dagegen? - Das ist einstimmig so 
beschlossen. 

Wir kommen zu: 

5 Mieterschutz nicht ohne Not aufweichen! - 
Die von der neuen schwarz-gelben Landes-
regierung geplante Aufhebung der Kündi-
gungssperrfristverordnung führt zur ein-
schneidenden Verschlechterung des Mie-
terschutzes!  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/120 

Wir haben dazu einen Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/157 vorliegen. 

Ich eröffne die Beratung und erteile Herrn 
Dr. Horstmann das Wort. 

Dr. Axel Horstmann (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu-
nächst möchte ich der Landesregierung Unter-
stützung der SPD-Fraktion dort zusichern, wo es 
darum geht, die Interessen der Verbraucherinnen 
und Verbraucher in der Weise zu vertreten, wie 
Kollege Wittke es eben für die Autofahrer zuge-
sagt hat.  

In der Tat sind Mehrbelastungen nicht tragbar. Ich 
betrachte die Unterstellung - mit meinem Stimm-
verhalten hätte ich zu solchen Ideen beigetragen - 
nicht als empfindliche Störung dieser möglichen 
Zusammenarbeit. Ich weiß durchaus, dass man 
nicht jedes Ihrer Worte auf die Goldwaage legen 
darf, Herr Wittke. 

Hier geht es auch um ein Thema des Verbrau-
cherschutzes. Da fordere ich die Landesregierung 
auf, ihre Verantwortung wahrzunehmen. Dieses 
Mal sind es die Mieterinnen und Mieter in Nord-
rhein-Westfalen, deren Besorgnisse, wie wir ins-
besondere aus den Ruhrgebietsstädten wissen, 
zurzeit beachtlich sind. Jeder spürt: Das Vermie-
tungsgeschäft wandelt sich zum Immobilienhan-
del. Es sind noch nie so viele Wohnungen in 
Nordrhein-Westfalen und in Deutschland über-
haupt über die "Ladentheke" gegangen, wenn ich 
das einmal so sagen darf, wie gerade in dieser 
Zeit. 

Dies ist eine Entwicklung, die Mieterinnen und 
Mieter in Sorge versetzen kann. Ich habe dafür 
Verständnis. Immerhin ist es so, dass internatio-
nales Kapital, das auf den deutschen Immobi-
lienmarkt fließt, eine Verwertung nicht nur im lang-

fristigen Vermietungsgeschäft sucht, sondern 
auch den schnellen Euro durch den Handel mit 
Wohnungen sucht. 

Ich finde es sehr interessant, dass die CDU-
Fraktion und die FDP-Fraktion uns eine Be-
schlussvorlage vorlegen, in der von mehr Markt 
und weniger Bürokratie die Rede ist, aber nicht 
von den Sicherheitsinteressen der Mieterinnen 
und Mieter.  

Herr Kollege Wittke, da muss ich Sie besonders in 
Anspruch nehmen, denn Sie sind der Bauminister 
dieses Landes. Ihre Aufgabe wäre es, den Inte-
ressen der Mieterinnen und Mieter in der Koalition 
in Düsseldorf eine Stimme zu geben. Das tun Sie 
bisher nicht. Dazu möchte ich Sie auffordern, Herr 
Kollege Wittke. 

(Beifall von der SPD) 

In diesem Antrag gibt es das Argument, das Miet-
recht des Bundes reiche aus. Aber die Rechtslage 
auf der Bundesebene ermöglicht ebenso, wohl 
durchdacht in den einzelnen Ländern, für einzelne 
Mietwohnungsregionen abzuweichen, längere 
Sperrfristen im Falle der Wohnungsveräußerung 
zu verhängen. Wir haben davon nach einer sehr 
sorgfältigen Prüfung Gebrauch gemacht. 

Im Übrigen war die Prüfung gerade in Gelsenkir-
chen, in der Stadt, in der Sie einmal Verantwor-
tung getragen haben, besonders gründlich und 
hat sogar zu Nachbesserungen im Interesse von 
Gelsenkirchen geführt. Diese Verordnung ist erst 
im letzten Jahr erlassen worden. 

Ich kann nicht erkennen, dass sich die Woh-
nungsmärkte seither verändert haben. Herr Witt-
ke, auch durch den Wechsel einer Landesregie-
rung ändern sich die Wohnungsmärkte nicht, und 
es ist durchaus nicht so gewesen, dass sich Land 
und Stadt zu einer Zeit, als SPD und Grüne die 
Landesregierung gestellt haben und Sie die Stadt 
Gelsenkirchen führten, uneinig darin gewesen wä-
ren, wie die Wohnungsmarktsituation zu beurtei-
len gewesen sei. 

Ganz im Gegenteil: Es war sogar so, dass bei der 
Kündigungssperrfristverordnung, mit der dann 105 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen mit einer län-
geren Sperrfrist von sechs bis acht Jahren verse-
hen worden sind, Gelsenkirchen unter Ihrer Ver-
antwortung dafür eingetreten ist, nicht sechs oder 
acht, sondern neun oder zehn Jahre Kündigungs-
sperrfrist zu verhängen. 

Mich interessiert also dieser Sinneswandel. Aber 
das ist es nicht allein. Mich interessiert vor allen 
Dingen: Wie gedenken Sie als Bauminister dieses 
Landes Ihren Auftrag, nämlich Ihre persönliche 
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Verantwortung für die Mieterinnen und Mieter im 
Lande wahrzunehmen? - Denn gerade Ihre Koali-
tion hat den Mieterinnen und Mietern nichts zu 
bieten als die Abschaffung von Schutzbestim-
mungen. Ich erwähne nicht nur die Kündigungs-
sperrfristverordnung, sondern auch das Umwand-
lungsverbot sowie Wohnungsverkäufe. Bei Ihnen 
ist aber von Mieterschutz an keiner Stelle die Re-
de. 

Lassen Sie mich noch eines sagen. Im ersten 
Halbjahr dieses Jahres hatten wir in Deutschland 
diese bekannte Heuschreckendebatte. Worum es 
geht, kann man an dem Beispiel deutlich machen: 
Wenn es so ist - und es ist wohl so -, dass die Po-
litik nicht in Nordrhein-Westfalen und auch nicht in 
Deutschland verhindern kann, dass Wohnungs-
bestände - auch ins Ausland - verkauft werden, 
dann ist es doch unsere verdammte Pflicht und 
Schuldigkeit - wenn ich es einmal so sagen darf - 
unter diesen Bedingungen für die Interessen der 
Mieterinnen und Mieter gerade in einem Land ein-
zutreten, das eine lange Tradition in sozialer Ver-
antwortung hat. Das ist Nordrhein-Westfalen. - 
Herzlichen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Horstmann. - Bernd Schulte von der 
CDU-Fraktion ist der nächste Redner. 

Bernd Schulte (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Das Thema Kündigungs-
sperrfristverordnung spielt nicht erst eine Rolle, 
seit in Nordrhein-Westfalen Großverkäufe von 
Mietwohnungen diskutiert werden. Es ist schon 
länger im Gespräch. Ich hatte das Vergnügen, am 
20. Mai - zwei Tage vor der Landtagswahl - am 
Mieterforum Ruhr in Dortmund teilzunehmen, und 
ich habe mit dem damaligen Bauminister über die 
Grundzüge der künftigen Baupolitik in diesem 
Lande diskutiert. 

Ich habe vor der Versammlung des Mieterforums 
Ruhr am 20. Mai deutlich gesagt: Wenn CDU und 
FDP in diesem Hause eine Mehrheit bekommen, 
wird das abgeschafft, was über den Standard des 
von Rot-Grün in Berlin hinausgehenden Miet-
rechts geschaffen worden ist. - Das bedeutet: Re-
duzierung der Fristen der Kündigungssperrfrist-
verordnung auf drei Jahre, wie das in anderen 
Bundesländern und bundesweit aufgrund rot-
grüner Gesetzgebung in Berlin auch der Fall ist. 

Wir haben dann gehandelt. Ich habe mich im Juni 
in diesem Hause erneut mit dem Vertreter des 
Mieterforums Ruhr getroffen und im Prinzip Voll-
zug gemeldet. Wir haben vor der Wahl nichts an-

deres gesagt als das, was wir nach der Wahl ma-
chen. Wir haben für die Aussagen vor der Wahl 
ein Votum bekommen. Die Wählerinnen und Wäh-
ler haben uns vertraut, und auf der Grundlage 
dieses Vertrauens gehen wir daran, das Woh-
nungsmarktrecht in Nordrhein-Westfalen zu ver-
einfachen, zu entschlacken, von unnötigem büro-
kratischen Ballast zu befreien, um wieder Voraus-
setzungen für Investitionen in diesem Lande zu 
schaffen. 

Sie haben sich dadurch ausgezeichnet, meine 
Damen und Herren von der ehemaligen rot-
grünen Koalition, das Land Nordrhein-Westfalen 
mit einem dichten Netz an Regelungspolitik zu 
überziehen. Dementsprechend haben Sie 105 von 
396 Kommunen im Lande zu Gebieten erklärt, in 
denen die Wohnungsmärkte nicht ausgeglichen 
seien und in denen es nötig sei, einen über das 
gesetzliche Maß hinausgehenden Schutz einzu-
führen. 

Im krassen Gegensatz dazu stehen Marktbeo-
bachtungsberichte der Wohnungsbauförderungs-
anstalt - Wfa -, Marktbeobachtungsberichte des 
Instituts für Landes- und Stadtentwicklungspla-
nung, in denen davon die Rede ist, dass wir land-
auf, landab - von Ausnahmen abgesehen - aus-
geglichene Märkte und Teilmärkte hätten, auf de-
nen die Schaffung eines besonderen gesetzlichen 
Standards nicht notwendig sei. Das ignorieren 
Sie. Wir haben die feste Absicht, diese Rege-
lungspolitik abzuschaffen und durch eine Ord-
nungspolitik zu ersetzen, die darauf abzielt, die 
Märkte sehr genau zu beobachten und da tätig zu 
werden, wo es objektiv notwendig ist. 

Sollte sich im Großraum Köln/Bonn/Düsseldorf 
herausstellen, dass über die drei Jahre bundes-
gesetzlicher Standard hinaus Handlungsbedarf 
besteht, so werden wir das sehr sorgfältig prüfen 
und gesetzgeberisch tätig werden. Aber zur Rege-
lung von örtlich begrenzten Engpässen sind wir 
nicht bereit, das ganze Land in seiner ganzen Un-
terschiedlichkeit mit einem Regelungswerk zu ü-
berziehen. 

Wir haben an vielen Stellen erlebt, meine Damen 
und Herren, dass die ehemalige rot-grüne Koaliti-
on bundes- oder europarechtliche Bestimmungen 
nicht im Verhältnis 1:1, sondern im Verhältnis 1:2, 
1:3 umsetzte. Das haben Sie hier auch getan. 
Dies hat dazu geführt, dass Nordrhein-Westfalen 
in vielfacher Hinsicht eine Insel der Isolation ge-
worden ist, die gegenüber anderen Bundeslän-
dern und gegenüber europäischen Nachbarn kon-
kurrenz- und wettbewerbsunfähig ist. Wir führen 
es auf 1:1 zurück und werden dann sehen, wo im 
Einzelfall abweichendes Handeln erforderlich ist. 
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Wir werden deshalb jetzt das tun, was wir vor der 
Wahl angekündigt haben, und Schritt für Schritt 
vorgehen, um wieder ein handhabbares Woh-
nungsmarkt- und Mietrecht in diesem Lande zu 
schaffen, wo unsere Entscheidungsbefugnis be-
gründet ist. - Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Schulte. - Herr Becker von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat nun das Wort. 

Horst Becker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Mich erstaunt, was mein Vor-
redner eben zur Kündigungssperrfristverordnung 
ausgeführt hat. Er sah das Land Nordrhein-
Westfalen in seinem jetzigen Stadium isoliert. Ich 
werde Ihnen im weiteren Verlauf meiner Rede 
nachweisen, dass das nicht der Fall ist. 

Zunächst einmal möchte ich darauf abheben, 
dass wir es hier nicht mit einem willkürlichen In-
strument zu tun haben, sondern dass sich der Mi-
nister, der dafür zuständig war und das in der vor-
herigen Landesregierung in der letzten Wahlperi-
ode zu verantworten hatte, Herr Vesper, sehr viel 
Mühe gegeben hat. Er hat ein Institut aus Berlin 
eingeschaltet, das sehr renommiert ist und im Üb-
rigen die Kündigungssperrfristverordnung in ande-
ren Ländern mit vorbereitet hat. 

Dieses Institut hat die entsprechenden Kennzif-
fern ausgearbeitet und die Kündigungssperrfrist-
verordnung im Einklang und im Einvernehmen mit 
den Kommunen erlassen. Herr Horstmann hat 
eben völlig zu Recht darauf hingewiesen, dass 
unter anderem Gelsenkirchen, also die Stadt des 
heutigen zuständigen Fachministers, damals ganz 
offensichtlich auf ihre Fachleute gehört hat. Der 
gleiche Oberbürgermeister, der damals noch auf 
Fachleute gehört hat, setzt sich heute als Minister 
über die Fachleute seines Hauses hinweg und 
möchte die Kündigungssperrfristverordnung aus-
hebeln. Meine Damen und Herren, das kann ich 
nicht nachvollziehen. Das ist keine sachgerechte 
Mieterschutzpolitik, sondern das ist das pure Ge-
genteil. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn wir uns die Verordnung und ihr Zustande-
kommen ansehen, dann werden wir feststellen, 
dass es eben keine Verordnung ist, die irgendwie 
aufgepfropft war, sondern dass diese an Notwen-
digkeiten entlang zustande gekommen ist. Warum 
könnten Sie sich ansonsten vorstellen, dass viele 
Mieterinnen und Mieter sehr beunruhigt sind, dass 
die Kündigungssperrfristverordnung jetzt wegfal-

len soll und das gekoppelt wird mit dem anvisier-
ten Verkauf der LEG-Wohnungen, und zwar zur 
gleichen Zeit, in der die Viterra-Wohnungen und 
weitere Wohnungen privatisiert werden, in der wir 
also in Nordrhein-Westfalen eine Privatisierungs-
welle ungeahnten Ausmaßes haben? Der Mieter-
bund und andere Institutionen sind sehr beunru-
higt und sehen in der Kombination völliger Wegfall 
Fehlbelegungsabgabe, Wegfall der Kündigungs-
sperrfristverordnung und der Veränderungen, die 
Sie bei der LEG vornehmen wollen, auf die Miete-
rinnen und Mieter eine sehr große Gefahr zu-
kommen.  

Wenn Sie in Ihrem Entschließungsantrag von ei-
nem ausgeglichenen Wohnungsmarkt sprechen, 
dann geht das völlig fehl. Sie sprechen von einem 
ausgeglichenen Wohnungsmarkt in der Breite. 
Das ist wie mit der Durchschnittstemperatur. 
Wenn Sie die Füße in den Kühlschrank und den 
Kopf in den Herd legen, dann haben Sie am Hin-
tern eine gute Durchschnittstemperatur. Das ist 
aber dann noch kein ausgeglichener Wohnungs-
markt, meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit und Beifall von GRÜNEN und 
SPD) 

Ich möchte Ihnen ein wenig den Blick über Gel-
senkirchen und NRW hinaus weiten. Ich zitiere: 

„Durch die verlängerte Kündigungssperrfrist 
werden in diesen Orten, wo die Kündigungs-
sperrfrist gilt, vor allem ältere langjährige Mieter 
vor dem Verlust ihrer Wohnung geschützt. Der 
Eigentumsbildung steht die verlängerte Sperr-
frist nicht entgegen.“ 

Das ist ein Zitat nicht von Michael Vesper oder 
von Herrn Horstmann, sondern von Dr. Alois 
Riehl, CDU-Wirtschaftsminister in Hessen. Der 
Eigentumsbildung steht die verlängerte Sperrfrist 
nicht entgegen. Das gilt in Hessen mit einer zehn-
jährigen Kündigungssperrfrist. In Hamburg  gibt es 
unter einer CDU-Regierung ebenfalls eine zehn-
jährige Kündigungssperrfrist bis 2014. Der Eigen-
tumsbildung steht auch dort die verlängerte Sperr-
frist nicht entgegen. Auch in Baden-Württemberg 
gibt es laut Kündigungssperrfristverordnung den 
zehnjährigen Kündigungsschutz für Mieterinnen 
und Mieter. Auch dort steht der Eigentumsbildung 
eine Kündigungssperrfrist nicht entgegen. Ausfüh-
rungen über Berlin erspare ich mir und Ihnen, 
denn dort wird Ihnen die Farbenlehre nicht gefal-
len.  

Ich möchte Ihnen nun ein Zitat aus Bayern entge-
genhalten. Bayerische Staatsregierung, Bericht 
zur sozialen Lage in Bayern: 
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„Um die Wohnraumkündigungen bei Umwand-
lungen von bisher preisgünstigen Miet- in Ei-
gentumswohnungen sozial abzufedern, hat die 
Staatsregierung das Gesetz über die Sozial-
klausel in Gebieten mit gefährdeter Wohnraum-
versorgung unterstützt. Das - so der Sozialbe-
richt in Bayern weiter - kommt vor allem den 
sozial schwächsten Mieterinnen und Mietern 
zugute.“ 

Bayern hat in mehr als 100 Städten eine solche 
Klausel eingeführt, also in etwa genauso vielen 
Städten, wie Nordrhein-Westfalen das in der letz-
ten Wahlperiode gemacht hat. 

Meine Damen und Herren, ich persönlich glaube, 
dass das, was Sie hier tun, Ideologie ist.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die gesamte Südschiene bleibt bei Kündigungs-
sperrfristverordnungen, und zwar bei Wohnungen, 
die in bedeutend weniger verdichteten Wohnge-
bieten liegen, als sie Nordrhein-Westfalen hat, die 
mit bedeutend weniger Problemen und die nicht 
mit dieser durch das Land rasenden Privatisie-
rungswelle vor dem Hintergrund der günstigen 
Zinsen zu tun haben, wie das hier gegeben ist 
und wie Sie das durch den Verkauf der LEG noch 
verschärfen wollen. Wenn Sie das sehen und die 
Kündigungssperrfristverordnung dann, wie mein 
Vorredner von der CDU, als ein ideologisches In-
strument, als eine Regelungswut darstellen und 
geißeln, dann richtet sich das letztlich gegen Sie 
selber. Doch das ist noch harmlos. Es richtet sich 
aber auch gegen die Mieterinnen und Mieter.  

Ich kann Sie nur auffordern, dem Antrag der Kol-
leginnen und Kollegen der SPD zu folgen. Wir von 
den Grünen werden dafür sorgen, dass an den 
Standorten, wo weiter verkauft wird, wo die Men-
schen davon betroffen sind, wenn die Kündi-
gungssperrfristverordnung wegfällt, ein Bewusst-
sein darüber entsteht, was Sie ihnen zumuten. - 
Schönen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Becker. - Von der FDP spricht nun Herr Ra-
sche. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Jetzt kommen 
die geistigen Urheber! - Christof Rasche 
[FDP]: Herr Dr. Horstmann, schön, dass Sie 
noch da sind!) 

Christof Rasche*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Die neue Koali-
tion aus FDP und CDU hat sich das Ziel gesetzt, 

Nordrhein-Westfalen von Überregulierung und 
unnötiger Bürokratie zu befreien. Anstatt das 
Land, Herr Dr. Horstmann, mit Gesetzen, Verord-
nungen und Erlassen zu überziehen, so wie dies 
Rot-Grün zum Schaden der Bürger und der Un-
ternehmen in Nordrhein-Westfalen getan hat, wol-
len wir den Freiheitsraum der Menschen auswei-
ten sowie unternehmerische Kreativität und wirt-
schaftliche Initiativen wieder frei zur Entfaltung 
kommen lassen. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Das ist richtig 
peinlich!) 

 - Für Sie ist das peinlich, meine Damen und Her-
ren, was hier passiert ist. Das ist richtig. - Der 
Staat muss nicht alles an sich ziehen. Das ist die 
Staatsgläubigkeit, Dr. Horstmann, die bei Ihnen zu 
Hause ist. Der Staat muss auch nicht jeden Le-
bensbereich im Detail regeln. Wir sind vielmehr 
davon überzeugt, dass Markt und Wettbewerb 
sowie die Gesetze von Angebot und Nachfrage 
weitaus bessere Ergebnisse hervorbringen als bü-
rokratische Überregulierung des Staates.  

Dies gilt nach Ansicht der Koalitionspartner aus-
drücklich auch für den Wohnungsmarkt. Deshalb 
haben wir unter anderem vereinbart, die Kündi-
gungssperrfristverordnung aufzuheben und die 
Kündigungssperrfrist bei Veräußerung von Be-
standsimmobilien beziehungsweise bei der Um-
wandlung von Mietwohnungen in Eigentumswoh-
nungen den bundesweit einheitlichen Regelungen 
anzupassen.  

Herr Becker, ich gebe Ihnen Recht: Einige andere 
Bundesländer machen das anders. Aber das 
nimmt uns doch nicht die Freiheit, nach Vernunft 
und Markt in Nordrhein-Westfalen zu handeln und 
das entsprechend zu regeln.  

(Beifall von der FDP) 

Wenn Herr Schulte sagt, wir haben vor der Wahl 
den Wählerinnen und Wählern mitgeteilt, wie wir 
nach der Wahl vorgehen, dann können Sie uns 
doch nicht vorhalten, wir dürften nicht das ma-
chen, was wir vorher gesagt hätten, wir müssten 
uns nach anderen Bundesländern richten. Das ist 
doch Quatsch. Das haben Sie früher doch auch 
nicht gemacht. 

Meine Damen und Herren, diese Vorgehensweise 
ist eine ganz konkrete Maßnahme zum Abbau von 
Bürokratie auf dem Wohnungsmarkt und eine 
konkrete Maßnahme - das ist mindestens genau-
so wichtig - zur Beseitigung von bestehenden 
Hemmnissen für Investitionen in den Wohnungs-
bau. 
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Meine Damen und Herren, die Koalition packt das 
Thema „Bürokratieabbau“ an. Die SPD, Herr 
Dr. Horstmann, hat darüber geredet und be-
schwört jetzt mit diesem Antrag das Ende des 
Abendlandes.  

(Zuruf von der SPD) 

Es wird so getan, als ob die Landesregierung die 
Mieter in Nordrhein-Westfalen völlig entrechten 
und schutzlos irgendeiner internationalen Immobi-
lienmafia ausliefern wollte. Das ist doch reine po-
pulistische Stimmungsmache, Herr 
Dr. Horstmann. Das wissen Sie. Die Bundestags-
wahl ist in zwei Wochen. Jetzt wollen Sie noch 
einmal eine Klientel bedienen, von der Sie sich 
noch einige Stimmen mehr erhoffen.  

(Lachen von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Auf der anderen Seite ist das, was Sie machen, 
eine ganz bewusste Verunsicherung der Mieter. 
Das beweist auch, dass die Mieter Sie am Ende 
gar nicht interessieren. Wahlkampf ist Ihr Thema.  

(Zuruf von der SPD: Unverschämt! - Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Deshalb Folgendes zur Klarstellung: Auch nach 
der Abschaffung der Kündigungssperrfristverord-
nung genießen die Mieter ausreichenden Schutz 
durch die bundesweit geltende dreijährige Kündi-
gungssperrfrist im BGB. Hinzu kommt, dass da-
nach noch die mietrechtlichen Kündigungsfristen 
zu beachten sind, wonach Fristen bis zu neun be-
ziehungsweise bis zu zwölf Monate einzuhalten 
sind. Mit diesem faktischen Kündigungsschutz 
von bis zu vier Jahren wird den Mieterinteressen 
ausreichend Rechnung getragen.  

Zudem - das muss man auch beachten - wird ü-
ber die Hälfte der umgewandelten Mietwohnun-
gen ohnehin an die dort lebenden Mieter veräu-
ßert. Auch für sie braucht man keinen Kündi-
gungsschutz mehr.  

(Zurufe von der SPD) 

Eine landesrechtliche Ausweitung des bundesge-
setzlichen Rahmens, meine Damen und Herren, 
ist sachlich nicht begründet. In der Mehrzahl der 
105 Kommunen, denen eine sechs- oder achtjäh-
rige Kündigungsfrist verordnet wurde, sind Woh-
nungsengpässe oder soziale Veränderungspro-
zesse weder aktuell vorhanden noch in Zukunft zu 
erwarten. Stattdessen gibt es doch sogar in vielen 
Städten Leerstandsquoten bis zu 10 %. Auch das 
ist ein Fakt, den wir beachten müssen.  

Von einer - das ist mir sehr wichtig - besonderen 
Gefährdung der Versorgung der Bevölkerung mit 

Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen - 
so die bundesrechtliche Voraussetzung für den 
Erlass landeseigener Ausnahmen - kann deshalb 
überhaupt keine Rede sein. Wir haben eigentlich 
überhaupt keine Möglichkeit, eine solche Satzung 
in Nordrhein-Westfalen zu erlassen, wie Sie es in 
der Vergangenheit getan haben.  

Die wenigen Fälle - da gebe ich Herrn Schulte 
Recht -, in denen es aufgrund knapper Bauflä-
chenangebote zu Wohnungsengpässen kommt, 
rechtfertigen keine nahezu flächendeckende An-
wendung der Kündigungssperrfristverordnung. 
Wenn es irgendwo in Teilen von Nordrhein-
Westfalen zu Problemen kommt, müssen wir dar-
über reden. Wir werden dann gemeinsam überle-
gen, wie wir die Probleme beseitigen.  

Die verlängerten Kündigungssperrfristen wie bis-
her führen vielmehr dazu, dass Investoren ver-
schreckt werden  

(Zuruf von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

und die gerade in Nordrhein-Westfalen notwendi-
ge Bildung von privatem Wohneigentum behindert 
wird. Eine Verschlechterung der Bausubstanz bis 
hin zur Verwahrlosung in den jeweiligen Stadttei-
len ist die Folge. Das sehen wir in vielen Stadttei-
len der Großstädte. Dagegen müssen wir doch 
angehen. Da hilft auch kein „Weiter so!“, wie Sie 
das bisher gemacht haben.  

Meine Damen und Herren, der SPD ist es schon 
in der Regierungsverantwortung nicht gelungen, 
den Bürokratieabbau in Nordrhein-Westfalen vo-
ranzubringen. In der Opposition wird es ihr nicht 
gelingen, die neue Regierung von ihrem Kurs der 
Deregulierung und der marktwirtschaftlichen Er-
neuerung Nordrhein-Westfalens abzubringen.  

(Zuruf von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Die 39-jährige Staatswirtschaft, die das Land in 
die heutige Misere gebracht hat, ist vorbei.  

Bitte ersparen Sie uns in Zukunft Anträge, mit de-
nen die Landesregierung aufgefordert wird, die 
gescheiterte Politik der alten Landesregierung 
fortzusetzen. - Danke schön.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Rasche. - Für die Landesregierung spricht 
jetzt Herr Minister Wittke.  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Meine Damen und Herren von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen, ich verstehe ja, dass die 
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Versuchung groß ist, noch einmal richtig zu emo-
tionalisieren, wenn man mit dem Rücken an der 
Wand steht und eine wichtige Wahl in zwei Wo-
chen vor sich hat.  

(Zuruf von der SPD: Sie kennen das doch!) 

Wir haben ja bei Ihrem Parteitag gesehen, dass 
Panikmache betrieben wird. Es wird versucht, 
möglichst viel Unruhe in die Bevölkerung zu brin-
gen, und es werden Schreckgespenster an die 
Wand gemalt, wie schlimm alles werden wird.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Das war Ihr 
Wahlkampf!) 

Das haben Sie schon vor der Landtagswahl ohne 
Erfolg versucht. Ich prophezeie Ihnen: Sie ma-
chen das in diesem Bundestagswahlkampf auch 
ohne Erfolg.  

Darum habe ich überhaupt kein Verständnis da-
für, dass Sie einen Bundestagswahlkampf auf 
dem Rücken von Mieterinnen und Mietern in 
Nordrhein-Westfalen führen. Es ist nicht fair und 
nicht anständig, wenn man versucht, Menschen in 
Panik zu versetzen, weil man nur das Ziel hat, ei-
ne Wahl zu bestehen.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Unverschämt!) 

Meine Damen und Herren, die SPD-Fraktion geht 
in ihrem Antrag von unzutreffenden Annahmen 
aus. Ja, die vereinbarte Abschaffung der Kündi-
gungssperrfristverordnung wird kommen. Aber sie 
wird erstens nicht sofort kommen. Sie wird zwei-
tens nicht ohne eine weitere fachliche Prüfung 
kommen.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Haben Sie dar-
über schon einmal mit Herrn Papke gespro-
chen?) 

Angesichts der Bedeutung sowohl für die betrof-
fenen Mieter als auch für die Kommunen werden 
wir uns mit dem Wohnungsmarkt in den 105 be-
troffenen Gemeinden in der nächsten Zeit genau-
er auseinander setzen und die Indikatoren, die zur 
Abgrenzung der betroffenen Gemeinden geführt 
haben, neu bewerten, um der jeweiligen konkre-
ten Situation vor Ort gerecht werden zu können. 

Aber ich sage auch: Wir gehen den umgekehrten 
Weg. Der Regelfall wird die Abschaffung der Kün-
digungssperrfristverordnung sein. Der Ausnahme-
fall ist es, sie in ausgewählten Städten, wo es 
dringend notwendig ist, weiter bestehen zu las-
sen.  

Herr Kollege Becker, es freut mich, dass Sie sich 
in diesem Hohen Hause, so wie wir es an der ei-
nen oder der anderen Stelle auch schon einmal 

getan haben, heute Bayern zum Vorbild genom-
men haben. Sie haben ausgeführt, dass in 104 
Gemeinden in Bayern die Kündigungssperrfrist-
verordnung nach wie vor gelte. Jetzt könnte man 
meinen, dass sei so ähnlich wie in Nordrhein-
Westfalen, weil hier in 105 Städten die Kündi-
gungssperrfristverordnung noch gilt.  

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Dann müssen Sie dem Hohen Hause aber auch 
sagen, dass es in Bayern insgesamt 2.000 Städte 
und Gemeinden gibt, in Nordrhein-Westfalen hin-
gegen nur 396 Städte und Gemeinden. Das heißt, 
der prozentuale Anteil ist bei uns im Lande viel 
höher als in Bayern.  

Meine Damen und Herren von der ehemaligen 
rot-grünen Koalition, wenn Sie sich den Woh-
nungsmarkt in Nordrhein-Westfalen anschauen, 
werden sie feststellen, dass folgendes Ergebnis 
Ihrer Politik nach zehn Jahren rot-grüner Mehrheit 
und nach mehr als 39 Jahren sozialdemokrati-
scher Regierungsverantwortung in Nordrhein-
Westfalen festzuhalten ist: Erstens. Es gibt Zehn-
tausende von leer stehenden Wohnungen in un-
serem Land.  

(Zuruf von der SPD) 

Zweitens. Es gibt einen Investitionsstau auf dem 
Wohnungsmarkt, der in der Bundesrepublik 
Deutschland seines Gleichen sucht.  

Drittens. Es gibt mittlerweile ganze Stadtteile, die 
abzurutschen drohen. Nicht umsonst gibt es kein 
anderes Bundesland, in dem so viele Projekte im 
Rahmen des Programmes „Soziale Stadt“ durch-
geführt werden, wie bei uns in Nordrhein-
Westfalen.  

(Zuruf von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Es ist schon eine ganz besondere Wahrneh-
mung - ich bin fast geneigt, es eine Wahrneh-
mungsstörung zu nennen -, sich vor diesem Hin-
tergrund hinzustellen und zu sagen: Das kann al-
les so weiterlaufen wie bisher. Es war schon alles 
prima, wie es in der Vergangenheit gelaufen ist. 
Darum habe ich wirklich die dringende Bitte, noch 
einmal genau hinzuschauen, ob es nicht Hand-
lungsbedarf auf dem Wohnungsmarkt in Nord-
rhein-Westfalen gibt. 

Wir brauchen privates Engagement. Wir brauchen 
das Engagement von Unternehmen und Privatleu-
ten auf dem Wohnungsmarkt in Nordrhein-
Westfalen, um die Wohnungsbestände gerade für 
die Mieterinnen und Mieter wieder attraktiv zu 
machen. 
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(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Man macht Wohnungsbestände wieder attraktiv 
und schafft gute Investitionsbedingungen, indem 
man Über-Regelungen abschafft. Genau das 
macht die neue FDP/CDU-Regierung hier in Nord-
rhein-Westfalen. Wir werden Regelungen zurück-
schneiden, weil wir für die Mieterinnen und Mieter 
in unserem Land wieder neue und bessere Be-
dingungen schaffen und dafür sorgen wollen, 
dass Wohnungsleerstände zurückgefahren wer-
den und endlich wieder in Mietwohnungen in 
Nordrhein-Westfalen investiert wird. Von diesem 
Weg werden wir uns nicht abbringen lassen. 

Denn eines kann man nach zehn Jahren Rot-
Grün in Nordrhein-Westfalen sagen: Ihre Woh-
nungsbaupolitik steht in diesem Land vor einem 
Scherbenhaufen. Wir haben Wohnungsleerstän-
de, wie wir sie sonst nur aus dem Osten der Re-
publik kennen.  

Dort, wo es notwendig ist - ich sage es zum Ab-
schluss noch einmal ganz deutlich, damit ich da 
nicht missverstanden werde, Herr Kollege Horst-
mann -, beispielsweise in Köln oder in anderen 
Städten der Rheinschiene, werden wir noch ein-
mal ganz genau hingucken. Auch das werden wir 
mit Augenmaß machen. Es wird keine Schnell-
schüsse geben. 

Darum kann ich Ihnen - wie schon beim vorher-
gehenden Tagesordnungspunkt - nur noch einmal 
zurufen: Üben Sie sich ein Stück weit in Geduld! 
Die Oppositionszeit wird noch lang genug sein. 
Nicht dass Ihnen eines Tages die Themen ausge-
hen. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. - Für die SPD-Fraktion hat der Abgeord-
nete Hilser das Wort. 

Dieter Hilser*) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Minister Wittke, Sie haben 
jetzt viel und schnell geredet. Sie haben nur eine 
entscheidende Frage vom Kollegen Horstmann 
nicht beantwortet, nämlich die Frage, warum Sie 
als Oberbürgermeister der Stadt Gelsenkirchen 
bis zum Ende Ihrer fünfjährigen Amtszeit eine 
neun- bis zehnjährige Kündigungsfrist für Miete-
rinnen und Mieter gefordert haben. Diesen Wider-
spruch haben Sie bisher nicht aufgeklärt und die-
se Frage nicht beantwortet. Diese Aussage sind 
Sie dem Parlament schuldig geblieben. 

(Beifall von der SPD) 

Außerdem möchte ich noch eine Anmerkung zum 
Kollegen Rasche machen; mehr sage ich zur FDP 
an dieser Stelle dann nicht. - Herr Rasche, Ihre 
Ausführungen hier zeigen, dass Sie von diesem 
Sachverhalt keine Ahnung haben. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn Sie von der Verwahrlosung dieser Wohn-
gebiete sprechen, dann haben Sie wirklich keine 
Ahnung. Denn das sind oft die Wohnungen und 
die Häuser, die am gepflegtesten und am restau-
riertesten von allen Wohnungen sind, die es in 
diesen Stadtgebieten überhaupt gibt. Denn hier 
wohnen die Menschen häufig 40 oder 50 Jahre 
lang und haben diese Wohnungen renoviert, ge-
pflegt und auf Vordermann gebracht. Sie haben 
wirklich keine Ahnung, wovon Sie reden, Herr Ra-
sche. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Schulte, Sie haben gegenüber der „taz“ be-
reits erklärt, nachzulesen in der Ausgabe vom 
10. Juni: 

Wir wollen, dass NRW nicht mehr seine eige-
nen Verordnungen schafft und sich so ins Ab-
seits manövriert. 

Wenn das die Grundlage Ihrer zukünftigen Politik 
ist, dann können Sie das halbe Kabinett nach 
Hause schicken, weil Sie alle nichts mehr zu tun 
haben, wenn Sie sich nur darauf beschränken, 
Bundesvorgaben umzusetzen. 

Der Kollege Becker von den Grünen hat ausge-
führt, wir sollten wie andere Bundesländer han-
deln. Jetzt sage ich es einmal ein bisschen kon-
kreter - Herr Rasche, hören Sie einmal zu. Ich ha-
be mich erkundigt: In Baden-Württemberg - dort 
ist die FDP sogar noch mit in der Regierung - gilt 
laut Verordnung die zehnjährige Sperrfrist, und 
zwar zum Beispiel in Stuttgart, Karlsruhe und Tü-
bingen und in anderen Universitätsstädten.  

Ja, sind die alle weltfremd? Sind das alles Büro-
kraten? Haben Sie die FDP-Bürokraten nach Ba-
den-Württemberg verlagert? Oder warum kommt 
es dort zu einer solchen Entscheidungsfindung? 
Das müssen Sie dem Parlament einmal erklären. 

(Beifall von der SPD - Dr. Gerhard Papke 
[FDP]: Das ist Quatsch, was Sie hier erzäh-
len!) 

- Regen Sie sich doch nicht so auf. 

Dann ist ausgeführt worden, warum diese sechs 
und acht Jahre zustande gekommen sind, nämlich 
weil angesichts der Wandlungen auf dem Woh-
nungsmarkt die vorherige Landesregierung der 
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Auffassung war, Mieterinnen und Mieter müssten 
besser geschützt werden. Wie gesagt: Der jetzige 
Bauminister war bis vor zwei Jahren noch dersel-
ben Auffassung. 

Für eine Zumutung halte ich die Entschließungs-
erklärung von CDU und FDP, und zwar für eine 
Zumutung für die Mieter und für eine Zumutung 
für dieses Parlament. Eigentlich ist das eine Bla-
mage für die beiden Regierungsfraktionen, hier so 
einen Entschließungsantrag vorzulegen. 

(Beifall von der SPD - Christof Rasche 
[FDP]: Reinste Polemik!) 

Darin fordern Sie die Landesregierung auf, die 
Kündigungssperrfristverordnung unverzüglich au-
ßer Kraft zu setzen. Jetzt habe ich ja festgestellt: 
Der Bauminister ist schon auf dem Rückzug. Sie 
müssen sich einmal darauf verständigen, was Sie 
eigentlich wollen. Wollen Sie sie sofort abschaf-
fen? Oder wollen Sie Bedenkzeit? Wollen Sie das 
noch einmal prüfen? Oder muss die Bürokratie 
weg? Sie müssen sich einmal einig werden, was 
Sie eigentlich wollen. 

Dann habe ich noch einen ganz anderen Ver-
dacht. Sie prüfen ja - der Finanzminister nicht 
mehr anwesend - den Verkauf der LEG. Jetzt 
stellt sich die Frage: Ist der Bauminister beauf-
tragt, Mieterrechte locker zu schießen und abzu-
bauen, damit der Finanzminister bei dem beab-
sichtigten Verkauf von LEG-Wohnungen eine 
möglichst große Rendite erzielt? 

(Beifall von der SPD) 

Dieser Verdacht drängt sich doch auf. 

Deshalb freue ich mich auf die weitere Auseinan-
dersetzung in dieser Frage in den Ausschüssen. 
Ich kann Ihnen versichern: Das hat nichts mit der 
Wahl in 14 Tagen zu tun. Die Ausschusssitzung, 
in der wir uns mit diesem Thema beschäftigen, 
findet am 22. September statt, also vier Tage 
nach der Bundestagswahl. Ich verspreche Ihnen: 
Die Diskussion wird an diesem 22. September 
nicht aufhören. Im Gegenteil, sie wird dann erst 
richtig beginnen. 

Zum Schluss noch einen Satz: Mieterinnen und 
Mieter müssen nicht von Bürokratie befreit wer-
den, sondern sie müssen vor dem kurzfristigen 
Verlust ihrer Wohnung geschützt werden. Das 
muss Grundlage von vernünftiger und sozial ge-
rechter Politik sein. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Hilser. - Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordne-
te Sahnen das Wort. 

Heinz Sahnen (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn Mietwohnungen in Ei-
gentumswohnungen umgewandelt werden, gilt 
eben laut Bundesgesetz die Kündigungssperrfrist 
von drei Jahren. Das ist schon dargelegt worden.  

Durch Rechtsverordnungen der Landesregierun-
gen kann diese Sperrfrist in begründeten Fällen - 
das wird ausdrücklich betont - verlängert werden. 
Diese Verlängerung soll jedoch die Ausnahme 
sein und kann dann gewährt werden, wenn die 
Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen 
zu angemessenen Bedingungen in einer Gemein-
de oder in einem Teil einer Gemeinde besonders - 
das ist im Gesetz hervorgehoben - gefährdet ist. 

Wohnungswirtschaftlich kann diese Versorgung 
grundsätzlich dann als gefährdet bezeichnet wer-
den, wenn erhebliche Angebotsengpässe beste-
hen, die auf Dauer durch die Bautätigkeit nicht 
ausgeglichen werden können. Es besteht also 
dann ein Nachfrageüberhang für Mietwohnungen. 

Der Kündigungssperrfristverordnung kam sicher-
lich in früheren Jahren, als der Wohnungsmarkt 
noch nicht ausgeglichen war, eine wichtige sozia-
le Funktion zu. Seit geraumer Zeit sind jedoch die 
Wohnungsmärkte mehr als ausgeglichen. Das 
verdeutlichen - darauf ist schon hingewiesen wor-
den - die Studien der Wfa, des ILS; eigentlich 
braucht man sich nur tagtäglich und vor allen Din-
gen am Wochenende in den Zeitungen die Woh-
nungsangebote und Wohnungsgesuche anzu-
schauen. 

Natürlich darf nicht übersehen werden, dass es in 
der Versorgung mit Mietwohnungen regional sehr 
große Unterschiede gibt. Auf diesen Tatbestand 
haben sowohl der Minister als auch Herr Schulte 
und Herr Rasche ausdrücklich hingewiesen. Dann 
ist es einfach notwendig, sich der besonderen 
Problemlage zuzuwenden. Für eine solche Situa-
tion sind Auswege aufgezeigt worden, die ich im 
Einzelnen nicht wiederholen will. 

Fakt ist, dass Konflikte bei Veräußerungen von 
größeren Wohnungsbeständen die Ausnahme 
sind. Dies hat das ILS im Rahmen eines Gutach-
tens im Jahr 2003 noch einmal deutlich festge-
stellt. Konflikte treten dann auf, wenn in Einzelfäl-
len weder die Kommunen noch die betroffenen 
Mieter vorzeitig über Verkaufsabsichten informiert 
werden, der Veräußerungsverlauf intransparent ist 
und wenn auf die Interessen der Mieter keine 
Rücksicht genommen wird. 
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Über dieses Thema haben wir in der letzten 
Wahlperiode mehrfach diskutiert. Ich denke, dass 
die Beispiele, die uns die LEG an mehreren Stel-
len geliefert hat, abschreckende Beispiele sind. 
Vor diesem Hintergrund haben wir einen entspre-
chenden Antrag eingebracht, um Verhaltenskodi-
zes zu ermitteln. 

Bei der Umwandlung von Miet- in Eigentumswoh-
nungen ist die Interessenlage der Mieter deutlich 
zu berücksichtigen. Das möchte ich ausdrücklich 
unterstreichen. Damit der Verkauf von Mietwoh-
nungen konfliktfrei gestaltet werden kann, sind für 
Wohnungsunternehmen verbindliche Selbstver-
pflichtungen, das heißt: sind Verhaltenskodizes 
erforderlich. Wir wollen diese jedoch nicht gesetz-
lich normieren, sondern es sollen vertragliche 
Vereinbarungen zwischen dem Wohnungsunter-
nehmen, dem Käufer und den Mietern sein. Die 
Wohnungsunternehmen sollen durch Selbstver-
pflichtung in die Pflicht genommen werden, die 
Mieterinteressen zu wahren. 

Die Umwandlung von Mietwohnungen in Eigen-
tum müssen wir aber auch als Chance verstehen. 
Sozialproblematische Stadtteile, zum Beispiel 
Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf 
usw., können sowohl durch Umwandlungsprozes-
se von Miet- in Eigentumswohnungen als auch 
gegebenenfalls durch neue Eigentümer stabilisiert 
werden. Auch dafür gibt es gute Beispiele. Ich 
denke, dass wir uns unter anderem in Bonn-
Dransdorf so etwas ansehen konnten. 

Die Erfahrungen zeigen, dass durch neue Eigen-
tümerstrukturen auch Investitionen getätigt, Be-
stände aufgewertet, substanzerhaltende Maß-
nahmen und vor allen Dingen Modernisierungs-
maßnahmen und Sanierungen eingeleitet wer-
den - dies alles letztlich zugunsten der Mieter. 

Lassen Sie mich abschließend feststellen, dass 
die CDU sehr wohl die Interessen von Mietern be-
rücksichtigt haben will, eine verlängerte Kündi-
gungsfrist in diesem Zusammenhang jedoch nicht 
wirksam ist. Wir vertrauen im Grundsatz mehr auf 
die Kräfte des Marktes und sehen, dass unzeit-
gemäße Reglementierungen überflüssig sind. Der 
beste Mieterschutz besteht in einem ausreichen-
den Angebot an Wohnraum. Vor allem private In-
vestoren werden durch Verordnungen und Reg-
lementierungen eher von ihren Investitionen ab-
gehalten. Dies benachteiligt in besonderer Weise 
die Nachfrager, also die Mieter auf dem Markt. - 
Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Sahnen. - Jetzt hat sich Herr Becker von den 
Grünen noch einmal gemeldet. Bitte schön. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Herr Mi-
nister! Meine Damen und Herren! Ich staune, 
wenn ich die Auftritte, die ich heute hier so erle-
ben durfte, Revue passieren lasse, weil ich sie nur 
noch unter eine Mischung aus Unklarheit und i-
deologischer Scheinschärfe auf Wunsch der FDP 
subsumieren kann. Aber was dann am Ende da-
bei rauskommt, ist wirklich sehr wenig sichtbar.  

Zunächst einmal möchte ich Sie gerne darauf 
hinweisen, dass Sie eben zwar einerseits vehe-
ment den Wegfall der Kündigungssperrfristver-
ordnung verteidigt haben, aber auf der anderen 
Seite gesagt haben, Sie hätten vor, selbstver-
ständlich da, wo Sie es für notwendig hielten, sie 
möglicherweise beizubehalten. 

Es ist festzustellen, dass der Koalitionsvertrag, 
auf den Sie sich ja so gerne als fortschrittliches 
Instrument Ihrer neuen Politik berufen, nicht den 
Eindruck aufkommen lässt, dass das so sei. Ich 
zitiere:  

„Die Wohnraumförderbestimmungen werden 
wir von bürokratischen Hemmnissen befreien. 
Die dreijährige Kündigungssperrfrist nach Bun-
desrecht reicht aus, sodass die NRW-
Kündigungssperrfristverordnung aufgehoben 
werden kann.“ 

Von Überprüfung und von Reduzierung kein Wort. 
Wenn Sie und einige andere hier so tun, als wür-
de es sich um Wahlkampf handeln, wenn wir die 
Öffentlichkeit darüber informieren, kann ich Ihnen 
erwidern: Wenn Sie den Eindruck erwecken, Sie 
würden wenigstens noch Reste von Vernunft hin-
sichtlich von Standorten wie Dortmund, Köln oder 
Düsseldorf walten lassen, lässt sich das jedenfalls 
aus dem, was Sie als Koalition aufgeschrieben 
haben, nicht ableiten. Das scheint mir dann eher 
der Bundestagswahl und dem Umstand geschul-
det zu sein, dass Sie den Menschen Sand in die 
Augen streuen wollen.  

Fakt ist: Der Wohnungsmarkt ist im Bereich des 
bezahlbaren Wohnraums angespannt. Er ist nicht 
in Ordnung. Das ist ganz deutlich. Und wenn Sie 
sich mit Mietervereinigungen und Mieterbündnis-
sen unterhalten, werden Sie das in den großen 
Städten überall hören.  

Fakt ist auch: Sie werden diese Situation ver-
schärfen. Der Trend zeigt sowieso, dass die gro-
ßen Gesellschaften die früher für ihre Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter gedachten Wohnungen 
verkaufen. Dazu kommt die Tatsache, dass Sie 
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diese Entwicklung mit dem Verkauf der LEG zu-
sätzlich anheizen. 

Herr Minister, ich habe den Eindruck, Sie sind - ob 
bei der Windkraft oder bei der Kündigungssperr-
fristverordnung - zumindest noch bis zum 
18. September ein Stück weit der verlängerte Arm 
einer ideologischen FDP-Haltung.  

Ich muss Sie auffordern, im Sinne von Mieterin-
nen und Mietern von dieser Politik Abstand zu 
nehmen und nicht den Leuten weiter Sand dar-
über in die Augen zu streuen, was Sie veranstal-
ten - die Kombination aus Wegfall der Kündi-
gungssperrfristverordnung, Verkauf der LEG-
Wohnungen und Wegfall der Fehlbelegungsabga-
be. Das ist eine ganz bittere Pille für die Mieterin-
nen und Mieter. 

Im Übrigen: Wer auch dann noch, wenn große 
Privatisierungswellen durch die Wohnbestände 
laufen, hier davon redet, dass drei Jahre Kündi-
gungssperrfrist genug sind, der wohnt wahr-
scheinlich in einem schönen Eigenheim im Grü-
nen und hat keine Ahnung, wovon er redet. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Becker. - Es liegen mir keine weiteren Wortmel-
dungen mehr vor. Ich sehe keinen Widerspruch. 
Damit schließe ich die Beratungen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Druck-
sache 14/120 einschließlich des Entschlie-
ßungsantrags Drucksache 14/157 an den Aus-
schuss für Bauen und Verkehr. Die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung soll dort in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist dafür? - Ist je-
mand dagegen? - Enthaltungen? - Damit ist die 
Überweisung einstimmig beschlossen.  

Ich rufe auf: 

6 Sparkassen als unverzichtbares Struktur-
element der nordrhein-westfälischen Ban-
kenlandschaft sichern und stärken  

Eilantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/145 

Ich eröffne die Beratung. Für die antragstellende 
Fraktion hat der Abgeordnete Becker das Wort. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Landesregierung - das ist 
heute schon an verschiedenen Stellen deutlich 

geworden - agiert ungewöhnlich. Sie agiert sehr 
sprunghaft, und sie agiert im Ankündigungsbe-
reich, offensichtlich getrieben durch das Bedürfnis 
einzelner Minister, die Sommerpause zu füllen. 
Andere wiederum fühlen sich vielleicht durch O-
berbürgermeister motiviert, etwas zu sagen.  

Dieser Antrag ist wichtig für Mittelstand, Kundin-
nen und Kunden und Kommunen, denn er enthält 
die Fragestellung: Wie sind West-LB und Spar-
kassen organisiert?  

Wir haben schon mit großer Verwunderung zur 
Kenntnis genommen, dass es in einer dieser 
sprunghaften Äußerungen, in diesem Fall vorge-
tragen vom Finanzminister, heißt, der Düsseldor-
fer Oberbürgermeister Erwin läge offensichtlich 
nicht ganz so falsch mit seiner Vorstellung, die 
Sparkassen und die West-LB in einer vertikalen 
Holdingstruktur unterbringen zu wollen, also so-
zusagen ein Stück weit zu fusionieren.  

Als Ergebnis dieser Äußerung - der Minister ist 
am nächsten Tag teilweise zurückgerudert - ist ein 
Zickzackkurs entstanden, und letztlich steht die 
Landesregierung in der Öffentlichkeit vor einem 
Scherbenhaufen. Das können Sie an den ver-
schiedensten Einlassungen nachvollziehen: 

Beispielsweise hat der Vorstandsvorsitzende der 
Stadtsparkasse Köln, Herr Schröder, angekündigt, 
dass sein Institut bei einer Fusion von West-LB 
und Stadtsparkasse Düsseldorf oder einem Mut-
ter-Tochter-Modell, wie es diskutiert worden ist, 
aus dem nach vielen Verhandlungsrunden verein-
barten Vertrag über eine verstärkte Zusammenar-
beit wieder aussteigen würde. Schaden: Minus-
punkt für die West-LB. 

Der Obmann der Rheinischen Sparkassen, Wel-
ter, hat noch einen draufgesetzt und angekündigt, 
dass im Falle eines Zusammenschlusses eine 
ganze Reihe von Sparkassen die Vertriebsverein-
barung mit der West-LB beenden würde. 

Gestern hat der Vorstandsvorsitzende der Stadt-
sparkasse Düsseldorf, also des Institutes, um das 
es geht, in der aktuellen Diskussion deutlich ge-
macht, dass sein Institut stark genug ist, alleine 
und eigenständig zu bleiben.  

Mit dieser Diskussion haben Sie bewiesen, dass 
es jedenfalls einzelne in Ihrer Partei schaffen, ei-
ne Verunsicherung in diese Landesregierung und 
in die kommunalpolitische und bankenpolitische 
Landschaft zu tragen. 

Wir stehen ganz eindeutig für die Fortsetzung des 
Dreisäulenmodells.  
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Wir sind ganz eindeutig dafür, dass die sehr gut 
gerateten Sparkassen durch eine vertikale Hol-
dingstruktur mit der West-LB in ihrem Rating nicht 
verwässert werden.  

Wir sind auch ganz eindeutig dafür, es bei dem 
vernünftigen Kurs der letzten Jahre zu belassen, 
das Unternehmen West-LB sukzessive wieder so 
nach vorne zu bringen, dass man darüber nach-
denken kann, wie es am besten positioniert wird. 
Dabei helfen die Sparkassen, die mit 51 % 
Haupteigentümer sind. Diesen inzwischen ent-
standenen Haupteigentümer sollten wir nicht ver-
schrecken. 

Sparkassenpolitik war bis jetzt Konsenspolitik. Die 
neue Landesregierung hat diesen Konsens, ohne 
mit ihrer Politik inhaltlich begonnen zu haben, 
durch leichtfertige Äußerungen aufgelöst. Das ist 
eine Form von Tempo - wir hören immer, dass Sie 
Tempo vorlegen -, die NRW nicht braucht. 

Wir wollen, dass dieser Landtag in den nächsten 
Monaten und Jahren weiterhin eine Sparkassen-
landschaft unterstützt, weil sie für eine dezentrale 
Versorgung aller Bürgerinnen und Bürger mit 
Sparkassendienstleistungen, mit Bankdienstleis-
tungen überhaupt notwendig ist - im Übrigen stellt 
sie auch für sozial Schwache Konten zur Verfü-
gung -, für den Mittelstand Kredite gibt und eine 
der letzten Institutionen ist, die mit Geld in die öf-
fentliche Hand einzahlt.  

Wir haben es nicht nur mit Einzahlungen aus Ü-
berschüssen zu tun, sondern wir haben es auch 
mit Stiftungen zu tun. Wir haben es in der Spar-
kassenlandschaft mit einer Vielfältigkeit zu tun, 
die für uns alle, die wir in der Kommunalpolitik tä-
tig waren oder sind, von enormer Bedeutung ist. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wenn Sie das alles zusammen betrachten, bitten 
wir Sie herzlich, heute die Gelegenheit wahrzu-
nehmen, den Antrag mit uns zu verabschieden 
und mit uns zusammen deutlich zu machen: Es 
geht nicht an, dass ein wild gewordener Oberbür-
germeister jetzt auch noch gerne die Sparkassen-
anteile durch die Hintertür West-LB verkaufen 
würde; ein Oberbürgermeister, der nach und nach 
mehr oder weniger alle Werte seiner Stadt ver-
kauft hat, um am Schluss mit einer zwar schul-
denfreien, aber bettelarmen Stadt dazustehen - 
und alle anderen in der gesamten nordrhein-
westfälischen kommunalpolitischen Landschaft 
gucken mit in die Röhre. - Schönen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Becker. - Für die CDU-Fraktion hat 
der Abgeordnete Klein das Wort. 

Volkmar Klein*) (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Vielleicht muss man die Diskussion vom Kopf 
wieder auf die Füße stellen.  

Auch die Opposition trägt Verantwortung in die-
sem Land. Gut, dass die damalige Opposition auf 
dem Gebiet „Sparkassenrecht“ sehr sensibel und 
verantwortungsvoll gehandelt hat, sodass die 
meisten Beschlüsse zum Sparkassenrecht ein-
vernehmlich gefasst werden konnten. Zumindest 
die wesentlichen Beschlüsse wurden von einer 
breiten Mehrheit in diesem Hause getragen. Das 
war auch gut so.  

Ruhe und breiter Rückhalt waren die Grundlage 
und müssen auch weiterhin die Grundlage für den 
Erfolg der Sparkassen sein. Das war, sehr geehr-
ter Herr Becker, der verlässliche Kurs in der Ver-
gangenheit.  

Schade, dass offensichtlich heute mit diesem An-
trag die Sparkassen zum Mittel der politischen 
Brandstiftung degradiert werden. Das ist nicht in 
Ordnung. 

(Beifall von der CDU) 

Erfolgreiche Sparkassen sind wichtig für Nord-
rhein-Westfalen. Sie sind völlig unverzichtbar für 
die Finanzierung des Mittelstandes. Wir brauchen 
Sparkassen überall vor Ort, um möglichst flä-
chendeckend eine gute Versorgung mit Bank-
dienstleistungen sicherstellen zu können. 

Wir brauchen im Bankenbereich dezentrale Ent-
scheidungsstrukturen in der jeweiligen Region. 
Das ist gerade in einer Zeit, in der sich die Groß-
banken aus der Fläche zurückziehen, wichtig.  

Wir wissen doch, dass die deutsche Wirtschaft 
insbesondere deshalb stark ist - das ist jedenfalls 
ein wichtiger Aspekt -, weil wir eine dezentral auf-
gestellte Wirtschaft haben. Einer der Pluspunkte 
dabei ist eine weithin dezentral starke Aufstellung 
unserer Bankenlandschaft. Dafür sind nun einmal 
die Sparkassen ein ganz wichtiges Rückgrat. 

Das alles wollen wir erhalten, meine Damen und 
Herren. Wie exakt die dafür erforderliche, aber 
auch zukunftsfeste rechtliche Hülle aussehen 
muss, ist noch nicht abschließend klar. Das ist der 
Kern der gegenwärtigen Diskussion. 

Persönlich gehe ich davon aus, dass die von Ein-
zelnen jetzt ins Gespräch gebrachten vertikalen 
Integrationsmodelle ziemlich umfassende Fragen 
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an die regionale Breite diversifizierter Aufstellun-
gen aufwerfen. Diese Fragen müssen erörtert 
werden.  

Zum jetzigen Zeitpunkt muss es uns aber doch 
darum gehen, Optionen abzuwägen, also das, 
was denkbar ist, abzuwägen, um uns für das Bes-
te zu entscheiden - ein Nachdenken ohne Vorfest-
legung. Und genau das werden wir tun, meine 
Damen und Herren. 

Genau das ist auch das, was andere tun und auch 
von uns erwarten. Ich kann auf die Berichte über 
die Beratungen in den kommunalen Spitzenver-
bänden im gestrigen „Handelsblatt“ verweisen. 
Dort wird ein Sprecher des Landkreistages mit 
den Worten „Unsere Position steht noch nicht“ zi-
tiert. Andere Sprecher werden ähnlich zitiert. 

Hier muss erst noch nachgedacht, über die ver-
schiedenen Modelle diskutiert und anschließend 
entschieden werden. Wer jetzt bereits Denkverbo-
te verteilen will, der ist auf dem falschen Weg. Ich 
glaube sogar, dass man Folgendes sagen muss: 
Wer materiell erhalten will, wofür unsere Sparkas-
sen uns heute wertvoll sind, der muss auch bereit 
sein, die richtigen Änderungen zu beschließen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter, 
es gibt eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Becker. Lassen Sie sie zu? 

Volkmar Klein*) (CDU): Ja, selbstverständlich. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Horst Becker (GRÜNE): Schönen Dank, Herr 
Klein. - Vor dem Hintergrund, dass Sie gerade 
ausgeführt haben, dass der Landkreistag noch 
nachdenkt - ich weiß übrigens nur, dass er an an-
deren Punkten über dieses Thema nachdenkt, 
aber nicht in Bezug auf eine vertikale Struktur -, 
möchte ich Sie fragen, ob Ihnen die Stellungnah-
me vom Deutschen Landkreistag, vom Städtetag 
und vom Städte- und Gemeindebund aus dem 
Juni dieses Jahres bekannt ist - die im Übrigen 
vor wenigen Tagen vom nordrhein-westfälischen 
Städte- und Gemeindebund noch einmal bestätigt 
worden ist -, die ausdrücklich und explizit eine 
vertikale Struktur von Sparkassen und Landes-
banken ablehnt. Ist Ihnen diese Stellungnahme 
von all diesen Spitzenverbänden bekannt? 

Volkmar Klein*) (CDU): Ich habe nicht den Ein-
druck, dass das im Moment die aktuelle Diskussi-
on ist. Wir haben eine Diskussion. Und Sie ant-
worten mit diesem Antrag hier mit einem absolu-
ten Schnellschuss, der nicht in Ordnung ist. 

(Gisela Walsken [SPD]: Beantworten Sie 
doch einmal die Frage!) 

Ich kann sogar ganz generell sagen: Gerade der-
jenige, der den Kern der Sparkassen erhalten 
will - also das, was uns wichtig ist; das, was ich 
eben beschrieben habe -, muss bereit sein, die 
richtigen Veränderungen zu beschließen. Derjeni-
ge, der jetzt eventuell an überhaupt keinen Ände-
rungen interessiert ist, wird am Ende erleben, 
dass sich wesentlich mehr ändert, als für uns alle 
gut ist und als für die Sparkassen in unserem 
Lande gut ist. 

Wir seitens der Koalitionsfraktionen erwarten je-
denfalls, dass die Landesregierung intensive Ge-
spräche mit allen Verbänden führt und dabei kei-
ne inhaltlichen Vorgaben darüber macht, was die 
Verbände jetzt auch an die Landesregierung he-
rantragen. 

Deswegen kann ich noch einmal unterstreichen, 
sehr geehrter Herr Becker, dass einzelne Be-
standteile Ihres Antrages durchaus völlig in Ord-
nung sind. Dieser Antrag enthält aber auch Be-
standteile, die eine Einschränkung für diesen Dis-
kussionsprozess beinhalten, die wir nicht akzep-
tieren können. Es darf nicht zum Beginn einer 
Diskussion Denkverbote geben. 

Daher ist es richtig, diesen Antrag jetzt hier zu-
rückzuweisen. Ich will das aber mit der ganz herz-
lichen Einladung verbinden, wirklich konstruktiv an 
dem Diskussionsprozess über das künftige Spar-
kassenrecht in Nordrhein-Westfalen teilzunehmen 
und an die alten Tugenden der Gemeinsamkeit, 
die hier in diesem Hause bis zu diesem Antrag 
gepflegt worden sind, künftig wieder anzuknüp-
fen. - Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Danke, Herr 
Klein. - Das Wort hat für die SPD-Fraktion Frau 
Walsken. 

Gisela Walsken (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Herr Kollege Klein, ich frage Sie einmal: Wie 
kommen Sie eigentlich dazu, sich heute hierhin zu 
stellen und so zu tun, als würden SPD und Grüne 
den Konsens in der gemeinsamen Sparkassenpo-
litik aufkündigen?  

Haben Sie vergessen, dass bereits Anfang Mai Ihr 
Vorgänger im Amt, Kollege Diegel, in Pressever-
öffentlichungen einschlägiger Zeitungen ganz klar 
die Diskussion zur Privatisierung der Sparkassen 
aufgemacht hat? Und haben Sie vergessen, dass 
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wir damals im Haushalts- und Finanzausschuss 
an Sie appelliert haben, die gemeinsame Position 
nicht zu verlassen?  

Uns waren die Sparkassen, das Dreisäulensys-
tem, das Regionalprinzip und die Stärkung der 
Sparkassenlandschaft gemeinsam wichtig. Sie 
haben das Vorhaben von Herrn Diegel damals gar 
nicht unterstützt und sich aufgeregt, als Ihr Partei-
kollege sich in der Presse so wie beschrieben po-
sitioniert hatte. 

Und dann kommen Sie heute hier nach vorne und 
behaupten, wir würden mit einem Antrag, den Sie 
zu 90 % unterstützen müssten, zu dem Sie heute 
keine Alternative vorlegen, nämlich dem Antrag 
der Grünen, diese gemeinsame Position verlas-
sen! Meine Damen und Herren, ich will es klar 
benennen: Das ist für mich nicht nur unseriös, 
sondern ein Zickzackkurs, der offensichtlich damit 
zu tun hat, dass die neue Landesregierung keinen 
klare Linie hat, wohin es mit den Sparkassen 
denn gehen soll, meine Damen und Herren. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Der geneigten Öffentlichkeit ist ja auch nicht ver-
borgen geblieben, dass Herr Erwin als Partei-
freund offensichtlich einen Riesendissens im ei-
genen Haus hat. Wenn wir heute die Presse le-
sen, sehen wir ja, dass der Vorstandschef sich öf-
fentlich gegen die Position seines Verwaltungs-
ratsvorsitzenden stellt. Ich glaube, dass es in der 
Bankenszene - das werden alle diejenigen hier, 
die in Verwaltungsräten sitzen, sicherlich bestäti-
gen - außerordentlich ungewöhnlich ist, dass man 
diesen Dissens nach außen trägt. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich drit-
tens sagen: Ich glaube nicht, dass es gut ist, das 
Thema Sparkassen hier in dieser Weise weiter zu 
diskutieren. Denn wenn wir diesen Konsens wei-
ter wollen, dann ist es nicht nur notwendig, ganz 
schnell Klarheit zu bekommen, sondern dann ist 
es auch notwendig, dass der Finanzminister nicht 
in der Presse lamentiert, mal das Sparkassenge-
setz ändern zu wollen und damit den Vorschlag 
Erwin möglich zu machen, um das drei Tage spä-
ter wieder zurückzunehmen.  

Jetzt lese ich gerade - zugegebenermaßen in der 
„Bild“-Zeitung -, dass offensichtlich die Änderung 
in Richtung Erwin-Vorschlag jetzt doch im Früh-
jahr 2006 geplant ist. Meine Damen und Herren, 
ich glaube, das ist nicht gut, und wir sollten an 
dieser Stelle ganz klar zu der Position zurück-
kommen, die in dem grünen Eilantrag heute dar-
gestellt ist.  

Lassen Sie mich noch einmal klar sagen: Wir 
werden unsere Position in dem Bekenntnis zum 
Dreisäulensystem weiterhin aufrechterhalten. Wir 
werden dafür sorgen, dass die West-LB weiterhin 
als starker Partner und in einer engen Verzah-
nung mit den Sparkassen arbeiten wird und dass 
im täglichen Geschäft Ertragspotenziale auf bei-
den Seiten intensiviert werden; dafür brauchen wir 
übrigens keine gesetzliche Änderung. Und wir 
werden dafür sorgen, dass die kommunale Ein-
bindung der Sparkassen - besser, als Kollege Be-
cker es gerade dargestellt hat, kann man es hier 
gar nicht darstellen - 

(Beifall von den GRÜNEN) 

für uns weiterhin von fundamentaler Bedeutung 
ist. Das betrifft nicht nur die Stiftungen, sondern 
auch all das, was Sparkassen mit ihren Potenzia-
len leisten, ist in den Kommunen unverzichtbar.  

Meine Damen und Herren, eine Teilprivatisierung 
oder eine Privatisierung der Sparkassen wird in 
NRW bald dazu beitragen, dass die Kunden - 
sprich: die Sparerinnen und Sparer - verunsichert 
werden. Das ist ein Punkt, den wir nicht mitma-
chen werden. Deswegen werden wir Sie, Herr Fi-
nanzminister, stellen und ganz klar Ihre Position 
einfordern. Wir werden dazu - das kündige ich 
hiermit an - eine breite Debatte führen - von mir 
aus können wir sie sehr schnell beginnen, etwa in 
den nächsten Plenarrunden -, in der wir klarma-
chen, dass wir an der Seite der Sparkassenver-
bände, der Sparkassen stehen. Wir werden dabei 
an die Diskussion anknüpfen, die wir vor der 
Landtagswahl geführt haben.  

Diese Position würden wir natürlich sehr gerne im 
Konsens mit allen Fraktionen dieses Hauses wei-
terhin vertreten. Ich glaube, daran besteht keiner-
lei Zweifel. Deshalb ist es gut, dass heute das 
Thema über den Eilantrag transportiert worden ist.  

Wir stimmen dem Antrag zu und werden diese 
Diskussion in diesem Hause sicherlich noch in-
tensiv weiter führen. - Herzlichen Dank.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Walsken. - Für die FDP-Fraktion hat Frau Frei-
muth das Wort. Bitte schön.  

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Ich will mich jetzt gar nicht dazu auslassen, 
ob dieser Antrag wirklich eilig ist; schließlich steht 
das Thema auf Antrag der SPD-Fraktion auch auf 
der Tagesordnung der nächsten Sitzung des 
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Haushalts- und Finanzausschusses. Wir haben 
uns auch in der vergangenen Legislaturperiode 
bereits häufiger darüber unterhalten, wie wir denn 
das Sparkassenrecht modernisieren wollen und 
müssen; denn schließlich müssen wir nach Weg-
fall von Anstaltslast und Gewährträgerhaftung be-
kanntlich auch an dieses Thema heran.  

In der Tat hatten wir in der vergangenen Legisla-
turperiode einen wirklich sehr breiten Konsens, 
bezüglich der Sparkassen als Versorger der Bür-
gerinnen und Bürger und der kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen mit einem Finanzpart-
ner nach geeigneten und guten Lösungen zu su-
chen, die auf der einen Seite den Finanzpartner 
für die Bürgerinnen und Bürger und für die KMUs 
gewährleisten und die auf der anderen Seite den 
Sparkassen, aber auch den Finanzinstituten ins-
gesamt Chancen für einen fairen Wettbewerb er-
öffnen. Deswegen ist es ein ungeeigneter Weg, 
hier von Vornherein Denkverbote auszusprechen, 
wie dies in dem einen oder anderen Punkt des 
Antrags der Kolleginnen und Kollegen von Bünd-
nis 90/Die Grünen zum Ausdruck kommt.  

Wir haben an dieser Stelle in der Tat in einigen 
Akzenten unterschiedliche Auffassungen. Die 
FDP hat nie ein Geheimnis daraus gemacht, dass 
wir uns weiter gehende Lösungen auch für die 
Sparkassen vorstellen können.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Privatisieren! 
Sagen Sie es doch!) 

- Ganz ruhig, ich habe mir das von Ihnen auch 
ganz ruhig angehört.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Man soll das 
auch aussprechen, wenn wir schon diskutie-
ren!) 

- Herr Remmel, entschuldigen Sie bitte. Das ist 
nun alles nicht neu.  

Die FDP sagt ganz klar, dass wir uns auch eine 
Einbindung privater Investoren vorstellen können.  

(Demonstrativer Beifall von den GRÜNEN - 
Johannes Remmel [GRÜNE]: Eben!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte den Akzent 
darauf setzen, dass wir insgesamt darauf achten 
müssen, die Sparkassen als öffentlich-rechtliche 
Kreditinstitute wettbewerbsfähig zu gestalten. 
Deswegen ist es doch ganz normal, darüber 
nachzudenken, wie wir das tun wollen.  

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Abgeordnete, 
ich habe hier eine Wortmeldung der Abgeordne-
ten Walsken zu einer Zwischenfrage. Wollen Sie 
die zulassen? 

Angela Freimuth (FDP): Danke, im Augenblick 
nicht. Wir werden das bei Gelegenheit sicherlich 
klären.  

(Gisela Walsken [SPD]: Schade, es wäre 
wichtig gewesen!) 

- Ja, geschätzte Kollegin Walsken, die Zwischen-
fragen, die wir einander stellen, sind sicherlich 
immer wichtig.  

Ich möchte nur einen Aspekt anführen, der in der 
ganzen Diskussion kaum erwähnt wird. Wir müs-
sen uns natürlich auch damit auseinander setzen, 
dass wir in Nordrhein-Westfalen eine ganze Reihe 
spezifischer Situationen haben, die es in anderen 
Bundesländern nicht gibt. Wir haben zum Beispiel 
einige kleinere private Banken und Kreditinstitute, 
die sich ebenfalls im Bereich der KMU-
Finanzierung bewegen.  

Einen Aspekt muss ich doch noch aus dem An-
trag der Kolleginnen und Kollegen von den Grü-
nen herausgreifen. Wenn, wie dort angeführt wird, 
die Sparkassen an vielen Stellen soziale und kul-
turelle Einrichtungen unterstützen, dann ist das 
sehr lobenswert; das ist wirklich ein anzuerken-
nender Beitrag. Aber wir möchten uns auch mit 
Ihnen gemeinsam darüber auseinander setzen, 
ob das ordnungspolitisch der richtige Weg ist. 

Ich freue mich auf die ausführlichen Diskussionen, 
die wir in den nächsten Wochen dazu führen wer-
den. Ich freue mich auch, dass wir wenigstens im 
Grundsatz versuchen wollen, gemeinsam um die 
besten Lösungen für unsere Sparkassen zu rin-
gen. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Freimuth. - Für die Landesregierung hat Finanz-
minister Dr. Linssen das Wort. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Eilantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen drückt eine Sor-
ge aus, für die es derzeit keinerlei Begründung 
gibt. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Derzeit!) 

- Ich will Ihnen das gerne nachweisen; warten Sie 
ab. 

Wo stehen wir im Bemühen um eine Anpassung 
des Sparkassenrechts an die veränderten Zeit-
umstände? Dass sich die Zeitumstände mit dem 
Wegfall von Anstaltslast und Gewährträgerhaf-
tung, mit dem Wegfall der Staatsgarantie am 
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18. Juli auch für die West-LB verändert haben, 
können Sie nicht leugnen. Wenn die Koalition in 
ihre Vereinbarung hineingeschrieben hat, dass wir 
das Sparkassengesetz modernisieren müssen, 
dann muss sie es allein aus diesem Grunde; denn 
mit dem 18. Juli hat sich einiges verändert. - Das 
nur vorweg. 

Die Arbeiten für eine Änderung der Vorschriften 
sind in keinster Weise abgeschlossen. Sie haben 
im Grunde überhaupt noch nicht begonnen, weil 
wir ganz andere Baustellen vorgefunden haben, 
bei denen wir uns prioritär erst einmal um andere 
Dinge als das Sparkassengesetz kümmern muss-
ten. 

Es gibt auch keine neuen Positionen, meine Da-
men und Herren, die bereits heute als feststehen-
de Absicht und damit als unverrückbar zu gelten 
haben. Insbesondere der Dialog mit den Sparkas-
sen als Adressaten der Regelungen ist noch of-
fen. Die hierzu eingeschalteten Verbände werden 
sicherlich gestellte Fragen und etwaige Wünsche 
erst noch in ihren Gremien behandeln und abar-
beiten. Das benötigt einige Zeit. Sie sehen aus 
der Vielzahl der Meldungen, die Sie zum Teil auch 
zitiert haben, wie buntscheckig das Bild in der 
Sparkassenlandschaft selbst ist. 

Anlass für den Eilantrag ist kein Papier der Lan-
desregierung, sondern eine Anzahl von Zeitungs-
artikeln, die in ihrer typischen Weise Meinungen 
und Ideen zum Teil sehr pointiert formulieren und 
an den Markt bringen: Die „Bild“-Zeitung von heu-
te wurde zitiert, Sie können das „Handelsblatt“ 
nehmen oder die Meldung von Herrn Schwarz, die 
gerade völlig falsch zitiert worden ist. Herr 
Schwarz hat gesagt: Herr Erwin hat eine Überle-
gung in die Welt gesetzt. Wir sind auch imstande, 
alleine zu überleben. - Das ist das Mindeste, was 
ein Vorstandsvorsitzender sagen muss, wenn ei-
ne Diskussion in der Art und Weise über die Öf-
fentlichkeit geführt wird. 

Diese Artikel geben nur eines richtig wieder: Es 
gibt im Vorfeld beabsichtigter Änderungen ver-
schiedene Wünsche und Vorstellungen. Zu den 
von mir Zitierten können Sie noch Äußerungen 
von Herrn Dr. Gerlach vom Westfälisch-
Lippischen Sparkassenverband nehmen, Sie kön-
nen Herrn Schröder zitieren oder genau das Ge-
genteil bei Herrn Krämer von der Kreissparkasse 
Köln finden - also ein buntes Bild, das in der 
Presse vorgetragen wird. 

Die Landesregierung, meine Damen und Herren, 
tut gut daran, alle vorgetragenen Gedanken nicht 
einfach zu verwerfen, nur weil sie vielleicht unüb-
lich oder für den einen oder anderen sogar ganz 

neu sind, sondern sie muss sie gründlich auf ihre 
Verwendbarkeit untersuchen. Dabei darf es in 
dieser Phase des Denkens und Besprechens erst 
einmal keine Tabus beziehungsweise Denk- oder 
Sprechverbote geben. Das lasse ich mir nicht 
nehmen; deshalb habe ich mich so geäußert, wie 
Sie es alle gelesen haben. 

Im Übrigen, liebe Kolleginnen und Kollegen, lohnt 
vielleicht auch ein Blick über die Landesgrenze 
hinaus, um sich einmal anzusehen, was sich in 
Baden-Württemberg, in Berlin oder in Frankfurt 
entwickelt hat. Jedenfalls versuchen viele Leute in 
jedem Fall sicherzustellen, dass sich die Sparkas-
sen und Landesbanken auf die veränderten Zeit-
läufe einstellen. 

Die von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ge-
wünschten Feststellungen Nummer 1 bis 3 im An-
trag sind in wesentlichen Teilen unstreitig, da 
niemand die Rolle der Sparkassen als wichtige 
Versorger der Bevölkerung mit finanzwirtschaftli-
chen Dienstleistungen infrage stellen will oder gar 
eine Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit der 
Sparkassen ernsthaft in Betracht zieht. Ich weiß 
nicht, gegen wen Sie mit diesen Bemerkungen zu 
Felde ziehen wollen. Das ist bisher allgemeiner 
Konsens im Haus. 

Soweit in diesem Forderungsteil die Notwendig-
keit einer Ablehnung privater Kapitalbeteiligung 
angesprochen oder gar das Gespenst der Privati-
sierung an die Wand gemalt wird, sind auch sol-
che Befürchtungen - das sage ich für die Landes-
regierung - gegenstandslos, was aber nicht aus-
schließen darf, dass man über Kapitalsituationen 
bei Sparkassen zumindest diskutieren darf. 

Die in Nummer 4 und 5 angesprochenen Überle-
gungen zu Holding-Lösungen oder vertikalen Ver-
bindungen sind Zeitungsartikeln entnommen - das 
ist nirgendwo eine Äußerung der Landesregie-
rung - und befinden sich derzeit in keiner umset-
zungsfähigen Projektphase. Ich sage Ihnen ganz 
deutlich: Das, was im Moment über vertikale In-
tegration gesagt wird, ist für mich eine Geisterde-
batte. Keiner will vertikale Integration, obwohl das 
gerade auch von Herrn Becker in seiner Frage an 
den Redner behauptet wurde. 

Man sollte aber nicht von Vornherein jede Diskus-
sion verbieten und sich auch nicht gleich in die 
Rechtfertigungsecke drängen lassen, nur weil ein 
Denkversuch in Richtung Holding-Konstruktion 
gestartet und in die Presse lanciert wurde. Ich sa-
ge Ihnen ganz offen: Ich diskutiere gerne mit ver-
schiedenen Leuten darüber und habe mir auch in 
diesem Bereich noch kein endgültiges Meinungs-
bild gemacht. Die falsche Behauptung eines Zei-
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tungsartikels, ich hätte bereits vor, diese Holding-
Konstruktion im Sparkassengesetz unterzubrin-
gen, habe ich sofort dementiert, weil sie nicht ei-
nem Gespräch entsprach. Ich glaube, das war 
richtig so, weil es nicht der Wirklichkeit entspricht. 

Deshalb ist es jetzt nicht an der Zeit, von der Lan-
desregierung eine Absage an die in der Presse 
diskutierten Modelle gleich welcher Art zu fordern. 
Lassen wir doch, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
den Betroffenen, also den Sparkassen und ihren 
Eigentümern, Zeit, ihre Wünsche nach Erneue-
rung des Sparkassenrechts erst einmal selbst ab-
schließend zu formulieren. So weit sind wir be-
kanntlich noch nicht. Auch neue Ideen können 
dabei vorgetragen werden und müssen dann - et-
wa in einem Gesetzgebungsverfahren - auf ihre 
Umsetzbarkeit geprüft werden. 

Dass sich die Sparkassen, wenn sie Haupteigen-
tümer der Westdeutschen Landesbank sind, zum 
Beispiel Gedanken machen, womit man das Ra-
ting der West-LB noch verbessern kann, ist doch 
völlig legitim. Ich würde sogar sagen: Ein Eigen-
tümer, der das nicht tut, der hat das Geld, das er 
bekommt, nicht verdient. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, die 
vereinbarte Redezeit ist überzogen. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Ja. - Mit 
dieser Einstellung befinde ich mich zudem im Ein-
vernehmen mit den kommunalen Spitzenverbän-
den; die wurden zitiert. Auch dort sieht man even-
tuellen neuen Konstruktionsversuchen gelassen 
entgegen und legt sich nicht bereits heute in eine 
bestimmte Richtung fest. Wir dürfen uns eben 
nicht im Vorfeld von Änderungsüberlegungen 
kleinlich selbst behindern und scheinbar fremdes 
Gedankengut bereits in seinen Ansätzen bekämp-
fen. Und so verstehe ich den Antrag der grünen 
Fraktion. 

(Widerspruch von Johannes Remmel [GRÜ-
NE]) 

Sonst werden wir im Übrigen, Herr Remmel, bei 
jeder Pressemitteilung zu einem Dementi ge-
zwungen und von bestimmten Teilen der öffentli-
chen Meinung auch im Kreis getrieben. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das geschieht 
Ihnen recht!) 

Ich möchte zusammenfassen: Die Bedeutung der 
Sparkassen mit ihren hohen Marktanteilen, insbe-
sondere bei den sogenannten kleinen Sparern, 
den KMUs, den Handwerkern, wird auch von der 

Landesregierung positiv bewertet. Kundenkompe-
tenz bei den Sparkassen ist, glaube ich, das größ-
te Asset, das es auch zu bewahren gilt. Das sehe 
ich auch bei jeder Diskussion, die in diesem Be-
reich läuft. An eine Schwächung dieser Aufga-
benstellung denkt niemand.  

Deshalb wird auf die Kernelemente des Sparkas-
senwesens nicht verzichtet - ich darf sie wieder-
holen -: Das sind der öffentliche Auftrag, die öf-
fentlich-rechtliche Rechtsform, die kommunale 
Einbindung und das Regionalprinzip. Ich sage ein 
ganz klares Ja - damit Sie das auch gehört ha-
ben - zum Dreisäulensystem, weil ich glaube: Je 
vielfältiger die Angebotslandschaft gerade für un-
sere KMUs, desto besser ist es für unser Land 
und seine Weiterentwicklung. 

(Beifall von der CDU) 

Die Landesregierung ist unter den Grundbedin-
gungen, die ich gerade genannt habe, bereit, 
neue Gedanken aufzunehmen und zu prüfen; 
denn auch die Welt um uns herum hat sich verän-
dert. Wenn das wie bisher im Konsens möglich 
ist - dazu haben ja auch Herr Becker und Frau 
Walsken aufgefordert -, dann freue ich mich sehr 
darüber und werde dieses Angebot sehr gerne 
aufnehmen. 

Der jetzt vorliegende Antrag der Grünen, meine 
Damen und Herren, ist demgegenüber aus meiner 
Sicht nur als übereilter Aktionismus ohne gesi-
cherte Basis zu bewerten. Herr Becker, es tut mir 
furchtbar Leid, aber ich habe den Eindruck: Sie 
machen einen Aufstand gegen Pappkameraden. - 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. - Ich schließe die Beratung. 

Wir haben über den Eilantrag direkt abzustim-
men. Gegenstand der Abstimmung ist die Druck-
sache 14/145. Ich komme zur Abstimmung. Wer 
dem Antrag von Bündnis 90/Die Grünen seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Das sind die Fraktionen von 
Bündnis 90/Die Grünen und SPD. Wer ist dage-
gen? - Das sind die Fraktionen von FDP und 
CDU. Damit ist der Eilantrag abgelehnt.  

Wir kommen jetzt zu: 

7 Fragestunde  

Drucksache 14/132 
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Ich darf darauf hinweisen, dass die Mündliche 
Anfrage 13 der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
zurückgezogen wurde. Außerdem wurde nach 
Drucklegung mitgeteilt, dass für die Beantwortung 
der Frage 10 nicht der Minister für Bauen und 
Verkehr, sondern der Minister für Umwelt, Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
zuständig ist.  

Ich wollte jetzt eigentlich die Mündliche Anfrage 7 
der Frau Abgeordneten Asch von Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zum Thema „Zukunft der Horte 
in Nordrhein-Westfalen“ aufrufen, sehe aber, dass 
Herr Minister Laschet nicht im Plenum ist. Ich fra-
ge, ob jemand anders von der Landesregierung in 
der Lage ist, diese Frage zu beantworten. - 

(Ralf Jäger [SPD]: Alle!) 

Das ist offenbar nicht der Fall. Dann stelle ich die-
se Frage zurück, bis der Minister wieder im Ple-
num ist. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Herbeirufen! - 
Weitere Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

Das gilt im Übrigen, wenn ich das richtig sehe, 
auch für die Mündliche Anfrage 8 der Frau Abge-
ordneten Schäfer von der SPD zum Thema „Mit 
Vielfalt umgehen“. Auch diese Frage müsste ich 
zurückstellen. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Unglaublich!) 

Meine Damen und Herren, versuchen wir es mit 
der nächsten Frage. Ich rufe die  

Mündliche Anfrage 9 

des Herrn Abgeordneten Becker von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf: 

Beabsichtigte Bezuschussung der Landes-
regierung für den Ausbau des Flughafens 
Münster/Osnabrück widerspricht dem Luft-
verkehrskonzept des Landes 

In der schriftlichen Beantwortung der Mündli-
chen Anfrage 6 des Abgeordneten Johannes 
Remmel weist die Landesregierung darauf 
hin, „dass die Betreiber des Flughafens die 
Verlängerung der Start- und Landebahn nicht 
im ursprünglich geplanten Umfang realisieren 
wollen.“ Damit wird bestätigt, dass die im 
Planfeststellungsverfahren genehmigte Ver-
längerung auf 3.600 m nunmehr um 600 m 
weniger mit einer neuen Ausbaulänge von 
3.000 m erfolgen soll. 

Die Landesregierung will des Weiteren in Ge-
spräche mit der Flughafengesellschaft bezüg-
lich einer möglichen finanziellen Beteiligung 

an Kompensationsmaßnahmen für den Um-
weltschutz eintreten. 

Grundlage der Luftverkehrspolitik des Landes 
ist die am 16. November 2001 vom Landtag 
beschlossene NRW-Luftverkehrskonzeption 
2010. Unter Ziffer 6.1.2.3 wird als Problembe-
schreibung für den Flughafen Müns-
ter/Osnabrück eine unzureichende Länge der 
Start- und Landebahn identifiziert. „Die Start- 
und Landebahn reicht nicht für Starts zu Inter-
kontflügen.“ Die Handlungsoption 04n lautet: 
Verlängerung der Start- und Landebahn auf 
eine Gesamtlänge von 3.600 m. 

Auf welcher Fach- und auf welcher Rechts-
grundlage sowie auf welcher haushaltsrechtli-
chen Basis will die Landesregierung eine fi-
nanzielle Beteiligung an dem Ausbau des 
Flughafens Münster/Osnabrück aus dem Lan-
deshaushalt leisten? 

Ich bitte Herrn Minister Wittke um Beantwortung. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Ich beantworte die Frage wie folgt: Die Landesre-
gierung hat in der Beantwortung der Mündlichen 
Anfrage 6 des Abgeordneten Johannes Remmel 
ausgeführt, sie habe den Medien entnommen, 
dass die Betreiber des Flughafens die Verlänge-
rung der Start- und Landebahn nicht im ursprüng-
lichen Umfang realisieren wollen. 

Die Flughafen Münster/Osnabrück GmbH hat in-
zwischen unter Bezugnahme auf diese Medienbe-
richte erklärt, dass sie an der durch den Planfest-
stellungsbeschluss vom 28. Dezember 2004 zu-
gelassenen Verlängerung der Start- und Lande-
bahn auf 3.600 m festhält. Sie beabsichtigt, die 
Start- und Landebahn in einer ersten Ausbaustufe 
auf 3.000 m zu verlängern.  

Die Realisierung eines derartigen Vorhabens in 
Baustufen ist luftrechtlich zulässig und macht eine 
Änderung des Planfeststellungsbeschlusses nicht 
erforderlich. Es ist somit festzustellen, dass die 
Verlängerung der Start- und Landebahn am Flug-
hafen Münster/Osnabrück mit der NRW-
Luftverkehrskonzeption 2010 übereinstimmt und 
rechtlich auf dem Planfeststellungsbeschluss vom 
28. Dezember 2004 beruht. 

Die Landesregierung will dem Vorhabenträger in 
Bezug auf die Umweltschutzauflagen grundsätz-
lich helfen, die einen nicht unerheblichen Teil der 
Gesamtkosten verursachen. Sie hat bereits darauf 
hingewiesen und wiederholt dies an dieser Stelle, 
dass dies selbstverständlich im Rahmen des 
Haushaltes möglich ist. Als Grundlage für die er-
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forderliche Prüfung muss zunächst der Kostenum-
fang ermittelt werden.  

Die Landesregierung hatte in der Antwort auf die 
Mündliche Anfrage 6 darauf hingewiesen, dass 
sie bezüglich einer möglichen finanziellen Beteili-
gung des Landes in Gespräche mit dem Flugha-
fenbetreiber eintreten will. Auf der Grundlage des 
Gesprächsergebnisses wird die Landesregierung 
die Prüfung der haushaltsrechtlichen Möglichkei-
ten für eine Kostenbeteiligung vornehmen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. - Ich habe eine Wortmeldung zur Ge-
schäftsordnung des Abgeordneten Remmel. Die 
müsste ich vorziehen. Herr Remmel, bitte schön. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In mei-
ner zehnjährigen Parlamentslaufbahn ist mir ein 
solcher Vorgang noch nicht untergekommen. 
Deshalb gibt es vielleicht auch etwas Konfusion. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD - Zurufe von 
der CDU) 

Ich glaube, das kann so nicht sein. Deshalb bitte 
ich, den Minister herbeizuzitieren und die Sitzung 
so lange zu unterbrechen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron (SPD): Herr Abge-
ordneter Remmel, diese Frage ist in der Anlage 1 
zur Geschäftsordnung geregelt: Richtlinien für die 
Fragestunde. Dort findet sich folgende Formulie-
rung: 

„Ist die zuständige Ministerin bzw. der zustän-
dige Minister nicht anwesend, so kann die Fra-
gestellerin bzw. der Fragesteller der Präsidentin 
bzw. dem Präsidenten erklären, dass die Frage 
für die nächste Sitzung zurückgestellt oder eine 
schriftliche Beantwortung erwünscht wird.“ 

Damit wird davon ausgegangen, dass so etwas 
geschehen kann. Ich wollte dem Herrn Minister 
Gelegenheit geben, hier direkt auf die Frage zu 
antworten, und habe sie deswegen zurückgestellt. 
Es hätte nur die Alternative gegeben, die Beant-
wortung dieser Frage auf die nächste Sitzung zu 
verschieben oder sie schriftlich beantworten zu 
lassen. Ich habe meinen Weg für den angemes-
seneren und richtigeren gehalten.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Der Herr Minister ist jetzt anwesend. Deshalb 
werden wir mit der Fragestunde fortfahren. Wir 
kommen jetzt auf die Beantwortung der Mündli-

chen Anfrage 9 des Abgeordneten Becker zurück. 
Für diejenigen, die das aus dem Auge verloren 
haben: Es geht um die Bezuschussung des Aus-
baus des Flughafens Münster/Osnabrück. Herr 
Minister hat geantwortet. Nunmehr liegt eine Zu-
satzfrage von Herrn Sagel vor. Bitte sehr. 

Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Herr Minister Wittke, 
alle Gutachten, Wirtschaftlichkeitsberechnungen 
und die Bedeutung des Flughafens für die Regio-
nalentwicklung basieren auf der Annahme, dass 
ein Ausbau auf 3.600 m erfolgt. Mich interessiert, 
welche Auswirkung auf die Wirtschaftlichkeit der 
Investition die beabsichtigte Verkürzung der Start- 
und Landebahn auf 3.000 m hat? Welche Unter-
suchungen der Landesregierung liegen dazu vor? 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Herr 
Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Abgeordneter, ich stelle noch einmal fest, 
dass ein verkürzter Ausbau der Start- und Lande-
bahn nicht vorgesehen ist, sondern es soll, wie ich 
es schon ausgeführt habe, in einem ersten Schritt 
nur auf 3.000 m erweitert werden. Es ist keine 
Verkürzung der Verlängerung der Start- und Lan-
debahn durch die Flughafenbetreiber vorgesehen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. - Jetzt 
hat sich Herr Becker dazu gemeldet. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Minister, in Anbet-
racht Ihrer Ausführungen möchte ich Sie vor dem 
Hintergrund, dass eine Verkürzung - gegenüber 
dem Luftverkehrskonzept des Landes - später 
auch Folgen für die Flugrouten, die Abflughöhen 
über Grund und Ähnliches hat, gerne fragen, ob 
Sie darin nicht eine wesentliche Änderung sehen, 
die es zumindest nötig macht, zu überlegen, ob 
das Planfeststellungsverfahren nicht neu aufge-
rollt werden muss, wenn Sie die Start- und Lan-
debahn gegenüber diesen Planungen deutlich 
verkürzen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Abgeordneter Becker, ich wiederhole die 
Antwort, die ich gerade gegeben habe. Eine Ver-
kürzung des Ausbau der Start- und Landebahn ist 
von den Flughafenbetreibern nicht in Erwägung 
gezogen worden. 

Vizepräsident Edgar Moron: Jetzt habe ich wie-
der eine Wortmeldung von Herrn Sagel. Bitte. 
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Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Herr Minister Lau-
mann, welche konkreten Informationen haben Sie 
darüber, dass die Landesregierung eine Subven-
tion von 20 Millionen € für den Ausbau des Flug-
hafens Münster/Osnabrück in den nächsten 
Haushalt einstellen wird? Ich weiß nicht, ob, wenn 
Herr Minister Laumann nicht anwesend ist - ich 
kann ihn im Augenblick nicht sehen -, Herr Minis-
ter Wittke oder der Finanzminister diese Frage 
beantworten kann. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister Witt-
ke hat sich bereits gemeldet, um diese Frage zu 
beantworten. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Ich wiederhole dazu die Antwort, die ich schon auf 
die ursprüngliche Frage gegeben habe: Wir wer-
den mit der Flughafenleitung in ein Gespräch dar-
über eintreten, in welcher Höhe überhaupt zusätz-
liche Kosten auflaufen. Uns ist derzeit nicht be-
kannt, ob die zusätzlichen Kosten 20 Millionen € 
oder mehr oder weniger betragen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Becker, bitte. 

Horst Becker (GRÜNE): Wenn es zu einer Sub-
vention in Höhe von 20 Millionen € käme - Sie ha-
ben gesagt, Sie können die Höhe nicht genau 
vorhersehen -, würden Sie sie dann in einem 
Nachtragshaushalt oder im nächsten Haushalt un-
terbringen wollen? 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Diese Frage kann ich im Moment nicht beantwor-
ten. Das hängt davon ab, wann die Flughafen-
betreiber mit dem Ausbau des Flughafens begin-
nen wollen. Wir werden vor Baubeginn, das heißt 
vor Beginn der Maßnahme, keine Überweisung 
tätigen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. - Jetzt 
hat sich Herr Remmel gemeldet. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Ich habe eine Fra-
ge an den Finanzminister: Aus welcher Haus-
haltsstelle und aus welchem Landesprogramm 
wird eine solche Maßnahme finanziert? 

Vizepräsident Edgar Moron: Möchte Herr Wittke 
oder der Finanzminister diese Frage beantwor-
ten? 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Ich möchte diese Frage beantworten. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Ich kann die Frage 
doch an den Finanzminister richten. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Sie können die Landesregierung fragen, aber 
nicht einen Minister. 

Vizepräsident Edgar Moron: Die Landesregie-
rung entscheidet, wer darauf antwortet. Also: Wer 
beantwortet diese Frage? 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Der zuständige Minister antwortet, und er sagt: 
Diese Frage ist noch nicht entschieden. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Was, das ist noch 
nicht entschieden?) 

- Nein, aus welcher Haushaltsstelle das bezahlt 
werden soll, ist nicht entschieden, Frau Kollegin. 

(Zuruf von Minister Dr. Helmut Linssen) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Linssen, wenn 
Sie darauf antworten wollen, erteile ich Ihnen ger-
ne das Wort. 

(Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

Bitte schön, Herr Finanzminister. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Minister Wittke hat 
ausgeführt, dass er noch nicht einmal den Betrag 
kennt, um den es geht. Dann können Sie diesen 
Betrag auch schlecht in den Haushalt einstellen. 

(Minister Oliver Wittke: So ist es!) 

Der Haushalt 2006 ist, wie Sie wissen, in den ers-
ten Vorarbeiten. Das heißt, wir übernehmen das, 
was die alte Landesregierung gemacht hat, als 
Vorarbeit und gucken, was wir daraus machen 
werden. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. - Jetzt 
habe ich eine Wortmeldung von Herrn Schemmer. 

Bernhard Schemmer (CDU): Herr Minister Witt-
ke, wenn wir uns den Flughafen in Müns-
ter/Osnabrück ansehen, stellen wir fest, dass wir 
dort den Eltingmühlenbach haben. Wie wir wis-
sen, handelt es sich um ein typisches münster-
ländisches Gewässer, wie wir es an vielen Stellen 
vorfinden. Gleichwohl hat sich die frühere Landes-
regierung bemüßigt gefühlt, genau dieses kleine 
Gewässer zum FFH-Gebiet erklären zu lassen. 
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Das wäre gegen viele andere Gewässer beliebig 
austauschbar gewesen. Somit kommen wir, was 
die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen betrifft, 
zu einer Summe in zweistelliger Millionenhöhe. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte stellen Sie ei-
ne Frage. 

Bernhard Schemmer (CDU): Man muss doch 
erst einmal den Sachverhalt erläutern. 

Vizepräsident Edgar Moron: Nein, das ist kein 
Debattenbeitrag. Das ist eine Fragestunde. 

Bernhard Schemmer (CDU): Herr Minister, teilen 
Sie meine Auffassung, dass uns, wenn sich die 
frühere Umweltministerin und die sie tragenden 
Fraktionen daran gehalten hätten, Schaden von 
unserem Land abzuwenden, die hohen Kosten 
der Ausbaumaßnahmen an diesem Flughafen er-
spart geblieben wären? 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, bitte. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Kollege Schemmer, wenn Sie schon meine 
Vorgängerin ansprechen, dann möchte ich Ihnen 
auch gerne die Frage beantworten. Für den Be-
reich ist das Umweltministerium weiter zuständig. 
Ich möchte Ihnen zunächst einmal eine Zahl im 
Zusammenhang mit der Frage Elting-Mühlenbach 
nennen. Für die Überbrückung des Elting-
Mühlenbaches wird mit Kosten von 10 Millionen € 
gerechnet. 

(Beifall von der CDU) 

In diesen Brückenbaukosten sind ca. 1 Million € 
für die Beleuchtungsmöglichkeiten mittels Tages-
licht enthalten. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Das zu diesem Punkt. 

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD]) 

- Bitte? Mittels Tageslicht, 1 Million für die Schei-
ben, die da eingebaut werden. 

Nach Informationen des Ministeriums für Bauen 
und Verkehr liegt der Kostenanteil - jetzt geht es 
wieder um den Bereich Umweltschutz und Ver-
kehrssicherheitsaufkommen - bei ca. 15 % der 
Gesamtkosten des Vorhabens. Das macht insge-
samt einen Betrag von 15 bis 20 Millionen € aus.  

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Michael Vesper) 

Noch einmal in Bezug auf den Elting-Mühlenbach, 
die Brückenbaukosten, von denen ich gerade ge-
sprochen habe: Durch die Reduzierung des Brü-
ckenbauwerks von 390 Meter auf 200 Meter ge-
mäß ICAO-Richtlinie, wie seinerzeit vom MUNLV 
im Planfeststellungsverfahren gefordert, hätten 
diese Brückenbaukosten um ca. ein Drittel redu-
ziert werden können. Dies ist aus Verkehrssicher-
heitsgründen unterblieben. Insoweit sind die hier-
aus resultierenden Mehrkosten nicht dem Um-
weltschutz anzulasten. 

Die eigentliche Botschaft war: 10 Millionen €, und 
1 Million € für die Beleuchtungsmöglichkeiten. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Eine zweite 
Zusatzfrage stellt der Abgeordnete Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Mit Erlaubnis von 
Minister Wittke möchte ich Herrn Minister Linssen 
fragen, ob Sie mit mir der Auffassung sind, dass 
man dann, wenn man seitens der Landesregie-
rung Versprechungen macht, bestimmte Gelder 
des Landes auszugeben, eigentlich wissen sollte, 
woher das Geld kommt, aus welchem Haushaltsti-
tel, aus welchen Förderprogrammen, dass man 
also einen gewissen haushaltsrechtlichen Hinter-
grund haben sollte. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Linssen, bitte schön. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Kollege 
Remmel. soweit mir bekannt ist, hat Minister Witt-
ke darüber gesprochen, dass er sich gerne mit 
den Betreibern über die Mehrkosten unterhalten 
wird. Dazu ist es nicht erforderlich, dass er ganz 
genau beziffern kann, wie hoch der Betrag ist. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, weitere Zusatzfragen zur Frage 
9 liegen nicht vor. Deswegen schließe ich diese 
Frage. 

Ich rufe jetzt die 

Mündliche Anfrage 7 

der Abgeordneten Asch von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen auf: 

Zukunft der Horte in Nordrhein-Westfalen 

Die Landtagsfraktionen von CDU und FDP 
haben den Ausbau der offenen Ganztags-
schule unter Einbeziehung und schrittweiser 
Überführung der vorhandenen Hortplätze in 
der Vergangenheit stets abgelehnt. Horte 
wurden als Voraussetzung für ein „plurales 
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und differenziertes Erziehungs-, Bildungs- und 
Betreuungsangebot in NRW“ angesehen, 
deshalb seien die Horte zu erhalten und nicht 
„durch einfachere und preiswertere Angebote 
wie die offene Ganztagsschule“ zu ersetzen. 
(Siehe Antrag Drucksache 13/3947, "Horte 
erhalten"). 

Die Planung der rot-grünen Landesregierung 
sah vor, die Landesfinanzierung von Hortplät-
zen 2007 auslaufen zu lassen, einhergehend 
mit einer bedarfsgerechten Ausweitung des 
Angebots an Ganztagsgrundschulen. 

Koalitionsvertrag und Regierungserklärung 
der neuen Landesregierung machen keine 
konkreten Aussagen zur Zukunft der Horte, für 
die sich CDU und FDP in Land und Kommu-
nen im Wahlkampf zur Landtagswahl massiv 
eingesetzt haben. Stattdessen wird ein Drei-
säulenmodell der Kinderbetreuung aus Ta-
gesmüttern und -vätern, Familienzentren und 
Ganztagsschulen angekündigt. 

Beabsichtigt die Landesregierung an einer an-
teiligen Hortplatzfinanzierung durch das Land 
in dieser Wahlperiode festzuhalten? 

Mittlerweile ist Herr Minister Laschet eingetroffen. 
Ich bitte Sie nun um Beantwortung. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Vielen Dank, Herr 
Präsident. Ich möchte mich zunächst in aller Form 
entschuldigen. Der Sitzungsdienst hatte uns die 
Zeit 16:30 Uhr genannt. Ich war vor der Tür zu ei-
nem Gespräch. Das wird in Zukunft nicht mehr 
vorkommen. 

Zur Antwort: Horte leisten nach Auffassung der 
Landesregierung einen wichtigen Beitrag zur Bil-
dung, Erziehung und Betreuung. In der Vergan-
genheit hatten ca. 30.000 Kinder im gesamten 
Land das Glück, einen Hortplatz zu erhalten. Sie 
wissen, in manchen Städten gibt es lange Warte-
listen um diese Hortplätze, da sich die Horte 
durch ein intensives Betreuungsangebot aus-
zeichnen, gerade auch für Kinder mit besonderem 
Förderbedarf. 

Die offene Ganztagsschule kann bis heute noch 
nicht leisten, was Horte leisten. Das bedeutet für 
uns, dass die Horte nicht einseitig aufgekündigt 
werden und durch die offene Ganztagsschule in 
ihrer bisherigen Form ersetzt werden können. Der 
Bedarf an Horten in den verschiedenen Regionen 
Nordrhein-Westfalens ist sehr unterschiedlich. 
Deshalb wollen wir die Zukunft der Horte mit den 
Trägern erörtern. Wir legen großen Wert darauf, 

diese Gespräche zu führen. Diese haben auch 
begonnen. 

Aber die Grundaussage der alten Landesregie-
rung, dass ab 2007 Horte nicht mehr gefördert 
werden, ist nicht die Position der neuen Landes-
regierung. 

(Beifall von der CDU) 

Hier hat eine Korrektur stattgefunden. Zwingende 
Voraussetzung für die weitere Reduktion der Hor-
te ist, dass die offene Ganztagsgrundschule in ih-
rer Qualität gesteigert wird. Wir werden durch eine 
Verdoppelung der Lehrerstellenanteile zu einer 
deutlichen Verbesserung kommen. Damit kann 
eine Förderung für Kinder auf einem höheren Ni-
veau als bisher erreicht werden. Eltern werden 
sich dann nicht mehr um die hochwertige päda-
gogische Bildung sorgen müssen.  

Im Übrigen verschließt die Landesregierung nicht 
die Augen vor der Realität. In der Praxis bringen 
bereits heute viele Kommunen Hortplätze in die 
offene Ganztagsgrundschule ein. Das ist auch 
richtig so. Das soll auch die Entscheidung der 
Kommunen bleiben. Dieser Prozess wird sich 
fortsetzen. Wir werden daher mit Bedacht und 
Sorgfalt über die weiteren Perspektiven der Hort-
angebote beraten. 

Dazu gehört auch die Klärung der Frage, in wel-
cher Größenordnung in Zukunft Hortplätze vor-
gehalten werden können. Ich wage einmal die 
Prognose, dass, selbst wenn die offene Ganz-
tagsschule dieses pädagogische Angebot in sei-
ner Qualität erreicht hat, wir für ganz besondere 
Gruppe von Kindern - das ist insbesondere im In-
tegrationsbereich ein wichtiger Themenkomplex - 
auch in einem geringen Umfang Horte in Zukunft 
brauchen.  

Das Jahr kann man nicht festlegen. Aber diese 
besondere Förderung in sozialen Brennpunkten 
wird es auch in Zukunft geben, wenn die Träger, 
wenn die Kommunen das wollen. Diese Entschei-
dung liegt letztlich bei den Kommunen. Wir als 
Land werden den Kommunen nicht vorschreiben, 
wenn sie Hortplätze über 2007 hinaus bereithalten 
wollen. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Es gibt eine Zusatzfrage der Abgeordne-
ten Asch. Bitte schön. 

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Minister Laschet, in 
Ihrer Antwort sind Sie meiner Meinung nach nicht 
hinreichend konkret geworden. Ich meine, dass 
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Familien und Eltern das Recht haben, Sicherheit 
darüber zu bekommen, wie ihre Schulkinder zu-
künftig nachmittags betreut werden. 

Ich möchte Sie bitten, ganz konkret zu benennen, 
wieviel Prozent der Hortplätze im Jahr 2007 nach 
den Planungen Ihres Ministeriums in die offene 
Ganztagsschule überführt werden. Die Zahl müss-
te in Ihrem Haus bereits festliegen, weil die Kom-
munen und auch die Träger Planungen für diesen 
Zeitraum vorgenommen haben. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Die Planung liegt nicht 
bis zum Jahr 2007 fest, sondern die Kommunen 
sind in einem Prozess, für sich selbst Lösungen 
zu organisieren. Wir senden heute an die Kom-
munen das Signal, dass sie auch in Zukunft das 
Recht haben, die Hortplätze, die sie noch nicht in 
die offene Ganztagsschule eingebracht haben 
oder bei denen sie nicht die Absicht haben, sie in 
die offene Ganztagsschule einzubringen, auch 
über 2007 hinaus erhalten können. 

Im Moment sind es 2.205 Hortplätze, die einge-
bracht worden sind. Diese Zahl wird in den nächs-
ten Jahren steigen. Aber die Kommunen, die über 
2007 hinaus das noch für nötig erachten, können 
dies tun. - Frau Asch, das wird in unserem Haus 
niemand beantworten können, weil wir eben nicht 
davon ausgehen, dass die Landesregierung bes-
ser weiß, was in den Kommunen vor Ort zu ge-
schehen hat. 

(Beifall von der CDU - Zuruf von der CDU: 
Sehr gut!) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Eine weitere Zusatzfrage stellt Frau Ab-
geordnete Gödecke, SPD-Fraktion. 

Carina Gödecke (SPD): Herr Minister, das Recht 
der Kommunen, auch über das Jahr 2007 hinaus 
die Horte aufrechtzuerhalten, ist völlig unstreitig, 
und darum geht es auch gar nicht bei den Fragen. 

(Zurufe von der CDU) 

Das wirklich Spannende an Ihrer Aussage ist die 
Frage, wie die Finanzierung aussehen soll. Des-
halb frage ich Sie, ob Sie sich auch für die Lan-
desregierung über das Jahr 2007 hinaus an der 
Finanzierung der Horte beteiligen werden. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet, bitte. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Dass es unstrittig ist, 
dass es über das Jahr 2007 hinaus Horte geben 
soll, an denen sich das Land beteiligt, ist mir neu. 
Denn aus den Landtagsdebatten der letzten 
Wahlperiode geht doch hervor, dass das in der 
Tat der Streitpunkt war. Rot-Grün hat gesagt: Ab 
2007 ist Schluss. - Sie haben das hier im Landtag 
beschlossen. Und jetzt lautet die Botschaft: 2007 
ist nicht Schluss. - Das ist der Unterschied. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Summe, die bereitsteht, fließt ja mit jedem 
einzelnen Hortplatz in die offene Ganztagsschule. 
Wir sparen ja zunächst nicht allzu viel Geld da-
durch, wenn eine Kommune den Trägeranteil in 
die offene Ganztagsschule überführt, und insofern 
wird für die Kommunen, die diese Plätze noch 
nach 2007 nachfragen, auch eine Finanzierung 
garantiert werden. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Eine Zusatzfrage hat auch Frau Abgeord-
nete Schäfer, SPD-Fraktion. 

Ute Schäfer (SPD): Herr Minister Laschet, noch 
einmal zur Finanzierung, weil es an dieser Stelle 
spannend wird. Sie haben zurzeit gesagt: Wenn 
die 28.000 Hortplätze, die noch da sind, nach dem 
Wunsch der Kommunen erhalten bleiben, dann 
wird die Landesfinanzierung für jeden dieser 
Hortplätze auch über 2007 hinaus erhalten blei-
ben. Das bedeutet in toto: 42 Millionen € pro Jahr 
für diese 28.000 Hortplätze in Nordrhein-
Westfalen. 

Das heißt, die Landesregierung sichert jetzt die-
sen Kommunen den Erhalt des Landesanteils an 
der Hortfinanzierung über 2007 hinaus jährlich 
zu? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Zum einen gehe ich 
davon aus, dass es mit dieser neuen Landesre-
gierung gelingt, die Qualität der offenen Ganz-
tagsgrundschule zu verbessern. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Zum anderen gehe ich davon aus, dass uns die 
Schulministerin in zwei Jahren hier ein Konzept 
beziehungsweise ein Ergebnis vorträgt, das es 
uns erlaubt, zu sagen: Hier hat auch aufgrund der 
zusätzlichen Lehrerstellen eine deutliche Quali-
tätssteigerung stattgefunden. 
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Was wir Ihnen heute sagen, ist: 2007 ist nicht das 
Ende. - Das heißt aber nicht, dass wir bis 2020 
oder 2030 weitermachen. Ihre strikte Position, 
dass 2007 Ende ist, hat ja bei den Kommunen 
zum Teil bedeutet, dass sie ihren Anteil einge-
spart haben und dass die Qualität, die Horte auf-
weisen, in der offenen Ganztagsschule nicht wie-
derkehrt. Diese Politik hört auf. 

Also, das sind zwei Ebenen, über die wir hier 
sprechen: zum einen die Qualitätssteigerung in 
der offenen Ganztagsgrundschule - damit geht ein 
sinkender Bedarf an Hortplätzen einher -, zum 
anderen die Zusage, dass es über 2007 hinaus 
für eine begrenzte Anzahl von besonders förde-
rungswürdigen Kindern Hortplätze geben wird. 

Ich gehe nicht davon aus, Frau Kollegin Schäfer, 
dass es 2007 noch 28.000 Plätze sein werden. 
Denn viele Kommunen sagen: Wir begleiten die-
sen Prozess der Qualitätssteigerung positiv. - 
Diese Gespräche werden wir in den nächsten Ta-
gen führen, und zwar mit den Trägern, mit den 
Kommunen und denen, die daran beteiligt sind, 
also auch mit den Eltern. 

Aber die Aussage, 2007 seien wir bei null, ist nicht 
die Position dieser Landesregierung. Das ist der 
Unterschied. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nun fragt 
Frau Altenkamp von der SPD-Fraktion. 

Britta Altenkamp (SPD): Herr Minister Laschet, 
habe ich Sie gerade richtig verstanden, dass Sie 
hier zweierlei Zusagen für die Landesregierung 
gemacht haben? - Zum einen wollen Sie die Leh-
reranteile für die offene Ganztagsgrundschule 
verdoppeln, und zum anderen wollen Sie die 
Hortplätze über das Schuljahr 2007/2008 hinaus 
weiter landesseitig finanzieren, wenn die Kommu-
nen dies wollen. 

Das heißt, wir haben es mit zwei Zusagen in ei-
nem Satz von Ihnen zu tun: Es ist einerseits die 
Verdoppelung des Lehreranteils. Andererseits 
können die Kommunen, die Hortplätze weiterfüh-
ren wollen, dies weiterhin mit Landesmitteln tun. 
Habe ich Sie da gerade richtig verstanden? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet, bitte. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ja. 

(Edgar Moron [SPD]: Oh, dann müsst ihr viel 
Geld haben!) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Knappe Ant-
wort. - Dann stellt Frau Abgeordnete Beer eine 
weitere Zusatzfrage. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Minister Laschet, ich 
möchte es noch einmal nachhalten. Ist es zutref-
fend, dass Sie jetzt aktuell der Aussage aus 
Drucksache 13/3947 widersprechen? Dort heißt 
es: Ein plurales und differenziertes Erziehungs-, 
Bildungs- und Betreuungsangebot für Schulkinder 
in NRW ist allein nicht durch den Erhalt von Hor-
ten möglich. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ich widerspreche kei-
nen Drucksachen, sondern ich widerspreche der 
Position der alten Regierung, dass Schluss sei mit 
Horten. Ich sage: Sie bleiben. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau Abge-
ordnete Gödecke hat zu einer Zusatzfrage das 
Wort. 

Carina Gödecke (SPD): Herr Minister Laschet, 
da Sie eben die Frage von Frau Altenkamp so klar 
und eindeutig beantwortet und vorher dargestellt 
haben, dass es um die qualitative Weiterentwick-
lung der offenen Ganztagsgrundschulen geht, fra-
ge ich Sie, ob die Landesregierung auch den 
quantitativen Ausbau der offenen Ganztagsgrund-
schule unter den von Ihnen gerade genannten 
Kautelen weiterhin befürwortet und verwirklichen 
wird. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Die Frage des Aus-
baus der offenen Ganztagsschule ist Sache des 
Schulministeriums. Dazu wird Ihnen am besten 
Frau Kollegin Sommer antworten. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Bitte, Frau 
Sommer. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Die Antwort ist da auch sehr klar: Ja. 
Beides! 
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(Edgar Moron [SPD]: Habt ihr irgendwo ei-
nen Schatz gefunden? - Heiterkeit von SPD 
und GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nun hat Frau 
Abgeordnete Steffens von den Grünen zu einer 
Zusatzfrage das Wort. 

Barbara Steffens (GRÜNE): Herr Minister, im 
Landtagswahlkampf hat Ihr CDU-Kandidat in Mül-
heim an der Ruhr gesagt, dass eine CDU-geführte 
Landesregierung die Überführung von Hortplätzen 
in die offene Ganztagsschule stoppen würde. Ha-
be ich Sie richtig verstanden, dass Sie dem jetzt 
widersprechen und dieses Wahlversprechen, das 
in Mülheim gemacht worden ist, nicht gehalten 
wird? 

Des Weiteren hat Ihr CDU-Kandidat vor Ort ge-
sagt, es sollen alle Hortplätze, die mit Landesmit-
teln finanziert werden, erhalten werden. Habe ich 
Sie richtig verstanden, dass auch das Wahlver-
sprechen, das vor Ort gemacht worden ist, von 
Ihrem Haus nicht eingehalten wird? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Sie haben mich richtig 
verstanden, dass der Beschluss des Landtags 
und die rot-grüne Position, dass 2007 keine Lan-
desfinanzmittel mehr für Hortplätze bereitgestellt 
werden, aufgehoben wird und 2007 nicht das En-
de ist.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Zu ihrer zweiten Zusatzfrage hat Frau Ab-
geordnete Asch das Wort. 

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Minister Laschet, 
Sie haben wiederholt betont, dass Sie die Pla-
nung der alten Landesregierung, 2007 die Über-
führung der Hortfinanzierung in die offene Ganz-
tagsschule abzuschließen, nicht beibehalten wol-
len. Aber Sie haben nicht gesagt, wie lange Sie 
planen, die Horte weiter aus Landesmitteln mitzu-
finanzieren. Ich frage Sie konkret: Gibt es über 
das Jahr 2009 hinaus eine Landesfinanzierung für 
die Horte? Gibt es bis 2010 eine Bestandsgaran-
tie für Horte? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Es geht heute nicht 
um die Frage, ob es Bestandsgarantien bis weit in 
die nächste Wahlperiode hinein gibt. Das ist auch 
nicht unser Stil. Wir haben das ja heute Morgen 
mit dem Kollegen Laumann diskutiert. Es war Ihre 
Art, irgendwelche Dinge schon weit in die nächs-
ten Jahre hinein zuzusagen.  

(Beifall von der CDU) 

Es geht jetzt schlicht um die Frage, ob sich die 
Menschen, die vor Ort planen, die Kommunen, die 
Träger und die Eltern darauf verlassen können, 
dass eine Landesfinanzierung über das Jahr 2007 
hinaus erfolgt. Die Antwort darauf lautet: Ja. An-
sonsten wollen wir an der Qualität der offenen 
Ganztagsschule weiterarbeiten. Ich glaube, dass 
wir sicherlich nicht bei null landen, sondern wir 
werden eine bestimmte Zahl an Hortplätzen für 
Menschen in ganz besonderen sozialen Problem-
lagen auch für längere Zeit aufrechterhalten. Aber 
die Frage, ob das bis 2009, 2010, 2011 oder 2014 
der Fall sein wird, können wir heute nicht beant-
worten. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nun fragt 
Herr Abgeordneter Eiskirch, SPD-Fraktion. 

Thomas Eiskirch (SPD): Herr Minister Laschet, 
Ihre klare Antwort auf die Frage der Abgeordneten 
Altenkamp mit Ja und die Antwort der Ministerin 
Sommer mit Ja auf die an sie gerichtete Frage 
habe ich so verstanden, dass die Mittel, wenn 
man beide Bereiche zusammennimmt, aus Ihrer 
Sicht aufgestockt werden müssen und nicht in 
Abzug gebracht werden bei der Schulministerin. 
Ist das korrekt so? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr La-
schet, bitte. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ministerin Sommer 
wird für ihren Bereich sicherlich mitteilen, welche 
zusätzlichen Leistungen in der offenen Ganztags-
schule in den nächsten Jahren erfolgen werden.  

Ich kann für unseren Bereich sagen, dass die 
Hortplätze, die wir haben, bleiben. Entweder sie 
werden jetzt in die offene Ganztagsschule einge-
gliedert - dann sind sie aus unserem Haushalt 
verschwunden und sind bei der offenen Ganz-
tagsschule -, oder sie bleiben in dem Etat dieses 
Ministeriums. Aber der Ausbau der Lehrerstellen-
anteile in den offenen Ganztagsschulen wird ge-
währleistet durch das Schulministerium. 
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Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau Som-
mer, wollen Sie ergänzend antworten? - Bitte. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Im Grunde genommen hat der Kollege 
Laschet die Antwort bereits gegeben. Ich möchte 
mein Ja auf die Frage der Abgeordneten Alten-
kamp erklären.  

Wir sind natürlich sehr an der Ausweitung der 
Ganztagsgrundschule interessiert. Wir werden 
dazu auch Mittel bereitstellen, und zwar sowohl 
was die Ausweitung der Ganztagsgrundschule 
anbelangt, als auch was die Weiterqualifizierung 
anbelangt, weil wir glauben, dass es jetzt noch zu 
einem Vormittags- und einem Nachmittagsbereich 
kommt. Wir müssen das im Sinne der Schüler 
vernetzen, weil wir uns die Zielsetzung gegeben 
haben, den Förderbereich sehr intensiv zu ver-
stärken. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Nun hat das Wort zu einer zweiten Zu-
satzfrage Frau Abgeordnete Schäfer, SPD-
Fraktion. 

Ute Schäfer (SPD): Nach den Ausführungen von 
Herrn Minister Laschet und Frau Ministerin Som-
mer möchte ich mir bestätigen lassen, dass ich 
Sie richtig verstanden habe, Herr Minister La-
schet.  

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU - Minis-
ter Oliver Wittke: Vielleicht können wir die 
Fragen sammeln, dann können wir auf ein-
mal antworten! - Glocke) 

- Es scheint für die CDU-Fraktion immer beson-
ders spannend zu sein, wenn ich das Wort ergrei-
fe. Ich beobachte das heute schon den ganzen 
Tag.  

Ich stelle nun meine Frage: Zurzeit kosten 28.000 
Hortplätze 42 Millionen €. Habe ich Sie richtig 
verstanden, dass trotz des Konzepts des qualitati-
ven und quantitativen Ausbaus der offenen Ganz-
tagsgrundschule, das diese Landesregierung ja 
von der alten Landesregierung übernommen hat - 
also unser altes Konzept -, Herr Minister La-
schet … 

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, ich bitte Sie, der Fragestellerin 
die Möglichkeit zu geben, ihre Frage zu stellen.  

Ute Schäfer (SPD): Danke schön. - Habe ich rich-
tig verstanden, dass Herr Minister Laschet hier 

und heute versichert hat, dass, wenn sich die 
Kommunen für diese 28.000 Plätze entscheiden, 
diese 42 Millionen € neben der Förderung der of-
fenen Ganztagsgrundschule über lange Jahre 
hinweg im Etat der Landesregierung verbleiben? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet, bitte. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ich muss zugeben, 
dass ich trotz Zuhörens nicht so ganz den Duktus 
Ihrer Frage verstanden habe. Sie verwundert an-
scheinend - deshalb fragen Sie nun schon zum 
vierten oder fünften Mal nach -, dass eine Aussa-
ge, die man vor der Wahl gemacht, nachher ein-
gehalten wird. Das scheint die SPD-Fraktion  

(Beifall von der CDU) 

so zu erstaunen, dass man sich das immer wieder 
bestätigen lassen muss. Ich mache das gerne 
noch ein paar Mal, weil es ja eher zu den ange-
nehmen Aufgaben gehört, wiederholt auszufüh-
ren, welche Versprechungen man einhält. 

(Beifall von der CDU) 

Über 2007 hinaus wird es weiter Hortplätze ge-
ben. Die Frage, wie viele Plätze es sein werden, 
28.000, 25.000, 20.000 oder 15.000, kann ich 
nicht beantworten. Aber auch das ist wahrschein-
lich für Sie neu. Wir sind der Meinung, es sollen 
die Kommunen vor Ort entscheiden. Wir sollten 
uns in Düsseldorf vielleicht einmal daran gewöh-
nen, dass hier nicht alles geplant und entschieden 
wird, was die Menschen vor Ort besser wissen. 

(Lebhafter Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Als Nächste, 
meine Damen und Herren, hat Frau Abgeordnete 
Ruff-Händelkes von der SPD-Fraktion das Wort 
für eine Zusatzfrage. 

Monika Ruff-Händelkes (SPD): Herr Minister La-
schet, ich habe eine Frage bezüglich der Kommu-
nen, die ihre Hausaufgaben gemacht haben. Es 
gibt nämlich Kommunen, die sich schon für die 
nächsten vier Jahre ganz umfassend in Bezug auf 
Investitionen - das heißt: Baumaßnahmen - für die 
OGS, aber gleichzeitig auch in Bezug auf Perso-
nalentwicklung - das heißt: Wo sind die Erziehe-
rinnen und Erzieher in Zukunft tätig? - festgelegt 
haben. Sie haben ihre Planungen schon abge-
schlossen.  

Gestern bin ich gebeten worden, die Frage mitzu-
nehmen: Was ist mit den Kommunen, die alles 
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schon planmäßig in die OGS übergeleitet haben? 
Können sie noch einmal zurück, oder bleibt es 
so?  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Das kommt darauf an, 
wie weit sie mit ihren Planungen sind. Wenn es 
eine theoretische Planung ist, können sie sie na-
türlich noch revidieren. Wenn es schon Ratsbe-
schlüsse gibt und die Kommunen das übergeleitet 
haben, wird es dabei bleiben. Rückgängig ge-
macht wird nichts. Die Aussage ist lediglich: Die, 
die noch offen sind, haben die Zusage, dass es 
länger als 2007 gilt.  

(Zuruf von der CDU: Jetzt verstanden?) 

Mir haben auch einige Kommunen schon geschil-
dert, dass es zum Beispiel ländliche Regionen 
gibt, die für sich geplant haben, dass sie die Hort-
plätze komplett in eine offene Ganztagsschule 
überführen. Für sie wird sich gar nichts ändern.  

Aber es gibt andere Kommunen - wir haben das 
vor allem in den städtischen Regionen, insbeson-
dere in Köln - mit sehr vielen Hortplätzen, bei de-
nen noch Spielräume bestehen, das in der nächs-
ten Zeit zu entscheiden. Dort gibt es auch ganz 
besondere Viertel, wo es bisher ein besonderes 
Engagement der Kommune gegeben hat. Die ha-
ben die Möglichkeit, 

(Martin Börschel [SPD]: Soziale Brennpunk-
te!) 

- soziale Brennpunkte, beispielsweise -, das län-
ger als bis zum Jahre 2007 zu tun. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Als Nächster hat Herr Abgeordneter 
Remmel das Wort zu einer Zusatzfrage.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Minister La-
schet, es war auch in der Vergangenheit nie die 
Frage, Hortplätze zu fördern, wenn wir genug 
Geld gehabt hätten.  

(Zustimmung von der SPD) 

Das war immer eine Frage vor allem der Finan-
zen. Insofern ist es etwas unredlich, das in der 
Zuspitzung zwischen diesen beiden Formen so 
darzustellen. 

Ich möchte Sie aber ganz konkret fragen, was die 
gesamte Landesregierung - also nicht nur Ihr 
Haus - den Kommunen rät, die zukünftig beides 

längerfristig wollen, die sowohl Hortplätze als 
auch die neue Form der offenen Ganztagsschule 
flächendeckend einführen wollen.  

(Heiterkeit von der CDU) 

Wird die Landesregierung diesen Wünschen um-
fassend nachkommen? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Wenn Sie gestatten, 
wäre das ein Punkt, den wir in der Tat jetzt in Ge-
sprächen mit den Kommunen einmal erörtern.  

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

- Aber es ist doch jetzt wichtig, überhaupt einmal 
zu hören, wie die Kommunen auf die Zusage rea-
gieren, dass es länger als 2007 wird. In wie vielen 
Kommunen gibt es den von mir beschriebenen 
ganz besonderen Förderbedarf? Er muss sich an 
der örtlichen Situation und an den Kindern aus-
richten und kann nicht theoretisch geplant wer-
den.  

Wir müssen diese Zahl und Größenordnung ken-
nen und wissen, wie die Qualität der offenen 
Ganztagsgrundschule geworden ist. Denn das 
wissen wir ja auch noch nicht. Wir wissen nicht, 
wann sie ein Niveau erreicht hat, dass man sagen 
kann: Wir brauchen die Hortplätze nicht mehr. 
Denn wir wollen ja keine Doppelstrukturen.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Aha!) 

- Aber langsam, Frau Löhrmann. Sie haben es 
eben rein fiskalisch begründet. Sie haben, wenn 
ich die Landtagsprotokolle der Vergangenheit 
richtig gelesen habe, immer so getan, als hätte 
die offene Ganztagsschule schon die Qualität, die 
Horte haben.  

(Widerspruch von SPD und GRÜNEN) 

So haben Sie hier argumentiert. Wir haben nicht 
rein fiskalisch argumentiert.  

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Es wird auf Dauer keine Doppelstrukturen geben. 
Aber die Qualität die offenen Ganztagsschule ist 
heute noch nicht so, dass man leichtfertig sagen 
kann: 2007 ist Schluss mit Hortplätzen. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Als Nächstes hat das Wort zu einer zwei-
ten Zusatzfrage Frau Abgeordnete Steffens von 
den Grünen.  
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Barbara Steffens (GRÜNE): Meine Frage von 
eben ist eindeutig nicht von Ihnen beantwortet 
worden. Vielleicht könnten Sie doch noch einmal 
antworten und mir sagen, ob die Aussage „Die 
Überführung in die Ganztagsschule soll gestoppt 
werden“ falsch ist und ob die Aussage Ihres CDU-
Kandidaten vor Ort „Alle Plätze sollen erhalten 
werden“ falsch ist.  

Ich möchte zu Ihrem letzten Satz nachfragen: Sie 
haben gerade auf den besonderen Förderbedarf 
hingewiesen. Das heißt, wenn sich in einer Kom-
mune eine Einrichtung in einem Stadtteil befindet, 
in dem es keinen besonderen Förderbedarf gibt, 
also keine Auffälligkeiten, dann sollen die dortigen 
Hortplätze perspektivisch nicht gefördert werden. 
Verstehe ich das richtig?  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Auf den ersten Teil 
der Frage habe ich geantwortet, was die Position 
der Landesregierung ist. Ich traue Ihnen doch zu, 
zwischen der Position der Landesregierung und 
dem, was Ihnen auf irgendeiner Podiumsdiskussi-
on gesagt worden ist, eine eigene Deutung her-
beizuführen. Das ist intellektuell nicht so ganz 
schwer.  

(Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

Wir führen weiter Hortplätze in offene Ganztags-
schulen ein. Das habe ich heute die ganze Zeit 
gesagt. Insofern gilt diese Aussage auch weiter-
hin. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Wenn es keine be-
sonderen sozialen Brennpunkte gibt, braucht man 
dann noch Hortplätze? - Ich würde als Idealvor-
stellung sagen, dass wir keine Doppelstrukturen 
fördern und dass wir dann, wenn die offene Ganz-
tagsschule die Qualität erreicht hat, die Hortplätze 
nicht mehr unbedingt brauchen. 

(Widerspruch von Barbara Steffens [GRÜ-
NE]) 

- Aber Frau Steffens, diesen Spielraum braucht 
man doch. Wenn Sie heute „2007“ festlegen, be-
enden Sie etwas zu einem Stichjahr, das relativ 
nahe ist, ohne eine Antwort für die sozialen 
Brennpunkte - nebenbei auch aus Integrationsge-
sichtspunkten - zu haben. Das ist leichtfertig, und 
das haben wir heute geändert.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Zu ihrer dritten und letzten Zusatzfrage 
hat jetzt Frau Abgeordnete Asch das Wort. 

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Minister Laschet, 
Sie haben eben zweimal betont, es werde zukünf-
tig keine Doppelstrukturen geben. Das kann ja nur 
bedeuten, wenn Sie gleichzeitig die offene Ganz-
tagsschule weiter finanzieren und fördern wollen, 
dass es perspektivisch - den Zeitraum wollen oder 
können Sie uns noch nicht nennen - in Zukunft 
keine anteilige Finanzierung der Hortplätze durch 
das Land als Regelversorgung geben wird. Sie 
wollen vielmehr nur noch Hortplätze - das haben 
Sie eben gesagt - für eine kleine Gruppe von Kin-
dern mit besonderem Förderungsbedarf vorhal-
ten. Habe ich Sie hier richtig verstanden? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ja, perspektivisch ist 
das richtig. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nun hat Frau 
Abgeordnete Düker das Wort zu einer Zusatzfra-
ge. 

Monika Düker (GRÜNE): Ein Widerspruch vom 
Anfang der Fragerunde scheint mir immer noch 
nicht gelöst: Ihrer Einschätzung nach werden ei-
nerseits einige wenige Hortplätze perspektivisch 
für Sonderaufgaben - Sie nannten soziale Brenn-
punkte oder Integrationsaufgaben - übrig bleiben. 
Andererseits wollen Sie keine Doppelstrukturen. 
Das erscheint mir nach wie vor als ein Wider-
spruch.  

Deswegen lautet meine Frage: Glauben Sie, dass 
die offene Ganztagsschule - jetzt einmal nicht mit 
Stichtagen 2007, 2008, 2009, sondern wirklich 
perspektivisch gesprochen und auch einmal pä-
dagogisch bewertet - perspektivisch nicht in der 
Lage sein wird, besondere Integrationsaufgaben, 
zum Beispiel bei Migranten oder Kindern aus so-
zialen Brennpunkten, mit zu übernehmen, sodass 
wir diese Doppelstruktur dann eben nicht mehr 
haben, sondern alles in der Schule stattfindet? 
Trauen Sie das der Schule nicht zu? Oder warum 
sagen Sie weiterhin, einige wenige werden übrig 
bleiben? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 



Landtag  01.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/6 
 

 

 

412

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Eine Doppelstruktur 
liegt ja nur dann vor, wenn an zwei Orten das 
Gleiche geleistet wird. Insofern ist es kein Wider-
spruch, dass wir vielleicht irgendwann noch bei-
des haben. Denn das würde bedeuten, dass für 
bestimmte Gruppen die intensive Betreuung, die 
Sie aus Horten kennen, wenn Sie einmal mit Hor-
ten gearbeitet haben oder sie kennen gelernt ha-
ben, in dieser Form nach meiner Einschätzung 
nicht irgendwann komplett von der offenen Ganz-
tagsschule geleistet werden kann, weil es sich um 
ein ganz anderes pädagogisches Konzept han-
delt, 

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

weil der Schlüssel von Erzieherinnen und Erzie-
hern völlig anders ist und weil es sich um eine 
ganz andere Ausbildung dreht. 

Insofern glaube ich, dass es perspektivisch - wie 
die Kollegin Asch gefragt hat - einen Anteil von 
wenigen Tausend vielleicht - ich kann die Zahl 
nicht nennen, weil wir das erst identifizieren müs-
sen - geben muss, die für besondere Gruppen ei-
ne spezielle Betreuung anbieten. 

Das ist dann keine Doppelstruktur. Denn doppelt 
wäre es nur, wenn die Ganztagsschule das leisten 
könnte, was ich nicht glaube. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Zu einer Zu-
satzfrage hat Frau Abgeordnete Löhrmann das 
Wort. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Ich knüpfe an das 
Letzte an. Verstehe ich Sie richtig, dass Sie es für 
richtig halten, die Problemkinder in einer Gruppe 
zu ballen und nicht vielleicht danach zu sehen, ob 
auch in der offenen Ganztagsschule durch eine 
Steigerung der Qualität, die wir übrigens auch 
wollten, dafür gesorgt werden kann, dass jedes 
Kind in der offenen Ganztagsschule gut gefördert 
wird, wie die Ministerin es eben im Grunde auch 
gesagt hat. Sie hat ja gesagt, dass die Förderung 
in der offenen Ganztagsschule sichergestellt wer-
den soll. Das erscheint mir zwischen Ihnen beiden 
noch nicht ausdiskutiert zu sein. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Man kann das natür-
lich jetzt so formulieren, dass man eigentlich nicht 
weiß, um welches Kind es da geht und was dem 
Kind gerecht wird.  

Es will überhaupt niemand irgendetwas bündeln 
oder ballen. Selbst das beste Schulsystem auf der 
Welt wird nicht jedem Kind gerecht, das mehr 
Betreuung braucht als andere.  

Deshalb kann man doch anerkennen, dass, wenn 
ein Schulsystem es schafft, 95 %, 96 % oder 
98 % der Kinder optimal zu erziehen, und gute 
Leistungen bringt, es für 2 % einen besonderen 
Förderbedarf gibt. Dann kann man doch nicht sa-
gen, wenn man sich um die 2 % auch noch küm-
mert, die würden nun gebündelt. Diese 2 % - das 
sind meistens nicht die Stärksten und Reichsten 
der Gesellschaft - erhalten auch in Zukunft Förde-
rung. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nun hat Frau 
Gießelmann zu einer Zusatzfrage das Wort. 

Helga Gießelmann (SPD): Herr Minister, ich ha-
be Sie doch recht verstanden, dass Sie sagen, die 
Kommunen sollen selbst entscheiden, ob sie noch 
Hortplätze für diese besondere Förderung brau-
chen.  

Wir haben nun im Land auch sehr viele finanziell 
schwach ausgestattete Kommunen. Ich lebe in 
einer solchen. Deshalb lautet meine Zusatzfrage: 
Wie sieht es denn für Kommunen mit Haushalts-
sicherungskonzept aus? Dürfen die frei entschei-
den, ob sie für 4.922 € im Jahr für das Kind einen 
Hortplatz einrichten? Oder wird ihnen dann auf-
grund der Haushaltslage angeraten, die kosten-
günstigere Lösung - das sind 1.489 €, stand heute 
in der Zeitung - der offenen Ganztagsschule zu 
wählen? Ist da die Kommune wirklich frei? Ist das 
auch mit dem Kommunalminister abgeklärt? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr La-
schet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Der ist gerade nicht 
anwesend. Der müsste diese Frage eigentlich 
auch beantworten.  

Wenn ich das richtig verstehe, was die alte Lan-
desregierung gemacht hat, dann war das ja ei-
gentlich nicht so gedacht, dass die Hortplätze, die 
in die offene Ganztagsschule eingebracht werden, 
dann nur noch den Landesanteil bekommen und 
die Kommunen sich da herausziehen. Denn die 
Kommunen haben einen gewissen Anteil an der 
Finanzierung der Hortplätze. Manche Kommunen 
haben sich dann mit ihrem Anteil bei der offenen 
Ganztagsschule herausgezogen und das quasi 
auf die Eltern umgelegt. 
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Das ist schon komisch, wenn ich hier in die Rei-
hen vor mir blicke. Frau Brunn nickt „Ja“, und Sie, 
Herr Jäger, schütteln den Kopf. Einer von Ihnen 
beiden hat in diesem Fall dann Unrecht. 

Ich kann Ihnen Kommunen nennen, in denen 
nicht der volle Anteil, den man für den Hortplatz 
bezahlt hat, in die offene Ganztagsschule hinein-
gegeben worden ist. 

(Ralf Jäger [SPD]: Das ist nicht die Frage!) 

Insofern tritt die von der Kollegin gerade be-
schriebene Situation ein, dass der Platz in der of-
fenen Ganztagsschule heute für die Kommune 
billiger ist als der Hortplatz. 

Diese Frage, ob das mit der Haushaltssicherung 
vereinbar ist, muss der Innenminister beantwor-
ten. Ich denke, es ist vereinbar. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Danke 
schön. - Herr Jäger hat das Wort zu einer Zusatz-
frage. 

Ralf Jäger (SPD): Ich möchte zwei Vorbemer-
kungen machen.  

Ich habe nicht im Widerspruch zu Frau Brunn den 
Kopf geschüttelt, sondern aufgrund der Tatsache, 
wie gut Sie es schaffen, Fragen nicht zu beant-
worten, Herr Laschet. 

Die zweite Vorbemerkung: Ich habe den Besuch 
meiner Tochter im Hort nicht als Besuch einer De-
fizitbeseitigungsanstalt verstanden, sondern den 
Hort als eine pädagogisch hochwertige Einrich-
tung, die insbesondere allein erziehenden Eltern 
die Berufstätigkeit ermöglicht. 

Ich komme noch einmal zu den Kommunen mit 
Haushaltssicherungskonzept oder aber unter vor-
läufiger Haushaltsführung: Herr Laschet, es geht 
nicht um die Frage, wie Kommunen ihre bisheri-
gen bis zu zwei Drittel der Kosten betragenden 
Hortanteile im Haushalt umschichten.  

Die klare Frage - ergänzend zu dem, was Frau 
Gießelmann gefragt hat - lautet vielmehr: Sind 
diejenigen Kommunen, die in der vorläufigen 
Haushaltsführung sind, jetzt berechtigt und nicht 
mehr durch die RPs aufgefordert, die bisherigen 
Aufwendungen für den Hort in ihrer mittelfristigen 
Finanzplanung fortzuschreiben? Oder sind sie 
verpflichtet, dies - als freiwillige Leistung betrach-
tend - zu reduzieren? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Niemand hat die Hor-
te - um den ersten Teil Ihrer Frage aufzugreifen - 
als Defizitbeseitigungsanstalten betrachtet. Das 
hat hier niemand gesagt. Sie sind ein hohes … 

(Ralf Jäger [SPD]: Den Eindruck haben Sie 
aber hinterlassen!) 

- Nein, das ist doch lächerlich. Wenn sie das Ihrer 
Meinung nach wären, was Sie gerade beschrie-
ben haben, nämlich hoch qualifizierte pädagogi-
sche Angebote, die die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf garantieren, dann verstehe ich nicht, 
warum Sie 2007 damit Schluss machen wollten. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das ist ein hoch qualifiziertes Angebot mit einem 
hohen Anteil an Erzieherinnen und Erziehern, das 
die offene Ganztagsschule nicht bietet. Insofern 
ist es natürlich nicht nur eine Defizitbeseitigungs-
anstalt, wie Sie es nennen. 

(Zuruf von der SPD) 

- Nein, das habe ich auch nicht getan! - Nur diese 
intensive Betreuung brauchen wir für bestimmte 
Problemgruppen in Zukunft - wenn Sie richtig zu-
gehört haben -, wenn die offene Ganztagsschule 
die Qualität erreicht hat, die Sie gerade eben zu 
Recht beschrieben haben. 

Der zweite Teil der Frage, wie die Regierungsprä-
sidenten diesbezüglich die kommunalen Siche-
rungskonzepte behandeln, kann ich Ihnen im 
Moment nicht beantworten. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Eine zweite Zusatzfrage stellt jetzt Herr 
Abgeordneter Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Minister! Ers-
tens. Wir haben die pädagogische Qualität von 
Horten nie infrage gestellt. 

Zweitens. Politische Absicht war es, mit dem glei-
chen Geld Betreuung für mehr Kinder zu bekom-
men. Jetzt müssen wir zur Kenntnis nehmen, 
dass Sie offensichtlich mehr Geld haben, als die 
letzte Regierung das hatte, oder von irgendwo 
anders noch zusätzlich Geld herholen. Das sei 
dahingestellt. Das können wir dann während der 
Haushaltsberatung diskutieren. 

Meine ganz konkrete Frage geht in die Richtung, 
ob Sie denn schon konkrete Förderbedingungen 
festgelegt haben. Sie haben das etwas wolkig 
damit umschrieben, dass Sie sagten: Da, wo be-
sondere Förderbedarfe sind. - Das muss ja objek-
tivierbar sein, sodass sich auch alle Kommunen 
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diesen Bedingungen entsprechend stellen kön-
nen. Ist das schon irgendwo festgelegt? Wird das 
zukünftig festgelegt? In welchem Rahmen und 
wann wird das festgelegt? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Das gibt es noch 
nicht. Es wird sicherlich festgelegt. Aber dazu ist 
jetzt erst einmal das Gespräch mit den Kommu-
nen, mit den Trägern und mit allen, die bisher 
Horte unterhalten, erforderlich. Dieses Gespräch 
werden wir jetzt führen. Zum Teil haben wir damit 
schon begonnen. Heute geht es eigentlich um die 
Antwort auf die Frage der Kollegin Asch, was aus 
den Horten im Hinblick auf die Aussage im Wahl-
kampf wird und was mit dem Jahr 2007 ist. Das 
beantworte ich heute. 

Ich lege heute kein Hortkonzept bis zum Ende der 
Wahlperiode mit Kriterien und Erlassen zu einzel-
nen Förderbedingungen vor. Da möchte ich zuerst 
das hören, was mir die Kommunen aus Ihrer Situ-
ation schildern, wie viel Bedarf wir noch haben 
und in welchem Zeitraum wir das entwickeln. Das 
muss man mit Seriosität und Sorgsamkeit vorbe-
reiten. Die Botschaft heute ist nur auf die Anfrage 
der Kollegin Asch: 2007 steht nicht mehr. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Zu einer ers-
ten Zusatzfrage - das gibt es in dieser Fragestun-
de auch noch - hat Frau Abgeordnete Brunn das 
Wort. 

Anke Brunn*) (SPD): Herr Minister Laschet, ich 
habe folgende Frage: Ich habe die Debatte auf-
merksam verfolgt. Ich habe Sie so verstanden, 
dass Sie einerseits die Doppelstrukturen in die-
sem Bereich auf Dauer eigentlich nicht fortführen 
wollen, dass Sie aber andererseits einen Bedarf in 
Großstädten, in sozialen Brennpunkten bzw. in 
Stadtteilen mit besonderem Erneuerungsbedarf 
und besonderen sozialen und Wohnungsproble-
men usw. sehen - ich komme aus der Stadt Köln, 
das war eben richtig lokalisiert. Dort sollen Horte 
fortgeführt werden und diese Doppelstrukturen 
auch längerfristig erhalten bleiben. 

Damit unterscheidet sich Ihre Aussage wenn ich 
das richtig verstanden habe, eigentlich nur darin 
von der Aussage der früheren Ministerin, dass Sie 
auch dort klären wollen, in welcher Form die Lan-
desförderung fortgeführt werden soll. Denn die 
frühere Ministerin hat ja auch gesagt … 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Jetzt müssen 
Sie zu Ihrer Frage kommen, Frau Brunn. 

Anke Brunn*) (SPD): Die Frage lautet, ob Sie sich 
darüber im Klaren sind, dass der Unterschied Ih-
rer Aussage zu dem, was die frühere Ministerin 
gesagt hat, eigentlich im Wesentlichen darin be-
steht, dass Sie die Finanzierung der Horte in so-
zialen Brennpunkten und Stadtteilen mit besonde-
rem Erneuerungsbedarf mit Landesmitteln fortfüh-
ren wollen? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Noch einmal zu dem 
Wort „Doppelstruktur“: Bei Doppelstruktur klingt 
mit, dass wir etwas doppelt finanzieren, was es 
eigentlich schon gibt. Ich glaube nicht, dass wir 
heute Doppelstrukturen haben. Denn die offene 
Ganztagsschule leistet nicht das, was Horte leis-
ten - heute, am 1. September 2005. 

(Beifall von der CDU) 

Ich glaube auch, dass sie es im Jahre 2007 noch 
nicht leisten wird. Insofern fällt das Datum 2007. 
Wenn das Niveau so angestiegen ist, dass Dop-
pelstrukturen da wären, dann soll es ab diesem 
Zeitpunkt keine Doppelstrukturen geben. Dann 
soll es nur noch Förderungen in den von Ihnen 
beschriebenen sozialen Brennpunkten geben. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Danke 
schön. - Herr Abgeordneter Sichau, bitte. 

Frank Sichau (SPD): Welche Absicht haben Sie 
mittelfristig für Hortplätze in der sogenannten gro-
ßen Altersmischung in Tageseinrichtungen für 
Kinder? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ich würde ungern 
langfristige Perspektivkonzepte vortragen, son-
dern Ihnen einfach auf die Frage, die ja das The-
ma unserer Fragestunde ist, antworten, dass wir 
ab 2007 da weitermachen. Alles Weitere werden 
wir auch beantworten; aber das braucht eine et-
was größere Konzeption, als dass diese an die-
sem ersten Sitzungstag nach der Sommerpause 
genannt werden könnte. 

(Beifall von der CDU) 
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Ich weiche dem nicht aus, aber wir führen heute 
keine Grundsatzdebatte über Familienzentren, 
Kindertagesstätten und Horte. 

(Zuruf von der SPD) 

- Nein, wir debattieren nur über das Thema 2007. 
Was ist die Absicht der Landesregierung? Die Ab-
sicht ist: Horte bleiben länger erhalten. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Nun hat Frau Altenkamp zu Ihrer zweiten 
Zusatzfrage das Wort. 

Britta Altenkamp (SPD): Herr Minister, ich möch-
te zuvor bemerken, dass ich es sehr bedaure, 
dass Ihr Studium der Protokolle der Diskussionen 
um die offene Ganztagsgrundschule in diesem 
Haus dazu geführt hat, dass Sie glauben, die alte 
Landesregierung und die sie tragenden Fraktio-
nen hätten gesagt, mit den Horten sei Schluss. 
Vielleicht können Sie sich über den Lernerfolg 
solcher Dinge noch einmal mit der Kollegin Som-
mer unterhalten. 

Für mich sind noch einmal zwei Punkte wichtig. 
Sie haben vorhin gesagt, dass die Kommunen, 
die es wollen, die Horte weiterführen können, und 
dies insbesondere in solchen Bereichen wollen 
sollten, in denen es besondere Benachteiligungen 
gibt. Auch dagegen gibt es im Prinzip nichts zu 
sagen. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau Abge-
ordnete, kommen Sie bitte zu Ihrer Frage. 

Britta Altenkamp (SPD): Für mich ist die Frage: 
Wer stellt diese Bedarfe fest? Darüber hinaus 
stellt sich die Frage: Wer steuert, dass diese Ein-
richtungen, bei denen ein Bedarf festgestellt wor-
den ist, dann zukünftig Landesförderung erhalten? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Den ersten Teil dieser 
Frage habe ich schon in der Antwort auf Kollegen 
Remmel eben beantwortet,  

(Zuruf von der CDU: Richtig!) 

dass für die Definition dessen, wo dieser beson-
dere Förderbedarf besteht, noch Konzepte erar-
beitet werden müssen. Die liegen heute noch 
nicht auf dem Tisch. 

Zum Zweiten haben Sie gesagt, ich hätte die 
Landtagsprotokolle der letzten Wahlperiode falsch 
gedeutet. Nehmen Sie die Mündlichen Anfragen 
Drucksache 14/132 von heute. Darin schreibt 
Frau Kollegin Asch in der Begründung ihrer Fra-
ge: 

„Die Planung der rot-grünen Landesregierung 
sah vor, die Landesfinanzierung von Hortplät-
zen 207 auslaufen zu lassen, …“ 

Also brauche ich nichts zu interpretieren, sondern 
Sie wollten es abschaffen, und darüber diskutie-
ren wir. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen 
Dank. - Zu einer Zusatzfrage hat Herr Börschel 
von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte schön. 

Martin Börschel (SPD): Herr Minister, zunächst 
möchte ich Sie in der Analyse Ihrer bedauerlichen 
Feststellung unterstützen. Es hat in der Tat Kom-
munen geben, die die Überführung der Landes-
förderung von den Hortplätzen in die offene Ganz-
tagsschule genutzt haben, um ihre Haushalte zu 
konsolidieren. Das war beispielsweise auch in 
Köln bis zur letzten Kommunalwahl der Fall und 
sehr bedauerlich. 

Wie wollen Sie die beiden dargestellten Ziele ü-
bereinander bringen, einerseits in sozialen Brenn-
punkten beziehungsweise in Stadtteilen mit be-
sonderem Erneuerungsbedarf weiterhin eine be-
sondere Förderung durch das Land zu gewähren, 
andererseits aber Doppelstrukturen zu vermei-
den? Für dieses Beispiel haben Sie ebenfalls die 
Stadt Köln angesprochen, dass man vor Ort in der 
Überführung der Hortplätze in die offene Ganz-
tagsschule sehr weit ist. Das heißt, hier kommt 
man zu dem von Ihnen dargestellten Problem, 
dass Sie auf der einen Seite nur die Horte weiter 
fördern wollen - so habe ich es jedenfalls verstan-
den -, dadurch aber eine Doppelstruktur, die Sie 
eigentlich vermeiden wollen, statuieren und festi-
gen.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ich muss zugeben, ich 
habe den Duktus Ihrer Frage nicht ganz verstan-
den. Es ist doch relativ klar beschrieben, was 
Doppelstrukturen sind. Wenn die Stadt Köln weit-
gehend dabei ist, die Hortplätze in die offene 
Ganztagsschule zu überführen und die Qualität zu 
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sichern, wird die Stadt Köln durch niemanden 
daran gehindert werden.  

Nur: Vielleicht stellt man in dem Prozess fest - ich 
glaube, in Köln gibt es ca. 6.000 Hortplätze -, 
dass unter den 6.000 Plätzen am Ende ein paar 
sind, die durch die offene Ganztagsgrundschule 
nicht abgesichert sind und für die man in diesem 
oder jenem Stadtteil, den ich in Köln jetzt nicht 
aus dem Stegreif nennen kann, Bedarf hat. - Über 
diese Fragen werden wir dann mit den Kommu-
nen, mit den Trägern sprechen, und dann auch zu 
Kriterien kommen. 

(Zuruf von Martin Börschel [SPD]) 

- Ich hatte eben schon einmal versucht zu erklä-
ren, dass ich es nicht als Doppelstruktur empfin-
de, wenn es dann noch Horte für etwas gibt, was 
die offene Ganztagsgrundschule nicht leisten 
kann. Dann stellt man keine Doppelförderung dar, 
sondern dann ist das für diese eine Zielgruppe die 
einzige Förderung, die, man bereitstellt. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Zu seiner 
zweiten und damit letzten Zusatzfrage hat Herr 
Jäger das Wort. 

Ralf Jäger (SPD): Herr Vizepräsident, ich darf Sie 
korrigieren: Es ist meine erste Zusatzfrage. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nein, es ist 
die zweite. Ich darf Sie da korrigieren. Sie haben 
eben sogar zwei Vorbemerkungen gemacht. 

Ralf Jäger (SPD): Sie passen auf; ich merke das.  

Herr Laschet, jetzt habe ich Sie verstanden. Zu-
künftig werden in einigen wenigen Ausnahmefäl-
len Horte bestehen bleiben, wenn zum Einen die 
offene Ganztagsschule die notwendige Qualität 
noch nicht erreicht hat, zum Zweiten ein besonde-
rer Förderbedarf vorliegt und zum Dritten das in 
ein Konzept passt, das noch zu erarbeiten ist.  

Als Duisburger Landtagsabgeordneter, einer Stadt 
unter vorläufiger Haushaltsführung, habe ich fol-
gende konkrete Frage: Darf ich die frohe Kunde 
von Ihnen mitnehmen, dass, der Finanzierungsan-
teil der Kommune über 2007 hinaus für Horte in 
Duisburg aufgewandt werden darf, die zukünftig 
diese drei Bedingungen, die Sie formuliert haben, 
erfüllen? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet, bitte. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Vielleicht liegt es an 

mir, dass ich nicht immer jedes Detail Ihrer Frage 
verstehe. Die Aussage war doch relativ klar. Ich 
bin froh, dass Sie bei den ersten drei Punkten 
nach vielen Fragen die Aussage verstanden ha-
ben. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist auch ein Erfolg einer solchen Fragestun-
de, wenn man am Ende sagt: Jetzt habe ich es 
verstanden. Ich gebe zu, dass ich Ihren letzten 
Teil nicht verstanden habe. Über 2007 hinaus wol-
len wir als Land den Kommunen in den beschrie-
benen Brennpunkten weiterhin helfen, Hortplätze 
aufrechtzuerhalten. Das ist die Aussage. 

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD]) 

- Nein, ich habe nichts anderes gesagt. Zum 
Thema Haushaltssicherungskonzepte  

(Ralf Jäger [SPD]: Vorläufige Haushaltsfüh-
rung ist etwas anderes!) 

- das ist mir schon klar - habe ich gesagt, dass 
diese Frage mit der Kommunalaufsicht und mit 
dem Regierungspräsidium besprochen werden 
muss. Eben habe ich schon gesagt, dass ich dar-
auf keine Antwort geben kann. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, ich kann Sie beruhigen. Von 
dieser Fragestunde wird es ein Wortprotokoll ge-
ben. Man kann alles nachlesen. Man braucht sich 
also nichts bestätigen zu lassen, sondern alles ist 
nachlesbar und verwendbar. - Frau Löhrmann hat 
zu ihrer zweiten Zusatzfrage das Wort. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Ich stelle zunächst 
fest, dass unsere Frage dazu geführt hat, dass 
Sie kurzfristig etwas aufgeweicht haben, aber 
langfristig noch kein Konzept vorgelegt haben, wie 
Sie genau vorgehen wollen. Das genau wäre aber 
interessant für die Öffentlichkeit. 

Herr Laschet, aufgrund Ihrer gestrigen Pressemit-
teilung habe ich schon Anrufe von kommunalen 
Trägern bekommen. Können Sie sich vorstellen, 
dass Ihre Ankündigung, die Sie als Erfolg verste-
hen, vor Ort dazu führt, möglicherweise Pla-
nungsprozesse, die beispielsweise mit Qualitäts-
entwicklung sinnvoll angelegt sind, zu konterkarie-
ren, weil die Leute meinen, der klare Schnitt war 
richtig, weil wir gerade so Doppelstrukturen ver-
hindern, die Sie offensichtlich auch verhindern 
wollen? 
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Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Erstens. Wenn Sie ein 
langfristiges Konzept erwarten, gehört es zum gu-
ten Brauch, so etwas parlamentarisch zu beraten 
und das nicht in Form einer Mündlichen Anfrage 
auf Zuruf, mit Zwischenfragen und Zusatzfragen 
mitzuteilen, sondern sich in den Ausschüssen 
sorgsam damit zu beschäftigen, wie das Konzept 
aussieht. Das wird auch stattfinden. 

(Beifall von der CDU) 

Zweitens. Ich kann mir das, was Sie beschreiben, 
nicht vorstellen, dass nämlich eine Kommune ein 
Konzept entwickelt, Qualitätsstandards festgelegt, 
viel Energie und Zeit in eine Überführung in eine 
offene Ganztagsschule investiert hat und plötzlich 
mit einem Schlag sagt: All unsere Arbeit ist sinn-
los; wir haben schlechte Arbeit geleistet. Ich glau-
be, wenn eine Kommune diesen Qualitätsstan-
dard geplant und erreicht hat, wird sie auch bei 
diesem Weg bleiben. Aber es gibt andere Kom-
munen, die zur Abschaffung der Horte nicht kom-
plett Ja sagen konnten, weil sie in ihren Städten 
besondere Probleme haben. Diese Kommunen 
haben sich sicher über die Pressemitteilung von 
gestern gefreut. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Der Abge-
ordnete Börschel hat zu seiner zweiten und letz-
ten Zusatzfrage das Wort. 

Martin Börschel (SPD): Auch ich bemühe mich ja 
um kontinuierliches Verstehen. Insofern will ich 
versuchen, das hier noch einmal zu beweisen.  

Von daher frage ich Sie, Herr Minister: Wird die 
Landesregierung bezogen auf soziale Brennpunk-
te bzw. Stadtteile mit besonderem Erneuerungs-
bedarf und auf den Zeitraum ab dem Jahr 2007 
also nur Horte fördern und nicht beispielsweise 
die Verbesserung des Betreuungsschlüssels in 
der offenen Ganztagsschule? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Nein, das haben Sie 
falsch verstanden. Über den Betreuungsschlüssel 
in offenen Ganztagsschulen habe ich hier keine 
Silbe verloren. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Das wäre 
wahrscheinlich auch die Zuständigkeit von Frau 
Kollegin Sommer. - Meine sehr geehrten Damen 
und Herren, Sie werden es nicht für möglich hal-
ten; es gibt aber keine weiteren Zusatzfragen. 

Auch unter Abzug des Geschäftsordnungsbei-
trags von Herrn Remmel haben wir die 
60 Minuten überschritten. Von daher ist die Fra-
gestunde jetzt beendet.  

Ich frage Sie nun, ob Sie die nicht beantworteten 
Anfragen schriftlich oder zu Beginn der nächsten 
Fragestunde mündlich beantwortet bekommen 
möchten. 

Wie sollen wir mit der Mündlichen Anfrage 8 - 
Mit Vielfalt umgehen - von Frau Abgeordneter 
Schäfer verfahren? 

(Ute Schäfer [SPD]: Mündlich!) 

- In der nächsten Plenarsitzung mündlich.  

Die Mündliche Anfrage 9 ist bereits beantwortet 
worden. 

Damit sind wir bei der Mündlichen Anfrage 10 
von Herrn Abgeordneten Johannes Remmel. Herr 
Remmel? 

(Zurufe: Er ist nicht da! - Wenn er nicht da 
ist, wird sie gar nicht beantwortet!) 

- Er ist im Moment nicht da. Das werden wir nach-
träglich klären.∗∗) 

Die Mündliche Anfrage 11 von Frau Abgeordne-
ter Beer? 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Mündlich!) 

- In der nächsten Plenarsitzung mündlich.  

Die Mündliche Anfrage 12 des Abgeordneten 
Vesper soll schriftlich beantwortet werden, habe 
ich mir sagen lassen. (Siehe Anlage) 

Die Mündliche Anfrage 13 ist zurückgezogen 
worden. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am En-
de der Fragestunde und kommen zu: 

8 Offenen Ganztag an allen Schulformen der 
Sekundarstufe I einrichten 

                                                      
∗∗) Abg. Remmel bittet nachträglich um schriftliche 
     Beantwortung. (Siehe Anlage) 
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Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/119 

Ich eröffne die Beratung. - Das Wort hat zunächst 
Frau Abgeordnete Hendricks für die Antragstelle-
rin. 

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wissensvermittlung, Per-
sönlichkeitsbildung und Vermittlung von Hand-
lungsfähigkeit sind Aufgabe der Schule. Ganz-
tagsangebote können dieses völlig unstrittig errei-
chen. Wenn wir gute Ganztagsangebote haben, 
können wir auf diese Art und Weise auch errei-
chen - diese Diskussion haben wir gerade ge-
führt -, dass die Qualität der nordrhein-
westfälischen Schulen verbessert wird. 

Ganztagsangebote bieten mehr Raum und mehr 
Zeit, um auch individuell auf Kinder einzugehen, 
sie zu fördern und ihre Potenziale zu entdecken, 
aber auch erzieherische Chancen zu nutzen. Die-
se Einschätzung von Ganztagsangeboten wird 
nicht nur von Ihnen, meine Damen und Herren 
von der CDU, wie man aus Ihren Papieren lesen 
kann, geteilt, sondern zum Beispiel auch vom 
Bundesverband der Arbeitgeber. Was hindert uns 
also daran, die Fortsetzung sinnvoller Ganztags-
angebote für alle Schulformen der Sekundarstu-
fe I in Nordrhein-Westfalen anzugehen? 

NRW nimmt derzeit einen Spitzenplatz unter den 
Bundesländern im Bereich der Betreuung von 
Kindern ein. Mit der offenen Ganztagsschule wur-
de ein Erfolgskonzept umgesetzt, auch wenn es 
weiterentwickelt werden muss. Wir haben das ja 
gerade eben sehr deutlich diskutiert. 

Dieses Erfolgskonzept bedeutet aber auch die 
Zusammenführung von Schule und Jugendhilfe, 
die Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe 
vor Ort. Ich finde es ausgesprochen schade, ja 
geradezu unverständlich, dass die beiden Res-
sorts Schule und Jugend im administrativen Be-
reich wieder getrennt wurden und damit das be-
gonnene Umdenken bei den beteiligten Professi-
onen unnötig behindert wird, zumal viele Kommu-
nen, die gerade in den letzten Jahren ebenfalls 
angefangen haben, eine Vernetzung dieser bei-
den Bereiche zu beginnen, das Schulamt und das 
Jugendamt in den letzten Jahren zusammenge-
legt haben. Angestrebte positive Effekte dieser 
Zusammenarbeit lassen sich bereits jetzt feststel-
len. 

Die große Zahl der Kommunen und Kreise, die 
sich an diesem Konzept der offenen Ganztags-

schule beteiligen, und zwar über die Parteigren-
zen hinweg, ist eindrucksvoll. 

Weil Sie, meine Damen und Herren von der CDU, 
im Wahlkampf gegen die offene Ganztagsschule 
gewettert und sie als eine Mogelpackung be-
zeichnet haben, freuen wir uns ganz besonders, 
dass Sie dieses Konzept nun auf die Hauptschule 
nach dem Motto: „Was sinnvoll und gut ist, setzt 
sich durch“ übertragen wollen. 

(Zuruf von der CDU: Wir machen es besser!) 

- Wir freuen uns, wenn Sie das besser machen. 
Wir stellen aber einfach fest, dass Sie unser Kon-
zept fortschreiben. 

Es freut uns auch, dass Sie damit ein sozialde-
mokratisches Prinzip anwenden. Chancengleich-
heit bedeutet nicht unbedingt, alle gleich zu be-
handeln. Wer zu einer gedeihlichen Entwicklung 
mehr Unterstützung benötigt als andere, muss 
diese auch erhalten. 

In diesem konkreten Fall ist das Prinzip freilich 
falsch angewandt. Die Ausweitung der Ganztags-
angebote zunächst im Wesentlichen auf die 
Hauptschule zu beschränken ist eigentlich unver-
antwortlich. Wenn der ganztägige Unterricht ganz 
überwiegend dort eingeführt oder ausgebaut wird, 
wo eine zugegebenermaßen schwierige Schüler-
schaft anzutreffen ist, erweisen wir dem Ganz-
tagsprojekt einen Bärendienst. Wir konterkarieren 
das Anliegen und die Chancen, die im Ganztags-
angebot liegen, und beschwören übrigens wieder 
eine deutsche Debatte hervor. Mit dieser Schlag-
seite wird die Ganztagsschule, absichtlich oder 
unabsichtlich, wieder dort angesiedelt, wo wir sie 
nach Pisa und nach dem Vergleich der Schulsys-
teme anderer Staaten mühsam herausgeholt ha-
ben: aus der Schmuddelecke für jene Kinder und 
Jugendlichen, die wir benachteiligt nennen, die 
Defizite haben und die einen besonderen Förder-
bedarf erkennen lassen. 

Ganztagsschule für die Schwierigen also? Nein, 
meine Damen und Herren, die Antwort kann nicht 
so lauten. Ich glaube auch nicht, dass Sie dies 
wirklich wollen, meine Damen und Herren von den 
Regierungsfraktionen. Gerade das darf die Ganz-
tagsschule nämlich nicht sein. Die durchschnittlich 
oder überdurchschnittlich begabten Schüler ins-
besondere aus bildungsfernen Schichten bedür-
fen ebenso der intensiven Förderung wie die 
Schüler mit weniger guten Voraussetzungen. Das 
Gleiche gilt für die besonders leistungsstarken 
Schüler und Schülerinnen, die in Deutschland ja 
ebenfalls, gelinde gesagt, unzureichend gefördert 
werden. 
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Deshalb kann die Forderung nur lauten: Ganz-
tagsangebote für alle Schüler und Schülerinnen in 
Nordrhein-Westfalen. Dazu brauche ich nicht 
einmal nur soziale Argumente anzuführen. Das ist 
ganz schlicht eine Frage der Effizienz und des 
Überlebens unserer Gesellschaft. Fakt ist: In kei-
ner Schulform neben der Gesamtschule - und wir 
hoffen sehr, dass Sie nicht etwa die Ganztagszu-
schläge für die Gesamtschule abbauen, um sie 
dann anschließend in der Hauptschule einzuset-
zen - gibt es so viele Ganztagsangebote wie in 
der Hauptschule: 147 Ganztagsschulen von 
735 Hauptschulen. An weiteren 304 Hauptschulen 
werden bereits Förder- und Betreuungsangebote 
im Nachmittagsbereich finanziell unterstützt. Das 
heißt: An zwei Dritteln der nordrhein-westfälischen 
Hauptschulen gibt es bereits Ganztagsangebote. 
Das ist auch gut so und muss auch durchaus 
noch erheblich ausgebaut werden. 

Anders dagegen sieht die Situation an den Gym-
nasien und an den Realschulen aus, bei denen 
kein flächendeckendes Ganztagsangebot im Land 
existiert. Angebote sind nur dort entstanden, wo 
Schulen, Eltern und Kommunen frühzeitig Bedarf 
analysiert und sich um Lösungsansätze vor Ort 
bemüht haben.  

Damit wird deutlich, dass keineswegs, wie es 
Frau Ministerin Sommer kürzlich formuliert hat, 
die Hauptschule eine vergessene Schulform ist. 
Sie ist, Frau Ministerin, in den letzten Jahren von 
der Landesregierung ausgesprochen gut bedacht 
worden: 1.100 Stellen für Integrationshilfe, sozial-
pädagogische Fachkräfte im Umfang von 250 
Stellen aus dem Zeitbudget, 60 Projekte für schul-
müde Jugendliche, die durch das Land gefördert 
werden, das BUS-Konzept, das außerordentlich 
erfolgreich war und das Sie, wie ich vermute, 
wahrscheinlich fortsetzen wollen.  

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Nein, meine Damen und Herren, was jetzt fehlt, 
sind Ganztagsangebote in allen Schulformen der 
Sekundarstufe I; denn die bestehenden decken 
den Bedarf nicht. Ganztagsangebote machen in 
allen allgemein bildenden Schulen Sinn. Aus fami-
lienpolitischen Gründen kann man die Schulfor-
men der Sekundarstufe I eben einfach nicht un-
terschiedlich behandeln.  

Wir brauchen Verlässlichkeit in den Angeboten. 
Wir brauchen Planungssicherheit für die Eltern. 
Deshalb müssen hier zeitnah Angebote in allen 
Schulformen entstehen.  

(Michael Solf [CDU]: Wissen Sie nicht, was 
hier früher gewesen ist, dass nämlich sämtli-

che Anträge von uns abgelehnt worden 
sind?) 

Die Generation der Kinder, die heute in der OGS 
ist, und deren Eltern benötigen eine Fortsetzung 
der Ganztagsangebote nach dem Wechsel in die 
weiterführende Schule. Ich denke, Sie sind ange-
treten, um es besser zu machen.  

(Michael Solf [CDU]: Das machen wir doch!) 

Dann können wir uns doch jetzt gleich auch mal 
über Ihre Anträge unterhalten, die mit unserem 
relativ deckungsgleich sind, und dann würde ich 
mir wünschen, dass wir auf diese Art und Weise 
im Sinne der Kinder konstruktiv weiterarbeiten.  

(Beifall von der SPD) 

Ganztagsangebote in den weiterführenden Schu-
len sind einfach notwendig, und das Wahlverhal-
ten der Eltern zeigt, dass sie nachgefragt werden.  

Ich zitiere hier aus der Webseite von Herrn Dr. 
Linssen, der dort den Antrag der CDU-Fraktion 
aus der letzten Legislaturperiode zum Thema 
„Ganztag“ veröffentlicht hat.  

Da wird gefordert, in der Bildungspolitik die Ganz-
tagsschule für alle Schulformen zu fördern, lan-
desweit die Ganztagsschulen für die Sekundarstu-
fe I und -man höre - II einzuführen und sie in je-
dem Kreis, in jeder kreisfreien Stadt, in jeder 
Schulform zur Verfügung zu stellen, Antragsver-
fahren zu schaffen, mit denen die Eltern die Ein-
richtung der Ganztagsschule durchsetzen können, 
und - last but not least - umgehend curriculare 
und rechtliche Rahmenbedingungen für die Ein-
führung der Ganztagsschule zu schaffen. - Also 
wir sind doch gar nicht so weit auseinander.  

Mit anderen Worten: Sie haben jetzt die Chance, 
endlich das umzusetzen, was Sie wollten. Und wir 
helfen Ihnen dabei, dieses auch zu tun. Wir wis-
sen alle, dass man nicht alles auf einmal errei-
chen kann. Nicht nur finanziell, sondern auch or-
ganisatorisch brauchen grundlegende Entwick-
lungen wie die Einführung von Ganztagsangebo-
ten eine gewisse Zeit. Die vorherige Regierung 
hat die Entwicklung sehr erfolgreich angescho-
ben.  

(Lachen von der CDU) 

Sie sind jetzt gefordert, dieses erfolgreiche Modell 
in unserem Sinne fortzuführen. Nichts anderes 
wollen wir mit unserem Antrag erreichen. Bei so 
viel Einmütigkeit dürfte es doch kein Hindernis 
geben, unserem Antrag zuzustimmen; denn Sie 
und wir wollen nichts anderes als das Wohl der 
Kinder in NRW.  
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(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Hendricks. - Als nächste Rednerin 
hat für die CDU-Fraktion die Kollegin Doppmeier 
das Wort.  

Ursula Doppmeier (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen 
wir doch einmal die letzten zehn Jahre der schul-
politischen Entwicklung Revue passieren. Ich 
glaube, wir alle erkennen dann: Es gibt keinen 
Grund zu applaudieren. Unter Rot-Grün wurden 
hier Weichen gestellt, die in keiner Weise der 
Kompetenzförderung der Schüler und Schülerin-
nen unseres Landes dienten.  

Nehmen Sie doch einmal - erinnern Sie sich? - die 
Abschaffung der Ziffernnoten von Klasse 1 bis 3, 
die Abschaffung der Kopfnoten, die drastische 
Reduzierung der Klassenarbeiten, die Reduzie-
rung der Diktate zum Einüben der Rechtschrei-
bung, ständiges Umformulieren der Versetzungs-
ordnung.  

Meine Damen und Herren, diese Liste könnte ich 
noch stundenlang fortführen, da ich selber 21 Jah-
re lang Realschullehrerin war und dieses miterle-
ben musste.  

In den vergangenen Jahren musste ich miterle-
ben, wie von Ihnen, nämlich von Rot-Grün, die 
Leistungsanforderungen kontinuierlich herunter-
geschraubt und die Lernbedingungen durch große 
Klassen, zu wenig Lehrer und dadurch gehäuft 
auftretendem Unterrichtsausfall immer schlechter 
wurden. Warnungen unsererseits wurden von Ih-
nen immer in den Wind geschlagen.  

Das änderte sich allerdings dann, als Sie durch 
die unterschiedlichen Studien - TIMSS, Pisa I, Ig-
lu, Pisa II - den Spiegel für ihr schulpolitisches 
Versagen vorgehalten bekamen. Ja, schulpoliti-
sches Versagen - genau das meine ich. Die Er-
gebnisse bei Pisa waren für uns hier in Nordrhein-
Westfalen katastrophal, im wahrsten Sinne des 
Wortes niederschmetternd.  

Und wer war schuld? Doch wohl nicht die Schüler 
und Schülerinnen aus Nordrhein-Westfalen?! 
Denn sie sind auch nicht dümmer und leistungs-
schwächer als anderswo im Land, auch wenn 
Stoiber das manchmal anzweifelt. Unsere Kinder 
sind genauso klug und leistungsfähig wie Kinder 
in Bayern und Baden-Württemberg. Wir werden 
Ihnen dieses durch unsere schulpolitischen Wei-
chenstellungen beweisen.  

Die Weichenstellungen in den letzten Jahren un-
ter Ihrer Regie haben nicht dazu geführt, die indi-
viduellen Fähigkeiten und Fertigkeiten der Kinder 
zu fördern, ihnen eine Chance zur Entwicklung 
eigenständiger und eigenverantwortlicher Persön-
lichkeit zu geben, wie Sie in Ihrem Antrag fordern. 
Nein, im Gegenteil: Sie haben zur Gleichmache-
rei, zum Unterlaufen des Leistungsgedankens und 
zur Benachteilung der Kinder aus bildungsfernen 
Elternhäusern geführt. 

Unsere Schulpolitik wird nicht mehr bestimmt sein 
durch Ideologien, sondern wir stellen das Wohl 
des Kindes an erste Stelle. Wir wissen: Kinder 
sind sehr unterschiedlich, sowohl in den intellek-
tuellen Fähigkeiten wie auch in der emotionalen 
Entwicklung. Darauf muss sich Schule der Zukunft 
einstellen.  

Das heißt, wir brauchen individuelle Förderkon-
zepte, die sowohl den Leistungsschwachen ge-
recht werden, die aber auch Angebote für die 
Leistungsstarken darstellen, um deren Kompetenz 
weiter zu fördern. Nur so können wir im globalen 
Wettbewerb der Wissensgesellschaft wieder auf 
den vorderen Plätzen mitspielen, und das muss 
doch unser aller Ziel sein.  

Lassen Sie mich zu Ihrem Antrag kommen: Wir 
haben in NRW seit dem Schuljahr 2000/2001 die 
ersten offenen Ganztagsgrundschulen. Ihre Zahl 
stieg und steigt ständig, und sie stellen sicherlich 
ein Angebot dar, welches von Eltern viel nachge-
fragt wird. Somit ist ein entsprechender Bedarf 
vorhanden.  

Das bedeutet aber noch lange nicht, dass da-
durch gleichzeitig die pädagogische Qualität die-
ses Angebots hervorragend ist. Dort setzt unsere 
Kritik an. Ganztagsschule darf nicht das Verwah-
ren der Kinder zum Schwerpunkt haben, wie es 
bei der rot-grünen Regierung mit ihrem Schwer-
punkt auf dem Betreuungsaspekt der Fall war; 
sondern der Schwerpunkt muss die Kompetenz-
förderung sein. 

- Wir alle kennen die unterschiedlichen Bedin-
gungen der Ganztagsschule.  

- Wir brauchen kompetentes, qualifiziertes Per-
sonal. Damit meine ich Sozialpädagogen, Er-
zieher und Lehrer.  

- Wir brauchen geeignete Räumlichkeiten, um 
ausreichend Platz für eine individuelle Förde-
rung anbieten zu können.  

- Wir brauchen ein gemeinsames Mittagessen 
von Schülern und pädagogischen Kräften, 
wobei der Schwerpunkt auf Erziehung und 
gesunder Ernährung liegt.  
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- Wir brauchen die Entwicklung eines einheitli-
chen Konzepts zwischen allen Beteiligten, 
welches vor allen Dingen auf die Situation der 
einzelnen Schule in ihrem sozio-kulturellen 
Umfeld eingehen muss.  

 Wir brauchen eine gute materielle Ausstat-
tung, wobei vor allen Dingen die kindgerech-
ten Materialien wichtig sind, um differenziert 
fördern zu können.  

- Wichtig sind außerdem klare Organisations-
strukturen. Es müssen Möglichkeiten geschaf-
fen werden, die auch außerschulischen Grup-
pen, zum Beispiel Sportvereinen und derglei-
chen, und den Eltern die Chance geben, ihr 
Know-how einzubringen und ihre Kompeten-
zen hinzuzufügen. 

Pisa hat uns die Bildungs- und Erziehungsdefizite 
aufgezeigt. Erst kürzlich, am 25. August, titelte die 
„Rheinische Post“: Schulstudie gibt Nordrhein-
Westfalen eine fünf. Bei diesem Bundesländer-
vergleich in Sachen Bildungspolitik haben Nord-
rhein-Westfalen und somit die abgewählte rot-
grüne Landesregierung erneut schlecht abge-
schnitten. Nordrhein-Westfalen kommt lediglich 
auf Platz 11 der Rangliste. Vorne liegen wieder 
Bayern, Baden-Württemberg und Sachsen. 

Einer der Autoren dieser Studie erklärte dazu, in 
den unionsgeführten Ländern werde der Leis-
tungsgedanke im Bildungswesen stärker betont. 
Weiterhin sagte er: In keinem der anderen Bun-
desländer ist die Betreuung an den Schulen so 
schlecht wie in Nordrhein-Westfalen. Was hörten 
wir dann? Der Rat der Forscher ist: mehr Kontrol-
le, mehr Wettbewerb, klare Standards im Schul-
wesen und deren Einhaltung durch eine Art Schul-
TÜV regelmäßig überprüfen. Genau das werden 
wir tun. 

Unser Ziel ist es somit, die Schulen zu Häusern 
des Lernens zu entwickeln, wo Kinder positiv an 
Schulen gebunden werden, wo sie sich mit ihrer 
Schule identifizieren, um damit negativen Verhal-
tensaspekten entgegenzuwirken, wo das Grup-
penzugehörigkeitsgefühl durch gemeinsames Er-
leben gesteigert wird, wo Schüler ein möglichst 
breites Angebot an sinnvollen Freizeitbeschäfti-
gungen bekommen, wo Migranten gerade im 
Ganztag durch Lehrer förderliche Bedingungen 
und eine sprachreiche Umgebung finden, die in 
ihren häuslichen Strukturen häufig nicht gegeben 
ist. 

Daher werden wir den ersten Schritt tun und die 
Hauptschulen gerade als Konsequenz aus Pisa in 
den Ganztag überführen. Hauptschulen waren bei 
Ihnen immer das Stiefkind. Wir werden dies än-

dern. Wir werden detaillierte Konzepte auf real fi-
nanzierbarer Basis mit kompetentem Personal 
aufbauen und keine Billiglösung übers Knie bre-
chen. Es geht nicht um Verwahrung, sondern - ich 
sage es noch einmal - um die Kompetenzförde-
rung bei unseren Kindern. 

Sie sehen, wir haben uns ein großes Ziel vorge-
nommen, welches wir schrittweise und überlegt 
angehen und auch erreichen werden. Wir freuen 
uns auf die Diskussion mit Ihnen im Ausschuss. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Doppmeier. - Als nächste Rednerin 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die 
Kollegin Beer das Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, speziell Frau Dopp-
meier! In vielen offenen Ganztagsschulen schei-
nen Sie in der letzten Zeit nicht gewesen zu sein, 
sonst würden Sie die Arbeit der Lehrer und Lehre-
rinnen und auch die multiprofessionelle Zusam-
menarbeit dort nicht als Verwahren bezeichnen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie haben zwar inzwischen manche Begriffe sehr 
schön übernommen, zum Beispiel Häuser des 
Lernens, aber Sie müssen sich schon entschei-
den, was Sie wollen - eine sozialräumliche Auf-
stellung mit entsprechender Verankerung der 
Schulen oder die Auflösung der Grundschulbezir-
ke. Bitte klären Sie das für sich. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die Ganztagsgrundschule, der Dreiklang von Bil-
dung, Erziehung und Betreuung, ist von den El-
tern gewollt. Das zeigt der Zuspruch zur offenen 
Ganztagsschule und die rasante Entwicklung, die 
Rot-Grün entscheidend durch die Investitionsmit-
tel des Bundes und die hundertprozentige Durch-
leitung auf der nordrhein-westfälischen Ebene auf 
den Weg gebracht hat. Das sieht in CDU-
regierten Ländern allerdings ganz anders aus. 
Dort sind die Mittel zurückgehalten oder gar nicht 
richtig verwendet worden. 

Sie haben sich kulturell mit dem Ganztag immer 
schwer getan. Es ist noch gar nicht so lange her, 
da wurden Mütter und Väter als Rabeneltern be-
zeichnet, wenn ihre Kinder Ganztagsschulen be-
sucht haben. Sie haben sich kulturell also doch 
ein Stückchen bewegt und entwickelt. - Herzlichen 
Glückwunsch. 
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Sie haben durchaus eine Kehrtwende vollzogen in 
der Bewertung der offenen Ganztagsschule, die 
Sie vor den Wahlen grundsätzlich verteufelt ha-
ben. Als Regierung bauen Sie nun gerne auf die-
sem Erfolgsmodell auf.  

Wir Grünen haben dies von Anfang an sehr deut-
lich als Einstiegsmodell bezeichnet. Wir haben 
sehr viele Ideen dazu vorgetragen, wie es weiter-
zuentwickeln ist.  

Viele Schulen haben sich auf den Weg gemacht, 
gerade die Vernetzung zwischen Vormittag und 
Nachmittag herzustellen und Fragen der Gesund-
heitsförderung aufzunehmen. Wir sind der Mei-
nung, dass zusätzlich auch Sonderpädagogen, 
Sonderpädagoginnen und vor allen Dingen auch 
weitere Sozialpädagogen in diesen Bereich hinein 
müssen. 

Ihr Ganztagsschulverständnis weist jedoch, so 
muss ich konstatieren, noch erhebliche Defizite 
auf. Das wird vor allen Dingen daran deutlich, 
dass Sie offensichtlich annehmen, Ganztag in der 
Sekundarstufe I sei nur etwas für die Hauptschu-
le. Für Sie ist der Ganztag dort im Wesentlichen 
und zuerst ein Wettbewerbselement, mit dem Sie 
meinen, eine Hauptschule retten zu können, de-
ren Situation Sie strukturell in der Tiefe immer 
noch nicht begriffen haben.  

Ich möchte Ihnen deshalb nahe legen, sich mit 
dem Verband Bildung und Erziehung in Verbin-
dung zu setzen. Ich will den VBE an dieser Stelle 
gerne einmal zitieren: 

„Der insgesamt zu verzeichnende Rückgang 
der Schülerzahlen wirkt sich überproportional 
auf die Hauptschulen aus, während er an den 
Gymnasien unterproportional ist und an den 
Realschulen dem tatsächlichen Rückgang der 
Schülerzahlen entspricht. Er kann also nicht al-
lein davon abhängig sein, ob Schulen im Ganz- 
oder Halbtagsbetrieb arbeiten, und wird alleine 
mit der Umwandlung von Hauptschulen in 
Ganztagsschulen folglich auch nicht umzukeh-
ren sein.  

Mittelfristig gesehen ist nach den vorhandenen 
Zahlen jede zweite Hauptschule in NRW von 
der Schließung bedroht. Dieses Problem wird 
auf Dauer nicht zu lösen sein, ohne dass auch 
die Frage der Schulstrukturen angegangen 
wird. Die Schulträger vor Ort werden sich über 
kurz oder lang dieser Entwicklung stellen müs-
sen, wenn sie ein umfassendes wohnortnahes 
Bildungsangebot erhalten wollen. Das zeigt 
auch die große Nachfrage nach dem ‚Rahmen-
konzept einer Allgemeinen Sekundarschule’ 
beim VBE.“ 

Es ist dieses Modell der Allgemeinen Sekundar-
schule, das der VBE dazu vorgelegt hat und das 
eine konzeptionelle Entwicklung der Strukturen in 
der Sek I verfolgt, das vollkommen unideologisch, 
unpragmatisch die Frage der Demographie, der 
notwendigen strukturellen und Qualitätsentwick-
lung des Schulwesens insgesamt auf die Agenda 
holt.  

Damit legt der VBE, ein eher konservativer Leh-
rerverband, der Ihnen doch näher steht, und eben 
nicht die GEW ein Konzept als Grundlage vor, das 
die Probleme der Demographie auf der kommuna-
len Ebene angeht. Er bietet gleichzeitig eine kon-
zeptionell vernünftige Grundlage für die Entwick-
lung einer Ganztagsschullandschaft gerade auch 
in der Sek I. 

Glauben Sie also nicht, dass Ganztag in der Sek I 
als Thema der Hauptschule und einer bestimmten 
Schülergruppe behandelt werden kann. Und ver-
meiden Sie für sich und andere die Illusion, über 
das Vehikel Ganztag der grundsätzlichen Diskus-
sion über die Zukunft der Hauptschule und der 
Schulstrukturen insgesamt entgehen zu können. 

Ich freue mich wirklich auch auf die Diskussion im 
Ausschuss. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. - Als nächste Rednerin hat für 
die FDP-Fraktion die Kollegin Pieper-von Heiden 
das Wort. 

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, wir wollen 
Ganztagsangebote ausbauen, aber mit einem hö-
heren Qualitätsanspruch, als Rot-Grün das bei 
der offenen Ganztagsgrundschule praktiziert hat. 
Diese Ganztagsgrundschulen bekommen bereits 
in diesem Schuljahr mehr Geld für mehr Betreu-
ungs- und Förderqualität, konkret 24 Millionen €, 
wie die Ministerin angekündigt hat. Das entspricht 
einem Gegenwert von 1.200 Lehrerstellen. 

Bis 2010 wollen wir deutlich mehr als 200.000 
qualitätvolle Ganztagsplätze an Grundschulen 
schaffen. Bis 2012 soll es an Hauptschulen 
50.000 Plätze für den Unterricht am Nachmittag 
geben.  

Wir geben den Haupt- und Förderschulen zu-
nächst Priorität beim Ganztag in der Sekundarstu-
fe I, weil sich der Zusammenhang zwischen sozia-
ler Herkunft und Lernerfolg neben Bremen am 
gravierendsten in NRW darstellt. Das ist doch 
blamabel und völlig inakzeptabel. Und das wollen 
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wir ändern, so schnell und so gut das geht. Was 
Rot-Grün jedoch über viele Jahre versäumt hat, 
können wir nicht mit einem Federstrich heilen. 
Hier sind schon gründliche Langfristreparaturen 
nötig.  

Bemerkenswert am Antrag der SPD ist, dass 
erstmals die Frage von Ganztagsangeboten in der 
Sekundarstufe I für alle Schulen, also auch für 
andere Schulformen als für die Gesamtschule ge-
stellt wird. Ja, das hätten Sie doch alles haben 
können, wenn Sie ideologiefrei gehandelt hätten, 
als Sie Regierungsverantwortung hatten. Die FDP 
hat das Ganztagsprivileg von Gesamtschulen und 
den Ausschluss anderer Schulformen vom Ganz-
tag immer kritisiert. Aber Sie wollten das so. 

Die Bezirksregierungen hatten doch eindeutige 
Anweisungen, wie sie mit Ganztagsanträgen an-
derer Schulformen zu verfahren hatten, nämlich 
Ablehnung. Und nun diese plötzliche, durchsichti-
ge Kehrtwende, neue Kursbestimmung von heute 
auf morgen! Ihnen geht es dabei doch gar nicht 
um die Sache, sondern um den Versuch, uns ei-
nen Strich durch die Prioritätenliste zu machen. 

Ja, wir nehmen uns für die Sekundarstufe I zu-
nächst vor allem die Hauptschulen und die För-
derschulen für den qualitätvollen Ganztagsausbau 
vor. Darüber hinaus bleibt für Betreuungsbedarf 
am Nachmittag an anderen Schulformen das Pro-
gramm „13 plus“ weiter bestehen. 

Bis 2012 werden wir 50.000 Hauptschülern Ganz-
tagsschulangebote machen. Und wir wollen, dass 
die Pisa-Verlierer von heute zu Pisa-Gewinnern 
von morgen und übermorgen werden und dass 
kein Schüler - wie unter Rot-Grün - einen Bil-
dungsnachteil hat, weil er aus einem sozial 
schwachen und bildungsfernen Umfeld kommt.  

Sie haben das nicht hinbekommen. Und an dieser 
Stelle hat die rot-grüne Bildungspolitik sich selbst 
ad absurdum geführt. Ihren ureigenen Anspruch 
der Chancengleichheit - nach Ihren Vorstellungen 
nicht nur am Anfang, sondern möglichst auch am 
Ziel - haben Sie wegen falsch verstandener 
Schonpädagogik nie umsetzen können. Sie mein-
ten, den Schwachen könne man helfen, indem 
man den Leistungsanspruch auf ein Mittelmaß 
trimmt. Versuch fehlgeschlagen! Und jetzt haben 
wir dramatische Leistungsdefizite bei unseren 
Schülern.  

Wir wollen diesen benachteiligten Schülern an 
Haupt- und Förderschulen helfen, ihr Potenzial 
voll zu entfalten und mithalten zu können im 
Wettbewerb um Ausbildungs- und Arbeitsplätze. 
Dies ist die dringlichste Aufgabe. Sobald finanziel-
le Freiräume entstehen, werden wir beim Ganztag 

mit den anderen Schulformen der Sekundarstufe I 
nachziehen. 

Was uns in unserer Politik am deutlichsten von 
Rot-Grün unterscheidet, ist, dass wir uns an der 
Sache orientieren und nicht an Ideologien, dass 
wir Prioritäten erkennen und die auch in Handeln 
umsetzen. Das Dringlichste muss immer zuerst 
getan werden. Danach kommt das Wünschens-
werte. 

Wir werden unseren Koalitionsvertrag nach und 
nach umsetzen und uns nicht von solchen Schau-
anträgen wie diesem ablenken lassen. Die Schü-
ler von heute, ihre Eltern und Lehrer hier in Nord-
rhein-Westfalen, werden aufatmen und sagen 
können: Ja, es ist besser geworden mit Schwarz-
Gelb. Wir haben endlich wieder eine Chance. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Pieper-von Heiden. - Als nächste 
Rednerin hat für die Landesregierung Frau Minis-
terin Sommer das Wort. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich stehe heute zum dritten 
Mal vor Ihnen, aber ich hoffe, dass Sie noch ge-
nügend Aufnahmekapazität für ein sicherlich im-
mer noch sehr spannendes Thema haben. 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Wir freuen uns 
jedes Mal!) 

Der Ministerpräsident hat in seiner Regierungser-
klärung zum Ausbau der Ganztagsschulen die 
Ziele der Landesregierung benannt. Ich möchte 
ihn zitieren: 

„Erstens. Wir schaffen mehr als 200.000 Plätze 
im Primarbereich. Dies verbinden wir mit einem 
Mehr an individueller Förderung. 

Zweitens. Wir werden bis zum Jahr 2012 in den 
Hauptschulen 50.000 vollwertige Ganztagsplät-
ze schaffen, auch dies mit dem Ziel einer bes-
seren individuelleren Bildungsförderung und 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf.“ 

Ich nenne noch einmal ganz klar und deutlich un-
ser gemeinsames Ziel: mehr individuelle Förde-
rung für die Schülerinnen und Schüler, die bisher 
nicht ausreichend gefördert wurden. Das ist unse-
re gesellschaftspolitische Verpflichtung.  

Deshalb setzen wir unseren Schwerpunkt zu-
nächst bei der Hauptschule. Sie muss ihren Bil-
dungsauftrag erfüllen können, damit ihre Absol-
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venten nicht länger zu den Verlierern des Bil-
dungssystems gehören. 

Sehr geehrte Frau Hendricks, Sie haben uns eben 
dargelegt, wie viele Mittel Sie in das Bildungssys-
tem Hauptschule gegeben haben. Ich frage mich: 
Wieso steht - in Bezug auf alle Entwicklungen - 
die Hauptschule immer noch so schlecht da? 
Wieso gibt es, bei allem, was Sie für die Haupt-
schule getan haben, bei den sozial Benachteilig-
ten und deren Bildungserfolg immer noch ein so 
großes Gefälle? 

Für uns heißt das, dass wir neue Wege brauchen. 
Mehr vom Gleichen allein löst das Problem nicht. 
Wir müssen die vorhandenen Ressourcen besser 
einsetzen: weg vom Gießkannenprinzip. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Konkret heißt das: Ich möchte ein konzeptionell 
neues, vollwertiges Ganztagsangebot an den 
Hauptschulen, und zwar vorrangig dort, wo die 
Schulen vor besonderen pädagogischen und so-
zialen Herausforderungen stehen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Ministe-
rin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Beer? 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Ich möchte immer gerne erst meinen 
Vortrag beenden. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Dann gibt es keine 
mehr!) 

Wir setzen dort an, wo beispielsweise der Anteil 
der Migrantenkinder besonders hoch ist, wo das 
soziale Umfeld der Schule besonders schwierig 
ist, wo Arbeitslosigkeit und Perspektivlosigkeit die 
Bildungsarbeit erschweren. Aber wir setzen auch 
dort an, wo Hauptschulen besonders engagiert 
arbeiten und innovative Konzepte entwickeln. 
Diese Schulen werden wir stärken. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das kostet natürlich Geld. Dieses Geld werden wir 
in die neuen, vollwertigen Ganztagsschulen inves-
tieren, und es wird daher nicht nur zu einem 
20 %igen, sondern sogar zu einem 30 %igen Leh-
rerzuschlag kommen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben mir heute Morgen in einer Rede deut-
lich gemacht - das ist fast ein Zitat von mir -, ich 
hätte es nicht so sehr mit den Zahlen, sondern 
mehr mit den Visionen. Ich möchte Ihnen entgeg-
nen, dass ich auch eine Zahl parat habe. Ich er-

gänze daher: 120 Millionen € für Ganztagsange-
bote in dieser Legislaturperiode, davon 
24 Millionen € bereits 2005/2006. Das ist keine 
Vision, sondern eine schöne Realität. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir werden zusätzliche Lehrerinnen und Lehrer 
bereitstellen, aber wir werden auch anderes Per-
sonal hinzuziehen. Die Schulen brauchen die Un-
terstützung anderer Professionen, vor allem dort, 
wo sie mit eigenen Mitteln nicht weiterkommen. 
So können in diese vollwertigen Ganztagsschulen 
auch Handwerker eingebunden werden, zum Bei-
spiel wenn es um die Berufsvorbereitung geht. Es 
können auch Sozialpädagogen und Sozialarbei-
ter, Künstler und Sportübungsleiter eingebunden 
werden. 

Wir brauchen einen breiteren Ansatz als bisher, 
um die Möglichkeiten von Kindern und Jugendli-
chen zu entfalten. Anders als bei dem Ganztags-
angebot an der Grundschule soll die Maßnahme 
an der Hauptschule in der Verantwortung der 
Schule stehen. 

(Beifall von der FDP) 

Wir haben keine Zeit zu verlieren. Deshalb will ich 
sicherstellen, dass sich die Schulen schon zum 
kommenden Schulhalbjahr, also zum Februar 
2006, um diesen Zuschlag bewerben können. Ge-
rade heute habe ich aus Ihren Reihen gehört, 
dass es in den Hauptschulen Stimmen gibt, die 
deutlich sagen: Wenn das kommt, machen wir 
gerne mit. 

Das Angebot richtet sich nicht nur an die soge-
nannten Halbtagsschulen, sondern auch an die 
bestehenden Ganztagshauptschulen, vor allem an 
die, die mit schwierigen Standortbedingungen 
konfrontiert werden. 

Das ist eine Richtungsentscheidung. Natürlich - 
Sie fragen immer gern schon zu diesem Zeitpunkt 
nach Konzeptionen - sind noch nicht alle Details 
geklärt. Nach neun Wochen kann man sie auch 
noch nicht geklärt haben. Aber Schulen und Eltern 
sollen wissen, was unser Ziel ist. 

Meine Damen und Herren von der SPD-Fraktion, 
Sie legen in Ihrem Antrag dar, Ihnen gehe diese 
Perspektive nicht weit genug. Sie möchten alle 
Schulformen in der Sekundarstufe I in den Aus-
bau des Ganztagsangebots einbeziehen.  

Damit ignorieren Sie aber den vorhandenen drin-
genden Handlungsbedarf an unseren Hauptschu-
len. Gerade dort haben wir einen erheblichen Kor-
rekturbedarf. Die Pisa-Studie hat ganz deutlich 
gezeigt, dass die soziale Herkunft - ich habe es 
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eben erwähnt, aber ich möchte es noch einmal 
sagen - den Bildungserfolg immer noch bestimmt, 
gerade bei uns in Nordrhein-Westfalen. 

Das Ergebnis davon können wir jeden Tag im 
Schulalltag sehen. Es sind vor allem diejenigen 
Schülerinnen und Schüler, deren Eltern arbeitslos 
sind, die bisher von der Sozialhilfe leben mussten 
oder einen Migrationshintergrund haben. Untersu-
chungen sprechen von rund 25 % der Hauptschü-
ler, die kaum einen Einstieg in eine berufliche Zu-
kunft finden. Gerade diese Jugendlichen dürfen 
wir nicht alleine lassen. Wir müssen ihnen eine 
verlässliche Berufsperspektive eröffnen. 

Für die Probleme gibt es mehrere Ursachen: die 
mangelnde Beherrschung der deutschen Spra-
che, viel zu geringe individuelle Förderung im frü-
hen Kindesalter, das Aufwachsen in sozial be-
lasteten Verhältnissen. All dies sind Indikatoren, 
die die Bildungsmotivation von Schülerinnen und 
Schülern reduzieren und die Arbeit von Lehrkräf-
ten belasten. 

Diese Perspektivlosigkeit ist nicht mehr hinnehm-
bar. Die Landesregierung hat sich bewusst - an-
ders als bei der Grundschule - für eine schulische 
Lösung der Ganztagshauptschule entschieden. Im 
Vordergrund steht die Aufwertung der Hauptschu-
le zu einer qualifizierten Bildungsinstitution. Es 
geht vor allem um den Besuch von Förderkursen, 
zum Beispiel im Lesen, Schreiben und Rechnen, 

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

von Arbeitsgemeinschaften oder auch der 
Hausaufgabenhilfe. Dies bedeutet aber nicht den 
Verzicht auf Öffnung von Schule. Die Schule soll 
ergänzend mit der örtlichen Jugendhilfe, dem 
Sport, der Kultur und anderen außerschulischen 
Partnern zusammenwirken. 

Meine Damen und Herren, wir wollen die Auswei-
tung der Fördermittel für Ganztagsangebote um 
jährlich 120 Millionen € bis 2010 für die Qualitäts-
verbesserung des Ganztags in der Grundschule 
und für das neue Angebot in der Hauptschule 
verwenden. 

Mit dem vorliegenden Antrag, dieses Angebot auf 
alle Schulen der Sekundarstufe I auszudehnen, 
fordert die SPD sicherlich etwas Wünschenswer-
tes, was derzeit finanziell aber überhaupt nicht 
umsetzbar sein wird. 

Langfristig wird es sicherlich einer Gleichbehand-
lung aller Schulformen bedürfen. Zunächst einmal 
müssen wir uns aber auf das Machbare konzent-
rieren und Prioritäten setzen. Das, meine Damen 
und Herren, ist die Hauptschule. Sehr geehrte 
Frau Beer, Sie sagten eben - ich zitiere wörtlich -: 

„Sie glauben“ - und Sie meinten damit uns als 
Regierungspartei -, „mit diesem Modell die Haupt-
schule retten zu können.“  

Sind Sie sich bewusst, was Sie damit gesagt ha-
ben? Sie stellen damit fest, dass die Hauptschule 
fast zu einem leblosen Gebilde geworden ist, 
wenn Sie sie retten wollen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich rufe Ihnen zu: Ja, wir wollen die Hauptschule 
retten. Wir wollen sie zu neuem Leben erwe-
cken. - Ich rufe Ihnen zum letzten Mal an diesem 
Tag zu - und freue mich nochmals, dass die Kol-
leginnen und Kollegen von der SPD-Fraktion dies 
so nett aufgenommen und zu einem gemeinsa-
men Spruch gemacht haben -: Das Maß aller Din-
ge ist das Wohl des Kindes. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Ministe-
rin Sommer, möchten Sie noch eine Zwischenfra-
ge der Kollegin Beer beantworten? 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Ja. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Frau Ministerin, ich frage 
Sie: Wie bewerten Sie nach Ihren Ausführungen 
den Befund der Pisa-Studien, die konstatieren, 
dass wir ein besonderes Problem in den Haupt-
schulen dadurch haben, dass wir es mit sozial dif-
ferenziellen Lernmilieus zu tun haben? Und wie 
bewerten Sie das Problem der mangelnden 
Durchlässigkeit? Denn wir wissen, dass in unse-
rem Schulwesen von 100 Schülerinnen und Schü-
lern, die sich dort bewegen, genau sechs im 
Schulsystem aufsteigen und 94 absteigen. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Zu Ihrer ersten Frage: Ich möchte 
deutlich machen, dass mich das Problem der so-
zialen Herkunft mit Blick auf die Bildung, die ein 
Schüler erreichen kann, sehr bedrückt. Ich denke, 
dass ist bei Ihnen genauso. Dieses Problem ist 
nicht hinnehmbar, und unsere Antwort darauf ist 
die Ganztagshauptschule. 

Das Problem der Durchlässigkeit möchte ich so 
beantworten - das ist ein anderes Problem, es hat 
nichts mit dem Thema zu tun, das ich Ihnen gera-
de vorgestellt habe -: Wir möchten entsprechende 
Abschlüsse an allen Schulformen zum Beispiel ab 
Klasse 10 gewährleisten. Da ist eine große Durch-
lässigkeit vorhanden. Wenn wir entsprechende 
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Aufgaben in der Hauptschule, in der Realschule, 
im Gymnasium stellen, dann wird sich das Prob-
lem der Durchlässigkeit als ein geringeres erwei-
sen. Zumindest baue ich darauf. Wir arbeiten dar-
an. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. - Als nächste Rednerin hat für die 
SPD-Fraktion Kollegin Stotz das Wort. 

Marlies Stotz (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch ich 
möchte mit einem Zitat aus der jüngsten Zeit zu 
unserem Antrag „Offenen Ganztag an allen Schul-
formen der Sekundarstufe I einrichten“ beginnen 
und damit neben dem bildungspolitischen Aspekt, 
den wir schon breit diskutiert haben, einen weite-
ren wichtigen Aspekt ansprechen, nämlich den 
Aspekt der besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. 

Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin den Minis-
terpräsidenten, der in seiner ersten Regierungser-
klärung am 13. Juli hier im Hause sagte: 

„Wir müssen die Rahmenbedingungen für Fa-
milien so verbessern, dass die Menschen wie-
der mehr Mut haben, ihre Kinderwünsche zu 
verwirklichen. Die Devise ‚Lieber kinderlos als 
arbeitslos’ darf nirgendwo mehr gelten.“ 

Dem kann ich natürlich zustimmen. Wir alle wis-
sen: Unsere Geburtenrate ist weltweit eine der 
schlechtesten. Während lange Zeit das Thema 
„Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ vor allem 
unter sozialpolitischen Gesichtspunkten diskutiert 
wurde, stellt sich diese Frage heute mehr denn je 
auch unter ökonomischen Aspekten, und zwar 
deshalb, weil zum einen die Menschen Gott sei 
Dank immer älter werden und zum anderen die 
Bevölkerungszahl - und somit auch die Zahl der 
Fachkräfte - abnimmt. 

Nach Berechnungen des Wirtschaftsinstituts 
Prognos wird der Anteil der Erwerbspersonen un-
ter 50 Jahren von derzeit 77 % bis 2015 auf 68 % 
sinken. Fachkräftemangel ist also schon jetzt vor-
programmiert. 

Trotz erfolgreicher Frauenfördermaßnahmen in 
den letzten Jahren ist unsere Frauenerwerbsquo-
te bislang im internationalen Vergleich in keiner 
Weise zufriedenstellend. Es besteht also weiterhin 
dringender Handlungsbedarf. 

Wir haben die bestausgebildete Frauengeneration 
aller Zeiten. Wir wollen es daher entsprechend 
unserer bisherigen sozialdemokratischen Politik 

und unserer Vision von einer tatsächlich emanzi-
pierten Gesellschaft nicht hinnehmen, dass Frau-
en mit exzellenten Ausbildungsergebnissen auf-
grund fehlender Betreuungsmöglichkeiten für ihre 
Kinder ihre Kenntnisse und Fähigkeiten nicht in 
unsere Volkswirtschaft einbringen können. Dies 
wird unserer Gesellschaft auf Dauer - wie wir von 
Prognos wissen - großen Schaden zufügen. 

Gehen wir dieses Problem nicht weiterhin konse-
quent an, wird sich dies im Zuge der demographi-
schen Entwicklung böse rächen. Besonders in 
den letzten fünf Jahren hat sich die alte Landes-
regierung deshalb konsequent dem Thema der 
Betreuung gewidmet. Die rot-grüne Bundesregie-
rung unterstützt Nordrhein-Westfalen dabei mit 
rund 914 Millionen € aus dem 4-Milliarden-€-
Programm. Sie wissen, dies geschieht im Zu-
sammenhang mit der Ganztagsgrundschule. 

Wäre es nach dem Willen der CDU-geführten 
Bundesländer gegangen, dann hätten wir in Nord-
rhein-Westfalen wie alle anderen Bundesländer 
an dieser Stelle in die Röhre geguckt. Sie wissen, 
wie lange dort blockiert wurde; genauso war es 
später auch in der Debatte um das Tagesbetreu-
ungsausbaugesetz. 

Wir haben das Konzept der offenen Ganztags-
grundschule trotz des vehementen Widerstandes 
der damaligen Opposition an den Start gebracht, 
und wie wir heute sehen, hat es sich bestens be-
währt. Mehr als 1.300 Grundschulen im Land bie-
ten mittlerweile diesen wichtigen Baustein auch 
für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf an. 
Dies geschieht zur größten Zufriedenheit der El-
tern. Das geht mancherorts sogar so weit - das 
sehe ich bei mir vor Ort -, dass junge Eltern die 
Entscheidung für einen Bauplatz davon abhängig 
machen, ob sich in der Nähe eine Ganztags-
grundschule befindet. 

Mittlerweile ist festzustellen, dass auch die CDU 
im Wesentlichen unserem Konzept zustimmt, ob-
wohl Sie hier heute wieder anfangen, das Ganze 
schlechtzureden. Im Übrigen finde ich es gegen-
über denjenigen, die in der Ganztagsgrundschule 
mit großem Engagement arbeiten, wirklich nicht in 
Ordnung, dass Sie hier schlechtreden, was diese 
Personen an wertvoller Arbeit für das Wohl unse-
rer Kinder vollbringen. 

(Beifall von der SPD) 

Deshalb bin ich auch wenig über die Tatsache er-
freut, dass Sie sich jetzt allein auf die Hauptschule 
konzentrieren wollen, obwohl Sie doch in der letz-
ten Legislaturperiode vehement gefordert haben - 
meine Kollegin hat es schon gesagt -, den Ganz-
tag an allen Schulformen einzuführen. Jetzt, da 
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Sie kaum in der Verantwortung sind, verabschie-
den Sie sich davon ganz nach dem Motto: Was 
interessiert mich mein Geschwätz von gestern? - 
Wir halten das familien-, bildungs- und wirt-
schaftspolitisch für einen ganz fatalen Fehler. 

Es darf zu keinem Bruch in der Betreuungskette 
kommen, wenn wir die bestausgebildeten Frauen 
in das berufliche Leben integrieren wollen. Wie 
Sie alle wissen, müssen wir dies auch tun. 

Wir sind damit in der letzten Legislaturperiode ge-
startet und haben nie ein Geheimnis daraus ge-
macht, dass wir das in dieser Legislaturperiode in 
den Sekundarstufen I und II aller Schulformen 
weiter ausbauen wollten. Insofern fordern wir Sie 
dazu auf, diesen Fehler nicht zu machen. Entwi-
ckeln Sie jetzt für alle Schulformen der Sekundar-
stufe I ein tragfähiges Konzept, damit die Eltern 
wissen, wie es weitergeht. Das können die Eltern 
in diesem Land von Ihnen erwarten. - Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Stotz. - Als nächste Rednerin hat 
Kollegin Kastner für die CDU-Fraktion das Wort. 

Marie-Theres Kastner (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Frau Stotz hat uns ge-
rade aufgefordert, einen Fehler nicht zu begehen, 
den Sie vielleicht in den letzten fünf Jahren ge-
macht haben. Aber ich sage ganz deutlich: Wir 
können in dieser Richtung gar keine Fehler ma-
chen, weil uns als Ziel vor Augen schwebt, Ganz-
tagsangebote für alle Schulen einzurichten. Wir 
wissen allerdings genau, dass wir mit dem, was 
wir bisher übernommen haben, dieses Ziel nicht 
erreichen können. 

Wir haben einen maroden Haushalt übernommen; 
wir haben heute sehr häufig darüber diskutiert. 
Sie müssten eigentlich wissen, was Sie uns hin-
terlassen haben. Von daher hat mich Ihr Antrag 
halb zum Lachen, halb zum Weinen gebracht. 

Gerade Sie von Rot-Grün haben sich damals, als 
die Bundesregierung die Mittel zur Verfügung ge-
stellt hat, ganz eindeutig nur für die eine Form 
entschieden, nämlich nur für die Förderung eines 
Ganztagsangebots in Grundschulen. Schon da-
mals - und das ist richtig - haben wir sehr deutlich 
gesagt: Wir möchten es nicht nur in Grundschu-
len, wir möchten es in allen Schulen. - Ich bleibe 
auch dabei: Wir möchten es letztendlich in allen 
Schulen, aber da, wo kein Geld mehr zur Verfü-
gung steht, muss man schauen, wie man mit dem 
umgeht, was man hat. 

In diesem Falle ist es natürlich völlig richtig, zu 
sagen: Wir fangen da an, wo uns Pisa zu handeln 
aufgefordert hat. Frau Ministerin hat dies gerade 
in sehr deutlicher Weise gesagt: Unser Problem 
bei Pisa ist nicht, dass wir gute Gymnasiasten ha-
ben, sondern dass an der unteren Grenze - bei 
den Hauptschulen, bei den Schulen für Lernbe-
hinderte - die Ergebnisse so schlecht sind und die 
Spreizung so groß ist. Dies hat häufig mit dem 
Hintergrund des häuslichen Umfelds zu tun, so-
dass wir sagen: Wenn wir handeln, dann müssen 
wir eine Priorität setzen. Dann müssen wir das an 
den Hauptschulen tun. 

Insofern, meine Damen und Herren, haben wir 
immer gesagt: Wir sind für einen weiteren Ausbau 
der Ganztagsangebote. Wir sind letztendlich für 
das Ziel der Ganztagsschule - wenigstens da, wo 
es die Eltern wollen. 

Aber wie gesagt, meine Damen und Herren: Prio-
ritäten sind zu setzen, und vor allem ist auf eines 
zu achten - das möchte ich am Schluss noch ein-
mal betonen -: Uns geht es nicht nur um Quantitä-
ten. Uns geht es vor allem um Qualitäten. Da ist 
es ganz wichtig, dass wir darauf achten, dass die 
soziale Schere wieder zusammengeführt wird. 

Es ist ein recht schlechtes Ergebnis - um das 
einmal ganz vorsichtig auszudrücken - gerade ei-
ner sozialdemokratisch geführten Regierung, die 
immer von Chancengleichheit redet. Also, es wäre 
uns schon eine ganze Menge damit gedient, wenn 
wir zu einer Chancengerechtigkeit kämen. Das 
heißt, wir müssen denjenigen helfen, die von 
Haus aus nicht die Unterstützung erfahren, die 
schwierige Startbedingungen haben. 

In diesem Fall ist der Ganztag an den Hauptschu-
len eine richtige Antwort, um diese Schule attrak-
tiver und damit deutlich zu machen: Diese Kinder 
bekommen mit einem Abschluss an der Haupt-
schule eine Chance für ihr Leben, der durch mehr 
Unterstützung gewährleistet wird. Dabei ist es 
meiner Meinung nach der richtige Weg, dies nicht 
nur in Form von Betreuungsangeboten zu ma-
chen, sondern ganz gezielt zu sagen: Wir haben 
hier einen 30%igen Lehrerzuschlag. 

Wenn wir das umsetzen, meine Damen und Her-
ren, haben wir eine ganze Menge für diejenigen 
getan, für die sonst wenig getan worden ist. - 
Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Kastner. - Der nächste Redner ist 
der Kollege Witzel von der FDP-Fraktion. 
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Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die abstrakte Ziel-
marke, die in diesem Antrag beschrieben ist, ist 
sicherlich nicht unvernünftig, weil Sie ja selber auf 
ein Defizit der bisherigen rot-grünen Regierungs-
politik hinweisen. Sie haben sich nämlich nicht um 
den Ganztag in der Sekundarstufe I gekümmert. 
Genau das ist ein wesentlicher Punkt, den wir Ih-
nen in den letzten Jahren immer wieder vorgetra-
gen haben. Daneben wollten Sie die Arbeit der 
Horte einstellen, die ja vom Lebensalter der Ziel-
gruppen her einen sehr viel weiter gehenden An-
spruch haben. Sie haben in der Tat nur über den 
Primarbereich diskutiert. Insofern ist es schön, 
dass wir heute ein Anliegen aufgreifen, das wir als 
Opposition in den letzten Jahren immer wieder 
deutlich gemacht haben.  

Natürlich gibt es viele Zielbestimmungen, die Sie 
in Ihrem Antrag darstellen, bei denen sicherlich 
Konsens in diesem Hause besteht. Interessant ist, 
dass Sie vom Volumen und Umfang her mehr für 
die Zukunft fordern als das, was bislang Gegens-
tand Ihrer Politik war. Aber wir wollen ja gemein-
sam den Ganztagsbereich ausbauen.  

Ich möchte Ihnen unsere Überlegungen vorstel-
len. 

Erstens. Wir wollen keinen Zwangsganztag. Wir 
wollen niemanden dazu zwingen, der die Angebo-
te nicht benötigt oder der sich nicht so entschei-
den möchte. Aber es muss das mittel- bis langfris-
tige Ziel sein, zu einer Bedarfsdeckung in diesem 
Bereich zu kommen. Deshalb finde ich es durch-
aus beachtlich, was die neue Landesregierung 
gestützt auf den Koalitionsvertrag an dieser Stelle 
verkünden kann. Die 2.400 Stellen, die wir alleine 
für Zwecke des Ganztags zur Verfügung stellen, 
sind ein sehr wesentlicher Beitrag. Mehr wün-
schen kann man sich immer, aber es ist ein gro-
ßer Schritt nach vorne, der vielen Kommunen vor 
Ort helfen wird, zukünftig bessere Angebote zu 
machen. Sie können es begrüßen, dass wir diese 
Ressourcen zukünftig bereitstellen werden, weil 
uns der Bildungsbereich so wichtig ist. 

Zweitens. Wir werden uns für eine gerechtere 
Verteilung der Mittel zwischen den Schulformen 
einsetzen. Sie haben mit Ihrer Politik das Privileg 
im Gesamtschulbereich mit dem Ganztag einge-
führt. Die Gesamtschulen sind als schulrechtlicher 
Regelfall Ganztagsschulen. Frau Ministerin Som-
mer hat zu Recht darauf hingewiesen, dass der 
entsprechende Bedarf in anderen Schulformen 
bei Weitem nicht gedeckt ist: 5 % Ganztagsange-
bote an Gymnasien, 5 % Ganztagsangebote an 
Realschulen. An Hauptschulen ist es etwas mehr, 
aber noch längst nicht genug.  

Deshalb macht es Sinn, dass wir hier zu einer 
Gleichberechtigung der Schulformen kommen. 
Dort, wo es die größten Überschneidungen gibt - 
die Schwerpunktsetzung von Frau Ministerin 
Sommer ist richtig -, nämlich im Hauptschulbe-
reich, werden wir den nächsten großen Schritt un-
ternehmen, weil sich dort von den Zielgruppen her 
sehr viele Eltern und Schüler entsprechende An-
gebote wünschen, die sie in den letzten zehn Jah-
ren Ihrer Regierungsverantwortung nicht bekom-
men haben. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Witzel, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kol-
legin Löhrmann? 

Ralf Witzel (FDP): Aber gerne. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Witzel, ich 
möchte wissen, ob Sie beabsichtigen, bei den 
Gesamtschulen Mittel zurückzufahren. 

Ralf Witzel (FDP): Wir beabsichtigen eine 
Gleichberechtigung aller Schulformen. Wie das im 
Detail aussieht, werden wir Ihnen mit der neuen 
Regelung des Schulgesetzes darlegen. Wir sind 
derzeit in der Koalition in Abstimmungsgesprä-
chen, wie es mit dem neuen Schulgesetz zukünf-
tig aussieht. Aber der Grundsatz einer Gleichbe-
rechtigung der Schulformen und einer fairen Mit-
telzuweisung gilt. Wie wir das zukünftig im Detail 
regeln, werden wir Ihnen zum gegebenen Zeit-
punkt vortragen. Richtig ist, dass wir die Notwen-
digkeit sehen, zukünftig zu anderen Schwerpunkt-
setzungen zu kommen. 

Uns geht es bei dieser Debatte um Quantität und 
um Qualität. Zur Quantität habe ich bereits einiges 
gesagt. Deshalb möchte ich nun noch etwas zur 
Qualität sagen, damit keine Legendenbildung be-
trieben wird, was die Diskussion um die offene 
Ganztagsschule angeht.  

Ihnen liegen dokumentiert mit Landtagsdrucksa-
chennummern die Konzepte von uns aus den letz-
ten Jahren vor. Wir haben zu keinem Zeitpunkt 
kritisiert, dass es eine im Schwerpunkt auf 
Betreuungsaufgaben konzentrierte Angebotsvari-
ante gibt. Wir haben aber immer deutlich ge-
macht, dass es nicht richtig sein kann, dass die 
qualitätsorientierten Angebotsstrukturen zerschla-
gen werden, um sich ausschließlich auf die offene 
Ganztagsgrundschule zu kaprizieren. Die offene 
Ganztagsgrundschule alleine für sich genommen 
löst nicht die Gesamtheit der Bedarfsfälle, die wir 
abzudecken haben. Deshalb halte ich es für rich-
tig, dass die neue Landesregierung den Weg 
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geht, differenziert auf Probleme zu reagieren und 
zukünftig mit einem facettenreichen Instrumen-
tenbündel zu agieren. Es wird, wie Herr Minister 
Laschet es ausgeführt hat, über das Jahr 2007 
hinaus Horte geben.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Witzel, kommen Sie bitte zum Schluss. 

Ralf Witzel (FDP): Komme ich. - Wir werden 
mehr originär ganztagsschulische Angebote un-
terbreiten, wie es Frau Ministerin Sommer Ihnen 
vorgestellt hat, und begleitend werden wir den of-
fenen Ganztagsbereich fortführen, nur eben mit 
mehr Qualität. - Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen 
Dank. - Aufgrund eines technischen Problems hat 
der Redner, ohne es beabsichtigt zu haben, etwas 
länger geredet. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Bekommt er 
beim nächsten Mal wieder abgezogen!) 

Ich sage es nur der Vollständigkeit halber.  

Ich habe zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine wei-
teren Wortmeldungen vorliegen. Damit sind wir 
am Ende der Beratungen zum Tagesordnungs-
punkt 8.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrages in der Drucksache 14/119 an den 
Ausschuss für Schule und Weiterbildung. Die 
abschließende Beratung und Abstimmung soll 
dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Sind Sie mit 
diesem Vorschlag einverstanden? - Wer ist nicht 
damit einverstanden? - Enthaltungen? - Dann ist 
dieser Antrag einstimmig an den Ausschuss für 
Schule und Weiterbildung verwiesen.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir kommen damit zu  

9 Bei der Neuordnung der EU-Chemikalien-
politik: Gesundheit und Umwelt schützen - 
NRW-Interessen wahren  

Antrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/128 - 2. Neudruck 

In diesem Zusammenhang weise ich auf den Ent-
schließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen Drucksache 14/160 hin. 

Ich eröffne die Beratung und gebe als erstem 
Redner dem Kollegen Kress von der Fraktion der 
CDU das Wort. 

Karl Kress (CDU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wir, die CDU-Landtagsfraktion, 
begrüßen, dass die neue Landesregierung, insbe-
sondere die zuständigen Fachminister, unsere 
Vorstellungen zur europäischen Chemikalienver-
ordnung bereits einvernehmlich in Brüssel plat-
ziert haben. Sie setzen sich vehement für eine 
ausgewogene Chemikalienpolitik ein.  

Das war nicht immer so. Da hat Edgar Moron 
schon Recht, wenn er heute analysiert und sagt: 
Rot-Grün ist kein Erfolgsmodell für Nordrhein-
Westfalen gewesen. - Wohl wahr! 

(Beifall von der CDU) 

Viel zu weit lagen die früheren Regierungsfraktio-
nen SPD und Bündnis 90/Die Grünen in der Beur-
teilung der europäischen Chemikalienpolitik aus-
einander. Für den Chemiestandort Nordrhein-
Westfalen ist es aber notwendig, dass die Interes-
sen unseres Landes in der weiteren Diskussion 
geradlinig und mit einer Stimme vertreten werden.  

Die chemische Industrie ist mit mehr als 
130.000 Arbeitsplätzen in Nordhein-Westfalen ei-
ner der wichtigsten Arbeitgeber. Aus einer Studie 
der IGBCE geht hervor, dass von jedem Chemie-
arbeitsplatz drei weitere Arbeitsplätze abhängig 
sind. Chemieunternehmen liefern Zutaten für al-
les, was andere Unternehmen herstellen, und tra-
gen in Unternehmen aller Größenordnungen zum 
wirtschaftlichen Erfolg bei.  

Die CDU-Landtagsfraktion begrüßt ausdrücklich 
die grundsätzliche Zielsetzung der EU-
Chemikalienpolitik. Wir sind für eine Neuordnung 
des europäischen Chemikalienrechts. Wir sind für 
einen einheitlichen Ordnungsrahmen für Alt- und 
Neustoffe, um die menschliche Gesundheit und 
unsere Umwelt weiter zu stärken und zu schüt-
zen.  

Die praxisgerechte Umsetzung muss aber auf der 
Basis eines ausgewogenen Verhältnisses zwi-
schen der menschlichen Gesundheit und der 
Umwelt einerseits und der Wettbewerbsfähigkeit 
und den Möglichkeiten zur Innovation in der In-
dustrie andererseits geschehen.  

Die Erfahrungen aus dem nordrhein-westfälischen 
Pilotversuch, aber auch aus dem europäischen 
Planspiel der KPMG-Studie haben schon dazu 
geführt, dass der aktuelle Entwurf gegenüber der 
ursprünglichen Vorlage qualitativ verbessert wur-
de. Massive Rechtsunsicherheiten müssen noch 
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beseitigt, die zunehmende Bürokratisierung und 
Regelungsflut noch drastisch verringert werden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Poli-
tik schafft keine Arbeitsplätze. Sie kann aber den 
richtigen Rahmen für wirtschaftliche Dynamik und 
für Beschäftigungsaufbau setzen. Das hat Minis-
terpräsident Dr. Jürgen Rüttgers in seiner Regie-
rungserklärung gesagt.  

Genau das muss in der Chemikalienpolitik ge-
schehen. Das REACH-System muss vereinfacht 
werden. Der Grundsatz, dass jeder Stoff nur ein-
mal bewertet wird, muss auch für Abfälle und Se-
kundärrohstoffe gelten. Insbesondere für kleinere 
und mittelständische Unternehmen darf die Che-
miepolitik nicht zu einer wettbewerbsverzerrenden 
Belastung und zu einem Jobkiller werden.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, die Zeitplanung der mit REACH befass-
ten EU-Ausschüsse sieht so aus, dass der feder-
führende Umweltausschuss bereits am 4. Oktober 
in Brüssel über 1076 Änderungsanträge abstimmt 
und die erste Lesung des modifizierten Entwurfes 
am 14. November dieses Jahres in Straßburg 
stattfinden wird. Parallel dazu werden zurzeit 
Tausende Änderungsanträge im Industrie- und 
Binnenmarktausschuss behandelt. Es kann davon 
ausgegangen werden, dass es 2006 zu einer 
zweiten Lesung mit anschließendem Vermitt-
lungsverfahren zwischen Rat und Parlament 
kommt.  

Meine Damen und Herren, in unseren Antrag, 
dem gemeinsamen Antrag von CDU, FDP und 
SPD, haben wir aufgenommen, dass wir die EU-
Vorgaben zur Chemikalienpolitik praxisorientiert 
1:1 umsetzen und nicht noch draufsatteln wollen. 
Dies geschieht im Übrigen auch unter der Maß-
gabe des Koalitionsvertrages, der in diesem Punkt 
ganz unmissverständlich formuliert worden ist.  

Wir wollen aber auch sicherstellen, dass durch ein 
effizientes REACH-Verfahren Tierversuche über-
flüssig werden und die Prioritätenliste entspre-
chend aufgestellt wird. Darum hat die CDU-
Landtagsfraktion bereits im Konsultationsverfah-
ren in Übereinstimmung mit dem Europäischen 
Verbraucherverband angeregt, dass wir uns bei 
der zu erstellenden Prioritätenliste nicht an der 
Menge eines produzierten Stoffes orientieren, 
sondern am Risiko des Stoffes. Dazu ist insbe-
sondere in Deutschland viel Vorarbeit geleistet 
worden. Sicherheitsdatenblätter sind für die meis-
ten Stoffe vorhanden und weisen die jeweiligen 
Risiken und Gefährdungspotenziale aus. 

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Meine Damen und Herren, wir wissen, dass gera-
de dieser Punkt Inhalt von Konsensgesprächen 
zwischen der EVP, der ALDE und den Sozialisten 
ist. Unsere Landesregierung wirkt an einem bes-
seren und effizienteren REACH-Verfahren aktiv 
mit.  

Hürden und Hemmnisse für unternehmerisches 
Handeln müssen aus dem Weg geräumt werden. 
Vorfahrt für Arbeit! Wenn Vorschriften zur Bremse 
von Wachstum und Beschäftigung werden, müs-
sen sie beseitigt werden. Wir wollen, dass die gu-
ten Entwicklungschancen für das technologische 
Spitzenfeld Chemie in unserem Land genutzt und 
dass die Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung nicht zurückgefahren werden.  

(Beifall von Marie-Luise Fasse [CDU]) 

Vorfahrt für Arbeit! Neue Produkte schaffen neue 
Arbeitsplätze. In diesem Sinne verstehen wir un-
seren gemeinsamen Antrag und erbitten die Zu-
stimmung des Hauses. - Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kress. - Das Wort hat nun Herr Kuschke von 
der SPD-Fraktion. 

Wolfram Kuschke (SPD): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Es gibt keinen Zweifel: Es 
wird eine Neuordnung des Chemierechts in Euro-
pa geben. Die Frage ist, in welcher Form wir es 
bekommen werden. Wird es uns gelingen, mit 
Verfahren wie REACH und anderen eine echte 
Klammer herzustellen zwischen dem, was in ei-
nem gemeinsamen Antrag aller Landtagsfraktio-
nen aus dem Mai 2003 festgehalten worden ist? 
Darin stand, dass es uns in gleicher Weise darum 
geht, den Belangen des Umwelt- und Verbrau-
cherschutzes Rechnung zu tragen und dabei die 
Wettbewerbsfähigkeit und die Konkurrenzfähigkeit 
der chemischen Industrie zu erhalten.  

Das wird nicht vom Himmel fallen. Damit will ich 
etwas aufgreifen, was im Entschließungsantrag 
von Bündnis 90/Die Grünen formuliert worden ist, 
und zwar sehr kategorisch, wenn ich das einmal 
so ausdrücken darf: Die Neuordnung wird nicht zu 
einer wettbewerbsverzerrenden Belastung in der 
chemischen Industrie in Nordrhein-Westfalen füh-
ren. 

Es ist in der Tat noch nicht klar, ob sie dazu füh-
ren wird oder nicht dazu führen wird. Denn es war 
eine Erkenntnis, die uns zu dem Planspiel ge-
bracht hat, das Herr Kollege Kress gerade er-
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wähnt hat, dass wir in Nordrhein-Westfalen eine 
besondere Situation haben, weil hier über 85 % 
der Unternehmen in der chemischen Industrie e-
ben kleine und mittlere Unternehmen sind. Diese 
Situation gibt es in der Bundesrepublik Deutsch-
land noch im Ansatz in Rheinland-Pfalz, teilweise 
in Hessen, aber woanders nicht. 

Das, Herr Kollege Kress, war damals Anlass für 
die Landesregierung, diese Initiative zu ergreifen. 
Wir freuen uns auch darüber, dass die neue Lan-
desregierung zumindest in diesem Bereich in ei-
ner Kontinuität steht. Denn Sie könnten heute 
nicht über das Planspiel und die Erkenntnisse aus 
dem Planspiel reden, wenn Sie nicht anerkennen 
würden, dass die frühere Landesregierung das 
auf den Weg gebracht hat. Insbesondere der Kol-
lege Schartau und die Kollegin Höhn waren daran 
beteiligt. 

Der Kollege Breuer, der aus verständlichen Grün-
den heute nicht unter uns sein kann, hat das in 
der letzten Ausgabe der „Welt am Sonntag“ ja 
auch zum Anlass genommen, ein Lob in Richtung 
von Herrn Schartau und mir auszusprechen. Sie 
verstehen sicher eine gewisse Genugtuung, wenn 
ich das bei dieser Gelegenheit auch erwähne. 

Wir konnten damals auch nicht davon ausgehen, 
dass die Bundesregierung unseren nordrhein-
westfälischen Interessen ausreichend Rechnung 
tragen würde, eben unter dem besonderen Blick-
winkel der Fürsorge für die kleinen und mittleren 
Unternehmen der chemischen Industrie, denen 
wir uns besonders verpflichtet fühlen. 

Es ist einiges gesagt worden zur Situation der 
chemischen Industrie. Ich will nur ganz wenige 
Punkte noch anführen. 

Ja, die Bedeutung der chemischen Industrie als 
Wachstumsmotor ist nach wie vor da, aber wir 
haben in der chemischen Industrie in ganz Europa 
zwar Umsatzsteigerungen, aber wir haben einen 
schrumpfenden Anteil am Weltmarkt. Wir haben 
einen Rückgang der Beschäftigungszahlen.  

Von daher stehen wir natürlich weitaus mehr noch 
vor der Herausforderung, die Frage zu beantwor-
ten, wie wir die chemische Industrie in Nordrhein-
Westfalen, in der Bundesrepublik Deutschland 
und in Europa im Wettbewerb nach vorne bringen 
können in der Auseinandersetzung mit den USA, 
Asien und anderen. Das wird kein Wettstreit über 
Arbeitskosten sein - um das gleich deutlich zu 
machen auch gegenüber denjenigen, die ansons-
ten ja Anhänger eines Lohndumpings sind. Das 
wird nicht gelingen. 

Entscheidend wird für uns sein, den technologi-
schen Vorsprung, den wir noch haben, auch aus-
zubauen und die Zukunftschancen, die für uns in 
Innovationsbereichen wie der Nanotechnologie 
und der Biotechnologie liegen, auch tatsächlich zu 
nutzen. 

Insofern finden wir es gut, dass wir, nachdem wir 
2003 schon eine gemeinsame Entschließung aller 
vier Landtagsfraktionen hatten, jetzt zumindest 
einen gemeinsamen Antrag von SPD, CDU und 
FDP haben werden. 

Ich kann abschließend auf das verweisen, was wir 
2003 festgestellt haben. Auf Seite 2 des Antrags 
haben wir damals gesagt: 

„Die Wettbewerbsfähigkeit der nordrhein-
westfälischen chemischen Industrie ist von 
großer Bedeutung. Die geplanten Regelungen 
dürfen die Rahmenbedingungen für die Wett-
bewerbsfähigkeit der nordrhein-westfälischen 
chemischen Industrie nicht verschlechtern.“ 

Wir haben weiter ausgeführt, dass wir schnelle, 
einfache und rechtssichere administrative Verfah-
ren haben wollen. Und wir haben in der Tat - Herr 
Minister Uhlenberg, Sie werden, wenn ich das 
richtig sehe, gleich dazu Stellung nehmen - auch 
gesagt, dass der Landtag die Absicht der EU-
Kommission begrüßt, über das Instrument der 
Verordnung eine europaweit einheitliche Umset-
zung zu gewährleisten. 

Das ist die klare Aussage aller vier Landtagsfrak-
tionen aus dem Jahr 2003 gewesen, hier in der 
Tat eine 1:1-Umsetzung vorzunehmen und nicht 
draufzusatteln, und das im Interesse der nord-
rhein-westfälischen chemischen Industrie. 

Ich freue mich darüber, dass wir aus dem Jahr 
2003 doch einen relativ großen Konsens herüber-
gerettet haben und sich die neue Landesregie-
rung in einer hervorragenden Kontinuität befindet. 
Vielleicht wird es ja im Laufe der Plenardebatte 
sogar auch noch gelingen, alle vier Landtagsfrak-
tionen unter ein Dach zu bringen. - Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kuschke. - Für die FDP hat Herr Ellerbrock 
das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Es muss nicht alles wie-
derholt werden. Aber wir sind uns einig - das 
muss man hier deutlich sagen -: Neben Energie-, 
Forschungs- und Bildungspolitik ist die Chemiepo-



Landtag  01.09.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/6 
 

 

 

432

litik für den Industriestandort und die Forschungs-
landschaft in Nordrhein-Westfalen von entschei-
dender Bedeutung. Sie ist auch von entscheiden-
der Bedeutung gerade für die kleinen und mittle-
ren, die forschungsinnovativen Betriebe hier bei 
uns. 

Herr Kollege Kuschke hat schon darauf hingewie-
sen: Im Bereich der Chemiepolitik haben wir vom 
Grundsatz her einen relativ breiten Konsens. 
Dass wir den aus der letzten Legislaturperiode 
herüber tragen konnten, finde ich gut. Deswegen 
begrüße ich auch, dass die SPD dem Antrag bei-
getreten ist. 

Wir sind uns doch alle einig, dass der Schutz des 
Menschen und der Umwelt ein hohes Gut ist. Wir 
sagen alle Ja zu REACH vom Grundsatz her. Wir 
wollen es aber praxisorientiert haben. Wir wollen 
die EU-Vorgaben 1:1 umgesetzt haben. Wir wol-
len es möglichst wettbewerbsneutral haben. Wir 
wollen keine Doppelprüfungen. Wir wollen die 
vorhandenen Erkenntnisse der Gewerkschaften, 
Betriebskrankenkassen, Berufsgenossenschaften 
und Krankenkassen einbinden. Warum soll man 
doppelt prüfen? Wenn diese Institutionen dann zu 
dem Schluss kommen, dass der Umgang mit be-
stimmten Stoffen völlig unproblematisch ist, dann 
ist, glaube ich, eine vertiefte Prüfung entbehrlich. 

Wir sollten im Sinne der Deregulierung auch über-
legen, Aufgabenteile der Überprüfung im REACH-
Prozess diesen Institutionen verantwortlich zu ü-
bertragen, sodass sich der Staat auf die Kontrolle 
der Kontrolleure beschränkt. 

Insgesamt: Ja zu REACH. Ich freue mich auf die 
Debatte. Vielleicht können wir die Grünen ja auch 
noch überzeugen, hier zu einer gemeinsamen 
Position zu kommen. Wenn das nicht gelingen 
sollte, ist das schade. Aber wir werden auch zu-
sammen mit unserem Koalitionspartner und zu-
sammen mit der SPD hier unseren Konsens wei-
ter versuchen fortzusetzen. - Danke schön. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ellerbrock. - Ich erteile für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Herrn Remmel das Wort. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir ha-
ben drei Redebeiträge gehört, in denen in wohlfei-
len Worten die Gemeinsamkeit in diesem Hause 
beschworen worden ist. Aber ich möchte doch ein 
bisschen Wasser in den Wein gießen. Wir haben 
in der Tat 2003 einen gemeinsamen Antrag ver-
abschiedet. Wir sollten uns noch einmal verge-

genwärtigen, wo wir zurzeit stehen. Dann wird 
nämlich auch deutlich, wo die Intention dieses An-
trags ist. Dann verwundert es in der Tat, dass die 
sozialdemokratische Fraktion dieses Hauses die-
sem Antrag beigetreten ist. 

Meine Damen und Herren, der Konsens seinerzeit 
sah so aus, dass wir die europäische Richtlinie 
begrüßt und gesagt haben, dass wir sie wettbe-
werbsneutral, aber eben auch im Sinne der Verb-
raucherinnen und Verbraucher und für den Ge-
sundheits- und Arbeitsschutz gestaltet wissen 
wollten. In der Folge hatte - auch auf Anregung 
der Landesregierung - ein Planspiel stattgefun-
den, dessen Ergebnisse gezeigt haben, dass in 
Teilen bürokratische Hürden abgebaut werden 
sollten. Dies ist in einen Konsens und in die Hal-
tung der Bundesregierung gegenüber der Europä-
ischen Union, gegenüber der Kommission, und in 
eine Verständigung im Übrigen mit der IG BCE 
und mit dem VCI eingeflossen. 

Diese Verständigung hat allerdings nur kurz 
gehalten. Die Kommission hat entsprechend 
nachgebessert und ist der Industrie sogar weiter 
entgegengekommen, als die Position es vorsah, 
die wir ursprünglich formuliert hatten. Infolgedes-
sen haben die IG BCE und auch der VCI diesen 
Konsens mit der Bundesregierung verlassen und 
mehr gefordert. Das ist im Prinzip das, was heute 
in dem Antrag von FDP, leider auch der SPD und 
der CDU, hier vorgetragen wird: eine weiter ge-
hende Position, als sie bisher von der Bundesre-
gierung im Konsens formuliert worden ist. 

Also: Sie wollen weniger Verbraucherschutz, Sie 
wollen weniger Schutz der Gesundheit, und Sie 
wollen noch größere Ausnahmen als derzeit die 
Kommission schon vorsieht. Dagegen steht die 
Position, die der Bundestag verabschiedet hat, 
zuletzt im Antrag vom 10. März in einer gemein-
samen Positionierung der regierungstragenden 
Fraktionen der SPD und der Grünen, nämlich in 
den Bereichen, die die Kommission aufgeweicht 
hat - bei Stoffen unter einer Jahrestonne und den 
Stoffen zwischen einer und zehn Jahrestonnen -, 
zu entsprechenden Berichtspflichten und zu Ver-
besserungen zu kommen. Das ist die Forderung 
und Haltung der Bundesregierung. 

Diese Position wird heute von der großen Mehr-
heit dieses Hauses einschließlich der SPD-
Fraktion infrage gestellt. Das ist das Bemerkens-
werte. Noch gestern auf dem Parteitag der SPD 
wurde mit großer Werbung an den Wahlsieg ap-
pelliert, dass wir das noch schaffen. Ich gehe 
auch davon aus, dass wir es noch schaffen. Hier 
allerdings glaubt die SPD-Fraktion schon nicht 
mehr daran, 
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(Beifall von den GRÜNEN) 

sonst würde sie einen solchen Antrag, der sich 
gegen die Bundesregierung und die Mehrheit im 
Bundestag richtet, nicht unterschreiben. Das, 
meine Damen und Herren, muss hier an dieser 
Stelle klar und deutlich festgehalten werden. Sie 
gehen ab von Verbraucher-, Gesundheits- und im 
Übrigen auch von Arbeitsschutz und stellen sich 
klar auf die Seite der Wirtschaft und der Interes-
sen, die durch die Wirtschaft vertreten werden. Es 
ist ja nicht schädlich, auch solche Interessen zu 
vertreten, aber wir sind auch Sachwalter des 
Verbraucher- und des Gesundheitsschutzes. Der 
wird durch die Ausnahmen, die jetzt auch im 
Kommissionsvorschlag vorliegen, doch erheblich 
beeinträchtigt. Denn man muss feststellen, dass 
von 30.000 Stoffen jetzt offensichtlich nur noch 
10.000 unter die beabsichtigte neue Richtlinie fal-
len. Das wollen wir explizit nicht. 

Meine Damen und Herren, deshalb haben wir den 
Entschließungsantrag formuliert, der in der Tat auf 
dem gemeinsamen Konsens von 2003 aufbaut, 
der die Haltung der Bundesregierung einschließt 
und die Haltung der Mehrheit des Bundestages 
unterstützt. Wir bringen das mit unserem Ent-
schließungsantrag zum Ausdruck.  

Wir beantragen getrennte Abstimmung bezüglich 
der Ziffer VI unseres Entschließungsantrages, in 
der es heißt: 

„Der Landtag unterstützt die Haltung und die 
Positionierung der Bundesregierung in dem ak-
tuellen Erarbeitungsverfahren für eine Verord-
nung (REACH) zur Neufassung des europäi-
schen Chemikalienrechts zur Stärkung des 
Verbraucherschutzes.“ 

Ich denke, es steht dem Landtag gut an, in dieser 
Frage die Haltung der Bundesregierung und der 
Mehrheit des Bundestages zu unterstützen. Des-
halb beantragen wir an dieser Stelle getrennte 
Abstimmungen. - Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Remmel. - Herr Minister Uhlenberg hat jetzt 
für die Landesregierung das Wort. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Bereits im Oktober 2003 hat die EU-
Kommission einen Verordnungsentwurf vorgelegt, 
mit dem ein einheitlicher Ordnungsrahmen für so-
genannte Altstoffe - also Stoffe, die vor 1981 auf 

dem Markt waren - und Neustoffe geschaffen 
werden soll. Altstoffe - rund 30.000 marktrelevan-
te Chemikalien - sollen systematisch geprüft und 
den Neustoffen gleichgestellt werden. Damit ge-
hen Erleichterungen bei der Anmeldung von neu-
en Stoffen einher. 

Mit REACH, meine Damen und Herren, soll ein 
umfassendes und effizientes neues Regelwerk 
zum Umgang mit Chemikalien geschaffen wer-
den. Es soll das alte, teilweise sehr unübersichtli-
che Chemikalienrecht ersetzen. Wir brauchen al-
so einen einheitlichen Rechtsrahmen, damit der 
Umwelt- und Gesundheitsschutz für alle Bürgerin-
nen und Bürger in Europa gewährleistet ist. Dar-
auf legen wir als Landesregierung großen Wert. 
Ein einheitlicher Rechtsrahmen schafft Transpa-
renz und Vertrauen und nutzt gleichzeitig auch 
der Wirtschaft. 

Allerdings, meine Damen und Herren, darf die 
notwendige Neuordnung des europäischen Che-
mikalienrechts nicht dazu führen, dass die Ziele 
des Umwelt- und Verbraucherschutzes auf der ei-
nen Seite und die Interessen der Industrie auf der 
anderen Seite gegeneinander ausgespielt wer-
den. Da unterstützt die Landesregierung die Ziele 
von REACH. Dies insbesondere, meine Damen 
und Herren, weil der Schutz der Gesundheit und 
der Umwelt, die Sicherung der Wettbewerbsfähig-
keit und der chemischen Industrie hier entspre-
chend umgesetzt werden. 

Herr Kollege Kuschke, wenn Sie in diesem Zu-
sammenhang dankenswerterweise von der 1:1-
Umsetzung gesprochen haben, dann kann ich das 
natürlich grundsätzlich begrüßen. Auch die Lan-
desregierung spricht ja in vielen Bereichen, die 
die Europapolitik betreffen, von der 1:1-Um-
setzung. Ich habe nur den Eindruck, dass es hier 
gerade gewährleistet ist, weil es sich um eine 
Verordnung handelt, die innerhalb der gesamten 
Europäischen Union entsprechend gilt. 

Auch die Entwicklung alternativer Testmethoden 
ohne Tierversuche ist durch REACH gewährleis-
tet. 

Als zuständiger Minister für Umwelt- und Verbrau-
cherschutz will ich im Sinne des Umwelt- und 
Verbraucherschutzes, dass REACH erfolgreich 
wird. Wir stehen, wie im fraktionsübergreifenden 
Antrag ausgeführt, für eine moderne Chemika-
lienpolitik, die Gesundheit und Umwelt wirksam 
schützt. 

Herr Kollege Remmel, ich kann Ihren Antrag nicht 
ganz verstehen. Sie hätten bei etwas gutem Wil-
len die Möglichkeit gehabt, wie früher bei dem 
gemeinsamen Antrag mitzumachen. Eigentlich 
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betonen Sie in Ihrem Entschließungsantrag nur, 
dass die frühere Umweltministerin kleineren und 
mittleren Unternehmen Informationsmaterial zur 
Verfügung gestellt hat, und zum Schluss fordern 
Sie, die weitere politische Entscheidungsfindung 
zu REACH, die gegenwärtig in Brüssel stattfindet, 
nicht mit unnötigen Forderungen zu überfrachten 
und den Gesamtprozess positiv zu begleiten.  

Von der politischen Konsequenz her steht das 
auch in dem fraktionsübergreifenden Antrag. 
Deshalb stehen wir zu dem fraktionsübergreifen-
den Antrag für eine moderne Chemikalienpolitik, 
die Gesundheit und Umwelt schützt. Wir werden 
aber verstärkt dafür eintreten - das will ich noch 
einmal sagen -, dass die Chemikalienpolitik um-
setzbar gestaltet wird. Sie darf nicht zu einem 
Jobkiller in Nordrhein-Westfalen werden.  

Denn - damit erzähle ich Ihnen nichts Neues - die 
chemische Industrie hat für unser Land Nordrhein-
Westfalen einen zentralen Stellenwert. Kollege 
Kress ist auf dieses Thema eingegangen. In kei-
nem anderen Industriezweig wird in Nordrhein-
Westfalen mehr Umsatz erzielt als in der chemi-
schen Industrie. Als drittgrößter industrieller Ar-
beitgeber mit 130.000 Beschäftigten stellt die 
chemische Industrie aus Nordrhein-Westfalen et-
wa jeden zehnten Arbeitsplatz in der europäi-
schen und etwa jeden dritten in der deutschen 
Chemie. Der Chemiestandort Nordrhein-Westfa-
len darf also nicht gefährdet werden. 

Zu den Kosten von REACH für die Industrie sind 
zahlreiche Studien veröffentlicht worden. Die 
jüngste Studie von KPMG, die im Auftrag des eu-
ropäischen Chemieverbandes und des europäi-
schen Industrieverbandes erstellt wurde, zeigt im 
Gegensatz zu früheren Studien, dass die Kosten 
für die Industrie teilweise deutlich geringer sind, 
als bisher befürchtet. Sie zeigt gleichzeitig, dass 
die möglichen Belastungen für die Unternehmen 
je nach Branche, Produktionsmenge und zukünf-
tiger Verfügbarkeit der Chemikalien sehr unter-
schiedlich sein können. 

Ein weiteres interessantes Ergebnis ist, dass eine 
Verlagerung von Produktionsstätten allein auf-
grund des REACH-Vorschlages unwahrscheinlich 
ist und für manche Sektoren sogar Vorteile ent-
stehen können. Darüber hinaus hat diese Studie 
wie schon das Planspiel zu REACH in Nordrhein-
Westfalen gezeigt: Insbesondere für kleine und 
mittlere Unternehmen können finanzielle Schwie-
rigkeiten auftreten. Das sind - darauf haben die 
Vorredner schon hingewiesen - 85 % der chemi-
schen Unternehmen in Nordrhein-Westfalen. Von 
einer solchen finanziellen Mehrbelastung werden 
allerdings nicht nur Unternehmen in Europa be-

troffen sein, sondern auch Chemieunternehmen 
außerhalb Europas, die in die Europäische Union 
importieren. 

Deshalb muss der REACH-Entwurf kostengünsti-
ger und praxistauglicher gestaltet werden. Des-
halb brauchen diese Unternehmen unsere Unter-
stützung. Deshalb lehnen wir als Landesregierung 
eine Ausweitung auf unbegründete Anforderun-
gen ab. Ziel der Landesregierung ist es, dass die 
finanzielle Mehrbelastung durch ein praxisgerech-
tes System in einem erträglichen Rahmen gehal-
ten wird. Besonders die kleinen und mittleren Un-
ternehmen müssen auch weiterhin am Markt be-
stehen können. 

Auf der anderen Seite müssen wir die möglichen 
gesellschaftlichen Folgekosten für Umwelt- und 
Gesundheitsschäden im Blick behalten. Die Zah-
len, die uns hierzu vorliegen, schwanken entspre-
chend.  

Nach wie vor wird der REACH-Verordnungsent-
wurf intensiv diskutiert. Im Europäischen Parla-
ment liegen 5.000 Änderungsvorschläge vor. 
Wenn ich richtig informiert bin, werden diese Dis-
kussionen und Entschließungen unter dem Vorsitz 
des nordrhein-westfälischen Europaabgeordneten 
Florenz bearbeitet und entschieden. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Im November soll die erste Lesung im Europäi-
schen Parlament stattfinden. Die Landesregierung 
wird sich dafür einsetzen, dass im Vorfeld der par-
lamentarischen Debatte die Interessen des Lan-
des, des Umwelt- und des Verbraucherschutzes 
und der Wirtschaft in Brüssel gleichberechtigt ver-
treten und entsprechend umgesetzt werden. - Ich 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön. - 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse erstens 
über den Antrag der CDU, der SPD und der FDP 
Drucksache 14/128 - 2. Neudruck - abstimmen. 
Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - 
Die Fraktion der Grünen. Wer enthält sich? - Da-
mit ist der Antrag mit großer Mehrheit gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen angenom-
men. 
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Der Entschließungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen soll aufgeteilt werden in zwei 
Abstimmungen. Ich lasse zunächst über Punkt VI 
des Entschließungsantrags der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 14/160 abstim-
men. Wer Punkt VI zustimmen kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen. Wer ist dagegen? - Wer enthält 
sich? - Damit ist Punkt VI gegen die Stimmen von 
Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

Ich lasse drittens über den gesamten Entschlie-
ßungsantrag Drucksache 14/160 abstimmen. 
Wer stimmt dafür? - Wiederum die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? - Wer 
enthält sich? - Damit ist der Entschließungsantrag 
mit großer Mehrheit gegen die Stimmen der Grü-
nen abgelehnt. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

10 Wohnen und Pflege im normalen Wohnum-
feld - selbstständiges Leben durchgängig 
sichern helfen  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/114 

Ich eröffne die Beratung und gebe Frau Steffens 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das 
Wort. Bitte schön. 

Barbara Steffens (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir hatten hier im 
Land Nordrhein-Westfalen in der letzten Legisla-
turperiode die Enquetekommission „Situation und 
Zukunft der Pflege in NRW“. Ich glaube, dass es 
in dieser Enquetekommission außer dem Ab-
schlussbericht eine Menge an Konsens zwischen 
allen Fraktionen gab und dass es lohnenswert 
und notwendig ist, auch in dieser Legislaturperio-
de anhand der Ergebnisse der Enquetekommissi-
on weiterzudiskutieren. 

Bundesweit hat wohl kaum ein Enquetekommissi-
onsbericht so viel Resonanz gefunden wie der Be-
richt dieser Enquetekommission. Bis heute gehen 
bei uns zahlreiche Nachfragen und Anfragen ein. 
Es gibt aber nicht nur die Anfragen bei uns, son-
dern insgesamt sehr viel Resonanz und Diskussi-
onsbedarf zu diesem Enquetekommissionsbe-
richt. In den Kommunen wird er diskutiert. In den 
Fachkreisen wird er diskutiert. Ich glaube, dass es 
sich bei diesem Enquetekommissionsbericht auch 
wirklich lohnt, ihn zu diskutieren. 

Jenseits des Abschlussberichts gab es aber auch 
einen breiten Konsens zwischen allen Fraktionen 
dahin gehend, dass dieser Enquetekommissions-
bericht kein Bericht für die Schublade sein soll, 
sondern dass genau dieser Bericht auch wirklich 
perspektivisch etwas an der Situation der pflege-
bedürftigen Menschen und an der Situation der 
älteren Menschen in Nordrhein-Westfalen verän-
dern soll. 

Wenn wir wollen, dass das wirklich so ist und 
dass dieser Enquetekommissionsbericht nicht in 
der Schublade verschwindet, dann ist es meines 
Erachtens notwendig, dass wir versuchen, die 
Punkte, die wir als Konsens festgehalten haben, 
auch unter geänderten Mehrheitsverhältnissen 
gemeinsam konsensual auf den Weg zu bringen - 
so, wie wir den Bericht formuliert haben. Deswe-
gen ist es mir ein Anliegen, heute und hier wieder 
in eine Diskussion einzusteigen, sie nicht abzu-
schließen, sondern sie sehr wohl in den dafür zu-
ständigen Ausschüssen weiterzuführen, aber ge-
meinsam zu schauen, wie man einen größtmögli-
chen Konsens herstellen kann, um die Empfeh-
lungen der Enquetekommission auch Realität 
werden zu lassen und in Nordrhein-Westfalen et-
was zu verändern. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wohnen ist der Aspekt, mit dem wir jetzt den Auf-
schlag gemacht haben - vielleicht, weil wir die 
entsprechende Arbeitsgruppe geleitet haben, aber 
auch, weil Wohnen aus unserer Sicht wirklich 
zentrale Bedeutung für den Erhalt der Selbststän-
digkeit und der Gesundheit älterer Menschen hat. 
Man muss sich einmal überlegen, wie man selber 
alt werden möchte.  

Bisher habe ich überwiegend Menschen getroffen, 
die sagen: Ich möchte mein Alter selbstbestimmt 
planen. Ich möchte größtmögliche Selbstständig-
keit haben. Ich möchte schon jetzt anfangen, mei-
ne Zukunftsperspektive zu entwickeln. Vor allen 
Dingen möchte ich im Alter nicht in einer stationä-
ren Einrichtung, nicht in einer Sonderwohnform 
leben. Vielmehr möchte ich mein Alter in der ei-
genen Wohnform, in der eigenen Wohnung, in der 
eigenen Häuslichkeit planen und gestalten. 

Zukunftsperspektiven für das Wohnen und Leben 
im Alter bzw. bei Pflegebedarf - das ist ein wichti-
ger Punkt, den wir auch hier gemeinsam für die 
Menschen im Land voranbringen müssen. Der 
Schwerpunkt wird in der Zukunft nicht vorrangig 
im Bereich der Sonderwohnformen liegen - nicht 
nur aus Sicht der Betroffenen. Ich glaube, die Zu-
kunft wird wirklich eine andere sein müssen. Sie 
wird in der Ausgestaltung eines sehr differenzier-
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ten und flexiblen Angebots an normalen Wohn- 
und Lebensräumen liegen. Das bedeutet, dass wir 
aus unserer Sicht bestimmte Prinzipien und As-
pekte bei der Gestaltung von Wohn- und Pflege-
angeboten immer wieder einbeziehen müssen. 

Das heißt: Wie ich eben schon gesagt habe, müs-
sen die Erhaltung der Selbstständigkeit und die 
Selbstbestimmung der Menschen die Grundlage 
bei der Planung und Ausrichtung der Versor-
gungsstruktur sein. Wohn- und Versorgungsform 
im Alter und im Fall von Pflegebedürftigkeit müs-
sen an der Normalität und vor allem auch an den 
Wünschen der pflegebedürftigen Menschen orien-
tiert werden. 

Ein zentrales Anliegen muss dabei die Gestaltung 
von Wohn-, Pflege- und Hilfsangeboten sein: ganz 
normal in normalen Wohngebieten, im normalen 
Umfeld. Die Rahmenbedingungen für einen 
Verbleib in privaten Wohnungen müssen weiter 
verbessert werden. Nachbarschaftssysteme, 
Netzwerke und Selbsthilfeorganisationen müssen 
weiterhin gestärkt und weiterentwickelt werden. 
Die Entwicklung eines individuellen Pflege- und 
Hilfemixes aus professionellen wie aus informel-
len Angeboten muss weiterhin gefördert werden. 

Wir brauchen aber auch eine sehr spezifische 
zielgruppenorientierte Ausrichtung. Wir brauchen 
spezielle Angebote für demenziell erkrankte Men-
schen, für Migrantinnen und Migranten, für ältere 
Menschen mit Behinderung, für Menschen mit 
gleichgeschlechtlicher Orientierung oder für jün-
gere pflegebedürftige Menschen. Dafür brauchen 
wir unterschiedliche, sehr differenzierte Angebote. 
Diese müssen wir auch hier in Nordrhein-
Westfalen weiterentwickeln. 

Wir haben heute hier mit diesem Antrag, wie ge-
sagt, einen ersten Aufschlag gemacht. Es gibt ei-
ne Reihe von ganz konkreten Punkten, die wir in 
der Enquetekommission diskutiert hatten und mit 
auf den Weg bringen wollten. Ich will als Beispiel 
nur nennen, dass wir uns darüber im Klaren wa-
ren, dass man schnellstmöglich das Heimgesetz 
überprüfen und überarbeiten muss und dass wir 
dies schnellstmöglich im Bund gemeinsam voran-
bringen müssen. 

Wir waren uns auch darüber im Klaren, dass man 
bestimmte Bereiche auch weiterhin über das 
Wohnungsförderprogramm finanzieren und unter-
stützen muss - gerade neue Wohnformen, gerade 
die Bereiche, die anders überhaupt nicht finan-
zierbar sind. Ferner waren wir uns darüber im Kla-
ren, dass man versuchen muss, über Programme 
wie „Neue Wohnformen für Hilfe- und Pflegebe-

dürftige“ bestimmte Bereiche weiter zu fördern 
und zu unterstützen. 

Meine Damen und Herren, ich wünsche mir, dass 
wir bei allen Kontroversen, die man unter den 
neuen Mehrheitsverhältnissen haben wird - und 
auch haben muss; denn das ist für eine Demokra-
tie und auch für dieses Land wichtig -, an einem 
Punkt wie diesem auch die Ergebnisse, den Kon-
sens und die Empfehlungen aus der letzten Legis-
laturperiode aufgreifen und dass wir bei diesem 
Thema, das für alle älteren Menschen und auch 
für uns, die wir irgendwann älter werden, so wich-
tig ist, weiterhin konsensual zusammenarbeiten 
und hier gemeinsam einen Weg finden, die uns 
allen hoffentlich wichtigen Bereiche voranzubrin-
gen.  

In diesem Sinne hoffe ich auf eine konstruktive 
Debatte hier und auch in Zukunft in den Aus-
schüssen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Steffens. - Von der CDU spricht nun Frau 
Monheim. 

Ursula Monheim (CDU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Mit dem Antrag „Woh-
nen und Pflege im normalen Wohnumfeld - 
selbstständiges Leben durchgängig sichern hel-
fen“ bringt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
erneut ein Thema auf die Tagesordnung, das oh-
ne Zweifel zu den drängenden Zukunftsaufgaben 
gehört.  

Es ist richtig, Frau Steffens, wir haben bei diesem 
Thema einen großen Konsens, und wie Sie hoffe 
ich, dass wir diesen Konsens im Sinne der betrof-
fenen Menschen auch weiter haben. Denn die im 
Antrag beschriebene demographische und soziale 
Entwicklung wird insbesondere auf die Zukunft 
der Pflege erhebliche Auswirkungen haben und 
sie stellt damit Gesellschaft und Politik vor große 
Herausforderungen. 

Einige Schlaglichter sollen das beleuchten: In den 
kommenden drei Jahrzehnten wird der Anteil der 
über 60-Jährigen an der Gesamtbevölkerung in 
NRW von heute 25 % auf über 30 % ansteigen, 
wobei die Altersgruppe der über 75-Jährigen am 
stärksten wächst. 

Hohes Alter ist glücklicherweise nicht zwangsläu-
fig von Krankheit und Pflegebedürftigkeit begleitet, 
doch der Bedarf an Entlastung und unterschiedli-
cher Unterstützung bei der Bewältigung des All-
tags und an pflegerischer Hilfe nimmt zu. 
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Derzeit erhalten etwa 460.000 Menschen Leistun-
gen aus der Pflegeversicherung. 70 % von ihnen 
werden in ihrer häuslichen Umgebung durch An-
gehörige und/oder durch ambulante Pflegedienste 
betreut. Es ist davon auszugehen, dass bis 2040 
die Zahl der Pflegebedürftigen auf ca. 700.000 
ansteigen wird; das ist eine Zunahme um mehr 
als 50 %. 

Auf diese Entwicklung - das haben wir in den De-
batten in den vergangenen Jahren immer wieder 
hervorgehoben - sind wir nicht vorbereitet. Darum 
hat die CDU-Landtagsfraktion Anfang 2002 bean-
tragt, eine Enquetekommission zur „Situation und 
Zukunft der Pflege in Nordrhein-Westfalen“ einzu-
richten. Der Landtag ist diesem Antrag einstimmig 
gefolgt und hat sich damit den von der CDU for-
mulierten Auftrag zu Eigen gemacht. Ich zitiere: 

„Der Landtag fühlt sich dem Ziel verpflichtet, die 
Qualität der Pflege in Nordrhein-Westfalen zu 
sichern und zu verbessern. Aus diesem Grund 
soll die Enquetekommission die Situation der 
Pflege in NRW untersuchen und prüfen, welche 
Rahmenbedingungen das Land schaffen und 
welche Impulse es geben muss, um die Quali-
tät der Pflege zu gewährleisten und auszubau-
en. Dabei muss es Ziel einer vorausschauen-
den Politik sein, eine menschenwürdige Pflege 
zu ermöglichen, die es den betroffenen Men-
schen gestattet, in Würde alt zu werden.“ 

Ende des Zitats. Frau Steffens hat darauf hinge-
wiesen: Eine der fünf Arbeitsgruppen der Enque-
tekommission beschäftigte sich intensiv mit dem 
Thema „Wohnen im Alter“. Der vorliegende Antrag 
übernimmt eine Reihe von Empfehlungen dieser 
Arbeitsgruppe und skizziert - teils in wörtlicher 
Übereinstimmung - die dort aufgezeigten Bedarfe 
wie auch die entsprechenden Lösungswege. 

Es ist richtig, dass Wohnen eine zentrale Bedeu-
tung hat für die Erhaltung der Selbstständigkeit 
und Gesundheit. Es ist richtig, dass die barriere-
freie Ausgestaltung der Wohnung und des Wohn-
umfeldes wichtige Voraussetzungen für ein eigen-
ständiges Wohnen und Leben im Alter auch bei 
Pflegebedürftigkeit sind. Und es ist unbestritten, 
dass wir mehr wohn- und pflegebegleitende Hilfen 
und Dienstleistungen benötigen, damit möglichst 
viele Menschen - so wie sie es wünschen - in der 
eigenen Häuslichkeit bleiben können. 

Diese und die weiteren im Antrag benannten 
Grundsätze, Zielsetzungen und Aufträge sind im 
Bericht der Enquetekommission festgehalten. Ei-
ne thematische Weiterentwicklung stellt der An-
trag nicht dar. 

Warum dann, verehrte Kolleginnen und Kollegen 
von Bündnis 90/Die Grünen, diese erneute Bean-
tragung einvernehmlich beschlossener Hand-
lungsempfehlungen der Pflege-Enquete? Diese 
hatte den ausdrücklichen Auftrag, einen Bericht 
zur Vorbereitung von Entscheidungen des Land-
tags vorzulegen, die - ich zitiere -  

„der Sicherstellung einer angemessenen und 
qualitativ hochwertigen ambulanten und statio-
nären Pflege in Nordrhein-Westfalen dienen.“  

Für die CDU-Fraktion betone ich ausdrücklich: 
Der Enquetebericht enthält für uns die „Tagesord-
nung“ für die notwendige Weiterentwicklung der 
pflegerischen Infrastruktur in Nordrhein-Westfa-
len. Da bedarf es keiner nochmaligen Verab-
schiedung der gewonnenen Erkenntnisse. 

Das wissen Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von Bündnis 90/Die Grünen, doch auch; denn in 
Ihrem Antrag verweisen Sie ausdrücklich auf die 
Koalitionsvereinbarungen von CDU und FDP und 
auf das dort verankerte Ziel, älteren Menschen 
das selbst bestimmte Leben in der eigenen Woh-
nung zu ermöglichen. Wie das schrittweise zu 
verwirklichen ist, konnten Sie im Koalitionsvertrag 
zum Thema Pflege lesen - ich zitiere -: 

„Wir werden dabei vor allem die Ergebnisse der 
Enquetekommission des Landtags ‚Situation 
und Zukunft der Pflege in Nordrhein-Westfalen’ 
sowie die Ergebnisse der bisherigen Modellpro-
jekte auswerten und umsetzen.“ 

Ich glaube, es besteht kein Zweifel daran, dass 
das, was wir in der Enquete gemeinsam erarbeitet 
haben, auch für diese Landesregierung, vor allen 
Dingen aber auch für die CDU-Fraktion, weiterhin 
das Ziel bleibt.  

Wir werden im Ausschuss die Debatte über den 
Antrag, aber vor allem über die Thematik, fortset-
zen. Ich freue mich darauf und danke für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Monheim. - Frau Veldhues von der SPD-
Fraktion hat jetzt das Wort.  

Elisabeth Veldhues (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wohnen 
in der eigenen Wohnung war heute Vormittag 
schon einmal Thema einer sehr hitzigen Debatte. 
Ich hoffe sehr, dass es jetzt der Uhrzeit entspre-
chend ein bisschen gelassener zugeht. Für junge 
Menschen ist Wohnen in der eigenen Wohnung 
ein großer Traum. Wie wir feststellen, ist es auch 
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für ältere Menschen ein Traum, bei Pflegebedürf-
tigkeit in der eigenen Wohnung bleiben zu kön-
nen. 

Generationengerechten Wohnraum zu schaffen, 
generationengerechte Räumlichkeiten anzubieten, 
wird die Herausforderung für uns in den nächsten 
Jahren sein. Lebensqualität, Selbstständigkeit und 
persönliche Zufriedenheit werden maßgeblich 
durch die Wohnung und das Wohnumfeld be-
stimmt. Wohnen hat mit Schutz, Geborgenheit, 
Ruhe und Rückzug zu tun. Wohnen bedeutet für 
uns, ein Zuhause zu haben. Wir haben Lebens-
raum und gelebte Beziehungen zu anderen. 

Wenn wir betrachten, dass ältere Menschen 
durchschnittlich vier Fünftel des Tages in der ei-
genen Wohnung, in den eigenen vier Wänden 
verbringen, ist das für uns alle in der Politik Grund 
genug mitzuhelfen, neue bedürfnisgerechte 
Wohnformen zu konzipieren, sie zu erproben und 
nötigenfalls auch bei der Finanzierung zu helfen. 

Die Enquetekommission - sie ist von meiner Vor-
rednerin gerade schon zitiert worden - hat uns 
deutlich aufgezeigt, dass mehr als 80 % aller älte-
ren Menschen am liebsten zu Hause und wenn 
irgend möglich mit dem eigenen Partner oder der 
Partnerin alt werden wollen. Da der Anteil der äl-
teren Menschen in den nächsten Jahren rasant 
zunehmen wird, tut sich hier ein gesellschaftspoli-
tisches Problem ersten Ranges auf. Familien, 
Wirtschaft, Kommunen, Wohnungsbauunterneh-
men und Gesetzgeber müssen reagieren. Die 
Auswirkungen sind sehr vielschichtig, so etwa bei 
der Pflege: Mehr als zwei Drittel der pflegebedürf-
tigen Menschen werden derzeit zu Hause betreut. 
Statistisch gesehen beträgt die häusliche Pflege 
im Schnitt 8,2 Jahre. Meine Damen und Herren, 
Sie können ersehen, welch ungeheure Leistung in 
Familien, von Partnern, Freunden, Kindern - meis-
tens den Töchtern und Schwiegertöchtern - er-
bracht wird. 

Wenn wir die Tendenz unterstützen wollen, dass 
länger zu Hause gelebt und gepflegt werden 
kann, kann es sicher auch gelingen, die bundes-
weit langfristig kalkulierte Zahl von bis zu 800.000 
neuen Pflegeplätzen zu reduzieren. Der Wunsch, 
auch im Alter und bei Pflegebedürftigkeit in der 
eigenen Häuslichkeit zu bleiben, lässt sich aber 
nur realisieren, wenn wir altengerechten Wohn-
raum vorhalten sowie ambulante und teilstationä-
re Dienstleistungsstrukturen vor Ort schaffen. 

Hier hat die alte Landesregierung maßgebliche 
Weichenstellungen vorgenommen. Ich erinnere 
an die Barrierefreiheit bei Neubauten, die Schaf-
fung eines marktgerechten Angebots vielfältiger 

ambulanter, teilstationärer und stationärer Ange-
bote mit dem neuen Landespflegegesetz und last 
not least an die Erarbeitung eines Qualitätssiegels 
für das betreute Wohnen für Seniorinnen und Se-
nioren. Anders als die stationäre Pflege unterliegt 
das betreute Wohnen keiner gesetzlichen Regu-
lierung, die über das normale Mietrecht hinaus-
geht. Ich habe in den Protokollen gelesen, dass 
dieser Landtag immer sehr sensibel mit dieser 
Problematik umgegangen ist. Der gerade zitierte 
Enquetebericht zeigt sehr deutlich, welche Her-
ausforderungen die Politik in den nächsten Jahren 
in dieser Frage zu bestehen hat. 

Lassen Sie mich noch einige Faktoren nennen, 
die das Wohnen und Leben im Alter in Zukunft 
beeinflussen werden: Das ist einmal die demo-
graphische Alterung unserer Bevölkerung, das ist 
der mit zunehmender Lebenserwartung steigende 
Bedarf an Pflege, das ist die Zunahme allein ste-
hender älterer Menschen und die Verringerung 
des Potenzials helfender Angehöriger sowie die 
Zunahme der Gruppe der älteren ausländischen 
Mitbürgerinnen und Mitbürger. Daher versteht die 
SPD-Fraktion den eingebrachten Antrag als Auf-
forderung, die aufgezeigten Erkenntnisse und die 
Handlungsempfehlungen der Enquetekommission 
kontinuierlich weiterzuverfolgen. 

Auch ist hier sehr deutlich geworden, wie die Er-
wartungshaltung der älteren Generation ist. Meine 
Damen und Herren, wir alle sind angetreten, Poli-
tik zu gestalten und die Menschen dabei zu unter-
stützen, dass sie so leben können, wie es ihren 
Vorstellungen entspricht. Wenn uns die Zahl der 
älteren hilfe- und pflegebedürftigen Menschen 
deutlich dokumentiert, dass sie am liebsten in der 
eigenen Häuslichkeit bleiben möchten, dann mei-
ne ich, ist die Politik aufgefordert. 

Wir stehen Gott sei Dank nicht am Anfang einer 
Entwicklung. In den letzten zehn Jahren hat sich 
das Wohnangebot für ältere Menschen schon e-
norm verändert. Die Wahlmöglichkeiten, im Alter 
zu Hause zu bleiben oder in eine der traditionellen 
Einrichtungen umzuziehen, haben sich durch ein 
breites Spektrum alternativer Wohnformen erwei-
tert. Die barrierefreie Wohnung, der Umbau der 
bisherigen Wohnung, das betreute Wohnen, die 
sogenannten KDA-Hausgemeinschaften, vom Ku-
ratorium der Deutschen Altershilfe propagiert, und 
betreute Wohngemeinschaften dienen alle einem 
Ziel: älteren Menschen ein selbstständiges, selbst 
bestimmtes, normales Leben zu vermitteln. Bei 
Bedarf wird Sicherheit und schnelle Verfügbarkeit 
von Hilfe geschaffen und es wird einsamen Men-
schen ermöglicht, eine gemeinschaftliche Lebens-
form auszuleben. 
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Für mich ist es sehr bemerkenswert, dass das In-
teresse an diesen neuen Wohnformen in der Öf-
fentlichkeit deutlich gewachsen ist, das quantitati-
ve Angebot aber nicht. Es ist noch immer relativ 
gering. Experten gehen davon aus, dass dies vor 
allem an den Rahmenbedingungen liegt, inner-
halb derer diese Wohnangebote agieren müssen. 
Das heißt, im Augenblick bereiten uns die beste-
henden Rahmenbedingungen und daneben feh-
lende, klar definierte Qualitätsstandards für alter-
native Wohnformen Probleme. So gab und gibt es 
immer noch die breite Diskussion, ob das betreute 
Wohnen ordnungsrechtlich als Heimeinrichtung 
oder normale Wohnung einzustufen ist. 

Auch die Abrechnung behandlungspflegerischer 
Leistungen mit der Krankenkasse bereitet den 
Bewohnerinnen und Bewohnern der betreuten 
Wohngemeinschaften Probleme. Sie fragen: 
Wann ist eine Wohngemeinschaft ein Heim? 
Wann greift das Heimgesetz? Sollen wir Quali-
tätsstandards für ambulante neue Wohnformen 
festlegen, oder wird der Markt die schwarzen 
Schafe, die sogenannte Mogelpackungen zu ü-
berteuerten Preisen anbieten, von selbst verdrän-
gen? Sind ältere Menschen immer die souverä-
nen Kunden, die keinen geschützten Rahmen für 
diese Angebote benötigen? Ich denke, diese Fra-
gen sollten wir im Fachausschuss im Interesse 
einer Veränderung beantworten. 

Lassen Sie mich als Fazit sagen: Wenn die ältere 
Generation einen immer größeren Anteil an unse-
rer Gesellschaft ausmacht, müssen immer weiter 
ausdifferenzierte Wohn- und Versorgungsformen 
nicht am Rand der öffentlichen Diskussion stehen, 
sondern sie gehören in die Mitte. Wenn alt sein 
immer normaler wird, müssen auch Wohn- und 
Versorgungsformen möglichst normal sein. 

Die SPD-Fraktion möchte gerne mit Ihnen ge-
meinsam den eingeschlagenen Weg fortsetzen 
und mithelfen, Räume, Wohnmöglichkeiten und 
Pflegemöglichkeiten in den eigenen vier Wänden 
zu schaffen, ausgerichtet an den Bedürfnissen de-
rer, um die es dabei geht, also um uns, um mich, 
um Sie; denn Alter, meine Damen und Herren, ist 
nur eine Frage der Zeit. - Ich bedanke mich für die 
Aufmerksamkeit und freue mich auf die Diskussi-
on und die weitere Umsetzung dieses zukunfts-
weisenden Themas. Danke schön. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Veldhues. - Als Nächster hat Herr Dr. Rom-
berg, FDP, das Wort. 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Der vorliegende 
Antrag von den Grünen „Wohnen und Pflege im 
normalen Wohnumfeld“ greift ein sehr wichtiges 
Thema auf. Auch für die Mitglieder der Enquete-
kommission „Pflege“ war klar, dass man sich mit 
den Möglichkeiten der Wohnformen im Alter in-
tensiv befassen, sich mit den demographischen 
Herausforderungen auseinander setzen muss. 
Deshalb - das wurde von meinen Vorrednern e-
ben auch schon gesagt - wurde ja auch die Ar-
beitsgruppe eingesetzt.  

Der Abschlussbericht der Kommission wurde hier 
im März beraten. Daher ist es nicht verwunderlich, 
dass sich viele Empfehlungen aus diesem Bericht 
zum Thema Wohnen im vorliegenden Antrag wie-
derfinden. Da geht es beispielsweise um den 
Ausbau von ambulanten und stationären Wohn-
gruppen und Hausgemeinschaften oder die Wei-
terentwicklung sozialer Netze. Das sind zukunfts-
orientierte Ansätze. 

Auch wir treten dafür ein, dass ältere Menschen 
sowie Menschen mit Behinderung in ihrem ver-
trauten Umfeld ein selbst bestimmtes Leben füh-
ren können. Wir sind ebenfalls der Auffassung, 
dass man Menschen durch mehr Transparenz in 
die Lage versetzen muss, aus unterschiedlichen 
Angeboten in den Bereichen Wohnen und Pflege 
die Versorgungsform wählen zu können, die ihren 
Bedürfnissen am besten entspricht. Darüber hin-
aus ist es wichtig, dass sie bei der Gestaltung und 
der Umsetzung dieser Angebote stärker einbezo-
gen werden. 

Wir wissen auch, dass eine geeignete Wohnform 
und die Integration haushaltsnaher Dienstleistun-
gen sowie pflegerischer Hilfen ins Wohnumfeld 
sowie die Stärkung sozialer Netze entscheidend 
dazu beitragen, dass eine Person auch bei beste-
hender Pflegebedürftigkeit ihre Selbstständigkeit 
erhalten kann. 

Ich darf daran erinnern, dass die Empfehlungen 
im Bericht der Enquetekommission von allen 
Fraktionen mitgetragen wurden. Das ist vor allem 
deshalb wichtig, weil es um ein hoch sensibles 
Thema geht, nämlich die Lebenssituation von al-
ten und pflegebedürftigen Menschen. Deshalb 
finde ich es etwas bedauerlich, dass Sie in Ihrem 
Antrag diese Gemeinsamkeit infrage stellen, und 
ich denke nicht, dass dies bei der Lösung der an-
stehenden Probleme hilfreich ist. 

Aus Sicht der FDP-Landtagsfraktion verbinden 
sich damit noch einige weitere Probleme. So soll 
der Landtag die Landesregierung dazu auffordern, 
eine Reihe von Programmen und Projekten wei-
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terzuführen beziehungsweise weiterzuentwickeln. 
Allerdings ist derzeit vor dem Hintergrund der an-
gespannten Landesfinanzlage fraglich, ob die da-
zu erforderlichen finanziellen Mittel überhaupt 
vorhanden sind. Die neue Landesregierung muss 
also sehr genau prüfen, was weiterhin finanziert 
werden kann und wo unseren gemeinsamen 
Wünschen Grenzen gesetzt sind.  

Über die Gründe dieser Haushaltsmisere haben 
wir heute Morgen schon ausführlich debattiert. Al-
so frage ich mich, welchen Zweck dieser Antrag 
zum jetzigen Zeitpunkt hat. Es ist klar, dass wir 
aus Gründen der Seriosität und der Verantwor-
tung derzeit nicht in der Lage sind, verbindliche 
Zusagen in Richtung einer Förderung zu machen. 

In einem von den Grünen und der SPD gemein-
sam verfassten Antrag vom 12. April dieses Jah-
res waren Sie der Wirklichkeit noch etwas näher. 
Darin haben Sie die damalige Landesregierung 
aufgefordert - ich zitiere -,  

„dem Landtag einen fortschreibungsfähigen Be-
richt über die kurz-, mittel- und langfristigen 
Umsetzungsmöglichkeiten der Handlungsemp-
fehlungen, ihre Prioritätensetzung und die be-
absichtigten Maßnahmen im Zuständigkeitsbe-
reich der Landesregierung vorzulegen …“  

Warum weichen Sie jetzt von Ihrer alten Forde-
rung ab und greifen einen einzelnen, wenn auch 
sehr wichtigen Teilaspekt aus dem Themenkom-
plex der Enquetekommission heraus? Das könnte 
am Ende dazu führen, dass Dinge, die auch nach 
Ihrer Meinung zusammengehören, weiterhin iso-
liert betrachtet werden. 

Offenbar ist Ihnen das beim Schreiben Ihres An-
trags irgendwann selbst aufgefallen. Deshalb ha-
ben Sie auf der letzten Seite weitere Gesichts-
punkte nachgereicht, die eigentlich aus anderen 
Sachbereichen stammen, dann aber doch mit 
dem Thema „Wohnen und Pflege“ zu tun haben. 
So soll sich die Landesregierung dafür einsetzen, 
Gesundheitsförderung, Prävention und Rehabilita-
tion zu stärken. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Das steht im 
Bericht der Enquetekommission!) 

In der Tat stellt eine an den individuellen Bedürf-
nissen orientierte Wohnform auch eine Form von 
Prävention dar. Sie kann dazu beitragen, Pflege-
bedürftigkeit zu verhindern oder hinauszuschie-
ben, zum Beispiel durch Beseitigen von Barrieren 
und Stolperfallen im Wohnbereich. Aber das las-
sen Sie an dieser Stelle unerwähnt. 

Im Bericht der Enquetekommission haben wir aus 
gutem Grund den Versuch gewagt, über die 

Grenzen einzelner Spezialgebiete hinauszuden-
ken, weil die Problemlagen einfach viel zu kom-
plex sind. Leider erschließen sich die Chancen, 
die sich aus einer stärkeren Verbindung von Prä-
vention auf der einen und Wohngestaltung auf der 
anderen Seite ergeben, noch längst nicht jedem 
der beteiligten Akteure auf Anhieb. Deshalb halte 
ich den Bericht der Kommission auch für so wich-
tig: weil hier die Zusammenhänge verdeutlicht 
werden und konkret mit anschaulichen Beispielen 
gearbeitet wird. 

Es wäre zur Unterstützung einer interdisziplinären 
und ganzheitlichen Handlungsweise sowie ange-
sichts der knappen Ressourcen sehr viel zielori-
entierter gewesen, wenn Sie der Landesregierung 
etwas mehr Zeit gegeben hätten, ein durchdach-
tes und abgestimmtes Konzept auf der Basis des 
Kommissionsberichtes zu erarbeiten. Nur auf die-
se Weise kann man den komplexen Bedarfslagen 
auch wirklich gerecht werden. - Danke sehr. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Romberg. - Herr Minister Laumann 
spricht jetzt für die Landesregierung. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich freue mich als zuständiger Minister zunächst 
einmal darüber, dass es anscheinend so ist, dass 
wir auch im nordrhein-westfälischen Landtag in 
der Frage „Wie können wir die Pflege, wie können 
wir die Wohnsituation unserer älteren Mitbürge-
rinnen und Mitbürger weiter gestalten, auf die Zu-
kunft auslegen?“ große Übereinstimmung haben. 

Das verwundert mich auch nicht, denn der mit 
großer Mehrheit verabschiedete Enquetebericht - 
was der letzte Landtag dort geleistet hat, ist ein-
fach Klasse - ist in Fragen der Pflege mit die bes-
te Handreichung, die ich als jemand, der seit An-
fang der 90er-Jahre auch mit dem Entstehen der 
Pflegeversicherung zu tun hat, in Deutschland 
überhaupt kenne. Dass dieser Enquetebericht von 
allen getragen wird, macht deutlich, dass es hier 
eine große Übereinstimmung gibt. 

Ich habe überhaupt kein Interesse daran, dass die 
Debatte über die Pflege und über die Frage, wie 
die alten Menschen im Alter leben wollen, hier zu 
einem parteipolitischen Streit führt. Wir brauchen 
dort vielfältige Angebote, weil - das ist durch viele 
Reden deutlich geworden - die alten Menschen 
letzten Endes die unterschiedlichsten Angebote 
haben wollen und unterschiedliche Lebensmodel-
le wählen werden. Ich bin mir im Übrigen sicher, 
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dass die Vielfalt der Lebensmodelle in den nächs-
ten Jahren noch erheblich zunehmen wird und 
dass wir dafür einen Rahmen schaffen müssen. 

Wir müssen aber auch sehen, dass wir viele Be-
teiligte im Boote behalten. Wir müssen versuchen, 
das, was im Bericht der Enquetekommission 
steht, umzusetzen. Dazu muss man viele an ei-
nen Tisch holen. Wir müssen aufpassen, dass wir 
nicht noch mehr regeln. Überall, wo ich in Sachen 
Pflege unterwegs bin, höre ich nämlich: Es ist viel 
zu viel geregelt, es wird viel zu viel kontrolliert. Die 
Beschäftigung mit der Bürokratie nimmt einen 
immer größeren Teil unserer Arbeitszeit ein. 

Viele Menschen, die einen Sozialberuf gelernt ha-
ben, bedauern sehr, dass sie keine Zeit mehr ha-
ben, um mit den Leuten zu reden, weil sie zu viel 
dokumentieren müssen. Dass die Stationsleitun-
gen mittlerweile 40 % ihrer Arbeitszeit für das Do-
kumentieren brauchen, ist ein Zustand, den wir zu 
beenden oder erheblich abzubauen versuchen 
müssen. 

Deswegen wird ein Punkt sein - ich werde dazu 
auch eine Arbeitsgruppe einrichten -, dass wir bei 
der Entbürokratisierung der Pflege vorankommen. 
Sie wissen auch, dass das im Bericht der Enque-
tekommission ein ganz wichtiger Punkt war. 

Wir werden in unserer Gesellschaft aber auch 
Debatten anstoßen müssen: Wie wollen eigentlich 
diejenigen, die in 15 oder 20 Jahren alt sind, dann 
leben? Eines wird sich nämlich völlig verändern: 
Die Generation, die jetzt pflegebedürftig ist, hat, 
bis auf 10 %, leibliche Kinder. Wenn meine Gene-
ration pflegebedürftig ist, wird ein Drittel der dann 
zu pflegenden Menschen keine eigenen Kinder 
haben. Das wird die häusliche Pflege erheblich 
verändern, sich aber auch darauf auswirken, ob 
die Leute in den Einrichtungen ein soziales Um-
feld haben und ob sie dort besucht werden.  

Jetzt muss man die Debatte darüber beginnen, 
wie wir in dieser Lebensphase in unserer Gesell-
schaft letzten Endes leben wollen. Ich glaube, 
dass über ganz andere Lebensformen debattiert 
werden muss, die dann auch eine gesellschaftli-
che Akzeptanz finden müssen. Denn dass so vie-
le Leute im Alter alleine in ihren Wohnungen le-
ben - Frau Veldhues es richtig dargestellt; sie 
verbringen vier Fünftel des Tages in der Woh-
nung -, kann nicht der Weisheit letzter Schluss in 
Bezug auf eine humane Wohnform im Alter sein. 
Ich habe zumindest erhebliche Zweifel daran. 

Wir müssen uns darüber unterhalten, wie wir die 
Pflege und das Leben im Alter mittelfristig finan-
zieren. Hier haben wir erhebliche Probleme, die 
gelöst werden müssen. Es ist immer gut und 

schön, zu sagen, was alles kommen muss. Aber 
die Pflegeversicherung hat in den letzten Jahren 
mehr Geld ausgegeben, als sie eingenommen 
hat. Das heißt, das Polster, das dadurch entstan-
den ist, dass wir bei der Schaffung der Pflegever-
sicherung bereits drei Monate, bevor wir die Leis-
tungen in Kraft gesetzt haben, Beiträge kassiert 
haben, schmilzt langsam dahin.  

Wie bekommen wir die Pflegeversicherung in An-
betracht der demographischen Entwicklung hin? 
Ich finde, dass dies mit zu der Debatte über die 
Frage, wie es mit der Pflege in Nordrhein-
Westfalen weitergehen soll, gehört. Ich meine 
auch, dass sich Nordrhein-Westfalen an der De-
batte über eine generationengerechte Finanzie-
rung des Pflegerisikos in den nächsten Wochen 
und Monaten nachdrücklich beteiligen muss. Man 
kann sich nicht nur an der schönen Aufgabe betei-
ligen: Was wollen wir alles noch in den Markt ge-
ben und von wem das finanziert werden soll? 

(Zuruf von der SPD) 

- Ich bin auch gespannt auf die Vorschläge, die 
Sie dazu machen. Wissen Sie, es ist einfach, zu 
fordern, diese und jene Angeboten müsse es ge-
ben. Ich bin ebenfalls der Meinung, wir müssen 
mehr für die Demenzkranken tun. Ich weiß aber 
auch, welche Auswirkungen das sofort auf die 
Pflegeversicherung hat. 

Wir alle wissen, dass wir die Beiträge zur Pflege-
versicherung aufgrund der Entwicklung auf den 
Arbeitsmärkten zurzeit wohl kaum erhöhen kön-
nen. Die Überlegungen, was gemacht wird und 
wer es bezahlt, sind nicht so leicht zusammenzu-
bekommen. Ich finde aber, wir müssen beides zu-
sammenhalten: Wohin entwickeln wir es, und wie 
es finanziert werden soll? 

Wir müssen uns im Landtag darüber unterhalten, 
wie in einigen Jahren in Deutschland die Renten 
aussehen. Die Rentenformel, die heute in 
Deutschland gilt, ist Konsens unter den demokra-
tischen Parteien in diesem Land. Aber, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, die Leute 
meiner Generation werden nur noch dann eine 
Rente oberhalb der Grundversicherung haben, 
wenn sie 32 Jahre Berufstätigkeit, verbunden mit 
einem durchschnittlichen Einkommen, vorweisen.  

Diejenigen, die das nicht schaffen, werden keine 
Rente oberhalb der Grundsicherung mehr haben. 
Diejenigen, die heute in der Logistik Arbeitsplätze 
mit einem Lohn von 6,30 € pro Stunde überneh-
men   Tarifvertrag in Nordrhein-Westfalen - kön-
nen gar nicht so lange Berufszeiten hinlegen, 
dass sie über einen Beitrag zur gesetzlichen Ren-
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tenversicherung noch eine Rente oberhalb der 
Grundsicherung haben. 

Ich finde, auch über diese Fragen muss man ein-
mal reden. Wie sollen sie denn im Alter bestimmte 
Wohnstrukturen aus ihrer Rente finanzieren? Das 
sind auch diejenigen, die es aufgrund ihrer Löhne 
nicht so einfach haben, eine private Vorsorge auf-
zubauen. Wenn Sie nämlich 6,30 € pro Stunde 
verdienen, bringen Sie 1.000 € netto nach Hause, 
eine Sozialwohnung kostet 500 €, und dann 
betreiben Sie einmal private Vorsorge! 

Zu einer ehrlichen Debatte gehört also selbstver-
ständlich auch, über die Fragen zu reden: Wie 
wollen wir im Alter leben? Wie wollen wir im Alter 
wohnen? Wie sollen die Angebote in diesem Be-
reich aussehen?  

Ich werde jetzt sehr konkret dafür werben, dass 
die zusätzlich zur Verfügung gestellten Ausbil-
dungsplätze in der Altenpflege besetzt werden. Es 
läuft gar nicht so gut, dass man sagen kann, dort 
schlagen sie sich alle um Auszubildende. Wir ha-
ben die Situation, dass die Vertreter der Einrich-
tungen mir sagen: Ich bin nicht bereit, auszubil-
den, weil sich das auf die Pflegesätze auswirkt.  

Aber ein Auszubildender wirkt sich nur mit weni-
gen Cent auf den Pflegesatz pro Tag pro Bett aus. 
Da wir das mit der Landesförderung nicht mehr 
machen können - ich kritisiere das gar nicht -, lie-
gen die Investitionskosten pro Bett heute teilweise 
um die 20 €. Bei der Frage, ob die Leute mit ihrer 
Rente und der Pflegeversicherung am Ende die 
Heimplätze noch bezahlen können, geht es um 
das große Geld. 

Ich glaube, dass wir gemeinsam versuchen müs-
sen, nicht nur darüber zu reden, wie schön und 
bunt die Welt der Pflege aussehen kann. Ich bin 
sehr dafür. Aber die Frage - siehe Adam Riese -, 
wie das am Ende bezahlt werden soll, gehört un-
abdingbar dazu. Ansonsten werden uns die Leute 
mit großen Augen angucken und fragen: Kann ich 
mir all das, was ihr uns da vorstellt, erlauben? 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Es wird auch nicht möglich sein, all das, was über 
die Pflegeversicherung nicht gedeckt wird, am 
Ende über die kommunale Sozialhilfe zu finanzie-
ren. Sie kennen auch die Entwicklung der Kom-
munalhaushalte in diesem Land. Zwei Drittel un-
serer Gemeinden haben nämlich keine ausgegli-
chenen Haushalte mehr. Das heißt, sie nehmen 
weniger ein, als sie zurzeit für die Erfüllung der 
Pflichtausgaben bezahlen müssen, und das relativ 
unabhängig davon, ob die Gemeinde eine 
schwarze oder eine rote Ratsmehrheit hat.  

Wenn wir es so verstehen würden, dass im Land-
tag nicht nur in der Frage Konsens besteht, was 
man alles Schönes leisten kann, sondern dass 
auch darüber Konsens besteht, wie wir das nach 
Adam Riese mit einer vernünftigen Haushaltspoli-
tik und einer Finanzierungspolitik, die auch auf die 
Generationengerechtigkeit Rücksicht nimmt, hin-
bekommen, wäre das eine tolle Sache. 

Ich hoffe, dass der in der heutigen schönen De-
batte zum Ausdruck gekommene Konsens auch 
an diesen Stellen hält. Das wäre zumindest eine 
solide Politik. Solidität wird das Markenzeichen 
meines Hauses auch in der Pflegepolitik sein. - 
Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. - Das Wort hat für die SPD-Fraktion der 
Abgeordnete Killewald. 

Norbert Killewald (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Wie 
Sie sicherlich wissen, hat die Enquetekommission 
zur Situation und Zukunft der Pflege in NRW ihren 
Abschlussbericht einstimmig verabschiedet. Das 
lässt weiterhin für den von uns damit angestoße-
nen Prozess hoffen. 

Der Bericht - das wurde schon von meinen Vor-
rednern und Vorrednerinnen betont - ist eine 
gründliche Wiedergabe des Ist-Standes, eine Be-
schreibung der Probleme und der Anforderungen 
für uns in NRW. Er sucht in seiner Form und in 
seiner Qualität seinesgleichen. 

NRW hat unter der vorherigen rot-grünen Landes-
regierung in den letzten Jahren nationale und in-
ternationale Maßstäbe gesetzt, unter anderem 
durch den Masterplan "Gesundheitswirtschaft", 
unter anderem durch den Aktionsplan "Pflege", 
unter anderem mit dem Landesnachweis "Enga-
giert im sozialen Ehrenamt", unter anderem auch 
mit dem Kongress "Seniorenwirtschaft". 

Herr Minister Laumann, insbesondere haben hier 
Birgit Fischer als zuständige Ministerin und unser 
ehemaliger Ministerpräsident Peer Steinbrück ge-
zeigt, dass die Frage der Qualität der Pflege und 
des Wohnumfeldes, aber auch der Bezahlbarkeit 
auf weite Zukunft gerichtet, deren Herzensanlie-
gen ist. Deshalb war es damals auch für SPD und 
Grüne einfach, den Enquetebericht einstimmig 
mitzutragen. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Das ist auch 
richtig!) 
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Insofern habe ich keine Angst, dass in diesem 
Hause keine Einhelligkeit darüber bestehen könn-
te, dass wir an die Standards der Qualität der 
Pflege heran müssen, damit auch Sie und ich und 
Herr Lindner, wenn wir in 20 oder 40 Jahren oder 
50 Jahren der Pflege bedürfen, noch darauf bau-
en können. Ich habe gar keine Angst davor, dass 
wir nicht auch an entsprechender Stelle diesen 
Punkt berücksichtigen werden. Ich hoffe darauf, 
dass wir in der Diskussion, zumindest im Gegen-
satz zu heute Morgen, zu einem breiten Konsens 
kommen. Nur so ist er tragbar. 

Meine Damen und Herren, ich habe gerade den 
Besonderheiten in Nordrhein-Westfalen, den Er-
rungenschaften der letzten Landesregierung 
Rechnung getragen. Ich fordere Sie als die Frak-
tionen, die die neue Landesregierung stützen, auf, 
in dem kommenden Nachtragshaushalt und in 
dem anstehenden Landeshaushalt für das nächs-
te Jahr genau diese Projekte weiterzuführen, weil 
sie gerade dem vorhin von Ihnen, Herr Minister 
Laumann, beschriebenen Ziel dienen.  

Meine Damen und Herren, der Antrag der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen ist in jedem Fall im Zu-
sammenhang mit dem Kommissionsbericht zu 
sehen. Wir haben auf eigene Vorstöße zur jetzi-
gen Zeit verzichtet, und zwar ganz bewusst, weil 
wir wissen, dass Fachleute und Institutionen der-
zeit an Stellungnahmen zu diesem Bericht arbei-
ten. 

(Minister Karl-Josef Laumann: So ist es!) 

Zum Beispiel beantwortet der Landespflegeaus-
schuss derzeit - ich glaube - 161 Fragen gemein-
sam mit den Kostenträgern, Leitungserbringern 
und anderen Institutionen bzw. beteiligten Grup-
pen. Ein solcher einhelliger Bericht des Landes-
pflegeausschusses bedeutet eine große Chance 
für die Politik, mit den gesellschaftlich relevanten 
Gruppen die Zukunft der Pflege gemeinsam zu 
bestimmen und dafür zu sorgen, dass sie für uns 
bezahlbar bleibt. 

Meine Damen und Herren, wir hoffen, dass nicht 
wie in der Vergangenheit einige Mitglieder dieses 
Hauses unsere Diskussionen um Wohnen und 
Pflege durch die Skandalisierung einzelner Vorfäl-
le in der Pflege dazu nutzen, dass dieser Prozess 
weiter Schaden nimmt. Solche Vorgehensweisen 
bringen uns nicht weiter. Wir lehnen sie deshalb 
entschieden ab. 

(Beifall von der SPD) 

Wir, die ein Mandat haben, werden irgendwann 
von unseren Entscheidungen eingeholt. Pflege 
wird auch uns ganz gewiss betreffen - und das 

ganz besonders in negativer Form -, wenn wir in 
den nächsten fünf Jahren keine Antworten auf 
entscheidende gesellschaftliche Fragen finden. 
Ich betone nochmals: Wir sind uns bewusst, dass 
wir um eine Diskussion über bezahlbare Stan-
dards nicht herumkommen. Wir scheuen eine sol-
che auch nicht. - Meine Damen und Herren, ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Killewald. - Für die CDU-Fraktion hat Herr Abge-
ordneter Sahnen das Wort.  

Heinz Sahnen (CDU): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich möchte keineswegs 
den deutlich feststellbaren Konsens in dieser Sa-
che stören. Ich knüpfe an das an, was Herr Minis-
ter Laumann festgestellt hat, dass nämlich der 
Enquetebericht ein guter Bericht ist und - das un-
terstreiche ich -, dass es ein Gemeinschaftswerk 
ist. 

Das andere: Der Minister hat betont, bei der Um-
setzung müssten viele an einen Tisch geholt wer-
den - ich mache einen Nachsatz -, in besonderer 
Weise auch die Bauwirtschaft und das Ressort 
Bau. 

Hinsichtlich des Bereiches Bauen knüpft der An-
trag auch an Initiativen an, die in der letzten 
Wahlperiode eingeleitet und von unserer Fraktion 
nach vorne gebracht wurden. Auf der Grundlage 
der von uns entwickelten Großen Anfrage zum 
Thema Wohnen im Alter wurde die demographi-
sche Entwicklung deutlich dargestellt. Sie fand ei-
ne breite Berücksichtigung. Auch das Wohnungs-
bauprogramm für die Jahre 2004 und 2005 wurde 
um entsprechende Kenntnisse erweitert, damit 
mehr altersgerechter Wohnraum geschaffen wer-
den konnte. Dies sind erste Schritte. 

Die Koalitionsvereinbarung der neuen Regierung 
stellt die Forderung nach Antworten auf demogra-
phische Entwicklungen deutlich in den Mittelpunkt. 
Noch vor knapp einem Jahr wurde allerdings trotz 
gesicherter Erkenntnisse die Frage der dringend 
notwendigen baulichen Nachbesserung von 
Wohn- und Pflegeheimen kontrovers diskutiert. 
Der von Frau Steffens geforderte große Konsens 
war, als es dann konkret wurde, in dieser speziel-
len Frage nicht mehr gegeben. Rot-Grün stand 
auf der Bremse, als wir die Regelförderung ent-
sprechend der baulichen Anpassungen forderten, 
Sie aber lediglich für einige wenige Modellmaß-
nahmen zu gewinnen waren.  
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Uns ist klar, dass mit wenigen modellhaften Maß-
nahmen die große Zahl von landesweit 2.500 Ein-
richtungen nicht zu bewältigen ist. Wir danken 
deshalb Minister Wittke und seinem Haus, dass 
diese Aspekte in den neuen Richtlinien eine an-
gemessene Berücksichtigung finden und eine Re-
gelförderung möglich sein wird. 

In diesem Zusammenhang erwähne ich auch, 
dass das Wohnungsbauvermögen des Landes 
eine segensreiche Einrichtung ist. 

Aber nicht nur dieser Teilbereich wurde neu in das 
Wohnungsbauprogramm aufgenommen. Neu ist 
auch, dass nun in den entsprechenden Einrich-
tungen Aufzüge und insbesondere die Bildung 
von Wohngemeinschaften und stationären Pflege-
inseln in Altenwohnheimen gefördert werden kön-
nen. 

Dies verdeutlicht, dass man für diesen wichtigen 
Bereich nicht die Devise „Weiter so!“ ausgegeben 
hat, sondern den Mut hatte, neue Wege zu be-
schreiten. 

Insgesamt ist dem Antrag die Sorge um die Urhe-
berschaft deutlich zu entnehmen. Unsere Aktivitä-
ten in der vergangenen Wahlperiode verdeutli-
chen jedoch, dass wir, die Union, sowohl unter 
sozialpolitischen, pflegerischen als auch woh-
nungswirtschaftlichen Gesichtspunkten ganz deut-
lich das Initiativrecht für uns beanspruchen kön-
nen. 

(Zurufe von der SPD) 

Es ist verständlich, dass Sie jetzt auf einen fah-
renden Zug aufspringen wollen, um sich bei die-
ser beachtlichen Wählergruppe anzubiedern.  

In der Frage von zukunftsorientierten Antworten 
auf die demographische Entwicklung haben Sie in 
der letzten Wahlperiode Ihre Chancen gehabt, sie 
aber nicht richtig genutzt. Geben Sie sich jetzt ei-
nen Ruck, unterstützen Sie die Initiativen, die von 
der neuen Koalition der Mitte sozialpolitisch ver-
antwortlich und vor allen Dingen wohnungswirt-
schaftlich vernünftig in Richtlinien und Programme 
gefasst werden. Sie sind zum Mitmachen herzlich 
eingeladen. Die Richtung wird allerdings ganz 
deutlich von der neuen Mehrheit vorgegeben. 

Die CDU stimmt der Überweisung an die in der 
Tagesordnung ausgewiesenen Ausschüsse zu. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Sahnen. - Frau Steffens von den 
Grünen, bitte schön. 

Barbara Steffens (GRÜNE): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Eigentlich wollte ich in An-
betracht der Uhrzeit nichts mehr sagen. 

Herr Sahnen, ich finde, Sie könnten sich mit Äu-
ßerungen hinsichtlich Urheberrechten und sonsti-
gem ein bisschen zurücknehmen. Ich kann Ihnen 
die Broschüren der Landtagsfraktion der Grünen 
zum Thema Wohnen im Alter hinlegen. Da haben 
Sie wahrscheinlich noch gar nicht gewusst, dass 
dies ein Thema für dieses Plenum und diesen 
Landtag werden wird. Ich finde es schon dreist, 
hier um eine Urheberschaft zu streiten. 

In der Enquetekommission „Zukunft der Pflege in 
Nordrhein-Westfalen“ herrschte ein anderes Klima 
und eine andere konsensuale Zusammenarbeit. 
Da haben wir Grüne das Thema „Zukunft des 
Wohnens im Alter“ als Schwerpunktthema einge-
bracht und die Arbeitsgruppe geleitet. Wir haben 
auch den Bericht federführend erarbeitet. 

Die Sachen, die Ihre Fraktion gemacht hat, würde 
ich Ihnen überhaupt nicht aberkennen - Ihre Leute 
haben die Enquetekommission beantragt und viel 
in anderen Bereichen gemacht -, aber bitte neh-
men Sie sich bei den Themen, bei denen wir die 
Federführung hatten und bei denen wir die 
Schwerpunkte gesetzt haben, zurück und rekla-
mieren Sie da nicht eine Urheberschaft, die Ihnen 
wirklich nicht ansteht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Steffens. - Meine Damen und Herren, ich sehe 
keine weiteren Wortmeldungen mehr. Damit sind 
wir am Ende der Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Druck-
sache 14/114 an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales - federführend -, an 
den Ausschuss für Generationen, Familie und 
Integration, den Ausschuss für Bauen und Ver-
kehr sowie an den Ausschuss für Kommunal-
politik und Verwaltungsstrukturreform. Die ab-
schließende Beratung und Abstimmung soll im fe-
derführenden Ausschuss in öffentlicher Sitzung 
erfolgen. Wer dafür ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Ist jemand dagegen? - Enthaltun-
gen? - Einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu: 

11 NRW-Interessen wahren: Der geplante A-
tomausstieg darf nicht angetastet werden! 
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Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/117 

Bevor ich die Beratung eröffne, gebe ich den Hin-
weis, dass man die Redezeit natürlich ausschöp-
fen kann, aber nicht muss. 

(Allgemeiner Beifall) 

So, meine Damen und Herren, jetzt hat die SPD-
Fraktion als antragstellende Fraktion das Wort. Es 
spricht der Abgeordnete Leuchtenberg. 

Uwe Leuchtenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kollegen und Kollegin-
nen! Nordrhein-Westfalen ist das Energieland 
Nummer eins. So weit scheinen wir uns in den 
ganzen Diskussionen der letzten Tage einig zu 
sein. Wir sind der Ansicht: Das muss auch so 
bleiben. Manchmal habe ich bei dem einen oder 
anderen von CDU oder FDP den Eindruck, dass 
er es nicht mehr so ernst meint. 

(Rudolf Henke [CDU]: Sie wollen doch den 
Ausstieg aus der Kernkraft!) 

- Lassen Sie mich doch zu Ende reden. Sie wer-
den dann noch ein bisschen lernen. 

Bei unserem Antrag geht es um Investitions- und 
Planungssicherheit. Seit der Ankündigung, Lauf-
zeiten von Atomkraftwerken zu verlängern, 
herrscht Unklarheit. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Blödsinn!) 

Äußerungen der letzten Tage tragen weiter zur 
Verunsicherung bei. Einmal soll der übereilte und 
unsinnige Ausstieg aus der Steinkohleförderung 
durch die RAG finanziert werden. Einmal soll die 
Verlängerung der Laufzeiten dazu beitragen, ü-
berhöhte Energiekosten zu senken. 

Ich sage Ihnen eines: Energiepolitik ist Standort-
politik, und die muss verlässlich sein. 

(Beifall von der SPD) 

Nordrhein-Westfalen ist von energiepolitischen 
Entscheidungen und Ankündigungen besonders 
betroffen. Alte Atomkraftwerke länger laufen zu 
lassen ist kurzsichtig. Längere Laufzeiten sind das 
größte Investitionsverhinderungsprogramm in der 
nordrhein-westfälischen Energiewirtschaft. 

(Beifall von der SPD - Christian Weisbrich 
[CDU]: Quatsch!) 

In Nordrhein-Westfalen ist kein Atomkraftwerk in 
Betrieb. Nordrhein-Westfalen gehört aber zu den 
Technologie- und Marktführern bei den erneuer-

baren Energien. Das soll so bleiben. Dadurch 
werden neue und wichtige Ersatzarbeitsplätze ge-
schaffen. Hier muss und kann aktive Mittelstands-
förderung betrieben werden. Wir wollen Investitio-
nen in Zukunftstechnik und werden uns dafür ein-
setzen, dass der Atomausstieg wie vereinbart 
fortgesetzt wird. 

Die Zukunft der Energie ist erneuerbar und dezen-
tral. Darum fordere ich Sie, meine Damen und 
Herren der Regierungsparteien, auf, unserem An-
trag zuzustimmen. Denn nur so bleiben wir Spitze 
in Nordrhein-Westfalen. 

Mit Ihren energiepolitischen Entscheidungen und 
Ankündigungen haben Sie bisher nur zum Ar-
beitsplatzabbau beigetragen, meine Damen und 
Herren der Regierungsparteien. 

(Zuruf von der CDU) 

- Ich habe ja ein bisschen Zeit; noch zwei Minuten 
und 49 Sekunden. 

Ich bin zwar ziemlich neu hier; und ich bin auch 
neu im Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie. Trotzdem ist mir der Sinn dieses Aus-
schusses und unserer Tätigkeit etwas geläufiger 
als einigen Mitgliedern der CDU und der FDP. 

Der Schwerpunkt unserer Tätigkeit soll in der 
Schaffung optimaler Rahmenbedingungen für 
nordrhein-westfälische Unternehmen und deren 
Förderung liegen. Der Schwerpunkt soll nicht im 
Bejubeln von Ideen einer Möchtegern-Kanzlerin 
liegen, die unserem Land schaden.  

Statt Investitionssicherheit zu erhalten, kündigen 
Sie ohne Not an, bestehende Verträge, die auf 
einem gesellschaftlichen Konsens beruhen, auf-
zukündigen. Über Rahmenbedingungen, zum 
Beispiel Gegenleistungen, lassen Sie nur speku-
lieren. Das ist doch das, was Sie tun. Es wird die 
ganze Zeit spekuliert, ohne klar und deutlich zu 
sagen, was Sie wollen. 

(Beifall von der SPD) 

Dies ist die falsche Politik, und diese Politik ist 
nicht gut für unser Land.  

Energiepolitik benötigt Planungssicherheit, und 
zwar über Legislaturperioden hinaus. Der gesell-
schaftliche Konsens zum Ausstieg aus der Atom-
energie darf nicht aufs Spiel gesetzt werden. Die 
Interessen von kleinen und mittleren Stromerzeu-
gern und hier insbesondere der kommunalen und 
regionalen Stadtwerke müssen gewahrt bleiben.  

Wer Liberalisierung und sinkende Preise will, der 
muss den Wettbewerb fördern und nicht für weni-
ger Erzeuger Laufzeiten verlängern und dadurch 
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für Wettbewerbsverzerrungen sorgen. Sie scha-
den unseren Unternehmen in Nordrhein-
Westfalen! 

(Beifall von der SPD - Zurufe von der CDU) 

Sämtlichen Forderungen, die Sie bisher aufgelis-
tet haben, wird doch schon von der Atomlobby 
widersprochen. Die Atomlobby erklärt diese For-
derungen für inakzeptabel. Was geschieht zum 
Beispiel mit den steuerfreien Rückstellungen in 
Höhe von 30 Milliarden €, die die Konzerne ange-
häuft haben? - Dazu gibt es von Ihnen keine Aus-
sage. Beenden Sie diese Diskussionen! Diese 
Diskussionen führen nicht zum Erfolg.  

Das Kraftwerkserneuerungsprogramm ist nur 
durch die Verhinderung von längeren Laufzeiten 
für Atomkraftwerke zu sichern, denn sonst bedeu-
tet dies: Geplante Investitionen rechnen sich 
nicht. Angekündigte Investitionen, zum Beispiel in 
Kraft-Wärme-Kopplung durch Stadtwerke, sind in 
der Konkurrenzsituation zu Atomkraftwerksbetrei-
bern nicht durchführbar, wenn der betriebswirt-
schaftlich konkurrenzlos günstige Atomstrom aus 
abgeschriebenen Kraftwerken später auf den 
Markt gelangt.  

Nochmals: Die Rahmenbedingungen waren klar. 
Es gibt einen gesellschaftlichen Konsens. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Nein!) 

Vor der Diskussion gab es Investitionssicherheit 
auch und gerade für kleine Energieerzeuger und -
versorger. Der Wettbewerb ist in Gang gekom-
men. Setzen Sie das alles zum Wohl unseres 
Landes bitte nicht aufs Spiel. Sprechen Sie sich 
eindeutig für die Förderung von regenerativer E-
nergie und damit für den Erhalt und die Schaffung 
von Arbeitsplätzen aus. NRW-Interessen wahren, 
bedeutet: Der geplante Atomausstieg darf nicht 
angetastet werden.  

Ich gebe Ihnen noch einen Spruch mit: Besser 
Kernkompetenz als Kernenergie! Stimmen Sie un-
serem Antrag zu. - Danke schön. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Leuchtenberg. - Als nächster Red-
ner hat Herr Dr. Droste von der CDU-Fraktion das 
Wort. 

Dr. Wilhelm Droste (CDU): Herr Präsident! Sehr 
verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Antrag, 
mit dem wir uns heute befassen, Herr Kollege 
Leuchtenberg - es war Ihre erste Rede im Land-
tag, dazu darf ich Ihnen gratulieren -, reiht sich 

nahtlos in das Ritual ein, das wir hier seit dem 
22. Mai dieses Jahres erleben. Sie von der Oppo-
sition - mir geht es noch ein wenig fröhlich über 
die Zunge - tragen Positionen vor, die sich nicht 
nur von der Realität entfernt haben, sondern auch 
inhaltlich teilweise falsch sind. Kurzum: Sie for-
dern, eine Politik beizubehalten, zu der Ihnen der 
Wähler eindeutig gesagt hat, dass er diese Politik 
nicht wünscht. Deshalb sind Sie abgewählt wor-
den. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie sind abgewählt worden, damit auch in der E-
nergie- und Industriepolitik eine Politik Platz grei-
fen kann, die für etwas Besseres steht, und dafür 
werden wir uns einsetzen. 

(Zuruf von der SPD: Eine leuchtende Zu-
kunft!) 

Herr Leuchtenberg, in Ihrem Antrag fordern Sie 
das Festhalten am sogenannten Atomkonsens, 
am Konsens über den Ausstieg aus der Atom-
energie. Ich sage Ihnen Folgendes: Ich fordere 
Sie und Ihre gesamte Fraktion auf, bei der Wahr-
heit zu bleiben, denn der behauptete gesellschaft-
liche Konsens zum Ausstieg aus der Atomener-
gie, den Sie hier anmahnen, ist niemals ein Kon-
sens gewesen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vielmehr haben die Betreiber nur auf Druck der 
Bundesregierung in die Stilllegung ihrer Kern-
kraftwerke eingewilligt. Nur zur Erinnerung: Die 
Bundesregierung hat seinerzeit an einer gerichts-
festen Ausstiegslösung gearbeitet, die im Falle 
einer Nichteinigung zur Anwendung kommen soll-
te. Damit das auch gleich aktenkundig wird, zitiere 
ich einen Auszug aus einem „Spiegel“-Interview 
vom 29. November 1999. Bei diesem Interview 
führte Bundesumweltminister Trittin wörtlich aus: 

„Umgekehrt: Wir brauchen einen Dissensvor-
schlag, damit die Unternehmen genau wissen, 
was im Fall einer Nichteinigung mit ihnen ge-
schieht.“ 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Guter Mann!) 

Unverhohlener geht es wohl kaum.  

Auch was Ihre Behauptung anbelangt, die Mehr-
heit in unserem Lande befürwortete das Aus-
stiegsdiktat, kann ich mich nicht erinnern, dass zu 
diesem Thema jemals eine Volksabstimmung 
stattgefunden hat. Von Konsens oder gar gesell-
schaftlichem Konsens kann also überhaupt keine 
Rede sein.  
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Tatsache ist, dass es weltweit eine Renaissance 
der Kernenergie gibt und die Kernkraftwerke im-
mer sicherer werden: eine Technologie, aus der 
sich Deutschland unter Ihrer Politik bewusst zu-
rückgezogen hat. 

Auch Ihr eben wiederholter Versuch, eine Lauf-
zeitverlängerung für die Erzeugung von Kernkraft 
als den Interessen unseres Landes widerstrebend 
darzustellen, ist nicht erfolgreich. Sie behaupten 
erneut, dass die Investitionen des Kraftwerkser-
neuerungsprogramms gefährdet wären, wenn es 
zu einer Verlängerung der Laufzeiten käme.  

Tatsache ist aber, dass das Kraftwerkserneue-
rungsprogramm vom Atomausstieg beziehungs-
weise von verlängerten Kernkraftwerkslaufzeiten 
unabhängig ist. Das Kraftwerkserneuerungspro-
gramm, das übrigens aus Ihrer Regierungszeit 
stammt - insofern müssten Sie es eigentlich wis-
sen -, dient, wie der Name sagt, der Erneuerung 
der hiesigen Kraftwerke. Soweit ich mich erinnere, 
existiert im Land Nordrhein-Westfalen kein einzi-
ges Atomkraftwerk. Bei den zu erneuernden 
Kraftwerken handelt es sich also ausschließlich 
um Kohlekraftwerke. Eine Laufzeitverlängerung 
würde an den vereinbarten Erneuerungen nichts 
verändern.  

Auch der von Ihnen konstruierte Gegensatz zwi-
schen den Interessen kleinerer bzw. mittlerer 
Stromerzeuger, namentlich der Stadtwerke, die 
Sie ja hier vertreten - ich glaube, Sie sind dort ir-
gendwo Geschäftsführer -, und einer längeren 
Laufzeit existiert nicht. Hier sind vielmehr unter-
schiedliche Segmente betroffen. Während Atom-
strom der Grundlastsicherung dient, sind die 
meisten Stadtwerke in der Mittel- und Spitzenlast 
tätig. Das müssten Sie eigentlich wissen, wenn 
Sie Ihre Aufgabe in Ihrem Bereich verantwor-
tungsvoll ausführen.  

Was den Einsatz zur Förderung der regenerativen 
Energien betrifft, hat sich die Landesregierung im 
Regierungsprogramm - wie Sie wissen - unmiss-
verständlich festgelegt. Gemeinsam mit ihr spricht 
sich die CDU-Fraktion klar und eindeutig für eine 
Förderung der regenerativen Energien aus. Diese 
Energien sollen im Ergebnis einen Anteil von 
12,5 % des Stromverbrauchs ausmachen.  

Nun zu den angesprochenen Gegenleistungen für 
die erhöhten Renditen aus der Laufzeitverlänge-
rung. Sie haben Recht: Das beste Mittel, dafür zu 
sorgen, dass keine übermäßigen Renditen anfal-
len, ist der Wettbewerb. Deshalb ist es so wichtig, 
zu einer Wettbewerbsverordnung für die Ener-
giemärkte zu kommen oder zumindest eine effi-

ziente Regulierung zu etablieren, die zu analogen 
Ergebnissen führt.  

Wenn ich mich recht entsinne, hätte die Bundes-
regierung aufgrund EU-rechtlicher Vorgaben das 
Energiewirtschaftsrecht bis zum 1. Juli 2004 no-
vellieren müssen. Ziel der Vorgaben ist eine wei-
tere Deregulierung der Strom- und Gasmärkte 
und die Etablierung von Wettbewerb. Diesen 
Termin hat meines Wissens die rot-grüne Bundes-
regierung schädlich vernachlässigt.  

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist vorbei. 

Dr. Wilhelm Droste (CDU): Ich komme sofort.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Er kommt so-
fort? - Heiterkeit von SPD und GRÜNEN) 

Ende Juni erst wurde der Kabinettsentwurf be-
schlossen. So konnten sich bis zur Stunde weder 
ein nennenswerter Wettbewerb noch eine wirk-
same Regulierung entfalten. 

Lassen Sie mich abschließend noch sagen: Ihr 
Antrag blendet vollständig aus, dass Deutschland 
in der Sicherheitstechnik für Kernkraftenergie 
weltweit führend war.  

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege. 

Dr. Wilhelm Droste (CDU): Es gab Zeiten, in de-
nen wir den Standard der Sicherheitstechnologie 
gesetzt haben. Ein starres Festhalten am Aus-
stiegsprogramm, wie Sie es befürworten, hat da-
für gesorgt, dass wir in diesem Bereich ausbluten. 
Ich empfehle Ihnen dringend einmal einen Besuch 
bei den Forschungsinstituten, um zu prüfen, wie 
viel Ingenieurnachwuchs dort noch vorhanden ist.  

(Beifall von der CDU) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Ob der Sicherheit von 
Kernkraftwerken, die Sie einfordern, dadurch Vor-
schub geleistet wird, dass der Ingenieurnach-
wuchs zu einer Zeit fehlt, in der weltweit Kern-
kraftwerke entstehen, wage ich zu bezweifeln. Ich 
freue mich auf einen regen Austausch im Aus-
schuss. 

(Beifall von CDU und FDP - Zurufe von SPD 
und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Dr. Droste. - Meine Aufforderung, die Redezeit 
nicht voll auszuschöpfen, war nicht so gemeint, 
dass man sie auch überziehen soll.  

(Allgemeine Heiterkeit) 
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Ich bitte Sie herzlich, sich an die Redezeit zu hal-
ten. - Sie haben das Wort, Herr Sagel.  

Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Herzlichen Dank. Ich 
werde versuchen, es etwas kürzer zu machen.  

(Zuruf von der CDU: Sehr gut!) 

Einiges, was von der CDU gesagt worden ist, ist 
genauso falsch wie Ihre konkreten Vorhaben. Die 
Laufzeiten auf 60 Jahre zu verlängern, das will die 
Bevölkerung nicht nur in Nordrhein-Westfalen, 
sondern auch bundesweit nicht.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wer kürzlich zum Beispiel in Ahaus gewesen ist 
und dort mitbekommen hat, wie es beim Castor-
Transport aussah, hat diese Ablehnung auch auf 
der Straße in Nordrhein-Westfalen erlebt. Denn 
Tausende von Leuten haben dort gegen die Cas-
tor-Transporte demonstriert. Da hat sich nichts 
verändert.  

(Zuruf von der CDU) 

Deswegen begrüße ich den Antrag der SPD sehr. 
Ich kann ihn in allen Punkten für unsere Fraktion 
unterstützen. Denn eines ist klar: Wir wollen den 
Atomausstieg konsequent fortsetzen. Wir wollen 
keinen Wiedereinstieg in die Atomenergie, auch 
wenn die Kanzlerkandidatin der CDU, Frau Mer-
kel, das schon seit Jahren immer wieder vor sich 
herträgt. Zuletzt hat Herr Pierer, der im Kompe-
tenzteam der CDU ist, noch einmal betont, dass 
er diese Laufzeiten verlängern will.  

Vizepräsident Edgar Moron: Es gibt eine Zwi-
schenfrage von Frau Pieper-von Heiden. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sie ist gar nicht 
da!) 

Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Mit Blick auf die Zeit 
möchte ich nicht weiter überziehen. Die CDU 
dehnt die Zeiten sowieso schon sehr aus.  

Aus meiner Sicht ist ganz klar, dass tatsächlich 
ein Innovationsprogramm für die Kraftwerkstech-
nologien verhindert wird, wenn die Laufzeiten so 
ausgedehnt werden.  

Letztlich steckt ein Deal dahinter. Das ist auch 
schon von Frau Thoben und Herrn Laumann in 
die Debatte gebracht worden. Die Energiekonzer-
ne sollen sich an der Steinkohle-Auslauffinan-
zierung beteiligen. Das scheint eine klare Strate-
gie der CDU zu sein. Dem müssen wir deutlich 
eine Absage erteilen.  

Ich kann nur sagen: Sie haben sich offensichtlich 
mit der Problematik der Atomenergie immer noch 
nicht ausreichend auseinander gesetzt. Es gibt 
keine Sicherheit in Europa. Wenn es zu einem 
Unfall kommt, wird es, wie man in Tschernobyl 
gesehen hat, in ganz Europa massive Auswirkun-
gen haben.  

Wir brauchen ganz klar - daran halten wir Grünen 
fest - eine Energiewende, weil es sonst, wie man 
sieht, zu weltweiten Klimaveränderungen kommt. 
Wir haben erlebt, was der Hurrikan in den USA 
bewirkt: Er führt zu katastrophalen Zuständen. Er 
führt dazu, dass die Ölpreise dramatisch steigen. 
Er führt zu einer Lähmung der Wirtschaft. Er führt 
dazu, dass die Kurse an den Börsen crashen. 
Diese Dinge machen deutlich, dass wir eine ande-
re Energiepolitik brauchen, eine Energiepolitik, die 
auf regenerative Energien setzt.  

Wenn Sie das immer noch nicht verstanden ha-
ben, tun Sie mir Leid. Eines ist klar: Sie sind je-
denfalls nicht die Innovationspartei, als die Sie 
sich ausgeben, sondern Sie sind das krasse Ge-
genteil davon.  

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Ausgerechnet!) 

Ich kann nur sagen: Wer für Innovationen ist, 
muss den Atomausstieg konsequent zu Ende füh-
ren. Die Grünen sind die Kraft, die dafür steht und 
ihn auch konsequent umsetzen.  

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Die Innovations-
partei: Ja, ja!) 

- Genau. Im Gegensatz zur FDP und im Gegen-
satz zur CDU. Denn Sie halten an einer veralte-
ten, hochgefährlichen und brisanten Technologie 
fest. - Danke schön.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Sagel. - Für die FDP-Fraktion hat Herr Brockes 
das Wort.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der heutige Antrag macht 
meines Erachtens sehr gut deutlich, dass der Op-
position im Plenum so langsam die Themen aus-
gehen.  

(Lachen von SPD und GRÜNEN) 

Wir haben heute gerade einmal die sechste Ple-
narsitzung - erst die vierte mit inhaltlicher Bera-
tung. Schon zum zweiten Mal beschäftigen wir 
uns mit dem Thema „Kernenergiepolitik“. Inner-
halb von zwei Monaten liegt uns praktisch dersel-
be Antrag vor. Nennenswerte andere inhaltliche 
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Punkte sind in diesem Antrag, Herr Kollege 
Leuchtenberg, wirklich nicht zu finden.  

Sie hätten meines Erachtens wenigstens einmal 
abwarten müssen, was aus Ihrem alten Antrag 
geworden ist. Wir haben ihn einen Tag, nachdem 
Sie den neuen Antrag eingebracht haben, im Wirt-
schaftsausschuss abgestimmt. Ich würde sagen, 
wir haben ihn versenkt. Denn die Argumente, die 
gegen den Antrag sprachen, waren doch sehr 
deutlich und widerlegten nachhaltig Ihre Position.  

Meine Damen und Herren, zum sogenannten 
Konsens hat der Kollege Droste schon einiges 
gesagt. 

Sie sind uns nach wie vor die Antwort auf die Fra-
ge schuldig, wie Sie den Ausstieg aus der Kern-
energie umsetzen wollen. Ja, wie wollen Sie 
wahlweise die fehlenden Kapazitäten auffangen? 
Mit erneuerbaren Energien alleine wird dies näm-
lich nicht zu machen sein, es sei denn, man er-
höht noch weiter die Preise. Aber welche Auswir-
kungen das auf unsere Wirtschaft hat, brauche ich 
Ihnen ja wohl nicht zu sagen. 

Oder aber man setzt noch stärker auf Stromim-
port. Wo und wie der Strom dann produziert wird, 
das wissen wir ja alle. Billigen Atomstrom aus 
Frankreich sehen wir jedenfalls nicht als Alternati-
ve zu deutschem Atomstrom an. 

Sie tun in Ihrem Antrag so, als wären Investitionen 
bei kleinen und mittelgroßen Stromerzeugern 
durch die Verlängerung der Laufzeit gefährdet. 
Genau das Gegenteil ist der Fall. Da passt es 
hervorragend, dass die Ministerin, die leider nicht 
anwesend sein kann, heute den ersten Spaten-
stich eines GuD-Kraftwerks in Hamm-Uentrop 
gemacht hat, bei der von Ihnen im Ausschuss 
auch genannten Trianel Power GmbH. Genau das 
Gegenteil Ihrer Befürchtungen ist also der Fall. 
Dort wird auch weiter investiert. Denn diese Inves-
titionen dienen nicht der Grundlastversorgung wie 
die Kernenergie, sondern - wie der Kollege Droste 
es schon gesagt hat - eben der Mittel- und Spit-
zenlast. 

Des Weiteren tun Sie seitens der SPD und der 
Grünen so, als wäre das Kraftwerkserneuerungs-
programm gefährdet. Auch hier wiederum: Genau 
das Gegenteil ist der Fall. Wenn Sie gestern auf-
merksam die Zeitung gelesen hätten, wüssten Sie 
das. Im „Kölner Stadt-Anzeiger“ vom gestrigen 
Tage stand: „RWE plant Kraftwerk für Steinkohle.“ 
Auch hier ist also genau das Gegenteil der Fall. 
Denn dies dient nicht als Ersatz für die Kernener-
gie, sondern die Erneuerung - wie der Begriff 
schon sagt - soll die bestehenden Braunkohle- 

und Steinkohlekraftwerke in unserer Region er-
setzen. 

Meine Damen und Herren, statt dem Ausstieg aus 
der Kernenergie brauchen wir eine sichere Ver-
sorgung mit Energie und wettbewerbsfähige E-
nergiepreise gerade hier in Nordrhein-Westfalen 
für unsere energieintensiven Industrien. Und wir 
wollen die Einhaltung der Klimaschutzziele. All 
dies ist ohne die Kernenergie nach heutigem 
Stand nicht zu erreichen. - Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Brockes. - Für die Landesregierung hat Minister 
Uhlenberg das Wort. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Uns ist bekannt, dass die rot-grüne Bun-
desregierung und die Betreiber von Kernkraftwer-
ken in Deutschland sich am 14. Juni 2000 - das ist 
jetzt fünf Jahre her - darauf verständigt haben, auf 
die Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung 
langfristig zu verzichten. 

Ich möchte jetzt auf die technischen Details auch 
aus Zeitgründen nicht mehr eingehen. Ich möchte 
für die Landesregierung nur darauf hinweisen, 
dass der Vollzug dieser Vereinbarung von damals 
und dieser Regelung dazu führen wird, dass bis 
zum Jahr 2022 rund 22.000 Megawatt nukleare 
Erzeugungskapazität wegfallen. Gegenwärtig be-
trägt der Beitrag der Kernenergie zur deutschen 
Stromerzeugungskapazität von rund 120.000 Me-
gawatt knapp 20 %. Der Anteil der Kernenergie an 
der tatsächlich erzeugten Strommenge liegt sogar 
noch darüber, und zwar bei etwa 30 %. 

Die Landesregierung fordert demgegenüber, die-
sen rein ideologisch motivierten Atomausstieg 
rückgängig zu machen. 

Meine Damen und Herren, da nützt auch keine 
große Aufregung. Die beiden Koalitionsfraktionen 
haben den 18 Millionen Menschen hier in Nord-
rhein-Westfalen schon vor der Landtagswahl ge-
sagt, dass sie das vorhaben, und das werden wir 
jetzt auch entsprechend umsetzen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Betriebsdauer deutscher Kernkraftwerke 
muss sich wieder wie bei anderen potenziell ge-
fährlichen Anlagen auch an der Gewährleistung 
des größtmöglichen Sicherheitsniveaus orientie-
ren. Das ist eine Orientierung, die bei der Frage 
wichtig ist, wie lange ein Kernkraftwerk läuft. Es 
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obliegt dann wieder den Betreibern zu entschei-
den, wann eine Anlage ihre Lebensdauer er-
schöpft hat und sich erforderliche technische 
Nachrüstungen nicht mehr lohnen. Das ist ein 
recht wichtiges Kriterium, aber nicht eine ideolo-
gisch motivierte politische Entscheidung. 

Längere Laufzeiten der Kernkraftwerke können 
sich günstig auf die Stromerzeugungskosten aus-
wirken und sich damit möglicherweise in höheren 
Renditen der Betreiberunternehmen niederschla-
gen. Dies hat die Diskussion ausgelöst, was mit 
solchen sozusagen unerwarteten Erträgen ange-
fangen werden soll. 

Herr Kollege Sagel, Sie haben meine Kollegin 
Frau Thoben richtig zitiert. Sie hat sich in der Tat 
Gedanken darüber gemacht, wie man diese Ge-
winne dort umsetzen kann. Sie hat Vorschläge 
unterbreitet und angeregt, zusätzliche Gewinne 
teilweise für die weitere Erforschung erneuerbarer 
Energien einzusetzen. 

Frau Thoben hat auch vorgeschlagen, die Ener-
giewirtschaft solle als Gegenleistung für die Lauf-
zeitverlängerung die Ewigkeitskosten des Stein-
kohlebergbaus übernehmen. 

Dass man hierauf noch nicht angesprungen ist 
und die Energiewirtschaft nicht sofort zugesagt 
hat, das so zu machen, ist, glaube ich, selbstver-
ständlich. Das bedarf einer intensiveren Diskussi-
on. Ich gehe davon aus, dass diese Diskussion 
nach der Bundestagswahl an Fahrt zunehmen 
wird. 

Die SPD-Fraktion fordert nun mit ihrem Antrag, 
die Diskussion, was den Ausstieg angeht, sofort 
zu beenden und am vereinbarten Atomausstieg 
festzuhalten. Dem, meine Damen und Herren - 
das möchte ich in aller Deutlichkeit sagen -, kann 
die Landesregierung nicht entsprechen. Weder 
wird sie den Irrweg des Atomausstiegs mitgehen 
noch wird sie der Diskussion über die Konse-
quenzen der Verlängerung von Kernkraftwerks-
laufzeiten ausweichen. 

Höhere Renditen in diesem Zusammenhang dür-
fen sich jedoch bei allem Verständnis für einen 
liberalisierten Strommarkt nicht nur in Geschäfts-
ergebnissen von Energieversorgungsunterneh-
men niederschlagen, sondern müssen allen zugu-
te kommen. Niedrige Strompreise sind hierfür ein 
Beispiel, und das braucht unser Wirtschaftsstand-
ort Nordrhein-Westfalen. Wir müssen uns einmal 
die Frage stellen, weshalb wir in den vergangenen 
Jahren hier eine höhere Arbeitslosigkeit hatten 
und ein niedrigeres Wirtschaftswachstum als an-
dere Regionen in Europa. 

Weltweit ist eine Renaissance der Kernenergie zu 
beobachten. In Ländern mit steigendem Energie-
bedarf wird nukleare Erzeugungskapazität zuge-
baut, wobei die Anlagen dank fortschreitender 
Technologie immer sicherer werden. 

Meine Damen und Herren von den Oppositions-
fraktionen, Sie haben das offensichtlich verges-
sen: In Nordrhein-Westfalen hat die alte Landes-
regierung, also die abgewählte Landesregierung, 
noch kurz vor Ende ihrer Amtszeit im Februar 
2005 eine Erhöhung der Anreicherungskapazität 
der Urananreicherungsanlage in Gronau um mehr 
als das Doppelte genehmigt. Wir halten diesen 
Schritt von damals für richtig. Aber Sie sehen 
auch, dass Sie keine klare Linie in Ihrer Energie-
politik haben. 

Das ist auch meiner Vorgängerin im Amt, der 
Umweltministerin, schlecht bekommen. Sie hat 
hier in Düsseldorf dafür gestimmt, ist dann an-
schließend nach Gronau gefahren, um gegen die-
se Politik zu demonstrieren. Das ist ihr ja von ih-
ren alten Freundinnen und Freunden - es hat sich 
ja dort ein Freundeskreis entwickelt, der sich re-
gelmäßig bei den Demonstrationen gegen die A-
tomenergie trifft - übel genommen worden: Sie 
haben sie ausgepfiffen. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Hört, hört!) 

Denn damit ist auch die gesamte Glaubwürdigkeit 
der Energiepolitik der Grünen in dieser Frage zu-
sammengebrochen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Weiterhin möchte ich betonen, meine Damen und 
Herren, dass sich auch die Sozialdemokraten 
wirklich einmal überlegen müssen, ob sie im Be-
reich der Energiepolitik noch das verkünden, was 
die Menschen in Nordrhein-Westfalen wollen. 
Wenn aus Untersuchungen hervorgeht, dass bei 
der anstehenden Bundestagwahl nur noch 52 % 
der SPD-Wähler in Nordrhein-Westfalen, die bei 
der letzten Bundestagswahl SPD gewählt haben, 
diesmal die SPD wählen wollen, dann hängt das 
mit der wirtschaftlichen Situation dieser Menschen 
zusammen. Es hängt auch damit zusammen, 
dass sich die Sozialdemokraten in Nordrhein-
Westfalen in den letzten zehn Jahren, gerade was 
das Thema Energiepolitik angeht, von der wirt-
schaftlichen Realität immer weiter entfernt haben. 

Wir sind nur in der Lage - das sage ich Ihnen 
auch als Umweltminister -, … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 
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Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
… mit dieser CO2-Belastung fertig zu werden, 
wenn wir im Bereich der Atomenergie diesen Kurs 
der alten Bundesregierung, die sich ja auch in drei 
Wochen überlebt hat, beenden. Wir sind durch 
einen vernünftigen Energiemix - zu dem auch die 
Verlängerung der Laufzeit der Atomkraftwerke 
und der Ausbau der regenerativen Energien gehö-
ren - in der Lage, in der nächsten Zeit ein ge-
schlossenes Programm vorzulegen, um hier eine 
neue Situation zu schaffen. Wir brauchen beide 
Dinge: die Verlängerung der Laufzeit der Atom-
kraftwerke und einen neuen Schub im Bereich der 
erneuerbaren Energien, insbesondere auch bei 
den Biogasanlagen, weil die Grundlastproblematik 
dort gelöst ist. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Beides werden wir in dieser Wahlperiode als Lan-
desregierung politisch auf den Weg bringen. - Ich 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. - Die Beratung ist damit abgeschlossen.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrages Drucksache 14/117 an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Mittelstand und Ener-
gie. Die abschließende Beratung und Abstim-
mung erfolgt dort in öffentlicher Sitzung. Wer da-
für ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Ist je-
mand dagegen? - Enthaltungen? - Dann ist die 
Überweisung des Antrags einstimmig beschlos-
sen. 

Ich rufe auf: 

12 Kontinuität der Förderpolitik sichern - För-
derinstrumente bei der NRW.Bank optimie-
ren  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/121 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende SPD-Fraktion Frau Hammelrath das 
Wort. Bitte schön. 

Helene Hammelrath*) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wie 
fördern wir kleine und mittlere Unternehmen? Wie 

schaffen wir verlässliche Perspektiven für den Mit-
telstand in Nordrhein-Westfalen? Vor diesen Fra-
gen standen wir, als wir die Strukturen der Mit-
telstandsförderung, die Architektur des Förderin-
strumentariums, geschaffen haben. Wirtschafts-
förderung sollte die Überschrift dieser Aktivitäten 
sein, die wir bereits vor Jahren begonnen haben 
und die wir mit dem vorliegenden Antrag fortset-
zen.  

Zur Erinnerung: Das Land Nordrhein-Westfalen 
hatte bereits vor Ihrem Amtsantritt eine sehr gut 
funktionierende Förderbank. Die ehemalige Lan-
desregierung und mit ihr die ehemaligen Koaliti-
onsfraktionen haben hier bereits die wichtigsten 
Weichenstellungen vorgenommen. 

Neben und mit der Ausrichtung der NRW-Bank 
zur Förderbank des Landes wurde ein spezieller 
Schwerpunkt auf die Förderung des Mittelstandes 
gelegt. Hierfür legte die NRW-Bank dann im Ja-
nuar 2005 - also noch unter der sozialdemokra-
tisch geführten Landesregierung - einen soge-
nannten Venture-Capital-Fonds mit 40 Millionen € 
auf, der sich speziell an junge Unternehmen in der 
Expansionsphase richtet. 

Es ist schon erstaunlich, dass die Abwicklung von 
Förderprogrammen über die Landesbank bzw. die 
NRW-Bank von Ministerin Thoben so lautstark 
angekündigt wird, wo diese doch bereits Be-
schlusslage im sogenannten Düsseldorfer Signal, 
dem Koalitionspapier der SPD-geführten Regie-
rung, war. 

(Zuruf von der CDU: Altpapier!) 

Ich zitiere:  

Die Förderprogramme des Landes sollen in ei-
ner Hand gebündelt werden. Außerdem sind 
die Förderprogramme mit dem Ziel zu überprü-
fen, wenige, für die Zielgruppen aber brauchba-
re und verständliche Angebote zu schaffen. 

Diese Marschroute wurde von der Leitung der 
NRW-Bank bereits Mitte 2004 intensiv verfolgt. Es 
verwundert doch sehr, dass die neue Ministerin 
für diese überall öffentlich zugänglichen Informati-
onen eine Bestandsaufnahme benötigt, wie sie 
jedenfalls kürzlich öffentlich erklärt hat. 

Unsere Unternehmen unterliegen ständig neuen 
Herausforderungen. Sie sind diesen Herausforde-
rungen zum Teil nur mit staatlicher Hilfe gewach-
sen. So vielfältig die Märkte, Branchen und Unter-
nehmen sind, sind mithin auch die Finanzierungs-
erfordernisse und damit die Förderinstrumente 
und -programme. Wirtschaftsförderung ist kein 
einfaches Feld. Die Ministerin sollte nicht in die 
Falle ihrer eigenen Rhetorik laufen. Sie sollte nicht 
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so tun, als könnten Fördermaßnahmen simpel 
strukturiert werden. 

Natürlich ist es richtig, öffentliche Mittel sparsam 
einzusetzen. Es geht aber auch darum, sie intelli-
gent und klug einzusetzen. NRW ist seit Jahren in 
Sachen Unternehmensgründungen sehr erfolg-
reich. Die Zahl der Gründungen stieg von 108.900  
1997 auf einen Höchstwert von 118.600 Grün-
dungen 2004. Im Saldo liegt die Zahl der Netto-
gründungen nach 19.000 im Jahre 1997 bei 
22.300 im Jahr 2004. Daher sind Gründungsge-
winne mit aktuell steigender Tendenz zu verbu-
chen. Daran müssen Sie anknüpfen. 

Die genannten Zahlen zeigen die hohe mit-
telstandspolitische Kompetenz der bisherigen 
Landesregierung. Die Mittelstandspolitik in NRW 
muss nämlich nicht neu erfunden werden. Wir 
müssen den eingeschlagenen Weg der Konzent-
ration von Maßnahmen der Wirtschaftsförderung 
bei der NRW-Bank fortsetzen. Ich denke, zumin-
dest in diesem Punkt werden Sie, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen von den Regierungsfraktio-
nen, unserem Antrag sicher zustimmen können. 

In unserem Antrag geht es zudem darum, von 
Frau Thoben konkret zu erfahren, an welcher 
Stelle die bisherige Landesregierung mit der 
Gießkanne Fördermittel verteilt haben soll, ein 
Vorwurf, den sie in der „Westfalenpost“ vom 
1. August 2005 verlautbaren ließ. Die SPD-
Fraktion erwartet insbesondere Auskunft darüber, 
welche Unternehmen nach dem Gießkannenprin-
zip bedient worden sein sollen.  

Darüber hinaus ist es sicher für uns alle von Inte-
resse, einmal offiziell von der neuen Landesregie-
rung zu erfahren, welche Instrumente der Wirt-
schaftsförderung sie bei der NRW-Bank zu plat-
zieren gedenkt.  

Wir wollen von Ihnen konkret wissen, was Sie tun 
wollen, oder ob Sie uns alten Wein in neuen 
Schläuchen verkaufen wollen. Legen Sie die Fak-
ten auf den Tisch! Ich fordere Sie auf: Stellen Sie 
Ihre parteipolitische Kritik beiseite! Der Landtags-
wahlkampf ist längst vorbei. Handeln Sie im Inte-
resse der Wirtschaft und des Mittelstandes! Han-
deln Sie im Interesse unseres Landes! Stimmen 
Sie unserem Antrag zu! - Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Hammelrath. - Für die CDU-Fraktion hat 
der Abgeordnete Knieps das Wort. 

Franz-Josef Knieps (CDU): Herr Präsident! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Die SPD 
war in wechselnden Kombinationen 39 Jahre Re-
gierungspartei in Nordrhein-Westfalen. Sie hat der 
neuen CDU/FDP-Landesregierung einen Scher-
benhaufen hinterlassen, angefangen bei der Zahl 
der Arbeitslosen über die Staatsverschuldung bis 
hin zu einem unterdurchschnittlichen Wirtschafts-
wachstum unseres Landes. Gerade in der Wirt-
schaftspolitik hinterlässt die SPD ein Trümmer-
feld. 

Die CDU-Landtagsfraktion hat genau vor einem 
Jahr ein Gutachten vorgestellt, das das Fraunho-
fer-Institut für Systemtechnik und Innovationsfor-
schung in ihrem Auftrag angefertigt hat. Ziel war 
es, die Zukunftspotenziale unseres Landes auszu-
loten. Die Autoren kamen zu dem Schluss, dass 
es in Nordrhein-Westfalen eine unüberschaubare 
Vielzahl von Initiativen gibt. Für jeden findet sich 
etwas. Ich zitiere Seite 155 dieses Gutachtens: 

(Zuruf von der SPD: Nicht die ganze!) 

Es gibt in der Programm- und institutionellen 
Förderung eigentlich keinen Ansatz des förder-
politischen Instrumentariums, der in NRW nicht 
in irgendeiner Weise existent ist. So lässt sich 
der Eindruck nicht vermeiden - hierauf weisen 
auch einzelne Gesprächspartner hin -, dass die 
Vielzahl in den politischen Förderansätzen ein 
Maß an Unschärfe erreicht hat und zu geringe 
Fokussierung des Mittelstandes vermittelt. Phi-
losophie der Landespolitik schien es bislang zu 
sein, für jedes Problem eine konkrete Maß-
nahme und damit Antwort formulieren zu wollen 
und nicht wie beispielsweise in Baden-
Württemberg stärker durch die Setzung von 
Rahmenbedingungen und damit indirekte Maß-
nahmen Politik zu betreiben. 

Der zurzeit noch bestehende Gemischtwarenla-
den von Rot-Grün wird von Rot-Grün verantwor-
tet. Insofern ist es zumindest eigenartig, jetzt ei-
nen solchen Antrag zu stellen. Es ist zwar immer 
gut, wenn ein Sünder Reue zeigt und endlich zu 
besseren Einsichten gelangt. Aber so zu tun, als 
ob man selbst immer den Pfad der Tugend be-
schritten hätte, ist einfach scheinheilig und frech. 

(Beifall von CDU und FDP) 

So hat die Ministerin in der Ausschusssitzung be-
reits klargestellt, dass an der Umsetzung der For-
derungen bereits gearbeitet wird. Ihr jetzt vorzu-
halten, dass sie NRW nicht innerhalb von zwei 
Monaten saniert hat, kann nicht von den politi-
schen Verantwortlichkeiten ablenken. 
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Natürlich werden wir die Förderinstrumente opti-
mieren. Es freut mich übrigens, dass auch die 
Opposition schon die Notwendigkeit gesehen hat, 
die Instrumente der alten Landesregierung zu op-
timieren. Deshalb werden wir besonders darauf 
achten, dass die Instrumente hinsichtlich des bü-
rokratischen Aufwandes und des dazugehörigen 
Beratungsangebots den Bedürfnissen der kleine-
ren Betriebe und der Existenzgründer gerecht 
werden. Der Antrag selbst entbehrt damit jeder 
Grundlage. 

Die Fördermaßnahmen werden bei der NRW-
Bank konzentriert. Zurzeit wird an der Entwicklung 
neuer Instrumente gearbeitet. Die Landesregie-
rung baut zum Beispiel ein Fördercontrolling auf, 
um ineffiziente Programme zu identifizieren und 
einzustellen. Klar ist, dass es eine Förderung für 
alles und jeden wie bisher nicht weiterhin geben 
kann. Die Mittel sollen auf Gründungen und auf 
kleine und mittlere Betriebe konzentriert werden.  

Mit der Erhöhung der Mittel für die Meistergrün-
dungsprämie trotz angespannter Haushaltslage 
gehen wir einen konkreten Schritt zur Stärkung 
gerade dieses Förderbereichs und zeigen, dass 
wir bereit sind, funktionierende Förderansätze der 
alten Landesregierung fortzusetzen und damit die 
im Antrag gewünschte Kontinuität der Förderpoli-
tik zu gewährleisten - allerdings zu besseren und 
effizienteren Konditionen. 

Auch deshalb hat die neue Landesregierung und 
die sie tragenden Fraktionen mit dem Koalitions-
vertrag die Unterstützung und Förderung des Mit-
telstandes in Nordrhein-Westfalen in einer nie da 
gewesenen Eindeutigkeit in den Mittelpunkt ihrer 
Wirtschaftspolitik gestellt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dieser Leitlinie wird die Politik in Nordrhein-
Westfalen ohne Wenn und Aber folgen. Aber nicht 
nur im Bereich der Förderpolitik, sondern in der 
gesamten Landespolitik sind die kleinen und mitt-
leren Unternehmen auf dem Weg von den Sonn-
tagsreden in den Mittelpunkt des praktischen 
Handelns. Denn die Landesregierung weiß um die 
Bedeutung gerader dieser Unternehmen, wenn es 
um Ausbildungs- und Arbeitsplätze geht, wenn es 
um das Zahlen von Steuern und nicht zuletzt um 
die Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung 
geht.  

Auch wenn die von Rot-Grün hinterlassene deso-
late Haushaltslage die Gestaltungsspielräume er-
heblich einengt, wird die Landesregierung dem 
Mittelstand die Basis für eine erfolgreiche wirt-
schaftliche Zukunft in Nordrhein-Westfalen geben. 
Im Zusammenwirken von effizienten Förderin-

strumenten und besseren Rahmenbedingungen 
wird der Mittelstand in Nordrhein-Westfalen eine 
neue Chance bekommen. Mit einer guten Ent-
wicklung des Mittelstandes werden wir unser 
Bundesland vom letzten Platz der westlichen Flä-
chenländer bei den wirtschaftlichen Rahmendaten 
zu den Erfolgen, die wir aus den südlichen Bun-
desländern kennen, führen. Unser Land hat es 
einfach nicht verdient, immer den letzten Platz 
einzunehmen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Frau Ministerin Thoben und die gesamte neue 
Landesregierung haben bei der Umsetzung der 
notwendigen Schritte die absolute Unterstützung 
der Koalition. Konstruktive Vorschläge der Oppo-
sition nehmen wir gerne entgegen. Wir werden 
dieses Gespräch mit Freuden im Wirtschaftsaus-
schuss fortführen. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Knieps. - Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat Herr Priggen das Wort. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ir-
gendwann ist man es ja auch leid. Dies ist ein 
verzweifelter Versuch der SPD-Fraktion, mit ei-
nem vernünftigen Antrag herauszukriegen, was 
Sie konkret wollen. Alles, was wir im Moment tun 
können, ist, aus Pressemitteilungen sowie aus 
Äußerungen von Frau Thoben und Herrn Wittke 
zu erahnen, was denn gemacht werden soll. Was 
wir dann hören - das trifft auch auf den Beitrag vor 
mir zu -, sind dieses mittelstandspolitische Vater-
unser und die Versatzstücke aus Ihren Wahl-
kampfreden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Antrag ist in der Substanz doch ganz ein-
fach - und das ist nur vernünftig -, darüber infor-
miert zu werden, was Sie konkret vorhaben. 
Wenn Sie Verbesserungsvorschläge haben, ist 
das ja legitim. Sie sind gewählt worden. Dann 
nennen Sie diese Vorschläge im Detail. Und wenn 
die Ministerin sagt, die Gießkanne sei eingesetzt 
worden, dann sollten Sie doch einmal im Konkre-
ten sagen, in welchem Förderprogramm wo die 
Gießkanne eingesetzt worden ist, was geändert 
werden soll und was Sie streichen wollen. Mehr 
will der Antrag überhaupt nicht. Das wollen wir im 
Wirtschaftsausschuss hören. 

Die Ministerin ist jetzt verhindert. Das ist auch in 
Ordnung. Es geht aber nicht, dann jetzt hier eine 
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solche allgemeine Rede zu halten und das zu sa-
gen, was wir schon seit Wochen hören. Irgend-
wann ist auch Schluss mit Wahlkampf. Dann wer-
den Sie konkret werden müssen. Deswegen gehe 
ich davon aus, dass wir das Ganze dann dort hö-
ren werden. 

Gestatten Sie mir noch eine kurze Bemerkung in 
der Sache. Wir haben ja die Frage der Konzentra-
tion der Förderinstrumente bei der NRW-Bank 
diskutiert. Wir haben sie in Teilen auch strittig dis-
kutiert. Schließlich macht es unter Umständen ja 
Sinn, alles, was finanzpolitisch abgewickelt wer-
den muss, dorthin zu geben, wenn es günstiger 
ist. In Ihrem Bereich gibt es aber auch Förderpro-
gramme - als Beispiel nenne ich die Holzabsatz-
förderrichtlinie -, bei denen die fachliche Beratung 
und auch die Vergabe der Bescheide in Ihrem 
Haus erfolgen muss; denn keine Bank kann mit 
kompetenten Mitarbeitern das machen, was Ihre 
Leute da leisten. Das geht gar nicht. Es gibt auch 
andere Bereiche, zum Beispiel bei REN und Ähn-
lichem, wo man Detailwissen und Erfahrung ha-
ben muss. So etwas kann eine Bank nicht, jeden-
falls nicht zu vernünftigen Konditionen, es sei 
denn, Sie geben ganze Abteilungen von Ihren 
Mitarbeitern in diese Bank herüber. Dann gewin-
nen Sie aber ökonomisch nichts. 

Insofern ist es sinnvoll, das Ganze zu diskutieren 
und zu sagen: Dort, wo eine Bank das, was sie 
kann, nämlich Banktechnisches abwickeln, besser 
und effizienter machen kann, gibt man es herüber. 
Letztendlich müssen aber doch die Politik und die 
Häuser dort, wo Sachkompetenz und politische 
Entscheidung notwendig sind, noch das Sagen 
haben. Sie selber können doch auch nicht alle 
Förderprogramme abgeben und im Prinzip von 
einer Bank abwickeln lassen wollen. Insofern 
macht es Sinn, das zu diskutieren. 

Ich meine, dass die NRW-Bank eine Reihe sehr 
vernünftiger Instrumente hat. Wir sind ganz ge-
spannt darauf, was Sie denn konkret sagen wer-
den. 

Wir werden der Überweisung in den Ausschuss 
natürlich gerne zustimmen und dann schauen, 
was dort von Frau Thoben konkret kommt. - Dan-
ke schön. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Priggen. - Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, jetzt hat Herr Brockes für die FDP-Fraktion 
das Wort. Das war eine zeitliche Vorgabe von 
Herrn Priggen. 

(Frank Sichau [SPD]: Die wird er nicht ein-
halten!) 

Dietmar Brockes (FDP): Ich habe eben auch ei-
ne Minute eingespart, Herr Präsident. - Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsident! 
Herr Priggen, Sie haben heute vielleicht auch in 
Ihr Postfach gesehen und dort unter anderem ei-
ne Mitteilung der Wirtschaftsministerin gefunden, 
und zwar zur Walsumer Vereinbarung. An diesem 
Beispiel wird deutlich, wie schnell diese Landes-
regierung die Informationen direkt an das Parla-
ment weitergibt. Das war in der Vergangenheit 
längst nicht immer so der Fall. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Ich würde einmal behaupten, dass selbst Sie in 
der Vergangenheit als Koalitionspartner nicht so 
schnell über die entsprechenden Details informiert 
worden wären. 

(Frank Sichau [SPD]: Das war eine Kopie ei-
ner Presseerklärung!) 

Meine Damen und Herren, das macht deutlich, 
dass dann, wenn konkrete Maßnahmen getroffen 
werden, das Parlament auch eingebunden wird. 
Diesen guten Kurs wird die Landesregierung si-
cherlich auch fortsetzen. 

Frau Kollegin Hammelrath, der SPD-Antrag „Kon-
tinuität der Förderpolitik sichern“ suggeriert, dass 
in der Förderpolitik des Landes seit Jahren alles in 
Ordnung ist. Das ist mitnichten der Fall. Wir ha-
ben hier ganz andere rot-grüne Hinterlassen-
schaften. Es gibt einen undurchdringlichen 
Dschungel unterschiedlicher Förderprogramme 
sowie eine Vielzahl von Gesellschaften, Einrich-
tungen und Initiativen im Bereich der institutionel-
len Wirtschaftsförderung. Wir hatten Förderpolitik 
mit der Gießkanne. Dies führte eben auch zu Mit-
nahmeeffekten. Selbst Großunternehmen und 
Konzerne kamen in den Genuss von Wirtschafts-
förderungsmitteln, meine Damen und Herren. Das 
ist nun wirklich Vergeudung von knappen Res-
sourcen. Dies wird es mit der neuen Landesregie-
rung so nicht mehr geben. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, es bedarf daher einer 
grundlegenden Neuausrichtung der Wirtschafts-
förderung in Nordrhein-Westfalen. Ziel muss es 
sein, die verschiedenen Förderinstrumente mit-
einander zu verzahnen, Kompetenzen zu straffen, 
die Förderprogramme zu bündeln und sie auf E-
xistenzgründer sowie kleine Betriebe zu konzent-
rieren. Darauf legen wir nun wirklich einen 
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Schwerpunkt - sowohl die FDP-Landtagsfraktion 
als auch die ganze Koalition. 

Meine Damen und Herren, Förderprogramme oh-
ne nachweisbare volkswirtschaftliche Impulswir-
kungen sind konsequent zu streichen. Das wer-
den wir auch entsprechend umsetzen. Dies erfor-
dert aber zunächst einmal die Evaluierung der un-
zähligen Förderprogramme und -instrumente, die 
uns Rot-Grün hinterlassen hat. Um den effizienten 
Einsatz von Fördermitteln zu gewährleisten, Mit-
nahmeeffekte zu verhindern und die Zielerrei-
chung von Fördermaßnahmen zu überprüfen, wird 
die Landesregierung zusammen mit der NRW-
Bank ein Instrumentarium zum Fördercontrolling 
entwickeln. Daran wird zurzeit, wie die Ministerin 
bereits im Ausschuss gesagt hat, mit Hochdruck 
gearbeitet. Klar ist, dass so etwas nicht nach zwei 
Monaten fertig sein kann. 

Meine Damen und Herren, wir werden die NRW-
Bank zur zentralen Förderplattform in Nordrhein-
Westfalen ausbauen und die Förderprogramme 
bei der NRW-Bank konzentrieren. Wenn Sie sei-
tens der SPD-Fraktion diesen Weg mitgehen 
möchten, dann sind Sie dazu herzlich eingela-
den. - Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Brockes. - Als letzter Redner zu diesem Tages-
ordnungspunkt hat Herr Minister Uhlenberg das 
Wort. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte mich zunächst bei der SPD-
Fraktion sehr herzlich für die Gelegenheit bedan-
ken, dass ich für die Landesregierung zum Stand 
der von uns nun wirklich mit Nachdruck betriebe-
nen Entwicklung der NRW-Bank in Nordrhein-
Westfalen Stellung nehmen kann. Was diesen 
Prozess angeht, hat sich Frau Thoben in der letz-
ten Zeit in dem Sinne sehr positiv in der Öffent-
lichkeit geäußert. 

Meine Damen und Herren, ich möchte auch daran 
erinnern, dass der Ausbau der NRW-Bank zur 
zentralen Förderplattform bisher von allen im 
Landtag vertretenen Parteien beschlossen und 
auf den Weg gebracht worden ist. Ich weiß nicht, 
ob Sie sich davon verabschieden wollen. Wir wer-
den aber im Gegensatz zu unseren Vorgängern 
im Amt über den geeigneten Weg nicht noch lan-
ge diskutieren, sondern wir machen Nägel mit 
Köpfen. Wenn wir dann so weit sind - das wird in 
wenigen Wochen der Fall sein -, dann wird Frau 

Kollegin Thoben dies dem entsprechenden Fach-
ausschuss im Detail vorlegen. 

Die Übertragung weiterer Förderprogramme auf 
die NRW-Bank und damit auch die Konzentration 
von Maßnahmen der Wirtschaftsförderung wird 
weiter vorangetrieben - das ist klar, Herr Kollege 
Priggen -, aber wir werden natürlich nicht alles an 
die NRW-Bank geben.  

Dass die Kompetenz, wie Sie gesagt haben, in 
bestimmten Programmen dort aufgehoben sein 
und dort umgesetzt werden muss, wo die Kompe-
tenz ist, ist völlig richtig. Das heißt konkret: Das 
Geld ist bei der NRW-Bank, aber für die Bewilli-
gungsbescheide, die beinhalten, wofür das Geld 
im Einzelnen ausgegeben wird, brauchen wir na-
türlich die Kompetenz der Häuser. Das ist doch 
klar. Die NRW-Bank ist zwar dann für das Geld 
zuständig und soll mit dem Geld auch etwas er-
wirtschaften, wenn wir denn dort bei der Finanzsi-
tuation des Landes Nordrhein-Westfalen Geld ha-
ben, aber wohin das Geld im Einzelnen in Nord-
rhein-Westfalen fließt, muss weiterhin in der 
Kompetenz der Häuser bleiben, insbesondere - 
das darf ich hinzufügen - beim Umweltministeri-
um, weil da natürlich die besondere Kompetenz 
wie in vielen anderen Häusern auch angesiedelt 
ist.  

Meine Damen und Herren, die hier beantragte 
Fortsetzung des eingeschlagenen Weges der 
Konzentration von Maßnahmen auf die NRW-
Bank ist auf den Weg gebracht. Wir haben das ja, 
auch Frau Thoben, in der letzten Zeit der Öffent-
lichkeit immer wieder mitgeteilt.  

Auch die von der NRW-Bank im Auftrag des Lan-
des neu erarbeiteten Förderprogramme wurden 
bereits öffentlich gemacht, sodass etwa im letzten 
Geschäftsbericht und auf dem Internetportal der 
Bank sowie in weiteren Veröffentlichungen die 
wesentlichen Bausteine der NRW-Bank - ich will 
sie aus Zeitgründen jetzt nicht aufzählen - darge-
stellt worden sind. Die NRW-Bank hat auch ihre 
Produktoffensive 2005 im Rahmen der Vorstel-
lung des Geschäftsberichts 2004 umfassend öf-
fentlich gemacht. Insoweit besteht hier kein weite-
rer Darlegungsbedarf.  

Die bestehenden Förderprogramme - das Stich-
wort „Gießkanne“ ist ja von allen Rednern im 
Grunde angesprochen worden - müssen unter 
anderem angesichts ständig wechselnder Rah-
menbedingungen hinsichtlich ihrer Tauglichkeit, 
Zielgenauigkeit und Effizienz regelmäßig auf den 
Prüfstand gestellt werden. Das möchte ich auch in 
aller Deutlichkeit sagen: Diese Arbeit, meine Da-
men und Herren, ist gerade bei der Frau Kollegin 
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Thoben als Wirtschaftsministerin in besten Hän-
den. Sie ist ja viele Jahre Hauptgeschäftsführerin 
einer Industrie- und Handelskammer in Nordrhein-
Westfalen gewesen. Sie ist ständig in unseren Be-
trieben in Nordrhein-Westfalen unterwegs, und sie 
weiß, wo dort der Schuh drückt. Deswegen wird 
es hier nicht mit der Gießkanne weitergehen, 
sondern diese Programme werden zielgerichtet 
aufgelegt werden.  

Meine Damen und Herren, dieses kritische Hinter-
fragen der Förderprogramme hat natürlich auch 
noch einen anderen Grund. Sie wissen alle, wie 
pleite dieses Land Nordrhein-Westfalen mit sei-
nen 110 Milliarden € Schulden ist und dass es 
hier einen engen Zusammenhang gibt zwischen 
der finanziellen Leistungsfähigkeit des Landes 
Nordrhein-Westfalen mit 110 Milliarden € Schul-
den auf der einen Seite und auf der anderen Seite 
dem, was dann bei der NRW-Bank entsprechend 
umgesetzt werden kann.  

Angesichts des von der vormaligen Regierung 
angerichteten Förderdschungels - Ihnen ist es in-
zwischen wahrscheinlich auch aufgefallen, dass 
es so nicht mehr weitergeht - ist die Errichtung ei-
nes vernünftigen Fördercontrollings unverzicht-
bar - etwas, meine Damen und Herren, was es bis 
heute noch nicht gibt. Es ist wichtig, dass hier an-
gesetzt und dieser unbefriedigende Zustand be-
endet wird.  

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme werden zu 
gegebener Zeit dargelegt werden. Aus den vorge-
nannten Gründen geht der Antrag der SPD-
Fraktion ins Leere. Die Landesregierung spricht 
sich daher für eine Ablehnung dieses Antrags 
aus.  

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und 
wünsche Ihnen noch einen schönen Abend.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. - Es gibt keine weiteren Wortmeldungen.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrages der Fraktion der SPD Drucksache 
14/121 an den Ausschuss für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie. Dort soll die abschließen-
de Beratung und Abstimmung in öffentlicher Sit-
zung stattfinden. Wer dafür ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Enthal-
tungen? - Einstimmig so beschlossen.  

Wir kommen zu: 

13 Wahl von Mitgliedern des Landtags in den 
Stiftungsrat der „Stiftung des Landes 
Nordrhein-Westfalen für Wohlfahrtspflege“ 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU,  
der Fraktion der SPD,  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/133 

Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wer für den Wahlvorschlag Drucksache 14/133 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Ist je-
mand dagegen? - Enthaltungen? - Einstimmig so 
beschlossen.  

Wir kommen zu: 

14 Wahl von Mitgliedern des Landtags für den 
Ausschuss für Wohnungsbauförderung bei 
der Wohnungsbauförderungsanstalt NRW 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/134 

Wird das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall.  

Wer für den Wahlvorschlag Drucksache 14/134 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist 
dagegen? - Enthaltungen? - Einstimmig so be-
schlossen.  

Wir kommen zu:  

15 Berufung der Beisitzerinnen und Beisitzer 
für den Landeswahlausschuss  

Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/135 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen. 

Wer für den Wahlvorschlag Drucksache 14/135 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist 
dagegen? - Enthaltungen? - Auch das ist ein-
stimmig so beschlossen.  

Dann kommen wir zu:  
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16 Staatsvertrag zur Änderung des Staatsver-
trages über die Bereitstellung von Mitteln 
aus den Oddset-Sportwetten für gemein-
nützige Zwecke im Zusammenhang mit der 
Veranstaltung der FIFA Fußball-
Weltmeisterschaft Deutschland 2006  

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag 
gemäß Art. 66 Satz 2 LV 
Drucksache 14/110 

erste Lesung 

Hierzu erteile ich Herrn Minister Pinkwart das 
Wort, um diesen Staatsvertrag in erster Lesung 
einzubringen. Bitte schön.  

Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovation, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Am 23. Juni 
2005 beschloss die Konferenz der Ministerpräsi-
denten einen Staatsvertrag zur Änderung des bis-
herigen Staatsvertrages über die Bereitstellung 
von Mitteln aus den Oddset-Sportwetten für ge-
meinnützige Zwecke im Zusammenhang mit der 
Fußballweltmeisterschaft im kommenden Jahr. Mit 
diesen Mitteln wird der DFB die Bedeutung des 
Ehrenamts im Sport herausstellen und ein bis drei 
Veranstaltungen in jedem Land organisieren. Der 
ursprüngliche Staatsvertrag aus dem Jahre 2002 
sah vor, das der DFB für diesen Zweck den Groß-
teil der Mehreinnahmen gegenüber 2001 aus der 
Oddset-Wette bekomme.  

Leider entwickelte sich das Geschäft mit der Odd-
set-Wette in Nordrhein-Westfalen nicht wie ge-
wünscht. In den Jahren 2002 bis 2004 lagen die 
Zweckabgaben unter jenen des Jahres 2001. Aus 
Nordrhein-Westfalen sind deshalb bislang keine 
Mittel geflossen. Daher war es erforderlich, den 
Staatsvertrag zu ändern. So haben die Regie-
rungschefs der Länder vereinbart, das Bezugsjahr 
für jedes Land dahin zu ändern, dass in jedem 
Land das Jahr mit den niedrigsten Einnahmen 
zugrunde gelegt wird. In Nordrhein-Westfalen ist 
dies das Jahr 2003. Dies bedeutet, dass der DFB 
aus den Jahren 2004 bis 2006 den Großteil der 
Mehreinnahmen gegenüber 2003 erhält. Ich halte 
dies für eine sinnvolle Lösung. 

 

 

 

 

Die vom DFB beabsichtigte Kampagne stellt ein 
Rahmenprogramm für die Fußballweltmeister-
schaft 2006 dar. Nordrhein-Westfalen mit seinen 
drei Spielorten Dortmund, Gelsenkirchen und Köln 
kann da nicht abseits stehen. Die Förderung des 
Ehrenamtes deckt sich mit Zielen, die wohl alle in 
diesem Hause vertretenen Fraktionen teilen kön-
nen. Die gefundene Lösung ist auch deswegen 
sinnvoll, weil keine neuen Belastungen für unse-
ren Haushalt entstehen; dessen Situation ist heu-
te wiederholt gekennzeichnet worden. Es werden 
nur solche Mittel bereitgestellt, die nach dem 
Sportwettengesetz Nordrhein-Westfalen ohnehin 
für sportliche, kulturelle und andere gemeinnützi-
ge Zwecke zu verwenden sind. Die bisherigen 
Destinatäre hingegen sind dadurch geschützt, 
dass ihre Einnahmen nicht hinter jenen des Jah-
res 2003 zurückfallen. 

Ich bitte Sie daher, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, Ihre Zustimmung zu dem Änderungs-
staatsvertrag zu erteilen. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. - Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, eine weitere Debatte ist heute nicht vorgese-
hen. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Staatsvertrages mit der Drucksache 14/110 an 
den Hauptausschuss. Wer dafür ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Ist jemand dagegen? - 
Das ist nicht der Fall. - Enthaltungen? - Auch 
nicht. Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zu: 

17 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 14/1 

Die Übersicht liegt Ihnen vor. Wird hierzu das 
Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Damit stelle ich gemäß § 91 Abs. 7 der Ge-
schäftsordnung fest, dass diese Beschlüsse zu 
Petitionen durch Ihre Kenntnisnahme bestätigt 
worden sind. 
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Meine Damen und Herren, damit sind wir am En-
de der heutigen Sitzung. 

Die nächste Sitzung findet statt am Mittwoch, 
14. September 2005, 10 Uhr.  

Ich wünsche Ihnen noch einen angenehmen A-
bend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 20:10 Uhr 

 

 

 
 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
 überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Red-
ner. 
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Anlage zu Punkt 7 der Tagesordnung (Frage-
stunde)  

Schriftliche Beantwortung der Mündlichen An-
frage 10 

Die Mündliche Anfrage 10 des Abgeordneten 
Johannes Remmel (GRÜNE) lautet:  

Wie beurteilt die Landesregierung die ver-
schiedenen Vorschläge für eine bundes-
weite Kennzeichnungsverordnung von 
Fahrzeugen nach Schadstoffemissionen 
und was tut die Landesregierung, um in 
NRW so schnell wie möglich Rechtssi-
cherheit zu schaffen? 

Derzeit werden mehrere Vorschläge diskutiert. 
Neben dem Vorschlag des Bundesumweltmi-
nisteriums, der von den Ländern eingefordert 
wurde, hat die baden-württembergische Lan-
desregierung einen eigenen Entwurf für eine 
bundesweite Kennzeichnungsverordnung von 
Fahrzeugen nach Schadstoffemissionen in 
den Bundesrat eingebracht.  

Millionen Diesel-Fahrer/innen sind verunsi-
chert, ob und wo sie bei erhöhter Feinstaub-
belastung fahren dürfen. Zum Teil drohen 
nicht nur tageweise, sondern auch ganzjähri-
ge Fahrverbote für ältere Dieselfahrzeuge.  

Gemäß der Verordnung des Bundesumwelt-
ministeriums zur Einführung von Feinstaub-
vignetten müssen „saubere“ Autos eine Pla-
kette tragen, wenn sie von innerörtlichen 
Fahrverboten wegen Grenzwertüberschrei-
tung bei Feinstaub ausgenommen werden 
wollen. Der CDU-Umweltexperte Peter Pazio-
rek sagte der „Welt“ am 10. August, die Union 
sei mit dieser Kennzeichnungsverordnung 
einverstanden. Die Kennzeichnung sei eine 
Erleichterung, da dann bei Kontrollen durch 
die Polizei nicht jedes Fahrzeug angehalten 
werden müsste. Der Verordnungsentwurf soll 
am 23. September dem Bundesrat zur Ab-
stimmung vorgelegt werden. 

Wie beurteilt die Landesregierung die ver-
schiedenen Vorschläge für eine bundesweite 
Kennzeichnungsverordnung von Fahrzeugen 
nach Schadstoffemissionen, und was tut die 
Landesregierung, um in NRW so schnell wie 
möglich Rechtssicherheit zu schaffen? 

Die schriftliche Antwort des Ministers für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz Eckhard Uhlenberg lautet:  

In NRW ist vor allem in den Ballungsräumen 
die NO2- und Feinstaubbelastung hoch, so-

dass mit acht Luftreinhalte- und voraussicht-
lich zwölf Aktionsplänen Minderungsmaß-
nahmen eingeleitet werden. Dort, wo der Ver-
kehr maßgeblich zu den Schadstoffbelastun-
gen beiträgt, können als Maßnahme zur Re-
duzierung der Belastungen Verkehrsbe-
schränkungen und -verbote ausgesprochen 
werden. Das Bundes-Immissionsschutzgesetz 
sieht in diesem Zusammenhang vor, dass 
Fahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schad-
stoffbelastung von entsprechenden Beschrän-
kungen ausgenommen werden können. Die 
hierfür maßgebenden Kriterien und die Kenn-
zeichnungsregelungen sind in einer Rechts-
verordnung festzulegen.  

Für eine solche Rechtsverordnung wurden 
sowohl vom BMU als auch von Baden-
Württemberg Entwürfe erarbeitet.  

Der BMU-Entwurf sieht eine Kennzeichnung 
der Fahrzeuge mit Plaketten unterschiedlicher 
Farbe in Abhängigkeit von der Höhe der E-
missionen vor. Plaketten sollen einerseits Ot-
to-Fahrzeuge und andererseits Diesel-
Fahrzeuge, die mindestens die EU-Abgas-
grenzwerte der Stufe Euro 3 (PKW, leichte 
Nutzfahrzeuge) bzw. III (schwere Nutzfahr-
zeuge) einhalten, erhalten können. Insgesamt 
soll es nach diesem Vorschlag vier verschie-
dene Plaketten geben. Der Entwurf wurde 
zwischenzeitlich überarbeitet, den Ländern 
aber noch nicht zur Verfügung gestellt. Die 
beschriebene Grundstruktur ist jedoch nach 
hier vorliegenden Informationen beibehalten 
worden.  

Gemäß dem von Baden-Württemberg vorge-
legten Entwurf sollen sämtliche Fahrzeuge 
gekennzeichnet werden. Die Form der Plaket-
ten soll anzeigen, ob es sich um ein Otto-
Fahrzeug, ein mit Partikelminderungssyste-
men nachgerüstetes Diesel-Fahrzeug oder ein 
nicht nachgerüstetes Diesel-Fahrzeug han-
delt. Auf die Plaketten soll die Schadstoffklas-
se als Ziffer aufgedruckt werden. Zudem ist für 
Schadstoffklasse 4 und besser eine andere 
Plakettenfarbe vorgesehen.  

Bayern hat sich für eine Ein-Plaketten-Lösung 
ausgesprochen. Eine Plakette sollen die Otto-
Fahrzeuge sowie Diesel-Fahrzeuge, die eine 
bestimmte EU-Abgasnorm mindestens erfül-
len, erhalten. Nähere Einzelheiten hierzu wur-
den noch nicht mitgeteilt.  

Im Hinblick auf den BMU-Vorschlag ist festzu-
stellen, dass er für die jeweiligen lokalen Be-
dürfnisse zu wenig Differenzierungsmöglich-
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keiten im unteren Bereich bietet. Im Rahmen 
der Luftreinhalteplanung sind bei der Auswei-
sung weiträumigerer Fahrverbote und der Ein-
richtung von Umweltzonen in NRW und ande-
ren Bundesländern derzeit zum Beispiel. auch 
für Diesel-Fahrzeuge der Schadstoffklasse 2 
Ausnahmeregelungen vorgesehen. Der BMU-
Entwurf würde eine entsprechende Kenn-
zeichnung nicht ermöglichen. Weiterhin wären 
auf den in Verbindung mit den Fahrverbots- 
und Ausnahmeregelungen erforderlichen Ver-
kehrszeichen bis zu vier Plaketten anzuzei-
gen.  

Zu wenig Differenzierungsmöglichkeiten bietet 
auch der Ein-Plaketten-Vorschlag Bayerns.  

Mit dem von Baden-Württemberg vorgelegten 
Entwurf könnte den lokalen Bedürfnissen bes-
ser Rechnung getragen werden, und auch 
aufgrund der Weiterentwicklung der EU-
Abgasgesetzgebung erforderliche Fortschrei-
bungen wären möglich. Allerdings stellt sich 
bei der Vielzahl der Plaketten mit ihrer Diffe-
renzierung nach Form, Farbe und Ziffernauf-
druck die Frage der Praktikabilität.  

Die Landesregierung hält eine Kennzeich-
nungsverordnung für erforderlich, um die zur 
Reduzierung der Luftschadstoffbelastung vor-
gesehenen Fahrverbote mit Ausnahmerege-
lungen für Fahrzeuge mit geringem Beitrag 
zur Schadstoffbelastung umsetzen zu können. 
Sie setzt sich für eine Weiterentwicklung der 
bisher vorliegenden Entwürfe ein. Dabei sollte 
sich die Klassierung der Fahrzeuge an den 
EU-Abgasnormen orientieren. Für die Fahr-
zeuge mit den höchsten Emissionen sollten 
keine Plaketten vorgesehen werden.  

NRW hat wegen des sich zum Beispiel aus 
dem Aktionsplan Düsseldorf-Südliche Innen-
stadt ergebenden unmittelbaren Handlungs-
bedarfs zur Senkung der Feinstaubbelastung 
in den Innenstädten mit Baden-Württemberg 
Kontakt aufgenommen. Ziel ist die Schaffung 
einer konsensfähigen, transparenten, prakti-
kablen und möglichst einfachen Regelung, mit 
der Fahrverbote und Ausnahmen für Fahr-
zeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbe-
lastung als Minderungsmaßnahme bei der 
Luftreinhaltung umgesetzt werden können. 

Erste Gespräche auf Arbeitsebene haben be-
reits stattgefunden.  

Ein überarbeiteter Verordnungsentwurf soll so 
bald wie möglich vorgelegt werden.  

 

Schriftliche Beantwortung der Mündlichen An-
frage 12 

Die Mündliche Anfrage 12 des Abgeordneten 
Dr. Michael Vesper (GRÜNE) lautet:  

„Ordentlicher Umgang miteinander“ 

Anlässlich seines Besuches in der Stadt He-
mer beklagte sich, so berichtete die Presse, 
Minister Oliver Wittke darüber, dass das Bun-
desverteidigungsministerium ihm untersagt 
habe, in der Blücher-Kaserne zu konferieren. 
Ausdrücklich gab er zu Protokoll: „Ich finde, 
das ist kein ordentlicher Umgang miteinan-
der…“ 

Vor wenigen Wochen hat der Innenminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen, Herr Dr. In-
go Wolf, wie seine Amtsvorgänger in den 
Jahrzehnten zuvor alle Landtagsabgeordnete 
in einem Schreiben gebeten, Verständnis da-
für zu haben, dass in den Monaten vor dem 
Termin der Bundestagswahl keine Besuche 
von Polizeidienststellen mehr möglich seien. 
Dies wurde und wird meines Wissens von al-
len Mitgliedern des Hauses akzeptiert und 
respektiert. 

Ist der erwähnte Brief von Herrn Innenminister 
Wolf nach Ansicht von Minister Wittke eben-
falls „kein ordentlicher Umgang miteinander“? 

Die schriftliche Antwort des Ministers für Bauen 
und Verkehr Oliver Wittke lautet:  

Die Antwort ist „nein“.  

 

 
 


